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Beginn: 9.01 Uhr

Vizepräsidentin Jung:

Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich heiße
Sie herzlich willkommen zu unserer heutigen Sit-
zung des Thüringer Landtags, die ich hiermit eröff-
ne.

Wenn ich die Tauben der Fraktion Die Linke sehe,
fällt mir unsere schöne Ausstellung hier im Hoch-
haus ein: „Picassos Taube trifft Hundertwasser“,
und ich weiß auch, dass heute der Weltfriedenstag
ist. Aber ich weiß auch, dass wir eine Geschäfts-
ordnung haben, und ich muss leider die Mitglieder
der Fraktion bitten, ihre nonverbale Äußerung hier
in dem Plenarsaal einzustellen. Sie können Ihre
Tauben in Ihr Herz aufnehmen

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Wenn Sie
eins haben!)

und die Blätter auf Ihren Platz legen. Also ich bitte,
Ihre Aktion jetzt zu beenden. Damit Sie Gelegenheit
haben, fällt mir ein Sprichwort von Jimi Hendrix ein,
der einmal in etwa gesagt hat: „Wenn die Macht der
Liebe über die Liebe zur Macht siegt, wird die Welt
Frieden finden.“

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich denke, wir können unsere heutige Plenarsitzung
im friedlichen Wettstreit der Argumente am Weltfrie-
denstag jetzt eröffnen.

Ich begrüße natürlich auch unsere Gäste auf der
Tribüne. Das ist das Grone-Bildungszentrum und
die Kooperative Gesamtschule Erfurt, die Klas-
se 10. Herzlich willkommen!

(Beifall im Hause)

Ich begrüße auch die Zuschauer am Livestream so-
wie die Vertreterinnen und Vertreter der Medien.

Für diese Plenarsitzung hat als Schriftführer neben
mir Herr Abgeordneter Kräuter Platz genommen
und die Redeliste führt Herr Abgeordneter Tischner.
Es haben sich keine Abgeordneten für die heutige
Sitzung entschuldigt.

Ich möchte noch einige Hinweise zur Tagesord-
nung geben: Wir sind bei der Feststellung der Ta-
gesordnung übereingekommen, den Tagesord-
nungspunkt 28 am Freitag als letzten Punkt aufzu-
rufen. Hierzu wird ein Antrag der Fraktion der AfD
in Drucksache 6/2613 verteilt.

Wird der Ihnen vorliegenden Tagesordnung zuzüg-
lich der von mir genannten Ergänzungen widerspro-
chen? Das kann ich nicht erkennen.

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 8 auf

Gesetz zur Änderung des Thü-
ringer Gesetzes über das Ver-
fahren bei Bürgerantrag,
Volksbegehren und Volksent-
scheid (Gesetz zur Einführung
von fakultativen Referenden)
Gesetzentwurf der Fraktion der
CDU
- Drucksache 6/2541 -
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Fraktion der CDU das Wort zur Be-
gründung? Das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich
die Aussprache und Herr Abgeordneter Mohring,
Fraktion der CDU, hat das Wort.

Abgeordneter Mohring, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, wir haben vor der parlamentarischen Som-
merpause einen Vorschlag zur Änderung der Thü-
ringer Landesverfassung vorgelegt und dem Hohen
Haus vorgeschlagen, die Verfassung dahin gehend
zu ergänzen, fakultative Referenden einzuführen,
und damit eine Möglichkeit zu schaffen, dass die
Bürgerschaft dieses Landes sich auch zwischen
den freien, allgemeinen und gleichen Wahlen, die
regelmäßig stattfinden, an der Ausgestaltung unse-
rer Demokratie neben den bereits bestehenden
Formen beteiligen kann. Wir haben heute mit dem
vorliegenden Gesetzentwurf zur Durchführung des
Verfahrens für solche fakultativen Referenden den
Vorschlag ergänzt und damit aus unserer Sicht die
Einladung ausgesprochen, die Debatte jetzt offen
und breit und auch unabhängig von unseren Vor-
schlägen so zu führen, dass am Ende mit einer ver-
fassungsändernden Mehrheit fakultative Referen-
den im Freistaat Thüringen als Vorreitermodell der
Ergänzung der repräsentativen und Ausgestaltung
der direkten Demokratie eingeführt werden. Ich
glaube, diese Vorreiterrolle steht dem Freistaat
Thüringen gut zu Gesicht.

(Beifall CDU)

Wir haben den Vorschlag deshalb ergebnisoffen,
aber im Ziel klar formuliert vorgelegt, weil wir natür-
lich wollen, dass unabhängig von den parlamenta-
rischen Mehrheiten, dass unabhängig davon, wer in
diesem Land gerade regiert, dass unabhängig da-
von, wer in diesem Land gerade Opposition ist, für
beide Seiten gilt, dass es sich lohnt, mehr Demo-
kratie zu gestalten, mehr Möglichkeiten der Beteili-
gung zu sichern, weil wir spüren, dass durch die
Zersplitterung der politischen Landschaft, durch das
Zurückziehen der Bürgerschaft vom Politischen,
durch den kritischen Blick auf das, was Politiker
tun, wir auch Alternativen anbieten müssen, die
mehr Beteiligung – auch zwischen den Wahlen –
ermöglichen und die auch mehr Vertrauen in die
Bürgerschaft setzen. So ist im Übrigen auch unser
Staatswesen angelegt, dem Politiker breitestmög-
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lich Entscheidungsfreiheit zu geben, begrenzt durch
periodisch regelmäßig stattfindende Wahlen, aber
auch der Bürgerschaft durch die Ergänzung bzw.
den Ausbau der repräsentativen Demokratie mit di-
rektdemokratischen Elementen Angebote zu mehr
Beteiligung zu unterbreiten bzw. mehr Beteiligung
zu sichern. Darauf zielt unser Vorschlag zur Einfüh-
rung von fakultativen Referenden. Wir merken aber
auch in der Debatte – und die Anmerkung will ich
gern machen –, dass in den letzten 20 Jahren, als
in dem Haus andere Mehrheiten gewirkt haben, die,
die in der Opposition gewesen sind, immer dann
auf die Ausgestaltung von mehr direktdemokra-
tischen Elementen gepocht haben, wenn sie ver-
mutet haben, dass damit vor allem linke Politik aus
der Mehrheit der Bevölkerung unterstützt wird.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie dürfen nicht immer von
sich auf andere schließen!)

Wir wollen aber sicherstellen, dass unabhängig von
der populistischen Annahme, wer gerade die Mehr-
heit der Bevölkerung vertritt, das Zutrauen der Be-
völkerung von unten in die Ausgestaltung gesichert
wird. Wir spüren gerade in dem Nebenvorschlag,
den wir gemacht haben aus Anlass der Debatte um
die Vorschläge für die Gebietsreform, die nicht der
Grund, aber der Anlass sind, auch diesen Vor-
schlag zu machen, dass wir sehr wohl spüren, dass
die gegenwärtige Mehrheit im Hohen Haus über-
haupt nicht daran interessiert ist, der Bürgerschaft
auch schon bei der Ausgestaltung von Gesetzen,
die die Gebietsreform in diesem Land betreffen,
dieses Instrument von fakultativen Referenden an
die Hand zu geben, eben weil sie genau an dieser
Stelle – obwohl es das einschneidendste Gesetzes-
werk in dieser Wahlperiode sein wird – der Bürger-
schaft nicht zutrauen wollen, zu entscheiden, ob
diese Gesetze in Kraft treten, ja oder nein.

Wer aber meint, der Bürgerschaft eine Entschei-
dung schon in dieser einfachen Frage, ob Gebiets-
reform wirken sollte oder nicht, nicht zutrauen zu
können, dem trauen Sie eigentlich auch nicht zu,
dass er richtig wählt. Genau das ist die Annahme
und die Crux, die Sie in Ihrer Debatte offenbart ha-
ben.

(Beifall CDU)

Wir wollen Instrumente schaffen, die zum Ersten
unabhängig von den politischen Mehrheiten auch
kein Durchregieren ermöglichen,

(Zwischenruf Abg. Huster, DIE LINKE: Was
ist denn das für eine Argumentation?)

sondern immer auch die Reflexion gegenüber dem
Bürger im Blick haben. Wir wollen, dass sicher-
gestellt wird, dass die Bürgerschaft dieses Instru-
ment an die Hand bekommt, um auch Politikkorrek-

turen zwischen den Wahlen durchzuführen. Wir
wollen sicherstellen – wir haben das auch schon in
der Affäre Lauinger einmal zum Ausdruck gebracht
und ich will diesen Punkt anders aufdrehen –, dass
wir alle Instrumente der politischen Auseinanderset-
zung so stark durch die Verfassung und die dazu-
gehörigen Gesetze in Thüringen ausfüllen, dass
das – wenn man das Politische ins Rechtliche um-
dreht – eben nur die Ausnahme bleiben darf.

Ich glaube, das ist wichtig, dass wir nicht die Debat-
te so führen, dass, wenn wir uns politisch hier nicht
einig sind, dann irgendeiner zum Staatsanwalt
rennt oder immer zuerst zum Gericht, sondern dass
wir die Möglichkeiten der politischen Auseinander-
setzung, der Teilhabe der Öffentlichkeit an dem de-
mokratischen Prozess so stärken, dass der politi-
sche Prozess besser wirken kann – auch mit Er-
gebniskorrekturen –, als dass denjenigen, die in der
politischen Debatte möglicherweise mit der Nieder-
lage nach Hause gehen, nur das Instrument der
Normenkontrolle bleibt. Ich glaube, das wäre eine
zu schlechte Ausgestaltung. Wenn wir dadurch
mehr Demokratie ermöglichen können, indem wir
das Politische in der Auseinandersetzung vor das
Rechtliche stellen, dann hätte das einen besonde-
ren, großen Wert. Deswegen schlagen wir auch an
dieser Stelle die fakultativen Referenden vor.

(Beifall CDU)

Wir wollen natürlich – ich habe das vorhin angesagt
– den populistischen Behauptungen entgegentreten
und zeitnah überprüfbar machen, ob diejenigen, die
hier vorn an das Pult treten und sagen: „Genau weil
wir gerade hier stehen, wir vertreten die Mehrheit
des Volkes“, dass man das auch überprüfen kann,
wenn man dem Volk ein Instrument an die Hand
gibt, das von unten initiativ werden kann und das
überprüfen kann, was wir hier im Haus beschlossen
haben. Das unterscheidet sich von den alternativen
Vorschlägen, die es gegenwärtig in der politischen
Debatte in Thüringen gibt, nämlich dass man Volks-
abstimmungen von oben ermöglichen will, indem
die politische Mehrheit sozusagen pflichtwidrig nicht
selbst zur Verantwortung geht, sondern sagt: Wir
geben aus der Mehrheit des Rates, zum Beispiel
bei der Frage der Änderung der Thüringer Kommu-
nalordnung ist das gerade im Gespräch oder auch
hier im Haus wird das oft diskutiert, dass die politi-
sche Mehrheit eine politische Entscheidung nicht
selbst verantwortet – dafür ist sie ja gewählt –, son-
dern indem sie das zur Volksabstimmung von oben
dem Volk zur Entscheidungsfrage vorlegt und damit
pflichtwidrig die eigene Verantwortung nicht wahr-
nimmt. Wir wollen aber auch, dass das Kernstück
unserer Demokratie – die repräsentative Demokra-
tie – dadurch ausgestaltet wird, dass zu jedem Zeit-
punkt die, die im Parlament gewählt sind, oder die,
die im Stadtrat oder im Kreistag gewählt sind, auch
jederzeit ihrer Verantwortung nachkommen und die
Verantwortung, in der sie gewählt sind, in der Zeit
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nicht wegdelegieren, sondern selbst entscheiden.
Das unterscheidet unseren Vorschlag von den
Ideen, Volksabstimmungen von oben durchzufüh-
ren. Wir schlagen vor, dem Volk ein Instrument an
die Hand zu geben, von unten selbst initiativ zu
werden und zu entscheiden, ob sie das überprüfen
wollen, was das Parlament beschlossen hat. Das
ist unser Vorschlag.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, wir halten es für notwen-
dig, die Demokratie in dieser Frage zu stärken, weil
wir glauben, es tut unserem Haus gut, es tut der re-
präsentativen Demokratie gut, es tut unserer De-
mokratie in der Summe gut, wenn wir bei der Ge-
setzgebung mehr Sorgfalt, mehr Transparenz,
mehr Nachvollziehbarkeit, aber auch weniger Hek-
tik an den Tag legen. Weil wir wissen, dass jede
Entscheidung noch mal durch das Volk an sich ge-
zogen und überprüft werden kann, ermöglicht es
auch einen besseren Diskurs zwischen denen, die
entscheiden müssen und sollen, und denen, die bei
der Wahl dann zur Tat schreiten und bei der nächs-
ten Wahl ihre Entscheidung treffen. Ich glaube, der
Dialog mit den Bürgern und mit den politisch Ver-
antwortlichen zwischen den Wahlen kann durch
diesen Vorschlag gestärkt werden, weil jeder, der
im Haus eine Parlamentsmehrheit zu einem neuen
Gesetz findet, weiß, dass, wenn das Volk es will –
und so haben wir es im Verfahrensgesetz vorge-
schlagen – und sich 50.000 Bürgerinnen und Bür-
ger finden und einen Volksentscheid auf den Weg
bringen können, es dann im Vorfeld natürlich bes-
ser ist, besser dialogbereit zu sein, besser zuzuhö-
ren, besser Ideen aufzunehmen, besser Argumente
abzuwägen als einfach durchzuregieren, weil man
gerade eine politische Mehrheit hat.

Ich will es gern noch mal sagen: Wir spüren bei der
ganzen Debatte um die Gebietsreform, dass man
an diesem exemplarischen Beispiel durchgängig
sehen und das plastisch festmachen kann, dass es
eine Parlamentsmehrheit ohne Rücksichtnahme auf
die Meinungsbildung vor Ort, ohne Rücksichtnahme
auf den Willen der Bürgerschaft ist, wenn man sagt,
wir ziehen das jetzt durch, wir treiben das jetzt zur
Entscheidung, es soll am 01.01.2018 gelten, egal,
welche Argumente vorgebracht werden, uns inte-
ressieren keine Anzuhörendenrechte, uns interes-
sieren keine Oppositionsrechte. Ich glaube, so ein
Verfahren kann man natürlich machen, aber es tut
der Demokratie nicht gut. Deswegen müssen wir
die Instrumente der Demokratie verbessern, damit
solche Verfahren in der Zukunft ausgeschlossen
sind.

(Beifall CDU; Abg. Gentele, fraktionslos)

Wir haben nach der ersten Lesung zur Änderung
der Verfassung heute den Verfahrensgang für die
erste Lesung des dazugehörigen Verfahrensge-
setzes eröffnet. Ich will ausdrücklich sagen: Wir

wollen einen breiten Dialog. Wir laden ausdrücklich
alle Fraktionen in diesem Hause ein, gemeinsam
über die beiden Initiativen zu sprechen. Wir bitten
auch um weitere Ergänzungsvorschläge, damit
man daraus ein Gesetzeswerk gießen kann, das ei-
ne Parlamentsmehrheit trägt. Ich glaube, das ist
wichtig, dass wir diesen Dialog offen und breit füh-
ren und nicht vorgesetzt die Meinung des einen ge-
gen den anderen austauschen. Das tut unserer De-
mokratie gut. Ich glaube, wir sollten unserem Volk
einfach auch zwischen den Wahlen mehr zutrauen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das sagt der Richtige!)

Mehr Zutrauen dem Bürger gegenüber sichert uns
auch breite Mehrheiten im Parlament und breite
Mehrheiten in der Demokratie. Ich glaube, die De-
mokratie in Deutschland und die Demokratie in
Thüringen braucht stärkere Unterstützung in der
Mitte und keine Stärkung der politischen Ränder.
Wenn man das in den Mittelpunkt stellt und zu-
nächst auch seine eigenen vielleicht bisherigen Ar-
gumentationslinien noch mal überprüft – wie wir
das auch gemacht haben – und am Ende heraus-
kommt, dass man die Demokratie in der Mitte stär-
ken kann und die Ränder schwächt, weil nicht der
Populismus siegt, sondern das Argument, dann ha-
ben wir sehr viel für Thüringen und unsere Demo-
kratie getan. Und so verstehe ich unseren Vor-
schlag.

Wir bitten um Überweisung an den zuständigen
Justizausschuss, an den zuständigen Innenaus-
schuss unter Federführung des Innenausschusses,
damit wir eine breite Debatte ermöglichen können.
Wir freuen uns auf diesen Austausch und bitten Sie
herzlich, unser Dialogangebot auch hier im Haus so
ernsthaft aufzunehmen, wie ich es vorgetragen ha-
be. Wir wollen am Ende des Wegs mehr Demokra-
tie ermöglichen. Dieser Vorschlag von uns ist ein
Baustein dazu. Vielen Dank.

(Beifall CDU; Abg. Gentele, fraktionslos)

Vizepräsidentin Jung:

Das Wort hat nun Abgeordnete Müller für die Frak-
tion Die Linke.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Sollen wir
Ihnen eine Hitsche holen? Wissen Sie, was
das ist?)

Ich brauche keine Leiter, Herr Fiedler.

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, nun legt die CDU die Änderung des Thürin-
ger Gesetzes über Bürgerantrag, Volksbegehren
und Volksentscheid vor, die genau genommen
schon zur im Juni eingebrachten Verfassungsände-
rung gehört hätte. Warum Sie jetzt diesen Gesetz-
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entwurf sozusagen nachschieben, ist nach einge-
brachter Verfassungsänderung und uns nicht nach-
vollziehbar, denn es handelt sich um strukturell und
inhaltlich notwendig zusammenhängende Ge-
setzentwürfe und die sollten auch gemeinsam be-
handelt werden. Von daher wird es Sie jetzt nicht
verwundern, dass es bei unseren Aussagen vom
Juni bleibt. Die Linke-Fraktion befürwortet das di-
rektdemokratische Instrument des fakultativen Re-
ferendums schon viele Jahre. Fakultatives Referen-
dum bedeutet, zu vom Parlament beschlossenen
Gesetzen kann in einer bestimmten Frist nach der
Veröffentlichung ein Volksbegehren gestartet wer-
den. Werden bei der Unterschriftensammlung ge-
nügend Unterstützungsunterschriften zusammen-
gebracht, kommt es über das jeweils neu beschlos-
sene Parlamentsgesetz zum Volksentscheid. Das
fakultative Referendum gibt es schon seit längerer
Zeit in der Schweiz und das von der CDU gewählte
Modell mit 50.000 Unterschriften entspricht diesem
Modell, allerdings mit einem entscheidenden Unter-
schied. Anders als im CDU-Vorschlag gibt es in der
Schweiz keinen Finanz- und Abgabenvorbehalt bei
der direkten Demokratie,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

also auch nicht beim Referendum. Im Gegenteil, je
gewichtigere finanzielle Auswirkungen ein öffentli-
ches Projekt oder eine Maßnahme hat, desto eher
muss das der abstimmungsberechtigten Bevölke-
rung zur endgültigen Entscheidung vorgelegt wer-
den. Dieses Modell geht auch in der Variante, das
Stimmvolk kann sich die Sache zur endgültigen
Entscheidung auf den Tisch holen. Über eine Ver-
weisung im Gesetzentwurf hat die CDU nun die De-
mokratiebremsen „Finanztabu“ und „Abgabenvor-
behalt“ auch in ihrem Vorschlag zum fakultativen
Referendum eingebracht. Daher haben wir in der
ersten Lesung der Verfassungsänderung diesen
Vorschlag als Mogelpackung bezeichnet. Denn so-
lange in Thüringen noch ein so weit reichendes Fi-
nanztabu und ein Abgabenvorbehalt bestehen, sind
viele Themen von Volksbegehren und Volksent-
scheid ausgeschlossen, weil sie Mehrausgaben
oder erhebliche Umschichtungen von Mitteln im
Landeshaushalt verursachen.

Wir haben hier gründlich recherchiert und wirklich
lange nachgedacht und gern lassen wir uns eines
Besseren belehren, aber fast das einzige Thema,
was mit der von der CDU vorgeschlagenen Verfas-
sungsänderung in einem Volksbegehren wirksam
behandelt werden könnte, wäre zum Beispiel ein
Gesetz zur Aufhebung der Bannmeile. Dass dies
angesichts der aktuellen, aufgeregten Sicherheits-
debatten innerhalb der CDU im Fokus Ihres Interes-
ses stand, kann ich mir da wirklich nicht vorstellen.
Auch die einfachgesetzliche Umsetzung des Vor-
schlags zur Einführung des sogenannten fakultati-

ven Referendums durch die CDU bleibt eine Mogel-
packung,

(Beifall DIE LINKE)

denn darin werden die gleichen gesellschaftspoliti-
schen und sachlichen Fehler und Schwächen wie-
derholt, die schon den Gesetzentwurf zur Verfas-
sungsänderung prägten.

Wir fordern daher, dass, verbunden mit der Diskus-
sion um das fakultative Referendum, zwingend
auch über die Abschaffung des Finanztabus und
des Verbots der Abstimmung über Abgaben ge-
sprochen werden muss. Wenn Einführung des fa-
kultativen Referendums, dann auch richtig und so
umfassend wie möglich. Hinzu kommt, dass auch
auf Landesebene dringend geboten ist, mehr jünge-
ren Menschen wirkliche Mitentscheidungsrechte zu
geben. Daher sollte für Wahlen und für Abstimmun-
gen, das heißt auch für Volksbegehren und Volks-
entscheide, das Beteiligungsalter auf 16 Jahre ge-
senkt werden.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das ist ein Projekt von Rot-Rot-Grün aus dem Koa-
litionsvertrag und für die kommunale Ebene schon
umgesetzt, allerdings ist dieses Vorhaben der Al-
tersabsenkung nach Ansicht der Linke-Fraktion
zwingend mit dem Vorhaben der Abschaffung des
Finanztabus und des Abgabenvorbehalts zu verbin-
den.

(Beifall DIE LINKE)

Es ist unglaubwürdig und schädlich für die Demo-
kratie, jungen Menschen den formalen Zugang zu
Volksbegehren zu ermöglichen, aber gleichzeitig
hinzunehmen, dass aber bei circa 80 Prozent der
möglichen Mitbestimmungsthemen eine wirkliche
Mitentscheidung wegen Finanztabu und Abgaben-
vorbehalt ausgeschlossen ist. Welche Auswirkun-
gen das Finanztabu – also das Verbot, über Fragen
mit finanziellen Auswirkungen abzustimmen – ha-
ben kann, dürfte auch am Volksbegehren gegen die
Gebietsreform deutlich werden. Es führt ebenfalls
zu Haushaltsumschichtungen von mehreren Millio-
nen Euro und entzieht den Kommunen Fördergel-
der für Fusionen.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Was war
denn das jetzt?)

Die Linke-Fraktion und mit uns die Koalitionspartner
von Bündnis 90/Die Grünen und SPD sind zu ent-
sprechenden Gesprächen in Sachen Gesetzent-
wurf, Absenkung Beteiligungsalter und Abschaffung
Finanztabu sowie Abgabenvorbehalt mit der CDU
bereit. Denn der möglichst umfassende Ausbau der
Demokratie, gerade auch der direkten, ist eines der
Projekte aus unserem Vertrag.
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(Beifall DIE LINKE)

Wir plädieren daher dafür – und da stimmen wir der
CDU zu –, diesen Gesetzentwurf an den Innenaus-
schuss zu überweisen, wo ja bereits der Gesetzent-
wurf zur Verfassungsänderung liegt, ebenso zur
Mitberatung an den Justizausschuss. In den weite-
ren Ausschussberatungen wird es dann um Fragen
einer Anhörung gehen. In einer öffentlichen Anhö-
rung sollten nach Meinung unserer Fraktion auch
die Schweizer Erfahrungen zum fakultativen Refe-
rendum und zum Verzicht auf das Finanztabu und
den Abgabenvorbehalt durch Anzuhörende aus der
Schweiz zur Sprache gebracht werden. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat Abgeordnete Marx
das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, liebe Zuschauerinnen und Zuschauer
auf der Tribüne!

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Sie haben
den Livestream vergessen!)

Nein, das habe ich jetzt noch nicht gesagt. Das
muss ich auch nicht sagen.

Das fakultative Referendum – wir haben ja schon in
der letzten Plenarsitzung dazu eine Debatte geführt
und ich habe wiederum sehr interessiert der Be-
gründung des Kollegen Mohring zur Einbringung
dieses für die CDU doch neuen und untypischen
Vorschlags gelauscht. Aber, wie gesagt, jeder soll
dazulernen,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Wir sind
halt eine moderne Partei!)

auch die CDU.

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will mal am Ende der Rede von Herrn Mohring
beginnen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Es
ist doch gar kein Fasching!)

Kollege Mohring hat gesagt, er sieht das fakultative
Referendum auch als ein Korrektiv der Parlaments-
entscheidungen an und als ein Mittel, die Politik der
Gefahr zu entziehen, dass die politischen Ränder
ein zu starkes Gewicht bekommen. Ich habe jetzt
mal länger darüber nachgedacht – ich hatte ja noch
ein bisschen Zeit –, was damit eigentlich gemeint
ist. Die Politik zurück in die Mitte zu holen, das

heißt also, die jetzigen Koalitionsentscheidungen
sollen ein bisschen rückgängig gemacht werden.
Ein demokratisches, repräsentatives parlamentari-
sches System lebt immer von der glaubhaften Op-
tion für den Wechsel, für den Politikwechsel. Des-
wegen hat es hier in Thüringen auch nach langen
Jahren alleiniger oder geteilter Herrschaft der CDU
eine andere Regierung gegeben.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Weil Ihr uns
verraten habt!)

(Unruhe CDU)

Kollege Fiedler ruft von hinten, weil wir Sozialdemo-
kraten untreu geworden sind. Deswegen haben wir
jetzt keine Koalition der Mitte, sondern eine rot-rot-
grüne Links-Mitte-Koalition.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ganz links!)

Das behagt euch nicht, wie wir jetzt wieder mal se-
hen. Jetzt ist es so, natürlich haben wir auch als
Sozialdemokraten – und wir arbeiten ja schon sehr
lange mit den anderen Parteien, die jetzt unsere
Koalitionspartner sind, in dem Bündnis für mehr De-
mokratie zusammen. Wir haben die Mitwirkungs-
rechte von Bürgern immer sehr offen und auch sehr
offensiv verbessert. Aber jetzt ist ja das Anliegen
der CDU – und das wird auch offensiv so gesagt,
das ist ja auch per se nichts Schlimmes –, man will
vor allen Dingen anlässlich der Gebietsreform zum
Korrektiv der Mitte greifen. Da ist die Frage: Ver-
sucht man damit nicht auch, eine Wählerentschei-
dung rückgängig zu machen? Denn diese Kommu-
nal- und Gebietsreform, die natürlich ein schwieri-
ges Thema ist, ist kein Überraschungsei, das wir
den Thüringern jetzt hinten herum durch die Brust
ins Auge drücken. Das ist eines der wichtigsten
Projekte unserer Regierungsarbeit.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Euer Pro-
jekt!)

Die Parteien, die das jetzt verfolgen, haben es auch
in ihren Wahlprogrammen angekündigt. Die Bürge-
rinnen und Bürger haben trotzdem – oder in Anse-
hung dieses wichtigen Themas – eine Mehrheit er-
möglicht, die dieses Projekt jetzt umsetzt. Ja, man
kann sich aber auch selbst entlarven.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn ich heute in der Zeitung lese, dass der Wart-
burgkreis die Orchesterfusion zwischen Eisenach
und Gotha platzen lassen möchte, weil sie zur Be-
dingung gemacht haben, dass ihre Kreisfreiheit er-
halten bleibt,

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Eine Sauerei
ist das!)

möchte ich hier als Demokratin und als kulturpoliti-
sche Sprecherin sagen: Ich finde es unsäglich,
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

wenn ein paar Leute ihre Ämterwahrung in einer
kommunalen Gebietskörperschaft, ihre Pöstchen,
dazu herhalten lassen und dafür ein Orchester, ei-
ne Kulturlandschaft in Thüringen, die einmalig ist, in
Geiselhaft nehmen und einem Orchester die Auflö-
sung androhen, damit sie in ihrem eigenen kleinen
Landratsämtchen sitzen bleiben können. Das finde
ich ungehörig und nicht in Ordnung.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Unruhe CDU)

Ich komme jetzt wieder zum Thema zurück. Ich ha-
be schon in Ihrer Verfassungsänderung … Es ist
richtig gut, dass Sie sich mal aufregen, schön.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Ich habe schon in der ersten Diskussion um die
Verfassungsänderung eingewendet, dass ich mit
dem fakultativen Referendum ein Problem habe,
auch wenn das in der Schweiz so gehandhabt wird.
Das ist das Recht zum Neinsagen. Wir haben bis-
her in unseren Mitwirkungsmöglichkeiten durch
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid immer die
Verpflichtung, einer Ablehnung dann auch eine po-
sitive Gestaltung entgegenzusetzen. Einfach eine
Bremse einzubauen für ein Handeln einer jeweili-
gen Regierungsmehrheit, erscheint mir ein
bisschen wenig. Das erscheint mir ein bisschen zu
kurzsichtig. Ich wünsche mir eigentlich immer De-
batten – wir führen sie in der SPD, mit den Linken
und mit den Grünen auch seit Langem immer – bei
unseren Volksbegehren mit den Bürgern; was wol-
len wir positiv gestalten? Da habe ich ein Problem,
wenn man einfach nur ein Stoppzeichen setzen
kann und sagen kann: Etwas, was eine Regie-
rungsmehrheit gerade gemacht hat, das will ich
nicht. Wir wissen, dass man hinter Negativparolen
– „Weg mit ...“ – immer sehr viele Menschen ver-
sammeln kann. Aber bei der Frage „Was dann?“
hat man weniger Interessierte. Da sehe ich ein Pro-
blem bei diesem reinen fakultativen Referendum.
Das mag bei anderen nicht so sein. Ich sage auch
ausdrücklich: Das ist eine persönliche Meinung von
mir.

Trotzdem wollen wir – das hat auch die Kollegin
Müller gerade schon angekündigt – gern mit Ihnen
ausführlich über diesen Vorschlag diskutieren. Wir
freuen uns immer, dass auch die CDU jetzt ihre
Sympathie zur direkten Demokratie entdeckt hat.
Vielleicht kommt demnächst noch die freie Liebe
dazu. Deswegen werden wir selbstverständlich mit
Ihnen in den Ausschüssen …

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Jetzt zie-
hen Sie es auch noch ins Lächerliche!)

Das ist nicht lächerlich.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Doch, das
ist lächerlich!)

Das ist nicht lächerlich.

Vizepräsidentin Jung:

Meine Damen und Herren, die Abgeordnete Marx
hat das Wort.

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Das ist
schlimm!)

Abgeordnete Marx, SPD:

Sie müssen jetzt wissen, warum Sie sich da so da-
rüber aufregen, ich nicht.

Wir werden aber auch andere Vorschläge, die wir in
der Vergangenheit zur Verfassungsänderung ge-
macht haben, in ein mögliches Paket mit einbinden.
Das wird Sie nicht überraschen. Denn Sie haben
sich in den letzten Jahren gegen andere Vorschlä-
ge immer gezielt zur Wehr gesetzt. Da haben wir
zum Beispiel die Absenkung des Wahlalters. Es
gibt noch viele andere Vorschriften. Es gibt zum
Beispiel auch die Forderung – ich sage Ihnen noch
etwas anderes, damit Sie sich wieder ein bisschen
abkühlen – des Deutschen Kinderschutzbundes,
dass man vielleicht auch Kinderrechte mit in die
Landesverfassung aufnehmen könnte,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Oh, was mir
da noch alles einfällt! Wir schreiben gleich ei-
ne neue Verfassung!)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Gute
Idee!)

die Befolgung der UN-Kinderrechtskonvention. Das
ist eine Sache. Es gibt alles Mögliche, was man tun
kann, wenn man die Beteiligung von Bürgerinnen
und Bürgern wirklich ernst meint.

Deswegen bieten wir Ihnen an, dass wir gemein-
sam – weil es um eine Verfassungsänderung geht
– einmal unsere Verfassung anschauen. Dann
könnten wir auch andere Dinge mit regeln. Wenn
es dazu kommt, dass wir das fakultative Referen-
dum – weil Sie mir noch bessere Argumente gesagt
haben – vielleicht doch irgendwann einmal gut fin-
den sollten. Wie gesagt, bis jetzt bin ich davon noch
nicht überzeugt. Dann können wir vielleicht gemein-
sam ein Paket schnüren. Wir nehmen Bürgerinnen
und Bürger ernst und wollen selbstverständlich
auch außerhalb der Wahlen

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Ja, ja!)

– ja, jetzt schreien Sie wieder, weil Sie ja immer Ih-
re hauptamtlichen Bürgermeister mit den Bürgern
verwechseln.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Unver-
schämt!)

Doch, das verwechseln Sie, denn die Bürgerinnen
und Bürger, mit denen wir sprechen, die sagen:
Uns ist es nicht so wichtig, dass da ein hauptamtli-
cher Verwaltungschef oder eine Verwaltungschefin
sitzt. Wir wollen, dass der Staat seine Aufgaben er-
füllt und dass auch außerhalb der Bezahlung von
Beamtenapparaten genügend Geld zur Durchfüh-
rung wichtiger Aufgaben übrig bleibt. Ja, das ist so.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Kennen Sie
Bürgermeister? Wir haben auch viele ehren-
amtliche Bürgermeister!)

Vizepräsidentin Jung:

Frau Abgeordnete Marx hat das Wort. Frau Tasch,
Sie können sich gern zu Wort melden.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Tasch spricht so selten hier vorn und deswe-
gen muss Sie die Möglichkeit des Zwischenrufs
nutzen. Ich habe noch genügend Redezeit und bin
da auch tolerant genug.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Unruhe CDU)

Ja, so ist das doch. Frau Tasch, noch was? Im Mo-
ment nicht.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Ich kann re-
den, wann ich will, da muss ich Sie nicht fra-
gen!)

Alles gut.

Vizepräsidentin Jung:

Frau Abgeordnete Marx, noch erteilt das Präsidium
den Abgeordneten das Wort.

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Das ist
auch gut so!)

Abgeordnete Marx, SPD:

Entschuldigung, dann war ich jetzt zu tolerant. Ich
höre mir auch gern einzelne Abgeordnete an, ge-
nauso wie alle Bürgerinnen und Bürger. Wir werden
mit Ihnen gemeinsam darüber sprechen, wie man
die Verfassung so modernisieren kann, dass wir
mehr Möglichkeiten von Bürgerinnen und Bürgern
haben, sich selbstverständlich auch an der Gesetz-
gebung zu beteiligen. Es gibt allerdings, wie ge-
sagt, auch im Moment schon außerhalb von fakul-
tativen Referenden viele Methoden, uns als Parla-
ment nach außen zu öffnen. Wir haben zum Bei-
spiel die Möglichkeit, sich im Internet zu äußern, wir
haben öffentliche Anhörungen von Sachverständi-

gen, wir nehmen Bürgerinnen- und Bürgerzuschrif-
ten sehr ernst. Es gibt also viele Beteiligungsmög-
lichkeiten im Laufe eines Gesetzgebungsverfah-
rens. Deswegen ist es, wie gesagt, nicht so, dass
ein Gesetz, das zumal auch noch dem Wahlpro-
gramm der beteiligten Parteien entspricht, jetzt eine
totale Überraschung ist, wo die Bevölkerung unbe-
dingt eine Notbremse ziehen können müsste.
Gleichwohl wollen wir mit Ihnen gern offen und aus-
führlich darüber diskutieren, inwieweit hier eine Ver-
fassungsänderung in Betracht kommen könnte.
Aber dann machen wir ein schönes Paket und wür-
den dort gern alle anderen sinnvollen Dinge mit ein-
binden und dann mit Ihnen gemeinsam das Land
im Sinne von mehr Demokratie voranbringen. Vie-
len Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Das Wort hat nun Abgeordneter Kießling, Fraktion
der AfD.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Abgeordnete,
liebe Zuschauer! Wenn wir über direkte Demokratie
sprechen, dann geht es um Legitimation, denn wir
stehen vor der Frage, wie die Politik wieder stärker
legitimiert werden kann. Dafür sind eigens die Ver-
fahren der direkten Demokratie gedacht, sie kön-
nen die Menschen einbinden und ihnen mehr Mit-
sprachemöglichkeiten eröffnen. Die direkte Mitwir-
kung ist aus einem wichtigen Grund notwendig. Sie
ist notwendig, weil sich die Menschen durch die Ab-
geordneten im Parlament nicht mehr vertreten füh-
len, leider.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
trifft insbesondere auf die AfD zu!)

Das ist keine Behauptung, sondern eine Tatsache.
Den Parteien wird kaum noch ein Interesse am
Wohl des Bürgers zugetraut, knapp ein Drittel der
Bevölkerung glaubt, dass sich die Abgeordneten
nur ihrer Partei verpflichtet fühlen. Dazu gab es im
letzten Jahr eine Befragung der Thüringer zur Au-
ßenwirkung des Thüringer Landtags, die dies be-
stätigte. Dass sich die Menschen nicht mehr vertre-
ten fühlen, liegt an dem Glaubwürdigkeitsproblem,
an dem die Politik leidet. Die Menschen wollen die
Dinge selbst in die Hand nehmen, weil sie den Poli-
tikern und Abgeordneten ihre Versprechen und An-
kündigungen nicht mehr glauben. Vor den Wahlen
werden großartige Dinge für das Wohl der Allge-
meinheit versprochen. Doch nach der Wahl ist da-
von nichts mehr übrig. Man hat sich sozusagen ver-
sprochen. Wir wissen aus den Wahlversprechen
der CDU im Jahr 2005, damals sagten sie, die
Mehrwertsteuer werde höchstens um zwei Prozent-
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punkte steigen, schließlich wurden es 3 Prozent.
Die CDU hatte damals auch versprochen, den Ein-
gangssteuersatz zu senken. Die Politik der CDU
lässt sich am besten mit den Worten Adenauers zu-
sammenfassen, Sie kennen das Zitat: „Was interes-
siert mich mein Geschwätz von gestern.“

(Beifall AfD)

Gerade diese Unglaubwürdigkeit hat das Vertrauen
der Menschen in die Politik genommen. Und jetzt
bringt die CDU die direkte Demokratie ins Spiel.
Damit werden Sie weiter zur Politikverdrossenheit
beitragen, leider. Denn, was Sie hier tun, ist nichts
anderes als ein durchsichtiges Manöver. Jenes Ins-
trument, das gegen die Politikverdrossenheit helfen
soll, missbraucht die CDU jetzt zur Profilierung,
meine Damen und Herren. Mit diesem Missbrauch
leisten Sie der Politik in diesem Lande einen Bären-
dienst, denn Ihre Initiative ist unglaubwürdig. Sie
versprechen wieder Dinge, die Sie am Ende wahr-
scheinlich nicht halten werden. Jeder in diesem
Land weiß, dass die CDU jeglichen Ansatz der di-
rekten Demokratie ein Vierteljahrhundert lang im
Keim erstickt hat. Die OTZ fragte sich bei der Ein-
bringung Ihrer Verfassungsänderung im Juni, ob es
sich hier um ein taktisches Manöver handelt. Alle in
Thüringen wissen, dass Sie es nicht ernst meinen,
liebe CDU.

Im Januar hat die AfD-Fraktion einen Antrag einge-
bracht, um die Gebietsreform mit einem Volksent-
scheid bestätigen zu lassen. Es ging um die nach-
gelagerte Bestätigung des Gesetzes durch das
Volk, sprich das Referendum. Was haben Sie da-
mals gesagt, liebe CDU? Sie sagten, Zitat: „Was
Sie hier eigentlich wollen, hat mit parlamentarischer
Demokratie zunächst nicht viel zu tun, weil sich der
Thüringer Verfassungsgeber aus gutem Grund
nicht für eine Volksdemokratie nach kommunisti-
schem Muster entschieden hat.“ Aber was interes-
siert Sie Ihr Geschwätz von gestern? Nicht wahr,
Herr Scherer? Das waren damals Ihre Worte.

(Beifall AfD)

Oder aber: Was haben Sie damals nicht ernst ge-
meint, als Sie die Idee der direkten Demokratie als
Kommunismus beschimpften? Die CDU erschüttert
das Vertrauen der Bürger in die Politik, weil die
Glaubwürdigkeit in ihren Worten fehlt. Vor einem
Jahr warb die AfD dafür, die Bürger durch verein-
fachte Volksentscheide besser in die Abläufe der
Demokratie einzubinden. Die CDU sagte, die Vor-
schriften der direkten Demokratie hätten sich be-
währt und Reformen seien nicht notwendig. Komi-
scherweise jetzt doch! Jetzt auf einmal vertritt Herr
Mohring plötzlich die Position, man bräuchte „neue
Andockstellen im politischen Betrieb“. Was stimmt
denn nun? Merken Sie, wie unglaubwürdig das ist,
Herr Mohring? So darf man nicht mit dem Vertrau-
en der Wähler umgehen. Jetzt stellt die CDU all-
mählich die Weichen, damit das Thema ganz

schnell wieder vom Tisch kommt. Diese Verfas-
sungsänderung soll ein Wahlkampfthema werden.
Ob sich die CDU allerdings in drei Jahren noch an
dieses Versprechen erinnert, ist mehr als fraglich.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: In drei Wo-
chen nicht mehr!)

(Beifall AfD)

Nein. Damals bei der Euro-Einführung kam ja auch
noch das Versprechen, es würde den Steuerzahler
nichts kosten. Aber wie wir sehen, haften wir nun
fleißig und es kostet. Das ist ungefähr so fraglich
wie die jetzt von den Christdemokraten im Bund an-
gekündigte Steuersenkung, das ist genau dasselbe
in grün: Hier wird auch wieder etwas versprochen,
das mit Sicherheit wieder nicht gehalten wird.

Es ist schade, dass mit diesem taktischen Manöver
ein wichtiges Instrument für das fakultative Refe-
rendum für die Parteipolitik geopfert wird. Denn der
Sinn der Referenden ist unbestritten: Sie öffnen die
Mitwirkung des Volkes an der Gesetzgebung. Mit
dem Referendum wird die Einheit von parlamentari-
scher und direkter Demokratie geschaffen. Die
nachgelagerte demokratische Mitwirkung überwin-
det die überkommenen Ansichten in der Thüringer
Verfassung, nach der es keine Schnittmengen zwi-
schen den beiden Formen der Gesetzgebung gibt.
Die Referenden haben vor allem eine disziplinieren-
de Wirkung auf den Gesetzgebungsprozess. Wer
die Ablehnung des Volkes berücksichtigen muss,
der wird die Mitwirkung an Gesetzen anders ausge-
stalten als es jetzt der Fall ist,

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Machen
wir doch die ganze Zeit!)

– ja, ist richtig –, der wird auf die Bürger zugehen
und sich ihrer Probleme annehmen. Damit meine
ich, richtig annehmen, und nicht, wie beispielsweise
mit den Dialogforen von Rot-Rot-Grün zur Gebiets-
reform, diese Alibiveranstaltung, wo man zwar zu-
hört, aber ob die Meinung der Bürger eingebunden
wird, ist auch hier mehr als fraglich.

Der nachgelagerte Volksentscheid hat aber auch
eine disziplinierende Wirkung auf die Opposition –
das sagte Herr Mohring schon mal richtig. Denn mit
dem Referendum lässt sich die Opposition jederzeit
in die Pflicht nehmen. Auch die Opposition muss ih-
re Worte stärker wägen, wenn ihre Behauptungen
jederzeit überprüfbar werden können. Mit anderen
Worten: Der Gesetzgebungsprozess und die Politik
würden endlich ehrlicher und volksnaher werden.
Wir als AfD-Fraktion unterstützen daher die Einfüh-
rung fakultativer Referenden. Das haben wir schon
von Anfang an gesagt. Auch steht die direkte De-
mokratie von Anfang an im Wahlprogramm der AfD.
Wir sind aber auch der Meinung, dass das Volk be-
reits jetzt an dieser Verfassungsänderung mitwirken
soll und muss. Wir müssen nicht bis zur Einführung
der fakultativen Referenden warten, um die Bürger
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mitbestimmen lassen zu können. Wir können hier
und heute damit beginnen. Wir können hier und
heute – wie gesagt – darüber abstimmen, darüber
reden und wir können auch noch mal später beim
Gesetzentwurf zur Einführung der Verfassungsrefe-
renden darüber sprechen. Deswegen stimmen wir
diesem Antrag zu. Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Das Wort hat nun Abgeordneter Adams, Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kollegen, lie-
be Gäste hier im Thüringer Landtag, wir wollen die-
sen Antrag an den Ausschuss verweisen. Wir wol-
len direkte Demokratie erweitern, so wie wir die
kommunale direkte Demokratie erweitern werden.
Und das, sehr verehrte Kollegen aus der CDU-
Fraktion, wird der erste Punkt sein, an dem Sie be-
weisen können, dass Ihre Worte, die ich heute ge-
hört habe, die ich auch gerne ernst nehme, über die
ich mich auch freue,

(Beifall CDU)

ob diese Worte einer redlichen Wende im Blick der
CDU-Fraktion auf mehr Demokratie entspringen
oder ob es eine Doppelzüngigkeit ist.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das werden wir in Kürze hier im Parlament sehen.
Mit großem Respekt schaue ich auf eine Opposi-
tion, die – sonst wäre sie ja nicht Opposition – nicht
einmal die Mehrheit hinter sich vereinen kann und
hier mit großem Mut und Engagement eine Verfas-
sungsänderung vorschlägt, für die man eine Zwei-
drittelmehrheit benötigt. Hoher Respekt vor diesem
Vorstoß!

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Wie viel
Prozent hatten Sie? 5 Prozent und dann so
eine dicke Backe?!)

Ich weiß nicht, Herr Brandner, ob Sie sich, bevor
Sie in den Landtag eingezogen sind, mit Parlamen-
tarismus, parlamentarischen Gepflogenheiten und
dem Ablauf in so einem Parlament auseinanderge-
setzt haben. Ich habe das viele Jahre gemacht,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Hat er nicht!)

weil ich viele Jahre darauf hingearbeitet habe, so
eine Aufgabe einmal übernehmen zu dürfen. Ich
habe bei Ihren Zwischenrufen nicht den Eindruck,

dass Sie das Haus mit Würde erfüllen wollen oder
hier irgendetwas beizutragen haben.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie wis-
sen auch – und da wende ich mich noch einmal
den Kollegen der CDU zu –, dass die jetzige Koali-
tion niemals einen solchen Vorstoß von Ihnen ab-
blocken würde, so wie Sie es immer getan hätten.

(Beifall DIE LINKE)

Sie wissen das und Sie vertrauen darauf und die-
ses Vertrauen werden wir auch nicht enttäuschen.

(Beifall CDU)

Wir laden Sie ein zu einem echten Gespräch, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren. Wir wollen
Gesprächsangebote machen, auch wenn es uns
schwerfällt – und das, glaube ich, ist in allen Reden
heute hier deutlich geworden –, Ihnen abzukaufen,
dass Sie das tatsächlich ernst meinen und dass Sie
tatsächlich wollen, dass von dem Augenblick an, an
dem wir die Verfassungsänderung vornehmen,
auch immer alle dieses Recht haben werden. Das
fällt uns im Augenblick noch schwer und es wird die
Debatte zeigen.

Aber eines, Herr Mohring, möchte ich Ihnen nach
Ihrer Rede auch sehr deutlich sagen: Wer auf die
letzten 20 Jahre beim Fortentwickeln von Volksbe-
gehren schaut, die Opposition von damals schmäht
und dann noch vor Populismus warnt, der karikiert
sich selbst.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer eine
Verfassungsänderung angeht, muss dies gut be-
denken. In dem Zusammenhang darf ich an das
Bernhard-Vogel-Zitat erinnern, das Ihren Fraktions-
raum ziert. Wir laden Sie dazu ein, genau nach die-
ser Prämisse vorzugehen, so wie wir es bei jedem
Schritt bisher gemacht haben, den Rot-Rot-Grün in
Richtung mehr Demokratie auf den Weg gebracht
hat: Gut diskutieren, Symposien machen, Men-
schen fragen, mit den Leuten draußen reden und
dann zu einer Entscheidung kommen, wie wir eine
solche Verfassungsänderung, wie wir eine weitere
Stufe für die direkte Demokratie ermöglichen. Das
wollen wir machen. Wir werden eines nicht tun: Wir
werden keinen weiteren Placebo platzieren. Das
heißt auch – meine Kollegin von der Linken hat das
auch schon gesagt –, wer so wie Sie auf dem Fi-
nanztabu beharrt und den Leuten versucht zu er-
zählen, dass man damit tatsächlich die direkte De-
mokratie stärkt, in der Hoffnung, dass der Verfas-
sungsgerichtshof nahezu jedes Volksbegehren kas-
sieren muss und damit auch jedes fakultative Refe-
rendum, der spielt nicht echt. Das werden wir mit
Ihnen durchdiskutieren, das werden wir deutlich
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machen. Das Finanztabu muss an dieser Stelle
ebenso fallen, sonst ist es nur ein Placebo.

Eines, meine sehr verehrten Damen und Herren,
muss ganz klar sein: In dieser Debatte werden wir
keinen Populismus zulassen. Wir werden keine Ulti-
maten zulassen, Frau Tasch,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

nur guten parlamentarischen Stil. Das, meine sehr
verehrten Damen und Herren, ist das Einzige, was
uns an dieser Stelle weiterbringt. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner erhält Abgeordneter Krumpe
das Wort.

Abgeordneter Krumpe, fraktionslos:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegen Ab-
geordnete, als ich im jugendlichen Alter meine S 51
reparierte, blieben des Öfteren Kleinteile übrig.

(Beifall Abg. Gentele, fraktionslos)

Dieser sparsame Verbau von Mopedteilen führte
regelmäßig dazu, dass das Teilsystem, das ich ver-
sucht habe, zu reparieren, wieder funktionierte,
kurz darauf aber ein anderes Teilsystem den Geist
aufgab. Mir waren also die Zustände und Zusam-
menhänge dieser Teilsysteme nicht bekannt oder
besser gesagt, mir war die Komplexität des Ge-
samtsystems eines Motors überhaupt nicht präsent.
Übertragen auf die aktuelle Debatte frage ich mich,
ob es bei einem fakultativen Referendum nicht
auch wichtig wäre, dass der abstimmende Bürger
die Fähigkeit besitzt, die Verzahnung eines zur De-
batte stehenden Gesetzes mit anderen Regelungen
– oder hier Teilsystemen – zu erkennen.

Nach dem Brexit bin ich überzeugt, dass sich die
Bürger grundsätzlich souveräner fühlen, wenn sie
einschätzen können, welche Räder sich in welche
Richtung drehen, wenn dieses oder jenes Gesetz
verabschiedet oder eben durch einen Volksent-
scheid gekippt wird.

Nur zur Erinnerung: Wissen Sie, was die Wähler im
Vereinigten Königreich nach Schließung der Wahl-
lokale am meisten googelten? Suchbegriff
Nummer eins: Was bedeutet es, die EU zu verlas-
sen? Suchbegriff Nummer zwei: Was ist die EU?
Was lernen wir daraus? Nun ja, dass eine formale
Bürgerbeteiligung – hier ein fakultatives Referen-
dum – auch dazu geeignet ist, den nachfolgenden
Generationen einen Scherbenhaufen zu hinterlas-
sen,

(Beifall SPD)

weil einfache Antworten auf die Funktionsweise ei-
nes komplexen Gesamtsystems in der Regel durch
Populisten besser transportiert werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sowohl auf kommunaler als auch auf Landesebene
scheint es, dass alle Thüringer Parteien die formale
Bürgerbeteiligung als politisches Ziel erkannt ha-
ben, und das, obwohl wir alle wissen, dass das
Kind schon längst in den Brunnen gefallen ist, wenn
es formal wird. Was wir meiner Meinung nach am
dringendsten brauchen – aber das lässt sich natür-
lich nicht so gut medial verkaufen wie ein Gesetz
zur Stärkung der Demokratie –, ist eine Stärkung
des allgemeinen politischen Interesses und Ver-
ständnisses. Das heißt, auch am Abendbrottisch
muss wieder mehr über Politik gesprochen werden,
anstatt vom Dschungelcamp. Dieses politische Ver-
ständnis erreicht man am ehesten über qualitativ
hochwertige und zielgruppenorientierte Entschei-
dungs- und Informationsgrundlagen in Verbindung
mit der informellen Bürgerbeteiligung im unmittelba-
ren Umfeld des Wählers.

Wer also meint, dass ein Bürger seine unmittelbare
Betroffenheit von Windkraftanlagen anhand einer
Papierkarte anstatt von einem 3D-Modell ableiten
kann, der entfernt sich zunehmend von dem Ziel
der Bürgerbeteiligung, nämlich individuelle Betrof-
fenheiten frühzeitig zu erkennen, um tragfähige Lö-
sungen zur Vermeidung negativer Auswirkungen zu
entwickeln. Wer meint, es reiche aus, Haushaltsplä-
ne als PDF-Dokument im Internet zur Verfügung zu
stellen, der verkennt die Realität. Kein Bürger liest
100 oder Tausende Seiten Haushaltspläne. Warum
werden hierfür nicht computergestützte Werkzeuge
wie „wheredoesmymoneygo.org“ oder „bern.bud-
get.opendata.ch“ nachgenutzt, mit denen ganz ein-
fach komplexe haushalterische Sachverhalte auch
für Laien erklärt werden können?

Zur Aktivierung des politischen Interesses der Thü-
ringer Wählerschaft eignet sich idealerweise die in-
formelle, verbindliche und vor allem anerkennende
Bürgerbeteiligung auf der kommunalen Ebene. Ge-
nau hier bedarf es einer Kooperation des Engage-
ments und der Koproduktion der Einwohnerschaft
mit Politik und Verwaltung. Ich möchte damit sagen,
dass es unser Ziel sein muss, formelle Verfahren
zu vermeiden und stattdessen frühzeitig mit der
Bürgerschaft auf kooperativer Ebene und auf Au-
genhöhe zusammenzuarbeiten.

(Beifall SPD; Abg. Gentele, fraktionslos)

Liebe Kollegen, die Bereitstellung zielgruppenorien-
tierter Informations- und Entscheidungsgrundlagen
ist nicht nur Aufgabe der Politik, sondern auch die
der Medienvertreter. Schließlich ist es Aufgabe der
Medien, die Öffentlichkeit zu informieren, auch über
komplexe Zusammenhänge und das in einer einfa-
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chen und verständlichen Art und Weise. Insofern
müssen sich die Medienvertreter aktuell selbst hin-
terfragen, inwieweit ihre Art von Journalismus noch
zeitgemäß ist und welche Rolle der Datenjournalis-
mus in Thüringen zukünftig spielen wird. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN; Abg. Gentele, fraktionslos)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Brandner, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Meine Damen und Herren, wir haben vorhin einlei-
tende Worte von Herrn Mohring gehört, die mich
noch mal ans Pult rufen, weil ich mich sehr gewun-
dert habe, warum Herr Mohring hier vorn nicht nach
und nach immer roter geworden ist. Es ist uns un-
begreiflich, wie man als CDU, als selbsternannte
Noch-Volkspartei, jahrzehntelang das eine erzählen
kann und sich dann innerhalb von wenigen Wochen
um 180 Grad dreht und das Gegenteil von dem be-
hauptet, was man immer wie eine Monstranz vor
sich hergetragen hat. Es ist wenige Wochen her,
der Kollege Kießling hat darauf hingewiesen, dass
Herr Scherer hier noch Volksabstimmungen als
kommunistisches Teufelszeug verunglimpft hat, kei-
ne kommunistischen Volksdemokratien haben woll-
te, die er damit in Verbindung brachte, wenn Volks-
abstimmungen möglich werden. Herr Fiedler sprach
von blankem Populismus. Rückblickend war das
wahrscheinlich ein Lob für uns, Herr Fiedler, was
Sie da gemeint haben. Und plötzlich stellt sich Herr
Mohring hier hin und tut so, als hätte die CDU das
Konstrukt der Volksabstimmungen erfunden. Meine
Damen und Herren, der Wähler draußen wird das
merken. Der Wähler draußen mag das Original und
das wird er am Wochenende in Mecklenburg-Vor-
pommern ganz klar durch sein Wahlverhalten ver-
deutlichen. Das Original ist die AfD.

(Beifall AfD)

Im AfD-Grundsatzprogramm, Herr Mohring, ich ha-
be darauf schon mal hingewiesen, im AfD-Grund-
satzprogramm vom 1. Mai 2016 – das ist noch gar
nicht so alt – da steht an ganz prominenter Stelle,
ganz vorn unter Punkt 1.1: dem Volk soll das Recht
gegeben werden, über vom Parlament beschlosse-
ne Gesetze abzustimmen. Das ist ein Markenkern
der AfD, den es inzwischen seit einigen Monaten
gibt.

Nachdem Sie wahrscheinlich etwas länger ge-
braucht haben, das AfD-Grundsatzprogramm über-
haupt angefangen haben zu lesen – das steht ja
am Anfang –, haben Sie gemerkt, Mensch, das ist
ja eine Bombenidee, da versuchen wir mal, der AfD
die Butter vom Brot zu nehmen, und kommen jetzt
als billige Kopie unseres Grundsatzprogramms da-

her und tun so, als hätten Sie Demokratie erfunden,
meine Damen und Herren.

Warum macht die CDU das? Die CDU ist personell
und programmatisch verbraucht und ausgelutscht.
Die CDU regiert in wechselnden Koalitionen mit
wechselnden Mehrheiten in allen Bundesländern
seit 70 – gefühlt seit 170 – Jahren, sage ich Ihnen
mal. Da ist nichts Neues. Jetzt kommt eine neue
Partei, die auf den Plan tritt, nämlich die AfD, und
die hat gute Ideen, die hat sehr gute Ideen – lesen
Sie sich das Grundsatzprogramm durch! – und
dann geht natürlich nichts schneller, als das sofort
zu verwursten und so zu tun: Mensch, das über-
nehmen wir mal und da tun wir so, als wenn wir das
erfunden hätten.

Und wer macht dabei mit? Das gesamte Altmedien-
kartell macht dabei natürlich auch mit. Unsere, Herr
Kollege Kießling hat auch darauf hingewiesen, An-
träge, hier mehr Demokratie einzuführen – zwei
oder drei haben wir schon eingebracht –, wurden
von den Altparteimedien verschwiegen. Nichts zu
finden in der Presse, gar nichts.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Altparteime-
dien, was ist denn das?)

Und plötzlich, ein Jubel geht durch die Medienland-
schaft: Die CDU bekennt sich zur Basisdemokratie.
Die CDU hat Bombenideen. Flankiert wird das wun-
derbar durch die Medien, die Sie unter Kontrolle ha-
ben, aber das merken die Leute draußen natürlich
auch. Die wissen das Original von der billigen Ko-
pie zu unterscheiden. Sie werden damit hier in Thü-
ringen, Herr Mohring, keinen Blumentopf gewinnen.
Auch wenn Sie nicht rot werden, wenn Sie hier vorn
lügen.

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, noch mal ein Satz ab-
schließend zu dem unsäglichen Auftritt der Linken-
Fraktion ganz am Anfang hier mit ihren Friedens-
täubchen. Auch das ist verlogene Politik, will ich Ih-
nen sagen. Am 01.09., dem von Ihnen sogenann-
ten Friedenstag, haben Ihre politischen Gesin-
nungsgenossen 1983 nämlich – die sozialistischen,
kommunistischen Russen, damals die UdSSR – ein
ziviles Luftfahrzeug von der koreanischen Luftlinie
Korean Airlines abgeschossen. Herr Blechschmidt,
haben Sie da auch eine Friedenstaube hochgehal-
ten, 1983?

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Ja, da habe ich auch die Friedenstaube
hochgehalten!)

Ja, da schauen wir mal in Ihre Akte rein, ob das von
der Stasi auch so vermerkt wurde, dass Sie da ak-
tiv waren. Also genau das ist Geschichtsklitterung,
was Sie hier betreiben.

(Beifall AfD)
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Sie und Ihre Gesinnungsgenossen bringen am
01.09. 270 Leute um und stellen sich ein paar Jah-
re später hin und halten Friedenstauben hoch.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Brandner, ich bitte Sie wirklich.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Das ist mindestens genauso verlogen wie die Poli-
tik von da drüben. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Danke. Das Wort hat nun Abgeordneter Kuschel,
Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, mit dieser Gesetzesinitiative beweist die
CDU durchaus Mut – darauf wurde schon verwie-
sen –, auch Mut, indem sie ihren politischen Irrtum
im bisherigen Handeln und Agieren als Regierungs-
partei eingesteht.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das ist ja
Parteischuljargon!)

Das weiß ich aus eigener Erfahrung, dass es nicht
einfach ist, im politischen Geschäft den politischen
Irrtum einzugestehen. Insofern ist das bei Ihnen
spät, aber spät ist immer besser als nie.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Wert-
volle an Volksbegehren und auch an Referenden
ist, dass es den öffentlichen Dialog befördert. Das
erleben wir auch gegenwärtig bei der jetzigen Initia-
tive auf Zulassung eines Volksbegehrens gegen
das Vorschaltgesetz. Das ist das Wertvolle, dass
die bereits sehr intensive öffentliche Debatte noch
einmal befördert wird. Das wollen wir auch. Ande-
rerseits müssen wir natürlich anerkennen, dass
auch ein Volksbegehren oder auch ein Referendum
den verfassungsrechtlichen Vorgaben entsprechen
muss, und zwar in inhaltlicher, aber auch in rechtli-
cher und verfahrensrechtlicher Ausprägung. Da
sind wir in der Verantwortung und ich will noch ein-
mal deutlich sagen: Wer ein Referendum fordert,
der muss sich natürlich mit der Frage des Arti-
kels 82 Abs. 2 der Verfassung, dem Finanz- und
Abgabentabu, beschäftigen,

(Beifall DIE LINKE)

denn wir haben dazu Rechtsprechung. Darauf will
ich noch einmal eingehen, auch mit Blick auf das
jetzt laufende Antragsverfahren für ein Volksbegeh-
ren, gerade weil die CDU es unterstützt. Ich bin
überzeugt, dass die Initiatoren die Öffentlichkeit
täuschen. Denn ich bin davon überzeugt, dass die

Initiatoren wissen, dass vieles dafür spricht, dass
das jetzige geplante Volksbegehren mit unserer
Verfassung nicht in Übereinstimmung ist, und zwar
nicht, weil Rot-Rot-Grün etwas dagegen hat, son-
dern weil Sie als CDU sich bisher geweigert haben,
das Finanzierungs- und Abgabentabu aufzuheben.
Ich wollte nur noch einmal darauf eingehen. Be-
kanntermaßen habe ich ganz intensiv den Antrag
für das Volksbegehren „Kommunalabgaben“ mit un-
terstützt. Das beinhaltete einen Vorschlag der Fi-
nanzierung, der den Landeshaushalt nicht zusätz-
lich belastet hätte. Das hat das Verfassungsgericht
hoch eingeschätzt und hat gesagt: Das ist etwas
ganz Wertvolles, dass Bürgerinnen und Bürger sich
auf den Weg machen, etwas zu ändern, ohne zu
sagen: Wir wollen aber mehr Geld vom Staat. Aber
es beinhaltete eine Umverteilung der Belastungen
innerhalb der Gebühren- und Beitragspflichtigen, al-
so der Bürgerinnen und Bürger, also den soge-
nannten vertikalen Ausgleich. Da hat das Verfas-
sungsgericht gesagt: Das Finanz- und Abgabenta-
bu des Artikels 82 Abs. 2 betrifft eben auch diese
Ebene. Das heißt, unsere Verfassung regelt, dass
Bürgerinnen und Bürger im Rahmen eines Volksbe-
gehrens auch nicht in Bezug auf die Umverteilung
von Mitteln entscheiden dürfen. Jetzt versetzen Sie
sich einmal in die Lage, meine Damen und Herren
der CDU, Sie wollen Gesetze überprüfen lassen, in
denen es nicht einmal um Geld geht, sondern nur
um Umverteilung – das scheitert an der Verfas-
sung. Also Sie müssen bereit sein, dann tatsächlich
auch die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen
zu schaffen, damit Ihre Initiative in der Praxis dann
auch Wirkung erzielt. Für das jetzt laufende Volks-
begehren kommt das offenbar zu spät. Ich bedaure
das außerordentlich, weil es natürlich nie schön ist,
wenn sich Bürgerinnen und Bürger auf den Weg
machen und zum Schluss dann vom Verfassungs-
gericht gesagt bekommen: Es geht nicht, die Ver-
fassung lässt es nicht zu. Aber die Situation haben
Sie mit zu verantworten und das Handeln der CDU
in dieser Frage ist sowieso äußerst widersprüchlich.
Dazu nur ein paar wenige Fakten:

Sie haben am 15.12.2011 hier im Landtag einen
Entschließungsantrag eingebracht und beschlos-
sen, der viele Dinge, die jetzt im Vorschaltgesetz
geregelt sind, beinhaltet, mit ein paar Nuancen: Ab-
schaffung der Weiterentwicklung der Verwaltungs-
gemeinschaften, Mindestgrößen von Gemeinden –
Sie hatten 5.000 vorgeschlagen, im Vorschaltge-
setz steht jetzt 6.000. Das ist aber alles nicht ir-
gendwie groß abweichend. Jetzt bekämpfen Sie
diese Regeln und beschreiben den Untergang von
Thüringen! Oder die damalige amtierende Minister-
präsidentin, Frau Lieberknecht, hat im Oktober
2014 öffentlich erklärt, dass, wenn es zu einer Koa-
lition mit der SPD kommt, Sie innerhalb von
100 Tagen einen Gesetzentwurf in den Landtag zur
Abschaffung und Weiterentwicklung der Verwal-
tungsgemeinschaften einbringt. Jetzt fordern Sie
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den Fortbestand der Verwaltungsgemeinschaften,
ohne dass sich hier Rahmenbedingungen geändert
haben. Ich kann nachvollziehen, dass das manche
als Populismus bezeichnen. Sie tun der Demokratie
da keinen Gefallen, wenn Sie nur, weil Sie jetzt in
Opposition sind und weil Sie keine anderen The-
men haben, Dinge, die Sie vorher durchaus richtig
formuliert haben, jetzt völlig ins Gegenteil verkeh-
ren.

Meine Damen und Herren, auch in der jetzigen
Phase agiert die CDU völlig widersprüchlich. Wäh-
rend Sie hier das Vorschaltgesetz als Teufelswerk
beschreiben, agieren Ihre Kommunalpolitikerinnen
und Kommunalpolitiker vor Ort sehr verantwor-
tungsbewusst und zukunftsweisend. Ich verweise
auf den Oberbürgermeister von Ilmenau oder den
Bürgermeister der Wolfsberggemeinde. Die sind
sich alle einig. 75 Prozent der Bürgerinnen und Bür-
ger der Stadt Langewiesen haben sich in einer Bür-
gerbefragung, an der sich 69 Prozent beteiligt ha-
ben, für die Eingemeindung nach Ilmenau ausge-
sprochen. Dort spricht keiner von Identitätsverlust
und dergleichen oder der Zerstörung von Bewähr-
tem.

(Beifall DIE LINKE)

Daran zeigt sich doch, dass Bürgerinnen und Bür-
ger offenbar viel weiter sind als Sie von der CDU.
Andererseits erheben Sie aber hier den Anspruch,
dieses Land zu führen. Das haut nicht hin. Der
Oberbürgermeister von Nordhausen hat konkrete
Vorstellungen. Ihr Bürgermeister mit CDU-Partei-
buch von Schleusingen hat schon Verträge im Ent-
wurf mit umliegenden Gemeinden abgeschlossen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Können sie
doch machen!)

Die Bürgermeister im sogenannten Sonneberger
Unterland sind sich einig,

(Unruhe CDU)

auch mit CDU-Parteibuch. Öffnen Sie doch einfach
den Blick für die Realitäten und versuchen nicht,
hier in irgendeiner Art und Weise ein Gesetz zu be-
kämpfen, das in der kommunalen Praxis auf reges
Interesse stößt.

Also, meine sehr geehrten Damen und Herren, wir
werden in den Ausschüssen weiter debattieren.
Aber ich will es noch mal auf den Punkt bringen:
Wenn Sie nicht bereit sind, die Verfassung so zu
gestalten, dass die Referenden dann auch Wirk-
samkeit entwickeln, dann bleibt die Einschätzung
als Populismus wahr. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten hat sich Abge-
ordneter Mohring zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Mohring, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich will es nur vorwegschieben – auch
wenn er nicht im Plenarsaal ist –: Es hatte seinen
guten Grund, warum die CDU Gera die Karriere
des damaligen Mitglieds Brandner gestoppt hat.
Weil sie schon frühzeitig erkannt hat, was aus die-
sem Mann werden kann und sich entwickelt. Brand-
stifter braucht die Demokratie nicht.

(Beifall CDU; Abg. Gentele, fraktionslos)

(Zwischenruf Abg. Huster, DIE LINKE: Mehr
hat die CDU nicht zustande gebracht!)

Die CDU-Karriere hat sie gestoppt, die anderen ha-
ben die anderen gefördert. Aber das ist ja auch nur
ein Nebensatz, den ich einfach loswerden wollte,
weil er nämlich eins zeigt: Wenn Herr Brandner hier
vorn zum Beispiel sein eigenes Grundsatzpro-
gramm – mit dem er ja immer dicke Hose macht –
zitiert, einmal gelesen und sich ein bisschen juris-
tisch reinversetzt hätte, würde er verstanden ha-
ben, warum der Jurist Scherer den Vorschlag des
Juristen Brandner, den Vorschlag der AfD, vor we-
nigen Wochen im Parlament kritisiert und zu Recht
richtig eingeordnet hat, dass das mit dem, was wir
heute machen, nicht vergleichbar ist. Nämlich, es
gilt genau das, was ich vorhin gesagt habe. Die AfD
hat vor wenigen Wochen eine Verfassungsände-
rung vorgeschlagen, wo sie genau gesagt hat, das
Parlament soll eine Entscheidung an das Volk über-
tragen, damit dort die Entscheidung getroffen wer-
den kann. Das ist aber pflichtwidrig gegenüber der
Verantwortung, die man im Parlament hat. Wir
schlagen vor, dass es eine Initiative von unten aus
dem Volk selbst, ohne dass jemand von oben den
Auftrag dazu erteilt, gibt, und wenn das Volk es
möchte – ganz allein, ganz frei, nicht einmal irgend-
ein Politiker das definiert –, dann können diejenigen
eine Initiative starten und dann können sie das
möglicherweise stoppen, was das Parlament be-
schlossen hat. Das unterscheidet uns. Wir wollen
dem Volk ein Instrument an die Hand geben, das
es freiwillig nutzen kann, und wir wollen nicht
pflichtwidrig Parlamentsverantwortung abgeben.
Das unterscheidet uns deutlich von Ihrem Vor-
schlag.

(Beifall CDU; Abg. Gentele, fraktionslos)

Sie in der AfD müssen sich angewöhnen, dass Sie
ab und zu mehr erzählen als nur populistischen
Quatsch, mehr erzählen, als von Meck-Pomm zu
reden, wenn im Parlament des Thüringer Landtags
eine Verfassungsänderung beschlossen wird.
Wenn Sie sich einmal auf die Themen konzentrie-
ren würden, die hier in dem Haus eine Rolle spie-
len, würden Sie auch einen Beitrag für die Demo-
kratie leisten und mehr als nur Populismus, den Sie
dauernd an den Tag legen.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD)
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Im Übrigen, wenn Sie sagen, auch einen Blick dafür
hätten, was wirklich in der Öffentlichkeit diskutiert
wird – Ihr Abgeordneter Kießling hat ja erst gesagt,
er ist gegen unseren Vorschlag, dann hat er auf
einmal seine Rede weitergelesen, die jemand auf-
geschrieben hat, da war er für den Vorschlag und
als er gemerkt hat, dass es irgendwie nicht zusam-
menpasst, hat er es konditioniert und hat Bedingun-
gen gestellt. Ich finde, so eine Rede ist einfach nur
schräg. Sie müssen mal lesen, was Ihnen einer auf-
geschrieben hat. Vorher lesen, dann vortragen, im
besten Fall sogar in freier Rede, dann würde Ihnen
auch klar werden, was Sie manchmal für wirres
Zeug erzählen.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Dann hät-
ten Sie mal richtig zuhören müssen, Herr
Mohring!)

(Beifall CDU, SPD; Abg. Gentele, fraktions-
los)

Wenn Sie richtig vorbereitet gewesen wären, hätten
Sie zum Beispiel in der OTZ auch noch zwei Mona-
te später gelesen. Aber wahrscheinlich haben Sie
das Altmedium einfach abbestellt, deswegen ist Ih-
nen das entgangen.

(Beifall CDU)

Am 18.08. hat nämlich Volkhard Paczulla in seinem
Kommentar zu unserem Vorschlag, zu dem wir ge-
rade beraten, Folgendes geschrieben, ich will das
gern zitieren, Frau Präsidentin: „Die Idee, Landes-
gesetze jeweils durch die Endkontrolle des Wahl-
volks laufen zu lassen, falls es denn Volkes Wille
sein sollte, die ist gut. Sie ist deshalb gut, weil ihre
Umsetzung geeignet erscheint, die Kluft zwischen
Wählern und Gewählten wieder etwas zu verrin-
gern.“

(Beifall CDU; Abg. Gentele, fraktionslos)

Ich will das gern für meine Fraktion und für meine
Partei ganz klar sagen, weil das immer wieder infra-
ge gestellt wird: Wir werben sehr um Gemeinsam-
keit für diesen Vorschlag. Wir wissen, dass wir allei-
ne keine verfassungsändernde Mehrheit auf den
Weg bringen können, wir wissen aber auch, dass
Sie das nicht allein auf den Weg bringen können.
Es braucht das Zusammenarbeiten von Opposition
und Regierung, um die Verfassung in diesem Land
zu ändern. Eine hohe Hürde, die auch bestmögli-
che Ergebnisse bringen soll.

(Beifall DIE LINKE)

Deshalb, lieber Kollege Adams, habe ich mich ge-
freut, dass Sie Ihre Wortwahl gegenüber der letzten
Rede zur Verfassungsänderung etwas offener und
auch dialogbereiter formuliert haben. Aber ich will
Ihnen auch sagen, lieber Herr Adams, ein bisschen
bleibt es anmaßend an der einen Stelle. Sie haben
gerade so die Hürde des Parlaments mit der 5-Pro-

zent-Hürde gewuppt. Wir sind die stärkste Fraktion
in diesem Landtag.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das muss ich mir nicht sagen las-
sen!)

Sich hier vorne hinzustellen und uns zu erzählen:
„Ihr habt ja nicht mal eine Mehrheit, warum stellt ihr
überhaupt Anträge für Gesetze, die Ihr eh nicht
durchbringt?“ Dann haben Sie Demokratie nicht
verstanden.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Dann brauchen Sie uns kein Ulti-
matum setzen!)

(Beifall CDU)

Um Mehrheit werben, die steht nicht vorher fest.
Erst Dialog, erst Debatte, dann Abstimmung im
Landtag – so sieht Demokratie aus. Das gilt auch
für die, die gerade regieren. Ich würde sehr darum
werben. Wir nehmen das gerne auf, ich habe die-
sen Vorschlag gemacht, wir diskutieren gemein-
sam. Sie haben auch gesagt, sie wollen einladen,
wir diskutieren gemeinsam. Jetzt kann es ja nicht
mehr so schwer sein, sich zu finden, aber ich will
gerne auch noch einmal eines sagen, damit das
von vornherein eingeordnet ist. Natürlich haben wir
früher – und ich sage das noch einmal, ich habe
das beim letzten Mal schon gesagt – auch unsere
Bedenken geäußert, die Sie heute vortragen: Wie
weit geht man bei der Hürdensenkung bei der
Volksdemokratie, damit man die repräsentative De-
mokratie, die nach wie vor unser Herzstück ist, wie
wir es betrachten, nicht aushöhlt, sondern die Ver-
antwortung auch bei den Gewählten lässt, die für
fünf Jahre die Verantwortung übernommen, aber
auch übertragen bekommen haben und sich dann
neuen Wahlen stellen müssen. Das ausgewogen
zu machen und durch Elemente der direkten Demo-
kratie zu ergänzen, stärkt unsere Demokratie und
das macht unser Staatswesen aus. Der Unter-
schied ist aber, dass man dem Volk auch zutrauen
muss, richtige Entscheidungen zu treffen und aber
auch immer wieder nachzufragen und mit eigenen
Vorschlägen das zu korrigieren, was die Gewählten
auf den Weg bringen. Deshalb, liebe Kollegin Marx,
wollen wir eben nicht, dass es mit dem fakultativen
Referendum nur darauf hinausläuft, gesetzesaufhe-
bende Initiativen zu machen. Genau das haben wir
ja in unserem Vorschlag heute auch formuliert,
nämlich dass in der Debatte und auf dem Weg zum
Volksentscheid das Parlament die Anregungen aus
dem Volk, wenn es denn zum ersten Wupp, näm-
lich der Sammlung von 50.000 Unterschriften und
damit zum Antrag auf den Volksentscheid kommt,
und die Ideen aufnimmt und einen Alternativgesetz-
entwurf zur Volksabstimmung stellt und mit der
Mehrheit aus dem Haus heraus um Zustimmung
wirbt. Das macht Demokratie aus, dass man für ei-

4898 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 60. Sitzung - 01.09.2016

(Abg. Mohring)



ne Idee, die man hat, für eine Entscheidung, die
man getroffen hat, wirbt und erklärt.

Ich glaube, wir haben jetzt in Deutschland in den
letzten Wochen und Monaten gelernt, dass mehr
Politikerklärung unbedingt notwendig ist und die-
sem Staatswesen guttut; mehr erklären und nicht
nur behaupten, wir haben die Mehrheit, wir ziehen
durch, sondern sich aufmachen und dem Volk die
komplizierten Dinge dieses Lebens erklären. Dann
kann man im Übrigen auch komplexe Sachverhalte,
Kollege Krumpe, darstellen. Aber das Erklären ist
die Voraussetzung und das Erklären ist unser Job
und den sollten wir machen und nicht wegwischen
und sagen: Wir wissen es besser, weil wir gerade
mal regieren. Ich glaube, das wäre nicht der richtige
Ansatz.

(Beifall CDU; Abg. Gentele, fraktionslos)

Deshalb nehmen wir das gern auf, wie wir auch, ich
will das gern noch mal sagen, natürlich heftig disku-
tiert haben, aber alle Verfassungsänderungen in
diesem Haus, die damit zustande gekommen sind
und auch einfachgesetzliche Regelungen, beim
Bürgerantrag, beim Bürgerentscheid in der Kommu-
nalordnung, beim Volksbegehren und bei der Ab-
stimmung beim Volksentscheid in der Verfassung,
alle vier Quorensenkungen, die auch auf Volksini-
tiative angeregt und im Parlament beschlossen
wurden, sind trotz heftiger Debatten in den letzten
25 Jahren immer mit Zustimmung der CDU passiert
und nie gegen die CDU. Das geht gar nicht anders,
weil es verfassungsändernde Mehrheiten waren.
Aber sich hier hinzustellen und zu sagen, alles ist
gegen die CDU entschieden worden, das ist ein-
fach sachlich falsch und unlogisch, weil es mit der
Verfassung gar nicht ginge. Alles, was wir an direkt-
demokratischen Elementen verbessert haben, ist in
den letzten 25 Jahren mit der CDU in diesem Haus
passiert und nicht gegen die CDU.

(Beifall CDU)

Ich bitte Sie, mit dieser Geschichtsverfälschung
aufzuhören. Sie entspricht nicht der Wahrheit.

Was Sie aber hier vorschlagen – und ich will es
noch mal sagen –, das ist ein dritter Weg. Es ist der
Weg – neben der Gesetzgebung durch den Land-
tag und der Gesetzgebung durch das Volk – durch
Volksentscheid von unten mit eigenem Gesetzes-
vorschlag. Es ist der Vorschlag, fakultative Referen-
den einzuführen, die darüber bewerten sollen,
wenn das Volk es will, dass das, was hier im Haus
beschlossen wurde, noch mal das Volk an sich
zieht und sagt, wir entscheiden darüber. Gut, posi-
tiv oder negativ, es liegt daran, wie man es erklärt,
welche Mehrheit am Ende im Volk zustande
kommt.

Natürlich, lieber Abgeordneter Kuschel, ich sage Ih-
nen das mal ausdrücklich, weil ich es auch letzte
Woche schon in der Ankündigung in Vorbereitung

zum Plenum gesagt habe: Wenn Sie die Debatte
nicht überlagern und überladen mit Vorschlägen,
die nichts, aber auch gar nichts mit diesem konkre-
ten Verfassungsvorschlag zu tun haben, nur um es
auf die lange Bank zu schieben, dann kann es ver-
mutlich gar keine Einigung geben, die Sie nicht wol-
len, dann wird es wahlprogrammatisch von uns –
und ich wiederhole das noch mal ausdrücklich –
auch 2019 debattiert. Wenn wir uns aber zu diesem
Vorschlag der Einführung fakultativer Referenden
finden, dann kann ich mir vorstellen, dass wir auch
in Debatten und in Symposien und mit fachlichen
Bewertungen und auch verfassungsrechtlichen
Auseinandersetzungen für den Bereich von fakulta-
tiven Referenden – nicht für Volksabstimmungen
von unten, die auch Volksgesetzgebung beinhal-
ten –, wo das Volk die beschlossenen Gesetze des
Landtags überprüft, auch über das Finanztabu re-
den können, weil man natürlich, wo das Parlament
schon mal entschieden und sich eine Mehrheit ge-
funden hat, auch über die Frage nachdenken kann.
Das unterscheidet natürlich alles, was die Frage
der Etathoheit des Hauses betrifft. Das unterschei-
det natürlich alles dort, wo alternative Volksgesetz-
gebung mit dem eigenen Entwurf die Haushaltssys-
tematik durcheinanderbringen würde. Dafür gibt es
ausgefeilte und auch abschließende Verfassungs-
rechtsprechungen. Aber für diesen neuen Weg, für
die fakultativen Referenden, erkläre ich ausdrück-
lich – wenn Sie die Verfassungsfragen nicht überla-
den –, dass wir darüber reden können. Wenn Sie
aber sagen, wir wollen über das Wahlalter mit 16
reden, Frau Marx will über die freie Liebe reden –
ich weiß gar nicht, wie sie die in der Verfassung
verankern will, aber von mir aus –, ich will nur sa-
gen, wenn Sie alles überweitern wollen und überla-
den wollen, dann zeigt das nur eines, dass Sie
nicht ernsthaft an einer Debatte interessiert sind
und es eigentlich nur auf die lange Bank schieben,
damit Sie eines verhindern können, damit wir gege-
benenfalls bei sachlicher Auseinandersetzung und
bei verfassungsrechtlich sauberer Debatte mögli-
cherweise auch schon zur Änderung der Verfas-
sung kommen könnten, bevor Gebietsreformge-
setze auf den Weg gekommen sind.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Mohring.

Abgeordneter Mohring, CDU:

Ja, danke. Sie haben recht.

Ich will gern sagen, wenn Sie es nicht überladen,
dann finden wir einen Weg. Wenn Sie es aber über-
laden, dann kommen wir nicht zum Ende. Wir wol-
len eine gute Lösung für die Demokratie in diesem
Land. Dafür steht unser Vorschlag. Vielen Dank.

(Beifall CDU)
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Vizepräsidentin Jung:

Als Nächster hat sich Abgeordneter Adams zu Wort
gemeldet.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen hier im Thüringer Landtag! Ich glau-
be, Herr Mohring, ein paar Dinge muss man noch
mal klarstellen, weil Sie das in letzter Zeit zur Per-
fektion bringen wollen, Dinge hier am Pult zu be-
haupten, die mit der Wahrheit nichts zu tun haben.
Niemand in diesem Rund von der Koalition hat Ih-
ren Vorschlag auch im letzten Plenum in irgendei-
ner Form abgelehnt. Alle haben immer gesagt, da-
rüber werden wir reden. Dass Sie jetzt versuchen,
der Öffentlichkeit zu erzählen, dass gerade wir Grü-
ne es gewesen seien und gerade ich in meiner Per-
son es gewesen sei, der Ihre Vorschläge abgelehnt
hätte, ist infam. Das muss ich mal ganz deutlich sa-
gen.

Ich glaube, wir haben das alle mehrfach durchdis-
kutiert. Deshalb will ich noch mal auf den zweiten
Punkt kommen. Ja, man kann auch mit 5,7 Prozent
Mitglied in einer Koalition sein. Das ist ja das We-
sen des Sich-Zusammenschließens, Herr Mohring.
Was ich mit meiner Replik auf Ihre Opposition aus-
drücken wollte, ist, dass wir das ablehnen, was Sie
gemacht haben, als Sie im letzten Plenum die Ver-
fassungsänderung eingebracht haben, nämlich
gleich zu sagen, das hat überhaupt auf jeden Fall
auf Befehl der CDU in einem halben Jahr über die
Bühne zu sein. Wenn wir hier zusammenkommen
wollen, werden wir miteinander reden müssen. Es
ist eigentlich eine wunderbare Sache, dass Sie das
in Ihrem letzten Beitrag eben auch so gesagt ha-
ben. Das ist der richtige Weg. Darüber muss ich
mich überhaupt nicht erheben und sagen, dass das
jetzt ein Zurückrudern der CDU ist. Das ist der rich-
tige Weg, den wir gehen wollen – gute parlamenta-
rische Debatte. Dann kommen wir zum Ziel. So en-
de ich mit dieser Rede wie auch mit allen anderen
zuvor. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Jetzt hat sich Abgeordneter Brandner zu Wort ge-
meldet. Herr Abgeordneter Brandner, nach unserer
Liste haben Sie 1 Minute.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Ja, aber jeder darf ein bisschen länger. Der Kollege
Mohring hat es auch gerade wieder verpasst, zum
richtigen Zeitpunkt aufzuhören zu reden. Herr
Mohring, ich will natürlich jetzt nicht auf das Niveau

herabsteigen, das Sie von hier vorn verbreitet ha-
ben.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie wissen gar nicht, was
Niveau ist, Herr Brandner!)

Ich möchte mich auch nicht zur CDU Gera äußern.

(Unruhe CDU)

Aber ich hatte vorhin die CDU als personell und
programmatisch ausgelutscht und verbraucht be-
zeichnet. Ich muss sagen, diese Bezeichnung ist
für die CDU Gera noch richtig übertrieben – im po-
sitiven Sinne. Gegen die CDU Gera wirkt sogar Ihre
Fraktion wie ein Jungbrunnen, spritzig und dyna-
misch. Da müssen wir uns nichts geben.

Herr Mohring, Sie haben sehr oft das Wort im Mun-
de geführt, Sie wollen erklären. Erklären Sie ein-
fach nur einmal eine Sache, Herr Mohring.

(Unruhe CDU)

Kommen Sie noch einmal nach vorn, wenn Sie
nachher noch Redezeit haben. Erklären Sie eine
Sache: Warum ist für die CDU jahrzehntelang jede
Volksbeteiligung – außer bei Wahlen – Teufels-
zeug? Dann gibt es ein AfD-Programm vom
01.05.2016, in dem das fakultative Referendum
nach Schweizer Vorbild gefordert wird. Wenige Wo-
chen später beantragen Sie genau das, was die
CDU jahrzehntelang abgelehnt hat, was die AfD im
Grundsatzprogramm stehen hat und woraus Sie
jetzt versuchen, Honig zu saugen.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Haben Sie
Wahrnehmungsverluste?)

Kommen Sie doch mal vor, Herr Mohring, Sie be-
kommen auch meine letzten Sekunden. Erklären
Sie das mal den Leuten draußen. Das wird Ihnen
nicht gelingen.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Sehr geehrter Herr Brandner, die Redezeiten legt
das Präsidium fest und nicht die Abgeordneten.
Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir jetzt
keine weiteren Wortmeldungen vor. Das Wort hat
Minister Poppenhäger für die Landesregierung.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Herr
Brandner, erklären Sie einmal den Menschen
da draußen, warum Sie innerhalb von zwei
Jahren Mitglied in drei Parteien waren!)

Herr Minister Poppenhäger, Sie haben das Wort.
Herr Mohring und Herr Brandner, Sie können gern
draußen weiter diskutieren.
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Dr. Poppenhäger, Minister für Inneres und Kom-
munales:

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, Frau Präsidentin, ich verzichte jetzt darauf,
aus Redebeiträgen aus früheren Zeiten vorzulesen,
um die Debatte zu versachlichen. Aber eines will
ich doch vorab sagen: Ich bin der Auffassung, dass
wir angesichts eines neuen Populismus in der Tat
auch über Volksabstimmungen neu nachdenken
müssen. Das wird in der Debatte, die jetzt anfängt,
auch an der einen oder anderen Stelle sehr deutlich
werden.

Lassen Sie mich für die Landesregierung einige
wenige Sätze zum Gesetzentwurf der CDU-Frak-
tion sagen: Die vorgelegten Gesetzentwürfe zur Än-
derung des Artikels 82 der Thüringer Verfassung
und zur Änderung des Thüringer Gesetzes über
das Verfahren bei Bürgerantrag, Volksbegehren
und Volksentscheid erscheinen in ihren Konse-
quenzen nicht hinreichend durchdacht. Bei der Lek-
türe der Gesetzentwürfe fällt mir insbesondere Fol-
gendes auf: Die Gesetzentwürfe erwecken den Ein-
druck, als sei es den Bürgern nach geltender
Rechtslage nicht möglich, sich gegen vom Landtag
beschlossene Gesetze zu wenden. Diese Prämis-
se, die den Gesetzentwürfen zugrunde gelegt wird,
ist unzutreffend. Bereits mit dem in der Thüringer
Verfassung vorgesehenen Instrumentarium können
Bürger gegen Gesetze, die vom Landtag beschlos-
sen worden sind, mit denen sie nicht einverstanden
sind, vorgehen, und zwar durch Herbeiführung ei-
nes Volksentscheids im Rahmen eines Volksbe-
gehrens. Nach Artikel 82 Abs. 1 der Thüringer Ver-
fassung können wahl- und stimmberechtigte Bürger
Gesetzentwürfe im Wege des Volksbegehrens in
den Landtag einbringen und letztlich, wenn die Vo-
raussetzungen erfüllt sind, durch einen Volksent-
scheid durchsetzen. Gegenstand eines Volksbe-
gehrens und Volksentscheids kann auch ein Ge-
setzentwurf sein, mit dem ein vom Landtag be-
schlossenes Gesetz wieder aufgehoben werden
soll. Dazu bedarf es nicht der Schaffung eines zu-
sätzlichen Instrumentariums in der Thüringer Ver-
fassung, wie es die vorliegenden Gesetzentwürfe
vorsehen.

Wie die Gesetzentwürfe in ihren Begründungen
selbst ausführen, sollte über die Durchführung und
Ausgestaltung eines neu in die Verfassung aufzu-
nehmenden Referendums intensiv diskutiert und
debattiert werden. Herr Mohring hat zu Recht ge-
sagt: Dieser Prozess sollte einer Verfassungsände-
rung sinnvollerweise vorausgehen und nicht nach-
geschoben werden. Fragwürdig an den Gesetzent-
würfen der CDU erscheint mir neben den grund-
sätzlichen Bedenken einer faktischen Abwertung
des Landtags auch die vorgesehene Zahl der benö-
tigten Unterstützungsunterschriften: Während für
ein Volksbegehren mit einem möglichen Volksent-
scheid 8 bzw. 10 Prozent der Stimmberechtigten

erforderlich sind, das sind 145.000 bzw.
180.000 Unterschriften, sollen für das in dem vor-
gelegten Gesetzentwurf vorliegende Referendum
bereits 50.000 Unterschriften ausreichend sein. Die
Orientierung an der Stimmenzahl 50.000, die für
einen Bürgerantrag nach Artikel 83 der Thüringer
Verfassung maßgeblich ist, erscheint nicht sachge-
recht, weil der Bürgerantrag lediglich auf eine Be-
fassung im Landtag, nicht aber auf eine abschlie-
ßende Entscheidung durch das Volk abzielt.

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Sie reden
etwas, was der Regierung gar nicht zusteht!)

Das Referendum in der von der CDU beabsichtig-
ten Form würde letztlich zu einer Einschränkung
der Handlungs- und Funktionsfähigkeit des Parla-
ments führen und auch das Grundprinzip der reprä-
sentativen Demokratie in Frage stellen.

(Unruhe CDU)

Ob dies verfassungsrechtlich zulässig ist, bedarf ei-
ner tiefgreifenden und gründlichen Prüfung.

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Schon mal
etwas von Gewaltenteilung gehört?)

Ich will in diesem Zusammenhang auch daran erin-
nern, dass es durchaus namhafte Stimmen gibt, die
ein Mehr an direkter Demokratie durchaus kritisch
betrachten. Ich will nur darauf hinweisen, dass
kürzlich erst der Politiker, Theologe und ehemalige
Verfassungsrechtler des Landes Brandenburg,
Prof. Richard Schröder, im MDR-Fernsehen dazu
Stellung genommen hat.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Der hat
aber noch mehr gesagt, ich habe es gese-
hen! Zur Gebietsreform hat er etwas gesagt!)

So ist es.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Fiedler, ich bitte Sie.

Dr. Poppenhäger, Minister für Inneres und Kom-
munales:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine
Stärke der repräsentativen Demokratie ist auch die
Verantwortlichkeit. Politiker können für Entschei-
dungen abgestraft und verantwortlich gemacht wer-
den, in der direkten Demokratie gäbe es dies in die-
ser Form nicht.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Minister Poppenhäger, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Fiedler?
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Dr. Poppenhäger, Minister für Inneres und Kom-
munales:

Herr Abgeordneter, selbstverständlich.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Herr Minister, würden Sie mir zustimmen,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Nein!)

dass der sehr verehrte Sozialdemokrat Schröder,
den ich von der Volkskammer kenne, in diesem Ge-
spräch – ich habe es gesehen – auch gesagt hat,
es ist durchaus richtig und gut, wenn man gerade
bei Gebietsreformen dieses Instrumentarium an-
wendet. Hat er das gesagt oder nicht?

Dr. Poppenhäger, Minister für Inneres und Kom-
munales:

Na ja, ich habe sein Interview in anderer Erinne-
rung, nämlich, dass er gesagt hat, dass jedenfalls
bei komplexen Sachverhalten die Gefahr von sach-
fremden Entscheidungen dann auch groß ist. Ich
glaube, das war der Tenor seiner Äußerungen, Herr
Abgeordneter Fiedler. Aber wir beide gucken uns
das noch mal an, wir schätzen ihn ja offenbar beide
gemeinsam.

(Unruhe CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will
jedenfalls nur sagen, dass der Gesetzentwurf der
CDU-Fraktion vor diesem Hintergrund einige grund-
legende verfassungsrechtliche Fragestellungen auf-
räumt und hierzu bedarf es nach Auffassung der
Landesregierung nicht nur einer – wie von der CDU
auch selbst eingeräumt – breit angelegten politi-
schen und gesellschaftlichen Diskussion, sondern
auch einer verfassungsrechtlich intensiven Prüfung
sowie einer gründlichen Befassung in den Aus-
schüssen des Landtags. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Haben wir
noch Redezeit?)

Nein.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: So ein
Mist!)

Es ist Ausschussüberweisung an den Innen- und
Kommunalausschuss beantragt. Wer dem zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind alle Abgeordneten des Hauses. Ich frage trotz-
dem nach den Gegenstimmen. Stimmenthaltun-
gen? Damit ist der Gesetzentwurf an den Innenaus-

schuss überwiesen. Und es ist Ausschussüberwei-
sung an den Justizausschuss beantragt. Wer dem
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Ge-
genstimmen? Stimmenthaltungen? Kann ich nicht
erkennen. Damit ist der Gesetzentwurf auch an den
Justizausschuss überwiesen. Und wir stimmen über
die Federführung ab. Die Federführung wurde für
den Innenausschuss beantragt. Wer dem zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. Das sind auch
die Stimmen aller Abgeordneten. Damit ist die Fe-
derführung für den Innenausschuss beschlossen
und ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 9

Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Kindertagesein-
richtungsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 6/2544 -
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Fraktion der AfD das Wort zur Begrün-
dung? Frau Abgeordnete Muhsal, Sie haben das
Wort.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abge-
ordnete, heute sprechen wir über das Erste Gesetz
zur Änderung des Thüringer Kindertageseinrich-
tungsgesetzes, unseren Gesetzentwurf, ein Ge-
setzentwurf der AfD-Fraktion.

Das Problem, das der vorliegende Gesetzentwurf
lösen möchte, wurde immer wieder von betroffenen
Familien an uns herangetragen. Immer wieder wun-
dern sich Eltern von mehreren Kindern, dass die El-
ternbeiträge, die sie in der Kindertagesstätte oder
für den Grundschulhort ihrer Kinder bezahlen müs-
sen, so hoch sind. Bei genauem Hinsehen fällt
dann oft auf, dass der Grund für die hohen Gebüh-
ren bei Mehrkindfamilien in den Satzungen liegt, die
ihrerseits wiederum auf § 20 Thüringer Kita-Gesetz
fußen.

§ 20 Abs. 2 Satz 2 Thüringer Kita-Gesetz sagt – ich
zitiere –: „Sie“ – also die Elternbeiträge – „sind nach
dem Einkommen der Eltern und/oder der Anzahl
der Kinder und nach dem vereinbarten Betreuungs-
umfang zu staffeln.“ Das heißt also, die kommuna-
len Satzungen können die Elternbeiträge nach der
Anzahl der Kinder staffeln, müssen es aber nicht.
Und das heißt weiter, wie uns die Landesregierung
in einer Ausschusssitzung auch bestätigt hat, dass
die Satzungen die Elternbeiträge auch danach staf-
feln können, ob mehrere Kinder einer Familie die
gleiche Einrichtung besuchen oder nicht. Mit ande-
ren Worten: Die Eltern wundern sich, warum sie so
hohe Elternbeiträge zahlen müssen, weil sie in je-
der Einrichtung so behandelt werden, als hätten sie
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ein Einzelkind. Das eine Kind geht in den Grund-
schulhort, das nächste in den Kindergarten und das
jüngste geht vielleicht zur Tagesmutter. Und in je-
der der drei Einrichtungen werden die Gebühren so
berechnet, als hätte das Kind gar keine Geschwis-
ter. Diese Regel ist ungerecht, sie löst bei vielen
Menschen fassungsloses Kopfschütteln aus.

(Beifall AfD)

Und weil diese Regel Familien mit mehreren Kin-
dern benachteiligt, wollen wir sie ändern.

Unser Gesetzentwurf sieht vor, dass die Elternbei-
träge sowohl nach dem Einkommen der Eltern und
nach dem vereinbarten Betreuungsumfang gestaf-
felt werden, aber eben auch nach der Anzahl der
Kinder, für die die Eltern kindergeldberechtigt sind.
Das ist sozialverträglich und das ist vor allem auch
eine gerechte soziale Staffelung für Mehrkindfami-
lien. Deswegen hoffe ich natürlich auf breite Zu-
stimmung von Ihnen und werbe für unseren Ge-
setzentwurf. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Ich eröffne die Beratung und als Erster erhält Abge-
ordneter Wolf, Fraktion Die Linke, das Wort.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen hier im Saal, sehr geehrte
Gäste auf der Tribüne und natürlich auch am Live-
stream, nachdem Frau Abgeordnete Muhsal über
längere Zeit in Bezug auf die Bildung und Betreu-
ung von Kindern im Alter von null bis sechs Jahren
in den Kindertagesstätten von Thüringen immer nur
von „Fremdbetreuung“ sprach und damit deutlich
machte, dass die sogenannte Alternative im Be-
reich der Familien- und Bildungspolitik immer noch
in den 50er-Jahren festhängt, regt die Fraktion der
eben genannten Abgeordneten eine Änderung des
Kindertageseinrichtungsgesetzes an, welche aus
einem Punkt besteht: Die von der AfD festgestellte
und mit der Sachlage nicht korrespondierende Un-
gleichbehandlung von Familien mit mehreren Kin-
dern – hier also mehr als drei – soll durch Eingriff in
das Gesetz beendet werden. Dieser Eingriff

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Gut er-
kannt!)

– hören Sie erst mal zu, Sie Schwätzer! –,

(Beifall DIE LINKE, SPD)

macht das einseitige Verständnis der AfD bezüglich
Bildungs- und Familienpolitik überdeutlich – ers-
tens. Zweitens ist dieser Eingriff ein unbilliger Ein-
griff in die kommunale Selbstverwaltung. Drittens
entsprechen die Behauptungen der AfD nicht den
tatsächlichen Verhältnissen vor Ort. Und viertens

können sich alle Eltern – alle Eltern! – darauf ver-
lassen, Rot-Rot-Grün hält bei der Beitragsfreiheit
Wort und wird rechtskonforme, finanzierbare und
anwendbare Regelungen zur Erhebung von Eltern-
beiträgen bei der Novellierung des KitaG vorlegen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nun ist es sicher nicht ganz unrelevant, wie die AfD
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und früh-
kindliche Bildung einschätzt. Ich möchte hier den
Thüringer Familien, die aus freier Entscheidung das
hervorragende Angebot der Thüringer Kindertages-
stätten im Bereich frühkindliche Bildung und Erzie-
hung zu nahezu 100 Prozent wertschätzen, diesen
Eltern möchte ich einmal sagen, was diese „Alter-
native aus den fünfziger Jahren“ über die Kitas tat-
sächlich denkt, nämlich mit Zitaten aus ihrem eige-
nen Grundsatzprogramm: „Die aktuelle Familienpo-
litik in Deutschland wird bestimmt durch das politi-
sche Leitbild der voll erwerbstätigen Frau, so dass
die Anzahl außerfamiliär betreuter Kleinkinder stetig
ansteigt. […] Die Kinderkrippenbetreuung darf nicht
einseitig staatlich bevorzugt werden.“ Diese aus der
politischen Mottenkiste stammende Feststellung
aus dem Programm der AfD wird noch einmal ge-
toppt durch folgende Passage – und da sollten ins-
besondere auch die Frauen in Thüringen gut zuhö-
ren, wo die AfD die Frauen in Thüringen insgesamt,
aber natürlich die Familien verortet: „Die Wirtschaft
will Frauen als Arbeitskraft. Ein falsch verstandener
Feminismus“ – hört, hört! – „schätzt einseitig Frau-
en im Erwerbsleben, nicht aber Frauen, die ‚nur‘
Mutter und Hausfrau sind. Diese erfahren häufig
geringere Anerkennung und werden finanziell be-
nachteiligt.“ Also ist zusammenzufassen: Frauen
zurück an den Herd! Ich denke, nach diesen politi-
schen Aussagen der Alternative gegen ein moder-
nes Deutschland wird klar, warum die AfD gerade
für Frauen nicht wählbar ist.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Hier reiht sich die Initiative der AfD Thüringen ein,
die eine Veränderung des KitaG vorsieht. Sie the-
matisiert eben nicht die Beitragsfreiheit, nicht die
Elternarbeit, nicht das für frühkindliche Bildung so
wichtige Erzieher-Kind-Verhältnis an den Thüringer
Kitas, was ja in den verschiedenen Altersgruppen
gestaffelt ist. Von all dem hört man von der AfD gar
nichts. Stattdessen – wir kennen das aus dem dilet-
tantischen Versuch der AfD, das Schulgesetz in ei-
nem Punkt zu verändern, nämlich den Zugang von
Flüchtlingen zur zwischenzeitlichen Unterbringung
in Schulsporthallen abzuschneiden – will die AfD
den § 20 Abs. 2 KitaG in der Art ändern, dass der
Landesgesetzgeber Regelungen trifft, welche feste
Regelungen zur Erhebung der Elterngebühren zur
Kita-Finanzierung trifft. In der jetzigen Regelung ist
enthalten, dass es den Kommunen obliegt, eine
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Gebührensatzung zu erlassen, die das Einkommen
der Eltern und/oder die Anzahl der Kinder und die
Betreuungszeit umfasst. Dann können sie leicht,
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der AfD-
Fraktion, der Kleinen Anfrage und Antwort in Druck-
sache 6/784 aus dem Jahr 2015 entnehmen, dass
im Bereich der Anzahl der Kinder der Familien alle
Gebietskörperschaften von dieser Möglichkeit Ge-
brauch gemacht haben. Alle Gebietskörperschaften
erfassen die Anzahl der Kinder. Im Landkreis
Eichsfeld, den Kommunen Jena, Gotha, Leinetal,
Hörsel, Waltershausen, Ilmenau, Bad Franken-
hausen, Floh-Seligenthal, Zella-Mehlis, Milda, Tau-
tenhain und Eisenach wird dies in Kombination –
wie es das Gesetz heute schon vorsieht – mit dem
Einkommen der Eltern getan. Ergo, ein Regelungs-
bedarf ergibt sich aus dieser Faktenlage gerade
nicht. Nun wissen wir natürlich, dass Gebührenfra-
gen immer zu viel direkter Betroffenheit und Beteili-
gung führen. Nach wie vor gilt das, was mein Kolle-
ge Körzell aus dem DGB-Bundesvorstand immer
sagt: Ein schwacher Steuerstaat bringt den Gebüh-
renstaat. Deswegen setzt sich meine Partei auch
für einen starken Steuerstaat ein, mit unter ande-
rem einer Vermögenssteuer zur Finanzierung von
staatlichen Aufgaben, zur Entlastung der Men-
schen, die dringend auf staatliche Leistung ange-
wiesen sind. Bei der AfD findet man in ihrem Finan-
zierungskonzept der öffentlichen Aufgaben dazu
gar nichts. Sie wollen nur einseitig große Einkom-
men in ihrer Steuerbelastung noch weiter runterfah-
ren. So finanziert man keine öffentlichen Aufgaben.

(Beifall DIE LINKE)

Aber wenn schon Gebühren – für die wir wirklich
nicht sind –, sollten diese nach Einkommen gestaf-
felt sein, sollten starke Schultern auch da natürlich
mehr tragen als schwache Schultern.

Die AfD stellt unter dem Punkt „Kosten“ fest, dass
„die Erstellung der Gebührensatzung, die Erhebung
der Gebühren durch die Kommunen im eigenen
Wirkungskreis wahrgenommen werden“. Das ist
richtig. In § 2 Abs. 2 Thüringer Kommunalordnung
heißt es entsprechend: „Zu den Aufgaben des eige-
nen Wirkungskreises gehören insbesondere […] die
Sicherung und Förderung eines bedarfsgerechten
öffentlichen Angebotes an Bildungs- und Kinderbe-
treuungseinrichtungen […]“ Mit dem Regelungsin-
halt wird somit direkt in die Aufgabenerfüllung des
eigenen Wirkungskreises der Kommunen eingegrif-
fen. Das stellt einen rechtswidrigen Verstoß gegen
die kommunale Selbstverwaltung dar und wird an
anderer Stelle von der AfD hier, insbesondere bei
der Diskussion zum Vorschaltgesetz zur Durchfüh-
rung einer Gebietsreform, immer wieder – dort aber
unrichtig – angeprangert. Einen Eingriff in die kom-
munale Selbstverwaltung, wie von der AfD hier vor-
geschlagen, lehnen wir natürlich ab.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Auch wir sehen Bedarf an Änderung im KitaG. Un-
ter anderem werden wir – wie angekündigt – ein Ki-
ta-Jahr beitragsfrei stellen. Frau Ministerin Dr. Klau-
bert hat sich für die Landesregierung diesbezüglich
schon in der letzten Plenarsitzung klar dazu be-
kannt. Dazu muss natürlich auch bedacht werden,
dass es einer Regelung bedarf, die in den Blick
nimmt, dass Eltern auch wirklich entlastet werden
und die jetzigen, noch unvollständigen Regelungen
nicht eine Verschiebung der Gebührenlast für die
Eltern auf andere Jahre ermöglichen. Die Regie-
rungsfraktionen werden hierzu notwendige Rege-
lungen treffen.

Lassen Sie mich zusammenfassen. Erstens: Die
AfD hält offensichtlich das Thüringer KitaG für so-
weit perfekt, dass sie eben nur einen Punkt verän-
dern will. Wir sehen das anders. Die AfD möchte le-
diglich für kinderreiche Familien, also mit mehr als
drei Kindern, Regelungen treffen. Beitragsfreiheit ist
in dieser Alternative für niemanden – also Alternati-
ve für niemanden, Herr Höcke – ebenso fremd wie
die eventuellen Regelungen für alle Familien. Drit-
tens: Die AfD möchte wiederholt in die kommunale
Selbstverwaltung eingreifen und damit ein konstitu-
tives Merkmal der Kommunen rechtswidrig ein-
schränken. Viertens: Die Eltern können sich darauf
verlassen: Die Beitragsfreiheit für ein Jahr kommt.
Eine stärkere Bindung an das Einkommen ist dabei
auch wünschenswert.

Aber ebenso wie bei der unzulänglichen, rechtswid-
rigen Vorlage zur Gesetzesänderung im Schulge-
setz werden wir diese AfD-Initiative mit gleicher Be-
gründung ablehnen. Sie wird nicht gebraucht, ist
rechtswidrig und greift als Gesetzesänderung viel
zu kurz. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter Wolf,
für die Bezeichnung von Herrn Brandner als
„Schwätzer“ erteile ich Ihnen eine Rüge. Wir haben
uns hier – und ich will den Hinweis einfach noch
mal geben – dazu verpflichtet, uns gegenseitig als
Abgeordnete nicht herabzuwürdigen. Als Nächster
erhält Abgeordneter Kowalleck das Wort.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, liebe Besucher, zunächst einmal muss man
feststellen: Frau Abgeordnete Muhsal hat den Ge-
setzentwurf der AfD eingebracht. Ich denke, da ge-
hört es auch zum guten Ton in diesem Haus, dass
man dann anwesend ist und die Debatte verfolgt.
Das macht sie leider nicht.
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Wie immer, sind wir ja ge-
wohnt!)

Das zeigt auch die gewisse Wertschätzung gegen-
über diesem Thema.

Meine Damen und Herren, zu den Ausführungen
des Abgeordneten Wolf möchte ich nur sagen: Wir
als CDU stehen für verschiedene Lebensmodelle.

(Beifall CDU)

Ich bin ein bekennender Fan des Kindergartens,
muss aber auch sagen, es gibt natürlich auch ande-
re Formen der Erziehung. Wenn Eltern sagen, wir
möchten unser Kind länger zu Hause bei uns im
Familienverbund haben, dann muss man das ak-
zeptieren. Das sollten wir auch ganz klar hier an
dieser Stelle sagen.

(Beifall CDU)

Am Montag war ich gemeinsam mit der Thüringer
Sozialministerin und meinem Landtagskollegen
Herbert Wirkner in Bad Blankenburg zum Sportfest
der Eisenbahner mit Behinderung. Wer Bad Blan-
kenburg besucht und dort bei der einen oder ande-
ren Veranstaltung ist und den Bürgermeister erlebt,
der kann bestätigen, dass auch hier immer vonsei-
ten der Stadt der Hinweis auf das Erbe von Fried-
rich Fröbel kommt, das Erbe, das wir als Land Thü-
ringen hegen und pflegen müssen. Der Erfinder des
Kindergartens ist gerade in unserer Region Saal-
feld-Rudolstadt allgegenwärtig.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist für uns als Thüringer Landtag Verantwor-
tung und mit dem novellierten Kindergartengesetz
haben die Fraktionen des Landtags in der vergan-
genen Legislaturperiode im Jahr 2010 auch neue
Standards für den Kindergarten geschaffen. Es gilt,
diese Standards dauerhaft halten zu können. Das
ist mitunter ein Kraftakt. Ich erinnere da auch an die
Diskussionen, die wir mit den Kommunen haben.
Im aktuellen § 20 des Thüringer Kindertageseinrich-
tungsgesetzes werden sozial verträgliche Elternbei-
träge ermöglicht. Die meisten Kommunen staffeln
auch mit der derzeitigen Regelung genau in diesem
Sinne. Man muss aber sagen – Herr Abgeordneter
Wolf hat auch Beispiele genannt –, die Kommunen
handeln da unterschiedlich. Dass einige Kommu-
nen nicht die Anzahl aller kindergeldberechtigten
Kinder einbeziehen, sondern die Anzahl der Ge-
schwisterkinder, die gerade eine Kindertagesein-
richtung besuchen, oder nur nach Einkommen staf-
feln, entspricht der kommunalen Selbstverwaltung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die AfD hat in ihrem Antrag diese unterschiedlichen
kommunalen Satzungen erwähnt, mitunter sind
auch Nachbargemeinden unterschiedlicher Auffas-
sung und haben unterschiedliche Regelungen ge-
troffen. Das weiß ich auch aus meinem Bereich in
Saalfeld-Rudolstadt. Aber das ist die kommunale
Selbstverwaltung, die auch von der AfD akzeptiert
und respektiert werden sollte.

(Beifall CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn Sie hier eine zentrale Regelung wollen, dann
müssen Sie auch mal hinausgehen und mit den
Kommunen sprechen und sich informieren, warum
bestimmte Regelungen so in den Satzungen ste-
hen. Sie müssen ebenso sagen, wie Sie Neurege-
lungen finanziell absichern wollen. Es reicht nicht,
zu sagen: „Es können Kosten entstehen, die sich
durch gegebenenfalls notwendige Satzungsände-
rungen ergeben.“ – so in Ihrem Gesetzentwurf. Da
machen Sie es sich zu einfach. Unter „C. Alternati-
ven“ schreibt die AfD: „Neben der Beibehaltung der
bisherigen Regelung besteht die Möglichkeit der
Abschaffung der Elternbeiträge.“ Auch bei der For-
derung nach kostenlosen Kindergärten müssen Sie
sagen, wie und woher das Geld kommen soll. Bei
dem Thema gehe ich auch gern noch mal auf den
Koalitionsvertrag von Rot-Rot-Grün ein. Hier heißt
es: „Die Koalition ist sich einig, das erste Kita-Jahr
unter Beachtung der Wahlfreiheit der Eltern bei-
tragsfrei zu stellen und die hierfür notwendigen Re-
gelungen mit den kommunalen Spitzenverbänden,
der Thüringer Landeselternvertretung und den Ge-
werkschaften abzustimmen.“ Weiter heißt es: „Das
Thüringer Landeserziehungsgeld wird abgeschafft.
Die dadurch frei werdenden Mittel werden für die
kostenfreie Kita-Betreuung und in die Sicherung der
Qualität in den Kindertagesstätten reinvestiert.“

Für den Wähler stellt sich hier die Frage: Warum
machen Sie an dieser Stelle nur Versprechungen,
die Sie nicht halten? Herr Wolf hat jetzt wieder an
dieser Stelle nur vage über dieses Thema geredet,
aber eines steht fest: Die Koalition zieht den Eltern
mit der Abschaffung des Landeserziehungsgelds
jedes Jahr 19 Millionen Euro aus der Tasche. Die
versprochenen Gegenleistungen – ich habe den
Koalitionsvertrag zitiert – lassen auf sich warten.
Und wann sie kommen, ist völlig offen. Es ist schon
zu hinterfragen, inwieweit Rot-Rot-Grün sein Ver-
sprechen an dieser Stelle erfüllen kann. Dazu wur-
de innerhalb der Koalition noch diskutiert, welches
Kindergartenjahr nun beitragsfrei werden soll, ob-
wohl Sie eine klare Regelung im Koalitionsvertrag
haben. Die Grünen hatten ja auch ihre entspre-
chenden Wortmeldungen, wo sie den gesamten
Passus infrage stellen und gesagt haben, sie kön-
nen es ja an dieser Stelle noch einmal deutlich ma-
chen,
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(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Mache ich noch!)

aber ich erinnere hier auch an das Interview Ihres
Vorsitzenden Herrn Wernicke und Herr Adams hat-
te sich auch schon zu diesem Punkt geäußert und
seine Zweifel deutlich gemacht. Da sehen wir inner-
halb der Koalition durchaus unterschiedliche Auf-
fassungen. Das Schlimme bei der ganzen Sache
ist: Sie haben 2014 Ihr Wahlversprechen gemacht,
haben Ihren Koalitionsvertrag unterzeichnet und die
Eltern, die Ihnen vertraut haben, die Sie gewählt
haben, deren Kinder am Ende zu der Zeit im Kin-
dergarten waren, die können das dann gar nicht
mehr nutzen, weil nach Ihrer Aussage dieses bei-
tragsfreie Kindergartenjahr so weit nach hinten ge-
schoben werden soll wie möglich. Am Ende müs-
sen es dann nachfolgende Regierungen ausbaden,
so wie Sie das dann im Landeshaushalt darstellen.
Darüber muss noch diskutiert werden.

Da es vor allem in Erfurt immer wieder Proteste ge-
gen zu hohe Kindergartengebühren bzw. beabsich-
tigte Erhöhungen von Gebühren gibt, sollte sich ge-
rade hier auch die Koalition und insbesondere der
Koalitionspartner SPD angesprochen fühlen. Treten
Sie lieber für eine Familienfreundlichkeit der Kinder-
gartengebühren im Sinne des § 20 ein, statt Ver-
sprechungen zu machen, wie eine komplette Ge-
bührenfreiheit in den nächsten Jahren in Aussicht
zu stellen.

Beim Einstieg in die Gebührenfreiheit, wie es von
den regierungstragenden Fraktionen gewollt ist,
stellt sich in erster Linie die Frage nach der Finan-
zierbarkeit. Dazu habe ich an dieser Stelle auch
noch nichts Konkretes gehört. Es wäre gut, wenn
das heute noch erfolgen könnte. Die Abschaffung –
das habe ich gesagt – des Landeserziehungsgelds
brachte etwa 19 Millionen Euro, die Einnahmen
durch Elternbeiträge belaufen sich derzeit auf
knapp 90 Millionen Euro. Sie müssen an dieser
Stelle auch ganz klar sagen, wie Sie den Ausfall
dieser Einnahmen kompensieren wollen.

Meine Damen und Herren, für die CDU-Fraktion
sind familienfreundliche und sozial verträgliche El-
ternbeiträge ein wichtiger Baustein, um die hohe
Qualität in unseren Einrichtungen zu sichern. Dies
wird mit dem jetzigen § 20 des Kindergartenge-
setzes und der darin enthaltenen sozialen Staffe-
lung weitgehend erreicht. Insofern sehen wir keine
Notwendigkeit für die Änderung dieses Paragrafen.
Danke sehr für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Abge-
ordnete Rothe-Beinlich das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, liebe Gäste! Die AfD hat
hier einen Gesetzentwurf vorgelegt oder besser ge-
sagt die Änderung zum Kindertagesstättengesetz,
die sich allein auf zwei kleine Punkte bezieht. Das
ist hier auch schon ausgeführt worden. Es geht
zum einen um die Berücksichtigung der tatsächli-
chen Einkommen von Eltern und zum Zweiten um
die Anzahl der Kinder.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, uns als
rot-rot-grüner Koalition und Fraktionen, die diese
Koalition tragen, geht es aber um sehr viel mehr.
Uns geht es um bestmögliche Bedingungen für alle
Kinder, und zwar selbstverständlich, lieber Herr Ko-
walleck, unter Berücksichtigung der Wahlfreiheit.
Auch das ist für uns wichtig. Niemand will Eltern
vorschreiben, wie sie ihre Kinder erziehen.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Deshalb ha-
ben Sie das Erziehungsgeld abgeschafft!)

Liebe Frau Tasch, hören Sie mir doch erst einmal
zu! Sie sind heute groß in Zwischenrufen, hier vorn
habe ich Sie noch nicht erlebt. Wir wollen nieman-
dem vorschreiben, wie er oder sie die Kinder er-
zieht. Wir wollen aber bestmögliche Bedingungen
für beispielsweise auch die Kindertagesstätten
schaffen, weil sie für uns ganz klar die erste Säule
im Bildungssystem sind und auch zum Bildungssys-
tem dazugehören.

(Beifall DIE LINKE)

Wir alle wissen: Was Hänschen nicht lernt, lernt
Hans nimmermehr. Auch Eltern bringen Ihren Kin-
dern tagtäglich viel bei. Übrigens auch, wenn Eltern
sich entscheiden, neben der eigenen Erziehung ei-
ne Kindertagesstätte in Anspruch zu nehmen. Ich
habe noch nie etwas davon gehalten, elterliche Er-
ziehung gegen die Erziehung in Kindertagesstätten
auszuspielen. Es geht um ein gutes, um ein gelin-
gendes und ein vertrauensvolles Miteinander, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Für uns ist in den Kindertagesstätten die Frage der
Qualität ganz entscheidend. Qualität ist das A und
O und diese spiegelt sich beispielsweise im Fach-
kräftegebot. Da muss ich die CDU leider daran erin-
nern, dass wir in der letzten Legislatur hier eine
sehr unschöne Debatte hatten – manch einer wird
sich erinnern. Diese wurde vom damaligen Finanz-
minister Dr. Voß ausgelöst, der vorgeschlagen hat-
te, doch mal eben ein Drittel der Erzieherinnen
durch Sozialassistenten/Sozialassistentinnen zu er-
setzen. Das haben wir abgewehrt.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Das hat er
nicht vorgeschlagen! Das ist die Unwahrheit!)
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Das ist nicht falsch, das ist die Realität. Genau das
ist vorgeschlagen, ist in die Debatte gebracht wor-
den von Herrn Dr. Voß. Lesen Sie doch die Debat-
ten, natürlich stimmt es.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Das
stimmt doch gar nicht!)

Ja, wo stimmt es denn nicht? Herr Dr. Voß hatte
genau diesen Vorschlag gemacht. Wir haben ge-
sagt, wir werden am Fachkräftegebot nicht rütteln.
Wir haben uns dann glücklicherweise hier im Land-
tag – das hat Herr Kowalleck völlig richtig erwähnt –
2010 in einer – wie es der damalige Minister Mat-
schie beschrieb – „Sternstunde“ auf ein gemeinsa-
mes Kita-Gesetz verständigt. Allerdings kam das
nicht mal eben von ungefähr – dass Frau Tasch da-
gegen gestimmt hat, scheint ihr besonders wichtig
zu sein, das kann sie ja nachher noch mal begrün-
den. Dieses Kita-Gesetz nämlich war nicht allein
von den Fraktionen im Thüringer Landtag erarbeitet
worden, sondern gemeinsam mit ganz vielen El-
tern, mit dem Thüringer Landeselternverband Kin-
dertagesstätten, mit denen, die sich tagtäglich um
die Erziehung der Kinder bemühen. Dafür noch ein-
mal ein ganz herzliches Dankeschön an dieser
Stelle.

Jetzt reden wir aber über den Vorschlag der AfD
und was dieser so beinhaltet. Dieser beinhaltet tat-
sächlich, ausschließlich die Anzahl der Kinder und
das Einkommen zur Grundlage zu machen. Da hat
Herr Kowalleck völlig richtig ausgeführt – wie im
Übrigen auch schon mein Kollege Torsten Wolf –,
dass es für diese Problematik eine kommunale Ho-
heit gibt. Es gibt die kommunale Selbstverwaltung
und der eine oder die andere in diesem Raum hier
ist ja auch selbst kommunale Abgeordnete, Stadträ-
tin oder auch in Kreistagen oder Kreisräten.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Oder auch
Bürgermeister!)

Oder auch Bürgermeisterin, liebe Frau Tasch,
selbstverständlich.

Da muss ich zur AfD, die ja immer gern alles bes-
ser weiß und uns hier belehren will, sagen: Auch
die AfD hat eine Stadträtin in Erfurt.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Stimmt!)

Diese wird allerdings so gut wie nie gesehen. Frau
Herold ist so gut wie nie anwesend bei den Stadt-
ratssitzungen, nicht dass wir sie da vermissen.
Aber Fakt ist: Sie bringt sich dort auch nicht ein.
Das ist ein weiterer Beleg dafür, dass Sie sich über-
haupt nicht für das interessieren, was tatsächlich
auf welcher Ebene geschieht, denn dort, wo Sie
mitsprechen könnten, tun Sie es nicht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie ziehen hier Schaufensteranträge hoch, Sie wol-
len hier ein Lob auf Mehrkindfamilien singen, die
wir selbstverständlich auch schätzen und unterstüt-
zen wollen. Aber so einseitig und ideologisch funk-
tioniert das nicht, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

Wenn wir mal in die Praxis der Thüringer Kommu-
nen schauen, dann stellen wir fest, dass etwa 10
bis 20 Prozent der Thüringer Kommunen nach Ein-
kommen und Kinderzahl staffeln. Für die anderen
80 Prozent der Thüringer Kommunen, die bisher
vor allem nach Kinderzahl und Betreuungsumfang
staffeln – was ja auch entscheidend ist, wie viele
Stunden ein Kind eine Betreuung in Anspruch
nimmt –, würde dies eine ziemlich aufwendige Um-
stellung bedeuten und vor allem auch einen höhe-
ren Verwaltungsaufwand. Was wird die Folge sein?
Was ist die Folge? Steigende Kita-Gebühren wer-
den beispielsweise die Folge sein. Das können wir
so nicht wollen. Die Einkommensnachweise müss-
ten nämlich dann wieder regelmäßig geprüft wer-
den, dafür braucht es mehr Personal. Jede und je-
der, der sich ein bisschen damit beschäftigt hat,
weiß das auch. Das alles sind auch Gründe, warum
sich beispielsweise die kommunalen Spitzenver-
bände und die LIGA sehr bewusst gegen eine sol-
che Regelung aussprechen. Auch das muss man
mit bedenken.

Sie haben vorhin aus unserem Koalitionsvertrag zi-
tiert. Im Koalitionsvertrag steht, dass wir nicht ir-
gendetwas verordnen wollen, sondern dass wir ge-
meinsam mit denjenigen, die Kitas betreiben, dort
arbeiten und die Kitas nutzen, das Gesetz reformie-
ren. Das tun wir ja auch gerade. Wir werden also
demnächst einen Gesetzentwurf vorlegen, der sich
sehr umfangreich noch einmal mit Verbesserungen
in den Kitas befasst. Sie kennen mich ja, ich drücke
mich nicht um Debatten. Schade, dass Herr Kowal-
leck jetzt gar nicht mehr da ist.

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Doch,
doch. Hier bei dem ehemaligen Koalitions-
partner!)

Doch, er ist noch da. Schön. Er spricht mit dem
ehemaligen Koalitionspartner – ja, der Vergangen-
heit trauern manche nach, andere schauen lieber
nach vorn, Herr Kowalleck.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Man
weiß ja nie!)

Sie hatten mich ja gebeten, auch noch einmal was
zu der Passage mit Blick auf die Beitragsfreiheit zu
sagen. Das will ich selbstverständlich gern tun. Ja,
wir haben uns dazu bekannt, das Landeserzie-
hungsgeld abzuschaffen. Aber nicht von einem Tag
auf den anderen, sondern das läuft aus. Das wis-
sen wir auch alle. Vollständig steht uns das Lan-

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 60. Sitzung - 01.09.2016 4907

(Abg. Rothe-Beinlich)



deserziehungsgeld also erst ab 2018 zur Verfü-
gung, um es für frühkindliche Bildung zu verwen-
den. Sie wissen alle, wir haben hier einen Doppel-
haushalt 2016/2017 verabschiedet. Darin ist kein
beitragsfreies Jahr enthalten. Das konnte es auch
nicht, weil die Gegenfinanzierung dafür noch gar
nicht da war. Im Haushalt 2018/2019 wird sich ge-
nau das wiederfinden, meine sehr geehrten Damen
und Herren, da werden wir liefern.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und jetzt noch zur inhaltlichen Debatte, auch dazu
will ich etwas sagen. Wir diskutieren das in der
Koalition, ja. Im Koalitionsvertrag steht – völlig rich-
tig haben Sie da zitiert –, dass wir das erste Jahr
beitragsfrei stellen wollen. Das war und ist auch
pädagogisch gut zu begründen, weil das erste Jahr
ganz entscheidend ist, weil das die Entscheidung
bringt, wann sich Eltern dazu entschließen, ihr Kind
beispielsweise in eine Kita zu geben, ab wann das
Kind entsprechende Förderung dort erfährt. Wir
müssen aber auf der andere Seite auch anerken-
nen, dass wir es finanzieren können müssen, denn
Geld fällt bekanntlich nicht vom Himmel, und dass
uns auch Qualität wichtig ist. Deswegen ringen wir
im Moment in der Koalition um die bestmögliche
Lösung. Es wird ein beitragsfreies Jahr geben, aber
es darf dabei keine Qualitätsabstriche geben und
das ist für uns ganz entscheidend. Entscheidend ist
die Qualität

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

und da hilft es wenig, dass wir sagen, wir sind bun-
desweit überall an der Spitze, was die Anzahl der
Kinder anbelangt, die sich in den Kindertagesstät-
ten, die wunderbare Arbeit leisten, befinden. Die
Betreuungsverhältnisse in unseren Kindertagesstät-
ten sind jedoch denkbar schwierig. Wir haben zum
Beispiel bei den Drei- bis Vierjährigen von eins zu
16 Betreuungsschlüssel, in vielen anderen Ländern
haben wir Betreuungsschlüssel von eins zu zwölf.
Wenn wir das verbessern wollen, ist das teuer. Das
kostet ungefähr 30 Millionen Euro, wenn man die-
sen Betreuungsschlüssel entsprechend verbessern
will. Genau das müssen wir alles zusammenden-
ken, auch mit der Beitragsfreiheit, denn – das will
ich auch ganz deutlich sagen – für diejenigen, die
im Moment im Regelleistungsbezug sind, also Fa-
milien, die ohnehin nur ganz wenig Einkommen ha-
ben, werden die Elternbeiträge im Moment über-
nommen und das soll ja auch so bleiben. Es gibt
aber viele Familien, die immer knapp über dieser
Grenze sind und für die ist es ganz schwierig. Im
Übrigen ist es da auch oft schwierig für Familien mit
nur einem Kind, mit mehreren Kindern wird es eben
mitunter noch schwieriger. Aber uns ist es in jedem
Fall zu eindimensional, sich nur auf diesen einen
Punkt zu beziehen, deshalb werden wir in Bälde ein

ganz umfängliches, neues Paket zum Kita-Gesetz
auf dem Tisch liegen haben, was Beitragsfreiheit
beinhaltet, was Verbesserungen in der Qualität
beinhaltet. Deswegen – so sagen wir – können wir
diesen Gesetzesvorschlag mit diesen nur zwei mi-
nimalen Punkten auch getrost ablehnen, müssen
diesen nicht weiter verfolgen und empfehlen des-
halb auch keine Verweisung an den Ausschuss.
Vielen herzlichen Dank!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat Abgeordnete Herold
das Wort.

Abgeordnete Herold, AfD:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sehr geehrte Kolle-
gen Abgeordnete, liebe Besucher auf der Tribüne
und im Internet, ich habe von meiner Kollegin Muh-
sal die Aufgabe übernommen, diese Rede zu hal-
ten. Frau Muhsal ist gerade anderweitig beschäftigt.

Herr Kowalleck, wenn Sie, bevor Sie Frau Muhsal
attackieren, sich beim Präsidium erkundigt hätten,
wer die Rede hält, wäre Ihnen dieser Fauxpas nicht
unterlaufen.

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Frau
Muhsal ist Mitglied im Bildungsausschuss!)

Ja, es gibt hier so viele alberne Angriffe ad perso-
nam, dass ich mit Protokollieren gar nicht nachge-
kommen bin und jetzt gar nicht weiß, wo ich anfan-
gen soll, aber ich fange bei Frau Rothe-Beinlich an.

Frau Rothe-Beinlich, wenn Sie mal in meinem Alter
sind und Sie sind immer noch zufällig im Thüringer
Landtag vertreten, dann frage ich Sie mal, ob Sie
zu dieser Zeit auch so viel arbeiten, wie ich es ge-
rade tue. Und wenn ich nicht im Erfurter Stadtrat
bin, dann garantiere ich Ihnen,

(Beifall AfD)

ich habe für mein Landtagsmandat oder für meinen
Kreisverband oder für meine Praxis gearbeitet und
finde es hier nicht zum Thema passend und einfach
albern bis geschmacklos, hier solche persönlichen
Dinge zu verwursten, statt argumentativ sachlich

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Was ist denn daran persönlich?)

auf unseren Antrag einzugehen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das merken
Sie gar nicht! Dafür haben Sie kein Gespür!)

Das Nächste ist der Vortrag der Linken zu unserer
Programmatik. Die Linke betreibt mit ihren albernen
Vorhaltungen, wir würden
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(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Stimmt,
das ist Ihr Programm! Alberne Vorhaltungen!)

ein mittelalterliches oder 50er-Jahre-Frauenbild hier
betreiben und propagieren, die Linke betreibt hier-
mit das Geschäft des Arbeitsmarkts und des Fi-
nanzministeriums,

(Beifall AfD)

indem sie Mütter entweder zu Lohnarbeitern oder
zu Steuernutzvieh umfunktionieren möchte, die ihre
gerade geborenen Kinder möglichst kurz nach dem
Abstillen in Fremdbetreuung geben. Fremdbetreu-
ung ist etwas anderes als die natürliche Bindung
zwischen Mutter und Kind. Ganz Deutschland steht
mit weinenden Augen am Zaun, wenn Knut, der
Eisbär, von einem fremden Mann mit der Flasche
aufgezogen werden muss.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Wie al-
bern!)

Und alle stehen da und weinen, weil das Schicksal
dieses armen, kleinen Eisbärenkinds sie rührt und
betrübt. Was machen wir mit unseren eigenen Kin-
dern? Wir geben die ab, wir geben die in fremde
Hände, wir interessieren uns nicht für Mutter-Kind-
Bindung, wir interessieren uns nicht für das Kindes-
wohl. Und wenn wir darauf hinweisen, dass die
Mutter-Kind-Bindung existenziell und lebensbiogra-
fisch prägend ist,

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Was glauben
Sie eigentlich, wer Sie sind?)

dann werden wir dafür kritisiert und uns wird vorge-
worfen, wir wollten die Frauen ans Kindbett oder an
den Herd ketten. Das ist ebenso albern wie unzu-
treffend.

Präsident Carius:

Es gibt eine Anfrage des Abgeordneten Dr. Voigt.

Abgeordnete Herold, AfD:

Nein, danke.

Die Linke sollte sich ernsthaft damit beschäftigen,
was wir wirklich wollen in unserer Programmatik;
wir wollen echte Wahlfreiheit.

(Beifall AfD)

Wenn Frauen, die arbeiten gehen wollen, oder
auch die, die das müssen, dann ihr Kind in fremde
Hände geben müssen, dann sollen sie echt die
Wahl haben zwischen den verschiedenen mögli-
chen Betreuungsformen und dafür auch eine finan-
zielle Unterstützung bekommen. Ob das dann eine
Tagesmutter ist oder ein Au-pair oder vielleicht die
Großmutter, die ihren Beruf aufgibt, um das Enkel-
kind zu betreuen, oder ob die Mutter selbst zu

Hause bleibt oder ob sie eine staatliche Kinderbe-
treuung wünscht. Wir setzen uns dafür ein, dass die
Frauen Wahlfreiheit bekommen.

An dieser Stelle ist es wichtig, dass Frauen mit Kin-
dern, Familien mit Kindern und die Mehrkindfamilie,
die setzt bei zwei Kindern an, möglichst finanziell
nicht über Gebühr belastet werden. Darum haben
wir diesen Antrag eingebracht. Es geht nicht darum,
den Kommunen ihr Selbstverwaltungsrecht zu be-
schneiden, da ja schon etliche Kommunen – wie
hier vorgetragen wurde – in Thüringen willens und
in der Lage sind, soziale Ungerechtigkeiten zu be-
grenzen, indem sie die Kinderzahl und das Einkom-
men berücksichtigen. Es muss also offensichtlich
möglich sein, ohne die heilige Kuh „kommunale
Selbstverwaltung“ zu schlachten, an dieser Stelle
den Familien eine Unterstützung und Hilfe zu ge-
ben. Die kommunale Selbstverwaltung besteht
nicht aus den Gesetzestafeln des Sinai. Das sind
Gesetze, die von Landtagen, Kreistagen und Stadt-
verwaltungen gemacht sind, die sind auch zu än-
dern. Deswegen haben wir dieses Gesetz hier ein-
gebracht.

Die Beitragsfreiheit, die hier als ganz großartige An-
gelegenheit angeführt wird, die garantiert irgend-
wann kommen wird, sehen wir nicht als unbedingt
taugliches Mittel, um Familien zu entlasten, denn
davon profitieren eben nicht alle Familien, und
schon gar nicht alle die, die Beiträge für Kinderein-
richtungen bezahlen müssen. Ich finde es höchst
ungerecht und unsozial, wenn immer nur ein Kind
jeweils in der Kita …

Präsident Carius:

Frau Abgeordnete Herold, ich bitte Sie, kurz inne-
zuhalten. Ich würde die Sitzung unterbrechen, da
ist eine vollverschleierte Dame. Ich bitte den Sit-
zungsdienst, für Ordnung im Plenarsaal zu sorgen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ach, das hat sie so Wichti-
ges zu tun! Sie muss sich verkleiden!)

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Ach, die
ist das!)

Frau Muhsal, dafür erteile ich Ihnen einen Ord-
nungsruf. Das ist wirklich peinlich. Nonverbale Äu-
ßerungen sind nicht zulässig. Ich habe Frau Muhsal
einen Ordnungsruf erteilt. Ich bitte Sie, sich im Ple-
narsaal angemessen zu verhalten.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Statt
sich hier der Debatte zu stellen, führt sie hier
ein Kasperltheater auf. Das ist unfassbar!)

(Zwischenruf Abg. Meißner, CDU: Kindergar-
ten!)
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Abgeordnete Herold, AfD:

Die Beitragsfreiheit kommt eben nicht den Familien
zugute, die mehrere Kinder in Kindergarten, Hort
oder in einer Kinderkrippe haben, sondern sie be-
günstigt nur eine kleine Gruppe von Personen. Wir
haben außerdem erhebliche Zweifel daran, dass
die Beitragsfreiheit vor 2019 hier in Thüringen –
wenn überhaupt – kommen wird, wobei wir uns
noch fragen, wie hochverschuldete Städte wie Er-
furt das überhaupt auf die Beine bringen können.
Erfurt wird sich mit dem Projekt Stadionbau maßlos
finanziell übernehmen, wird sich mit der Buga über-
nehmen. Wir haben berechtigte Zweifel daran, dass
für Erfurt die Beitragsfreiheit kommen wird, es sei
denn, auf dem Rücken der Eltern, die über erhöhte
Gebühren – Kindergartengebühren, Hortgebühren
– die Stadtkasse mit sanieren sollen.

(Beifall AfD)

Die Eltern sollten nicht stärker belastet werden, als
ihre wirtschaftliche Situation das irgendwie hergibt.

(Unruhe im Hause)

Präsident Carius:

Frau Kollegin Herold, ich bitte, kurz innezuhalten.
Meine Damen und Herren, ich habe nichts dage-
gen, wenn wir ins Gespräch eintreten. Jetzt hat
Frau Herold wieder das Wort und danach können
wir gern ein Gespräch der Geschäftsführer hier
vorn führen. Frau Herold, Sie führen erst mal Ihre
Debatte fort.

Abgeordnete Herold, AfD:

Noch kurz etwas zur kommunalen Selbstverwal-
tung: Das Argument trägt nicht, da es ja bereits –
wie hier vorgetragen – etliche Kommunen gibt, die
in der Lage sind, sowohl finanziell als auch von ih-
ren kommunalen Satzungen her die Eltern entspre-
chend Einkommen und Kinderzahl zu belasten, al-
so für Gerechtigkeit zu sorgen. Wir finden, der Thü-
ringer Landtag sollte hier tätig werden, um diesen
ordnungsgemäßen und familienfreundlichen Zu-
stand für alle Thüringer Kommunen herzustellen.
Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön. Ich würde jetzt Frau Pelke noch das
Wort geben. Den Tagesordnungspunkt beenden wir
und dann bitte ich die Parlamentarischen Ge-
schäftsführer nach vorn.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, es ist
ein bisschen schwierig, jetzt wieder zu einem nor-
malen Redebeitrag zurückzufinden. Ich finde es

einfach unerträglich, dass dieser Landtag von ei-
nem Mitglied des Bildungsausschusses hier zu ei-
ner Showbühne degradiert wird, während wir hier
über das Kita-Gesetz reden.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das ist unvorstellbar, was hier abgeht. Ich will dann
auch noch mal darauf verweisen, Frau Herold, was
Sie in Ihrer Rede hier abgelassen haben– ich muss
das einfach mal loswerden –, es hätte nur noch die
Erwähnung des Mutterkreuzes gefehlt. Das ist un-
ter aller Kanone, was Sie hier loslassen.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Und der dritte Punkt: Jeder von uns hat eine Viel-
zahl von Aufgaben zu bewältigen – im Stadtrat, im
Kreistag, ehrenamtliche Tätigkeit, sonst irgendwo.
Aber wenn man sich bereit erklärt – und ich bin
Vorsitzende des Erfurter Stadtrats –, in diesem
Gremium mitzuarbeiten, dann hat man dort auch zu
erscheinen. Das ist keine Spaßveranstaltung.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Die Einzigen, die dort kaum sind, sind Sie und das
ist der Vertreter der NPD. Darüber kann man auch
mal nachdenken.

(Zwischenruf Abg. Marx, SPD: Das gilt auch
für Frau Muhsal!)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das gilt selbstverständlich auch für Frau Muhsal,
wenn diese Themen diskutiert werden, womit wir
uns sonst im Bildungsausschuss beschäftigen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Dann kann sie eine Laien-
spielgruppe aufmachen oder so!)

Es ist auch noch mal ganz deutlich geworden und
da will ich noch mal an Herrn Kowalleck anknüpfen:
Selbstverständlich gibt es verschiedene Lebensmo-
delle, wie Eltern mit ihren Kindern umzugehen ha-
ben, wollen, möchten – gar keine Frage. Da gibt es
die unterschiedlichsten Varianten. Eine Variante ist
die Betreuung im Kindergarten. Ansonsten wurde
auch von uns, von den regierungstragenden Frak-
tionen nie die Wahlfreiheit infrage gestellt. Selbst-
verständlich haben die Eltern die Wahlfreiheit und
das ist auch gut so. Deswegen glaube ich, auch
das Infragestellen, was auch bei Frau Herold immer
durchgekommen ist, das Weggeben der Kinder in
fremde Hände – mein Gott noch mal! Das sind aus-
gebildete Erzieherinnen, die mit anderen Kindern
gemeinsam die Kinder erziehen, bilden, begleiten.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Zum Zweiten: Es stellt doch hier kein Mensch infra-
ge, dass die Grundverantwortung der Eltern natür-
lich immer vorhanden bleibt. Die Verantwortung der
Eltern ist unantastbar, ob im Kindergarten, mit Kin-
dergarten oder wann auch immer. Das ist doch eine
Selbstverständlichkeit.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Deswegen noch mal ganz deutlich: Wir als Regie-
rungskoalition haben der frühkindlichen Bildung
schon immer die entsprechende Priorität einge-
räumt. Das haben wir auch – Herr Kowalleck hat
darauf hingewiesen – schon in Koalitionen vorher
getan, als wir uns über eine Novellierung des Kita-
Gesetzes verständigt haben, auch parteiübergrei-
fend in diesem Bereich. Deswegen – und es wurde
schon mehrfach angesprochen – bereitet eben das
Bildungsministerium eine umfassende Novelle des
Kindertageseinrichtungsgesetzes vor, das wir als-
bald, Anfang nächsten Jahres hier zur Beratung
vorgelegt bekommen. Bei dieser Novelle wird es
natürlich auch insbesondere um die Frage des bei-
tragsfreien Kita-Jahrs gehen.

Jetzt müssen Sie sich mal nicht den Kopf der Koali-
tion zerbrechen, das machen wir schon. Da gibt es
unterschiedliche Positionen. Das ist doch ganz klar.
Es ist zitiert worden, was im Koalitionsvertrag drin-
steht. Zunächst stand in Rede, das erste Jahr bei-
tragsfrei zu stellen. Wir als SPD-Fraktion haben das
im Rahmen einer Klausurtagung lange diskutiert.
Wir haben uns positioniert und wir sehen das als fa-
milienpolitisch finanzielle Entlastungsmaßnahme,
um es mal so zu formulieren. Deswegen haben wir
uns auch unter den finanztechnischen Möglichkei-
ten – darauf hat Frau Kollegin Rothe-Beinlich schon
hingewiesen – dafür entschieden, das letzte Kita-
Jahr beitragsfrei zu stellen. Wir werden uns darüber
verständigen – gar keine Frage – und wir werden
uns auch weiterhin und immer – das war nie in Ab-
rede gestellt – auch von unserer Seite immer weiter
mit der Qualität in den Kindergärten beschäftigen.
Das ist eine Grundvoraussetzung. Selbstverständ-
lich stellt die Diskussion um ein beitragsfreies Kita-
Jahr die Diskussion und Weiterentwicklung der
Qualität in den Kindereinrichtungen überhaupt nicht
infrage. Deswegen sind auch in der Novelle einige
Dinge mit angesprochen, die ganz wichtig sind, was
die Betreuung und Qualität im Kindergarten angeht,
zum Beispiel die Entlastung der Kindergartenleitun-
gen, Varianten zur besseren personellen Ab-
deckung von Urlaubs- und Krankheitszeiten oder
zur weiteren Erhöhung des Anteils akademisch
qualifizierter Kita-Leitungen. Alles das wird Thema
sein. Das ist es, weshalb wir ganz speziell den Ge-
setzentwurf der AfD bewerten, weil es hier nur
einen einzigen Regelungsgehalt gibt, nämlich die
verpflichtende Berücksichtigung des Elterneinkom-
mens, die Zahl der kindergeldberechtigten Kinder
und des Betreuungsumfangs bei der sozialen Staf-

felung der Elternbeiträge im Kita-Bereich. Bislang
gibt es an der fraglichen Stelle im Gesetz, § 20 ist
hier schon mehrfach erwähnt worden, eine ziemlich
offene Formulierung, die sowohl eine soziale Staf-
felung nach Einkommen und Betreuungsumfang als
auch nach Kinderzahl und Betreuungsumfang oder
nach Elterneinkommen, Kinderzahl und Betreu-
ungsumfang zulässt. Diese Regelung ist seinerzeit
ganz bewusst so getroffen worden, weil man den
Kommunen eine relativ breite flexible Handlungs-
möglichkeit geben wollte und man den Kommunen
gewährleisten wollte, dass es abrechenbare Vor-
Ort-Lösungen zu treffen gilt. Die allermeisten Kom-
munen präferieren derzeit bereits eine soziale Staf-
felung nach Kinderzahl und Betreuungsumfang.
Das tun sie, da eine Berücksichtigung der Eltern-
einkommen mit einem beträchtlichen zusätzlichen
Verwaltungs- und Prüfaufwand verbunden ist und
gleichzeitig auch die Eltern in eine von vielen nicht
gewünschte Situation bringen würde, nämlich die
eigenen Einkommensverhältnisse gegenüber dem
Träger ganz detailliert offenlegen zu müssen. Nach
unserem Kenntnisstand wird das Elterneinkommen
bislang nur in 10 bis 20 Kommunen bei der sozialen
Staffelung herangezogen. Das heißt also, die der-
zeitige Gesetzesbestimmung kommt nicht von un-
gefähr. Entgegen aller Vorhaltungen von dieser
Seite haben wir uns auch damals schon darüber
Gedanken gemacht.

Langer Rede kurzer Sinn: Wir werden diese ent-
sprechende Novelle, die von allen hier erwähnt
worden ist, in Bälde diskutieren, gemeinsam bera-
ten. Ich hoffe auf eine intensive Diskussion im Bil-
dungsausschuss. Ich hoffe, dass alle, die sich für
Bildung so interessiert zeigen, dann auch im Bil-
dungsausschuss sind, ordentlich mitdiskutieren und
diese Diskussion hier im Landtag zu Ende führen.
Aber einen Vorschlag, wie ihn die AfD auf den
Tisch gelegt hat, den brauchen wir bei Gott nicht.
Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön, Frau Pelke. Jetzt habe ich für die
Landesregierung noch Frau Staatssekretärin Ohler.

Ohler, Staatssekretärin:

Danke schön. Sehr geehrter Herr Präsident, sehr
geehrte Damen und Herren und Abgeordnete, sehr
geehrte Gäste auf der Tribüne und am Livestream!
Falls die AfD ihren Antrag wirklich ernst meint, be-
antragt sie, dass die Elternbeiträge gemäß
SGB VIII in der Form gestaffelt werden, dass neben
der Anzahl der kindergeldberechtigten Kinder und
dem Betreuungsumfang immer das Einkommen der
Eltern berücksichtigt wird. Es geht also im Grunde
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um zwei Forderungen: Die Berücksichtigung des
Einkommens und die Berücksichtigung der Ge-
samtzahl von Kindern in einer Familie bei der Fest-
setzung des Elternbeitrags für die Kita.

Lassen Sie mich zunächst auf die Forderung einge-
hen, in jedem Fall und verpflichtend das Einkom-
men der Eltern für die Berechnung der Kita-Gebüh-
ren heranzuziehen. Bei den landesrechtlichen Re-
gelungen zur Erhebung von Gebühren für die Kin-
dertagesbetreuung, also zur Erhebung von Eltern-
beiträgen, ist § 90 Abs. 1 Satz 2 und 3 SGB VIII zu
beachten. Danach sind die Beiträge zu staffeln. „Als
Kriterien“, ich zitiere, „können insbesondere das
Einkommen, die Anzahl der kindergeldberechtigten
Kinder in der Familie und die tägliche Betreuungs-
zeit berücksichtigt werden.“ Die Verwendung des
Wortes „insbesondere“ bedeutet, dass der Landes-
gesetzgeber bei der Ausgestaltung einer Staffelung
im Sinne des § 90 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII einen
weiten Gestaltungsspielraum hat, solange diese
Staffelung sachgerecht ist. Die landesrechtliche
Ausgestaltung einer Sozialstaffelung, wie sie mit
dem Gesetzentwurf der Fraktion der AfD vorge-
schlagen wird, ist daher grundsätzlich rechtlich zu-
lässig. Allerdings würde eine zwingende Berück-
sichtigung der Elterneinkommen zu entsprechen-
den Umstellungskosten führen. Hinzu kommen
deutlich höhere Vollzugsaufwendungen bei den
Kommunen, wenn immer eine Einkommensprüfung
stattfinden müsste. Der Thüringer Gemeinde- und
Städtebund hat dies in einer Stellungnahme gegen-
über dem Ministerium klar abgelehnt. Er verweist
darauf, dass momentan maximal 20 Kommunen in
Thüringen das Einkommen bei der Bemessung der
Elternbeiträge berücksichtigten.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Gründe dafür
liegen auf der Hand und wurden auch schon be-
nannt, denn eine Einkommensstaffelung ist immer
sehr verwaltungsintensiv. Das hierfür einzusetzen-
de Personal muss zunächst einmal zusätzlich vor-
handen sein. Weiterhin muss es geschult werden,
denn die Berücksichtigung des Einkommens erfor-
dert gewisse Kenntnisse des Steuerrechts. Aus der
Praxis ist zudem bekannt, dass kleinere Träger –
kommunale und freie – dazu neigen, das Leitungs-
personal mit derartigen Aufgaben wie der Entge-
gennahme von Einkommensnachweisen zu betrau-
en. Auch wenn dies natürlich nicht zur Aufgabe ei-
ner Kita-Leiterin gehört, ist es für das TMBJS aus
Gründen der Personalkapazität nicht möglich, der-
artige Praktiken vollständig zu verhindern oder zu
unterbinden.

Sehr geehrte Damen und Herren, mit einer Umstel-
lung auf eine Einkommensstaffelung für alle Kom-
munen und freien Träger ginge zumindest für eine
Übergangszeit ein erhebliches Kalkulations- und
Planungsrisiko einher. Schließlich kann für jegli-
ches Staffelungsmodell nur unzureichend prognos-
tiziert werden, wie hoch im Anschluss die Ge-

samteinnahmen aus den Elternbeiträgen wären.
Auch aus diesem Grund ist der Vorschlag der AfD-
Fraktion nicht umsetzbar, zumal eine Staffelung
nicht vor Gebührenerhöhungen schützen würde.
Mit der bestehenden Regelung haben wir eine Und-
/Oder-Regelung, die den Gegebenheiten vor Ort
am besten gerecht wird. Damit ist gewährleistet,
dass die kommunale Ebene letztlich selbst ent-
scheiden kann, nach welchen Kriterien eine Staffe-
lung erfolgen soll. Diese Lösung hat sich bewährt
und soll auch so fortgeführt werden.

Jetzt möchte ich noch auf die Forderung eingehen,
mit der Berechnung der Elterngebühren alle in der
Familie lebenden Kinder zu berücksichtigen. Diese
Idee ist nicht neu, sondern wird seit einiger Zeit dis-
kutiert, auch ohne einen Antrag der AfD. Dass die
Betreuungskosten unabhängig davon entstehen, ob
Geschwisterkinder gleichzeitig eine Kindertagesein-
richtung, eine Tagespflege oder eine Schule besu-
chen bzw. eine Ausbildung oder ein Studium absol-
vieren, liegt auf der Hand. Es gibt durchaus Kom-
munen, bei denen mit der sogenannten Geschwis-
terregelung nur dann eine Ermäßigung vorgenom-
men wird, wenn Geschwister gleichzeitig die glei-
che Kindertageseinrichtung besuchen. Dies ist nicht
mehr zeitgemäß. Weil uns diese Umstände be-
wusst sind, haben wir mit den kommunalen Spit-
zenverbänden bereits über eine diesbezügliche Ge-
setzesänderung gesprochen und sind dabei auf
Verständnis gestoßen. Eine Änderung der Bestim-
mungen wird als unproblematisch angesehen.

Wie Sie wissen und heute auch schon angespro-
chen wurde, hat die Thüringer Landesregierung mit
der Einführung des beitragsfreien Kita-Jahrs eine
Novelle des Thüringer Kindertageseinrichtungsge-
setzes angekündigt. Entscheidend ist, dass wir mit
einem gebührenfreien Kita-Jahr den Einstieg in die
Gebührenfreiheit der frühkindlichen Bildung schaf-
fen. Damit fördern wir nicht nur die Kinder, sondern
unterstützen auch die Eltern. In diesem Zusammen-
hang diskutieren wir auch, wie Gebührenerhöhun-
gen in den Kommunen auf reale Kostensteigerun-
gen begrenzt werden können. Wir wollen nicht,
dass aufgrund des gebührenfreien Kita-Jahrs alle
anderen Kita-Jahre unreguliert teurer werden und
die Eltern letztlich doch nicht entlastet werden. Das
bereits bestehende Gesetz mit einzelnen Ände-
rungsgesetzen vor dieser Novelle zu ändern, ist
nicht angebracht. Ohne zwingenden Grund ist ein
solches kleinteiliges Vorgehen nicht zielführend.
Wir werden mit der Novelle des Kita-Gesetzes eine
umfassende Regelung vorlegen, die Eltern entlastet
und Kindergärten als Bildungseinrichtungen stärkt.
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Präsident Carius:

Danke schön. Damit sind wir am Schluss der Aus-
sprache. Ich frage: Wurde Ausschussüberweisung
beantragt?

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Nein!)

Gehört wurde es nicht, deswegen frage ich. Ja, die
AfD beantragt Ausschussüberweisung – an wel-
chen Ausschuss, Herr Möller?

Abgeordneter Möller, AfD:

Bildung.

Präsident Carius:

An den Bildungsausschuss. Dann bitte ich um
Handzeichen, wer dafür ist. Das sind die Stimmen
der AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Von allen ande-
ren Fraktionen des Hauses. Damit mit Mehrheit ab-
gelehnt. Wir können damit diesen Tagesordnungs-
punkt schließen.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, würde ich die Sitzung für 4 oder 5 Minuten un-
terbrechen und bitte die PGFs mal nach vorn.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir neh-
men die Sitzung wieder auf und ich rufe auf den Ta-
gesordnungspunkt 10

Thüringer Gesetz zum Schutz
des öffentlichen Raumes als
Sphäre der Freiheit
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 6/2558 -
ERSTE BERATUNG

Ich frage: Wünscht die AfD-Fraktion das Wort zur
Begründung? Frau Abgeordnete Muhsal, bitte
schön.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Vielen Dank, Herr Präsident. Meine sehr geehrten
Abgeordneten, der Niqab und die Burka machen
Frauen gesichtslos. Ich denke, das wurde hier ver-
deutlicht. Ein Stück Stoff verdeckt nicht nur die
Haare, nicht nur die Körperform,

(Beifall AfD)

sondern auch die Gesichtszüge einer Frau und das
macht es der im Stoff gefangenen Frau unmöglich,
anderen Menschen von Angesicht zu Angesicht,
von Mensch zu Mensch gegenüberzutreten.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Warum lau-
fen Sie dann so rum?)

Um das zu veranschaulichen – das habe ich hier ja
gerade gesagt.

Wer sein Gesicht verhüllt, der verbirgt seine Identi-
tät. Und wer dazu genötigt wird – sei es durch eine
islamisch-patriarchalische, durch eine frauenfeindli-
che Tradition, sei es durch den eigenen Ehe-
mann –, dem wird seine Identität genommen. Und
deswegen sagen wir Nein zur Burka, Nein zum Ni-
qab.

(Beifall AfD)

Wir sagen Nein zur Entmenschlichung und Unter-
drückung von Frauen. Wie wir durch eine Umfrage
wissen, sind 81 Prozent der Deutschen für ein Ver-
bot der Vollverschleierung.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Warum halten Sie sich nicht da-
ran?)

Nur unser Bundespräsident, Joachim Gauck, ist da-
gegen. Als der Bundesinnenminister der CDU, de
Maizière, mitteilte, von ihm käme kein Burka-Ver-
bot, da sagte Bundespräsident Gauck – ich zitiere
wörtlich –: „Da kann ich doch gut mit leben.“ Als
freiheitlicher Mensch, als junge Frau sage ich dazu
– mit der überwältigenden Mehrheit der Deut-
schen –: Ich nicht!

(Beifall AfD)

Die Vollverschleierung, das Verbot sein Gesicht zu
zeigen, ist das sichtbarste Zeichen der Unter-
drückung im Islam. Wird diese Vollverschleierung in
unseren westlichen Länder getragen, ist sie das
sichtbarste Zeichen von Abgrenzung. Abgrenzung
gegen unsere freiheitliche, offene und auf der
Gleichwertigkeit aller Menschen beruhenden Wer-
teordnung, Abgrenzung gegen unsere Gesellschaft
und unsere Kultur.

(Beifall AfD)

Wer das Wort für Niqab oder Burka ergreift, macht
sich zum Helfershelfer islamistischer Propaganda.
Niqab und Burka sind nicht primär religiöse Symbo-
le, nein, sie sind Symbole der totalitären islamisti-
schen Ideologien von Salafisten, von Taliban und
anderen Islam-Extremisten; Islam-Extremisten, die
ihre Denkweisen aggressiv auch nach Deutschland
exportieren. Während Altparteien-Politiker hier Vor-
arbeit für Islamisten leisten, verbrennen Frauen in
den vom IS befreiten Gebieten die ihnen aufge-
zwungenen Schleier. Unser Linken-Ministerpräsi-
dent etwa versuchte neulich das Problem abzuwie-
geln, indem er meinte, er könne sich nicht daran er-
innern, in Thüringen jemals eine vollverschleierte
Person gesehen zu haben. Diese Aussage geht
mehrfach am tatsächlichen Problem vorbei.

(Beifall AfD)

Erstens: Es gibt ganzkörperverpackte Frauen in
Thüringen, auch wenn Sie, Herr Ministerpräsident,
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es vielleicht vermeiden, sich von Ihrem Chauffeur
an die Orte fahren zu lassen, wo man sie sehen
kann. Ich empfehle Ihnen, laufen Sie einfach mal
mit offenen Augen durch Erfurt oder machen Sie
mal einen Sonntagsspaziergang durch den Para-
dies-Park in Jena. Da werden Sie fündig.

(Beifall AfD)

Zweitens: Die Einwanderungswellen des Islam sind
bereits da. Wir sehen in westdeutschen Parallelge-
sellschaften, wie wir nicht leben wollen. Wir sehen
in islamisch geprägten Staaten, wie wir nicht leben
wollen. Wir sehen, wie sich Erfurt im letzten Jahr
verändert hat. Wir wollen hier in Thüringen nicht
warten, bis das Problem so groß ist, dass wir es
nicht mehr bewältigen können. Wir brauchen ein
Stoppzeichen und dieses Stoppzeichen brauchen
wir jetzt.

(Beifall AfD)

Drittens: Wir befinden uns in Thüringen, in Deutsch-
land im Jahr 2016 und wir Deutschen sind ein
freundliches, offenes und warmherziges Volk.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Sie
nicht!)

Gerade deswegen sagen wir: Wir wissen den Wert
unserer freiheitlichen Ordnung, unserer Grundrech-
te und insbesondere die Freiheit der Person zu
schätzen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie wissen ja noch nicht
mal, wie man einen Plenarsaal betritt!)

Wir wissen sie zu schätzen und wir wissen, diese
Rechte sind keine Selbstverständlichkeit. Diese
Rechte haben sich in unserer Kultur entwickelt, sie
wurden erkämpft und erstritten. Und jetzt ist es Zeit,
sie zu verteidigen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön. Ich eröffne die Beratung und als Ers-
te hat Abgeordnete Rothe-Beinlich für Bündnis
90/Die Grünen das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter
Herr Präsident, liebe Gäste, den Auftritt, den wir so-
eben von Kollegin Muhsal gleich doppelt erleben
mussten, kann ich nur als würdelos bezeichnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es war und ist würdelos, wie Sie diesen Plenarsaal
als Showbühne missbraucht haben,

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das machen
Sie ja nie!)

während einer wichtigen Debatte rund um das Kin-
dertagesstättengesetz. Ihre Rede eben hat ja auch
für sich gesprochen. Es war würdelos und ich schä-
me mich – muss ich ganz deutlich sagen – dafür,
dass so etwas hier im Thüringer Landtag gesche-
hen kann.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die AfD
hat einen Gesetzentwurf eingebracht, den sie übri-
gens im Moment fast wortgleich in mehreren Land-
tagen diskutiert.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Nein, nicht
wortgleich!)

Vielleicht haben Sie das eine oder andere Wort
auch ausgetauscht, das mag sein. Fakt ist aber, es
handelt sich um die immer gleichen Versatzstücke,
die Sie vortragen, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

Und Sie begründen Ihren Gesetzentwurf damit,
dass Sie angeblich die Freiheit im öffentlichen
Raum schützen wollen, dass ausgerechnet Sie
Frauenrechte durchsetzen und Integrationshemm-
nisse beseitigen wollen. Wie glaubwürdig das ist,
wenn eine Partei wie Ihre, die für eine verstärkte Vi-
deoüberwachung im öffentlichen Raum plädiert, mit
antifeministischen Parolen gegen gleichstellungs-
politische Ansätze argumentiert

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Warten Sie
mal die nächste Wahl ab, da sehen Sie ...,
Frau Kollegin!)

und wo es nur geht, gegen Migranten polemisiert,
vorgibt, sich für solch hehre Ziele einzusetzen, mag
jeder selbst entscheiden. Machen wir uns doch
nichts vor: Es ist purer Missbrauch, den Sie hier be-
treiben – Missbrauch von Räumlichkeiten,
Missbrauch dieses Parlaments und auch
Missbrauch von angeblichen Frauenrechten, für die
Sie von der AfD streiten. Es ist ganz klar anzuneh-
men, dass diese Ziele alleinig aus populistischen
Gründen propagiert werden.

Mit dem vorliegenden Entwurf – das wird Ihnen si-
cherlich noch jeder, hoffe ich, nach mir bestätigen,
außer Ihnen selbstverständlich – werden weder
Grundwerte geschützt noch Grundrechte durchge-
setzt. Was Sie tun, ist, dass Sie antimuslimische
Ressentiments weiter schüren. Die eigentliche Ab-
sicht, die Sie hier vertreten, kann man ganz klar
spüren: Sie wollen nämlich mit fremdenfeindlichen
Untertönen am rechten Rand fischen. Es bleibt fest-
zuhalten …

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Reden Sie
doch mal mit den Frauen!)
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Ich rede übrigens mit den Frauen, in der Tat. Sie
tun das nicht, Sie machen hier eine billige und
schlechte Maskerade, was anderes tun Sie nicht.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Und wenn Frau Muhsal sich hier vorn hinstellt und
sagt, man solle nur mal mit offenen Augen durch
Thüringen gehen: Ich mache das. Und ich sehe tat-
sächlich, dass es auch Frauen mit Verschleierung
gibt. Es gibt ganz selten auch mal eine Frau, die
einen Niqab trägt. Aber ich habe noch nie eine Frau
mit Burka gesehen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das war ein
Niqab!)

Ich will Ihnen eines sagen: Das Einzige, was Sie
mit solchen Verboten erreichen, ist doch, dass die-
se Frauen nicht mal mehr das Haus verlassen kön-
nen. Wollen wir das? Das ist dann Frauenbefreiung
oder was, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren?

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist doch
keine Konsequenz daraus!)

Was ist denn Ihre Konsequenz? Sie unterstellen,
dass irgendeine Gefahr von Frauen ausgeht, die
sich in einer bestimmten Weise kleiden, auch wenn
sie hier in Thüringen so gar nicht auftreten – das ist
die Unterstellung –, und das widerspricht unserem
Rechtsstaatsverständnis, und zwar von Anfang an.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Im Übrigen halten wir ganz wenig von Bekleidungs-
vorschriften. Frau Muhsal, wie gesagt, das, was Sie
hier abgezogen haben, spottet jeglicher Laienspiel-
gruppe. Ich möchte hier keine Laienspielgruppe ir-
gendwie in ein schlechtes Licht rücken. Nein, Frau
Muhsal, das, was Sie gemacht haben, was die AfD
gemacht hat, was die gesamte Fraktion mitgetra-
gen hat, denn Frau Herold hat es ja angekündigt,
war würdelos. Frau Herold hat hier am Pult gesagt:
Frau Muhsal ist gerade mit etwas anderem be-
schäftigt. Ich habe dann schon überlegt: Na, mal
sehen, was jetzt gleich kommt. Dann haben Sie die
Zeit ein bisschen verpeilt und haben diesen Auftritt
zum falschen Thema gewählt. Aber das zeigt, dass
es Ihnen nur um eine Bühne geht, dass es Ihnen
nur um Show geht, dass es Ihnen um Verunglimp-
fung und um nichts anderes geht, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Was ich wichtig finde, ist, festzuhalten, dass man
mit der Ablehnung dieses Gesetzentwurfs nicht et-
wa zu einer Befürworterin oder einem Befürworter
von Vollverschleierung wird.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Was soll denn
das sonst sein?)

Auch wenn man Niqab und Burka als Symbole von
religiöser und politscher Unterdrückung und als ei-
ne Form der Frauenverachtung zutiefst ablehnt,
kann die Schlussfolgerung nicht in einem Verbot
bestehen. Das ist für Sie vielleicht ein bisschen zu
differenziert, aber wir sind da eben nicht so
schwarz und weiß. Ich empfehle Ihnen übrigens,
bei „ZEIT ONLINE“ einen Artikel unter der Über-
schrift „Die Arroganz der Beleidigten“ nachzulesen,
das ist eine Kolumne von Mely Kiyak. Sie formuliert
dies ganz schön mit ihren einleitenden Worten, ich
zitiere: „Wer Kopftuch und Burka verbieten will, tut
so, als befreie er damit die muslimische Frau. Viel-
leicht könnte man die muslimische Frau auch ein-
fach mal fragen, was sie will?“, meine Damen und
Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ein Burkaverbot, wie Sie es wollen, ist reine Sym-
bolpolitik, weil es zurzeit weder rechtlich möglich ist
und bei einer praktischen Umsetzung zudem kon-
traproduktiv wirken könnte. Ich will aber auch noch
im Einzelnen auf Ablehnungsgründe zu Ihrem Ge-
setzentwurf eingehen. Ein generelles Burkaverbot,
das wissen Sie selbst, wäre verfassungswidrig. Die
Wissenschaftlichen Dienste des Bundestags hatten
2010 anlässlich der Burkaverbotsdebatte in Frank-
reich eine verfassungsrechtliche Einschätzung für
ein mögliches Verbot in Deutschland ausgearbeitet.
Demnach entfaltet das Grundgesetz durch Artikel 4
einen Schutzbereich der Religionsfreiheit, der auch
das Tragen der Burka aus religiösen Gründen mit
umfasst.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Der Wissen-
schaftliche Dienst des Bundestags ist nicht
das Grundgesetz!)

Da heißt es: „Das Tragen einer Burka fällt damit in
den Schutzbereich des Artikels 4 GG,“ – was Sie
von der AfD vom Grundgesetz halten, wissen wir ja
– „soweit die Trägerin dies als verbindlich von den
Regeln ihrer Religion vorgeschrieben empfindet.
Soweit die Burka aus anderen Motiven – etwa auf-
grund äußeren Zwangs – getragen wird, unterfällt
dies nicht dem Schutzbereich…“ – Wissenschaftli-
cher Dienst, Gutachten Seite 8. Somit steht zwar
nur das freiwillige Tragen unter Schutz, allerdings
wäre es schwer festzustellen, ab wann dies
zwangsweise geschieht.

Das Bundesverfassungsgericht hat hier 2015 im
Übrigen auch gewisse Einschränkungen gemacht.
So heißt es da: „Dem Staat ist […] verwehrt, derar-
tige Glaubensüberzeugungen seiner Bürger zu be-
werten oder gar als ‚richtig‘ oder ‚falsch‘ zu bezeich-
nen; …“ – Bundesverfassungsgericht im Kopftuch-
beschluss von 2015. Eingriffe in den Schutzbereich
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wären nur dann möglich, wenn andere, in der Ver-
fassung verankerte Rechtsgüter mit der Religions-
freiheit kollidieren würden. Als Rechtfertigungsgrün-
de kämen dafür die Gewährleistung der negativen
Religionsfreiheit aus Artikel 4 Grundgesetz und der
Schutz der Frauen aus Artikel 3 Grundgesetz infra-
ge. „Es existiert kein Anspruch“, so heißt es weiter
beim Wissenschaftlichen Dienst auf Seite 9, „im öf-
fentlichen Raum vor den religiösen Einflüssen der
Umwelt abgeschirmt zu werden. Somit kommt die
negative Religionsfreiheit als Rechtfertigung für das
Verbot des Tragens der Burka in der Öffentlichkeit
nicht in Betracht“, so der Wissenschaftliche Dienst.
Weiter: „Artikel 3 Abs. 2 Satz 2 GG normiert ein
Staatsziel, durch das Maßnahmen zur Angleichung
der Lebensverhältnisse von Männern und Frauen
ergriffen werden sollen. Die tatsächliche Durchset-
zung der Gleichberechtigung soll gefördert werden
und auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin-
gewirkt werden. Damit wird der Gleichberechti-
gungssatz des Artikel 3 Abs. 1 GG ergänzt. Beide
Regelungen zielen aber auf die Rechtsgleichheit
zwischen den Geschlechtern. Der Staat erhält da-
durch keinen Erziehungsauftrag“ – hören Sie gut zu
– „für seine Bürger, der ihn legitimiert ein Verbot
der Vollverschleierung auch gegen den Willen der
betroffenen Frau durchzusetzen.“ – Wissenschaftli-
cher Dienst, Seite 10. Ein generelles Burkaverbot
ist also verfassungswidrig. Um nicht verfassungs-
widrig zu sein, müsste ein gesetzliches Burkaverbot
durch eine Grundgesetzänderung Bestandteil des
Verfassungsrechts werden. Würde die AfD ein sol-
ches Gesetz wollen, müsste sie den Weg einer
Grundgesetzänderung über die Bundesebene ge-
hen.

Zweiter wichtiger Punkt ist, dass ein Burkaverbot
auch in die persönliche Freiheit eingreift. Da die
Wahl der Kleidung ein Teil des Rechts auf persönli-
che Entfaltung ist, widersprechen Vorschriften zur
Kleiderwahl dem Persönlichkeitsrecht aus Artikel 2
GG. Das halten wir Grüne jedenfalls auch für sehr
entscheidend, denn Freiheitsrechte dürfen nur be-
grenzt werden, wenn Freiheiten und Menschen-
rechte anderer entgegenstehen, selbst dann, wenn
man Schwierigkeiten hat, im Vollschleier ein reli-
giöses Symbol zu sehen.

Zum Dritten: Für ein Burkaverbot gibt es auch kei-
nen Regelungsbedarf. Es wäre völlig unverhältnis-
mäßig, die Verhaltensweise einer sehr kleinen
Gruppe per Gesetz zu regeln. Wie gesagt, wir ha-
ben es schon ausgeführt, es gibt so gut wie keine
Frau in Deutschland, die Burka trägt, meine sehr
geehrten Damen und Herren. So hieß es von
Staatssekretär Dr. Günter Krings im Bundestag am
17. Dezember 2015, Zitat: „Der Bundesregierung
liegen keine Erkenntnisse über die Anzahl der Bur-
katrägerinnen in Deutschland vor. Im Rahmen der
von der Deutschen Islamkonferenz in Auftrag gege-
benen Studie ‚Muslimisches Leben in Deutschland‘

von 2009 wurde lediglich erhoben, wie viele Frauen
Kopftücher tragen.“

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Nichts hören,
nichts sehen, nichts sagen!)

Es wurde auch darauf hingewiesen, dass zu den
Frauen in Deutschland, die eine Burka tragen, auch
ausländische, hauptsächlich arabische Touristinnen
gehören. Hinsichtlich einer erhöhten Gefährlichkeit
von Burkaträgerinnen liegen der Bundesregierung
keine Erkenntnisse vor.

Zum Vierten: Das Burkaverbot ist ein völlig unge-
eignetes Mittel – da sind wir uns hoffentlich einig –
zur Gefahrenabwehr, weil per Generalverdacht un-
terstellt wird, dass alle Trägerinnen islamistische –
so hat es auch Frau Muhsal hier ausgeführt – Fun-
damentalistinnen seien, von denen eine erhöhte
Gefahr für die innere Sicherheit ausginge. Bisher
hat es in Europa keinen Anschlag oder Ähnliches
gegeben, der von einer Burkaträgerin ausgeführt
wurde. Da darf ich auch Jörg Radek, den stellver-
tretenden GdP-Vorsitzenden, zitieren: „Die Burka
interessiert uns als Polizei nur, wenn sie bei einer
Identitätsfeststellung hinderlich sein sollte. Die For-
derung nach einem Burkaverbot ist lediglich ein
Ausdruck von Symbolpolitik.“ Das können Sie nach-
lesen in der „Mitteldeutschen Zeitung“ vom 26. Au-
gust 2016.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ein Nebenaspekt betrifft im Übrigen auch vollver-
schleierte Touristinnen aus dem Nahen Osten. Wie
soll ich mir das vorstellen? Werden diese dann
ständig polizeilich überprüft und sollen sie auch
nicht mehr den öffentlichen Raum betreten dürfen?
Das Tourismusgewerbe in einigen Orten dürfte da-
von jedenfalls nicht sonderlich begeistert sein.

Zum Fünften: Ein Burka-Verbot könnte die gesell-
schaftlichen Konflikte verschärfen. Auch wenn sich
der weit überwiegende Teil aller Muslime gegen die
Vollverschleierung ausspricht, steht zu befürchten,
dass ein Verbot zur Stigmatisierung aller Muslime
führt. Am Ende könnte es sogar zu mehr als zu we-
niger Burka-Trägerinnen kommen.

Zum Sechsten – das ist Ihnen von der AfD ja an-
geblich so wichtig; lassen Sie sich gesagt sein –:
Ein Burka-Verbot hilft den betroffenen Frauen ganz
bestimmt nicht. Es ist bezeichnend, dass ein Verbot
ausschließlich Frauen beträfe. Schon das finde ich
wichtig zu benennen. Ausgerechnet Frauen, die
den Vollschleier zwangsweise tragen müssen, wür-
de durch ein Verbot die letzte Möglichkeit genom-
men, sich in der offenen Gesellschaft frei zu bewe-
gen und gegebenenfalls tolerantere Lebensformen
kennenzulernen. Es wäre zu befürchten, dass sie
im eigenen Zuhause praktisch eingesperrt blieben.
Viel sinnvoller sind stattdessen Investitionen im Bil-
dungsangebot und in Projekte der Sozialarbeit, um
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die Frauen auf ihrem Weg in freiheitliches Leben zu
unterstützen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Ist das pein-
lich! Was ist denn das für eine Argumenta-
tion!)

Ja, da müssen Sie einmal zuhören! Schwierig, Herr
Möller! Kann ich mir vorstellen, dass Ihnen das
schwerfällt!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Ja, das ist in
der Tat schwierig!)

Ihr Gesetzentwurf wird von uns abgelehnt. Er ist
nicht verfassungsgemäß, er verschärft gesellschaft-
liche Konflikte, er hilft den betroffenen Frauen nicht.
Wir wissen ja, wozu Sie ihn nutzen, einzig zu popu-
listischen Zwecken, und das machen wir nicht mit!
Vielen herzlichen Dank!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Als Nächster hat Abgeordneter Scherer für die
CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen, jetzt wollen wir die Diskussion mal wieder
in ein sachliches Fahrwasser bringen. Das Verbot
des Tragens einer Gesichtsverschleierung im öf-
fentlichen Raum ist natürlich derzeit ein Thema,
das die Bürger bewegt, das in den Medien gespielt
wird und das auch die Innenministerkonferenz der
CDU-regierten Bundesländer bewegt hat, in der so-
genannten Berliner Erklärung dazu Stellung zu neh-
men. Wobei ich sagen will: Dass dieses Thema ge-
rade im Thüringer Landtag diskutiert wird, ist mal
wieder – ob von rechts oder links außen – eine
maßlose Überschätzung Thüringer Wichtigkeit. Ich
habe in Thüringen noch keine vollverschleierte Frau
gesehen,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

noch nicht einmal in der Nähe einer Moschee, wie
zum Beispiel in Erfurt in der Leipziger Straße, die
ich öfters entlangfahre;

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Bloß weil Sie
es noch nicht gesehen haben, heißt das
nicht, dass es so etwas nicht gibt!)

noch nicht einmal in der Nähe der Moschee in der
Leipziger Straße. Es ist mal wieder ein Thema, das
von der AfD vom Zaun gebrochen wird, obwohl es
für Thüringen nicht der Rede wert ist.

(Beifall CDU)

So, wie ich das gesagt habe, sehe ich das auch.
Deshalb werde ich meinen Redebeitrag auch ent-
sprechend knapp halten. Ich kann die Intention des
AfD-Antrags nicht teilen, dass es einer Untersa-
gung der Gesichtsverschleierung zum Schutz des
Grundrechts betroffener Mädchen und Frauen auf
freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit oder der Gleich-
berechtigung bedarf. Aus meiner Sicht kann in den
Schranken des Grundgesetzes jeder herumlaufen,
wie er will, ob in Hotpants oder vollverschleiert. Zu-
nächst einmal ist es nicht Sache des Staates, hier
einzugreifen; ob ein Minirock nur eine Gürtelbreite
hat oder jemand meint, sein Gesicht nicht zeigen zu
wollen, hat dem Staat jedenfalls grundsätzlich egal
zu sein.

Es ist Sache jedes einzelnen, auch jeder Frau, zu
entscheiden, wie er/sie sich in der Öffentlichkeit be-
wegen will. Genauso, wie es den Staat letztlich
nichts angeht, ob eine Frau sich auch gegenüber
ihrem Ehemann durchsetzt oder auch nicht durch-
setzt, im extremen Minirock herumzulaufen, geht es
den Staat auch nichts an, ob und weshalb eine
Frau mit einem Gesichtsschleier herumläuft.

(Beifall CDU)

So viel zum Grundsatz. Allerdings gibt es gegen-
über diesem allgemeinen liberalen Grundsatz wie
auch sonst Einschränkungen. Es kann ein Individu-
um eben nicht unbegrenzt machen, was es will, und
es gibt in unserer Gesellschaft allgemeine Regeln,
zum Beispiel zu Sitte und Anstand, und auch eine
gewisse Grundkultur. Was wir gestern beim § 175
StGB schon hatten: Solche Regeln unterliegen na-
türlich dem Zeitgeist und verändern sich auch stän-
dig. Was vor 50 Jahren unter Sitte und Anstand als
gesellschaftlicher Konsens verstanden wurde, ist
etwas anderes als heute. Das zeigt das Beispiel,
dass Frauen vor 100 Jahren voll bekleidet baden
gingen und mittlerweile seit vielen Jahren in der
westlichen Welt selbst das Baden völlig ohne Be-
kleidung keinen Anstoß erweckt, während Badende
im Burkini jetzt Anstoß erregen. Ich will damit sa-
gen, die Kleiderordnung verändert sich ständig und
Regulierungen durch den Staat aus Gründen von
Sitte und Anstand oder auch aus Gründen der Ent-
faltung der Persönlichkeit sind aus meiner Sicht
sehr fraglich. Aber – jetzt muss natürlich auch noch
ein Aber kommen – es gibt schon Gründe, be-
stimmte Verhaltensweisen staatlicherseits zu ver-
bieten, nämlich dann, wenn dadurch höherwertige
Rechtsgüter beeinträchtigt werden oder die Gefahr
der Beeinträchtigung besteht. Und solche Beein-
trächtigungen höherwertiger Rechtsgüter bestehen
nun mal – bei aller Liberalität – bei einer Gesichts-
verschleierung in vielen Zusammenhängen. Wir
sind in Deutschland ein Staat, der sehr liberal und
pluralistisch eingestellt ist. Auch wenn dies der
Grundsatz ist, darf sich unsere Demokratie nicht
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der Illusion hingeben, dass alle bei uns lebenden
Menschen diese liberale Einstellung auch teilen.

(Beifall CDU)

Unsere Demokratie wird nur Bestand haben, wenn
sie gegenüber nicht liberalen Einstellungen wehr-
haft ist, und dazu gehört, keine falsche Einstellung
zu Liberalismus im Sinne von tollem Multikulti zu
haben. Jeder, der einen allein seligmachenden An-
spruch vertritt und diesen mit allen Mitteln in unse-
rem Staat durchsetzen will, ist ein Feind unserer
Demokratie.

(Beifall CDU)

Das sind Ideologen von links und Ideologen von
rechts ebenso wie Religionsfanatiker, die Religion
völlig falsch verstehen. Und es gehört zu einer
wehrhaften Demokratie, solchen Kräften entgegen-
zutreten.

(Beifall CDU)

Dazu gehört eben auch, dass an Flüchtlinge, die
wir hier aufnehmen, der Anspruch gestellt wird, sich
in unsere Ordnung einzufügen. Wer vor Verfolgung,
Krieg und Tod flüchtet, dem gewähren wir durchaus
Schutz. Wir erwarten aber im Gegenzug von den
Flüchtlingen, dass sie Recht und Gesetz einhalten,
die deutsche Sprache erlernen sowie den Willen
zur Integration auch unter Beweis stellen. Mei-
nungsfreiheit, Religionsfreiheit und die Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau sind uneinge-
schränkt zu akzeptieren. Integrationsverweigerung
muss aber sanktioniert werden und Straftäter müs-
sen unser Land unverzüglich wieder verlassen.

(Beifall CDU)

Nicht schutzbedürftige Personen verlassen
Deutschland nach Abschluss des Asylverfahrens,
und wer nicht freiwillig geht, der muss konsequent
abgeschoben werden.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Was hat das mit der Burka
zu tun?)

Ich komme gleich noch dazu, warten Sie doch mal
ab; Sie haben auch vieles erzählt, was nicht direkt
was mit Burka zu tun hat.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ein Beispiel?)

Das sind Aussagen der Berliner Erklärung der
CDU/CSU-Innenminister der deutschen Länder
vom 19.08. dieses Jahres. In diesem Zusammen-
hang ergeben sich eben auch Grenzen, was die
Verschleierung betrifft, Grenzen durch höherwertige
Rechtsgüter. Zumindest in bestimmten Bereichen
ist es für das Funktionieren unserer Rechtsordnung
unverzichtbar, dieses auch rechtlich einzufordern.
Staatliche Institutionen repräsentieren unsere frei-
heitlich-demokratische Gesellschaft und Vollver-

schleierung im öffentlichen Dienst ist inakzeptabel.
Dies gilt gerade auch für den Bildungsbereich; in
Kitas, Schulen und Hochschulen ist kein Platz für
Vollverschleierung. Im Gericht muss das Gesicht
der Verfahrensbeteiligten vollständig sichtbar und
erkennbar sein. Dort, wo eine Identifizierung not-
wendig und geboten ist – Passkontrollen, Verkehrs-
kontrollen, Meldeamt, Standesamt auch –, muss
das Zeigen des Gesichts auch durchgesetzt wer-
den können. Jeder muss bei Demonstrationen sein
Gesicht zeigen. Unser Rechtsstaat kann Vollver-
schleierung hier nicht akzeptieren. Vollverschleie-
rung ist überdies in solchen Situationen zu verbie-
ten, in denen sie eine Gefahr für andere wird, und
dies gilt insbesondere im Straßenverkehr. Das sind
nur Beispiele dafür, dass in unserer Gesellschaft in
bestimmten Bereichen Verschleierung inakzeptabel
und mit unserer Rechtsordnung nicht vereinbar ist.
Die CDU-Fraktion steht voll hinter diesen Aussagen
der CDU/CSU-Innenminister von diesem August.

Der Antrag der AfD geht über diesen Punkt aller-
dings weit hinaus. Aber weil dies ein Thema mit vie-
len Facetten ist und die Grenzen auch nicht festlie-
gen – bei dem Thema jedenfalls – werden wir uns
einer Überweisung jedenfalls nicht widersetzen.
Danke schön.

(Beifall CDU, AfD)

Präsident Carius:

Als Nächster erhält Abgeordneter Dittes für die
Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, als Reaktion auf die Gewaltverbrechen in
München, in Ansbach und in Würzburg wurde nun
doch in Deutschland die Debatte um ein Burkaver-
bot wieder aufgegriffen. Aiman Mazyek vom Zen-
tralrat der Muslime nannte das einmal die „Burka-
isierung der Innenpolitik“. Mal kommt die Debatte in
aktueller Zeit unter dem Stichwort der Sicherheits-
politik einher, wie eben auch Herr Abgeordneter
Kollege Scherer auf die Berliner Erklärung der
CDU-Innenminister und Innensenatoren hingewie-
sen hat, mal geht es um vermeintliche Ungleichbe-
handlung und immer wieder geht es auch um ein
Kleidungsstück, das einer wie auch immer gearte-
ten deutschen Kultur widerspricht, und um ein Klei-
dungsstück, das als befremdlich angesehen wird.

Meine Damen und Herren, mir ist es eigentlich voll-
kommen schleierhaft, wie man im Jahr 2016 auf die
Idee kommen kann, Menschen vorzuschreiben,
was sie im öffentlichen Raum anzuziehen haben
oder was sie nicht anzuziehen haben.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Und Herr Scherer, zu Ihrem Redebeitrag: Wenn Sie
erst einführend darauf hinweisen, dass der Grund
für die Debatte überhaupt ein nicht wahrnehmbarer
ist, ein in Thüringen eigentlich kaum oder nicht vor-
handener Grund ist, aber sich dann sehr intensiv
mit der Frage der rechtlichen Beschränkung ausei-
nandersetzen und sich die CDU-Innenminister und
Innensenatoren in der von Ihnen angesprochenen
Berliner Erklärung von neun Seiten allein auf einer
Seite dem Thema des Verbots oder möglichen Ver-
bots von Vollverschleierung zuwenden, dann sage
ich Ihnen ehrlich, dass Sie eine politische Debatte
ohne Sachgrund mitbetreiben und dass Sie sich
wirklich fragen lassen müssen, ob es Ihrer politi-
schen Ernsthaftigkeit entspricht, wenn Sie sagen,
dass es zwischen Ihnen und der AfD eigentlich kei-
ne Grenze gibt. Für uns ist da eine klare Grenze in
der Auseinandersetzung und das heißt eben auch,

(Unruhe CDU)

dass ein derartiger tiefer Eingriff durch ein Gesetz
in die Persönlichkeitsentfaltung oder in die Reli-
gionsfreiheit abzulehnen ist.

Ich will aber auch zum kulturellen Hintergrund noch
einige Ausführungen machen, denn seit Jahrhun-
derten ist es in Europa üblich, dass immer wieder
insbesondere Frauen – Frau Astrid Rothe-Beinlich
ist darauf eingegangen – vorgeschrieben wird, was
sie eigentlich anzuziehen haben. Eines kennzeich-
net diese Vorschriften immer wieder: Sie wurden
von Männern gemacht!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Allein darüber sollten Sie einmal nachdenken und
ich gebe Ihnen in dieser Debatte auch das Zitat der
ehemaligen EKD-Ratsvorsitzenden Margot Käß-
mann mit auf den Weg, die sagte: „Ich bin alt ge-
nug, mich daran zu erinnern, wie der Bikini als Be-
drohung der westlichen Werte angesehen wurde.
Damals sollten die Frauen mehr anziehen, jetzt sol-
len sie mehr ausziehen. Du lieber Himmel, wer be-
stimmt denn das?“ Und ich wiederhole es noch ein-
mal: In der Regel bestimmen dies die Männer in
diesem Land; auch die CDU-Innenminister und In-
nensenatoren, es wird Sie kaum verwundern, sind
ausschließlich Männer.

Jetzt aber noch einmal zur eigentlichen Sache: Herr
Scherer, Sie haben darauf hingewiesen, auch
Astrid-Rothe-Beinlich hat darauf hingewiesen, dass
es nach Schätzungen in der Bundesrepublik
Deutschland etwa 200 bis 300 Frauen gibt, die die
Burka oder den Niqab tragen, die konservativsten
Formen der Verschleierung. Das entspricht – wenn
Sie sich das mal auf der Zunge zergehen lassen
würden – 0,0004 Prozent der Bevölkerung in
Deutschland. Aber was noch sehr viel aussagekräf-
tiger ist: Das entspricht 0,015 Prozent aller muslimi-
schen Frauen. Und was heißt das im Um-
kehrschluss? Dass sich 99,985 Prozent der Musli-

ma in Deutschland für diese Kleidungsform über-
haupt nicht interessieren. Mit dem Gesetzentwurf
von Ihrer Debatte bei der CDU wenden Sie sich ei-
nem Thema zu, das in unmittelbarer Wirkung nur
einen geringen Bruchteil von Menschen in dieser
Gesellschaft anbetrifft. Aber – und das muss man in
dieser Auseinandersetzung deutlich sagen – die
Wirkung, die aus solchen Debatten heraus wächst,
ist eine verheerende und die betrifft die gesamte
Gesellschaft und die betrifft eben auch die von mir
angesprochenen 99,985 Prozent der Muslima, die
sich für Vollverschleierung eben überhaupt nicht in-
teressieren. Denn, meine Damen und Herren, wer
Burkaträgerinnen pauschal als Sicherheitsrisiko
verunglimpft, sie auch außerhalb der Gesellschaft
stellt, knüpft an die Stimmungsmache und Anfein-
dungen gegen Muslime in Deutschland an, die seit
Jahren und insbesondere auch in den letzten Jah-
ren eine Hochkonjunktur erleben.

Präsident Carius:

Herr Abgeordneter Dittes, es gibt eine Anfrage des
Kollegen Brandner. Lassen Sie die zu?

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Herr Carius, wir schätzen Sie als ernsthaften Men-
schen, aber das war keine ernsthafte Frage.

Präsident Carius:

Doch, es war eine ernsthafte Frage, aber Sie neh-
men es als Ablehnung, Herr Brandner.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Meine Damen und Herren, zunächst einmal sollte
man sich in dieser Debatte fragen: Warum fühlen
sich Menschen berechtigt, allein aufgrund ihrer per-
sönlichen Befremdnis gegenüber einem Schleier
wie der Burka oder dem Niqab die Trägerin solcher
Kleidung per se zum Opfer zu machen und einem
generellen Zwang zu unterstellen? Wer von den
Befürwortern eines Burka-Verbots hat denn anstatt
über muslimische Frauen einmal mit muslimischen
Frauen gesprochen, auch persönlich mit ihnen über
ihre Motive und Bedürfnisse? Die bereits zitierte
„ZEIT“-Kolumnistin Mely Kiyak schrieb vergangene
Woche – ich gehe davon aus, es ist derselbe Arti-
kel –, ich zitiere:

„Das Bemerkenswerte an der Debatte um Minder-
heiten in Deutschland ist, dass deren Forderungen
nie übereinstimmen mit dem, was eine Mehrheit
über sie diskutiert und verhandelt. Die Minderheiten
in diesem Land sagen: Wir haben Angst vor Ras-
sismus. Schützt uns vor Übergriffen. Sorgt dafür,
dass die Polizei uns nicht wie Feinde behandelt.
Diskriminiert uns nicht. Gebt uns Wohnungen. Gebt
uns Arbeit. Bemüht euch um unsere Kinder in der
Schule. Benachteiligt uns nicht. Fällt euch auf, dass
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Millionen [Menschen in diesem Land] kein Wahl-
recht haben? Dass es nahezu unmöglich geworden
ist, die deutsche Staatsbürgerschaft zu erlangen?
Seht Ihr uns überhaupt?

Die Öffentlichkeit [aber] sagt: Nimm das Kopftuch
runter! Liebe Deutschland! Und sing gefälligst die
Hymne mit, wenn du für ‚uns‘ spielst!“

Was Mely Kiyak damit sagt, ist doch das eine, dass
die Debatten in Deutschland über die Lebensweise,
über die Integration von Minderheiten in Mehrheits-
gesellschaften völlig unterschiedlich sind. Die Mehr-
heitsgesellschaft ignoriert die durch die Minderheit
selbst artikulierten Integrationsprobleme und Inte-
grationshemmnisse in diesem Land vollkommen
und sie sagt zum Zweiten noch mehr sehr deutlich
– und das ist das Kernproblem der Burkadebatte –:
Es wird überhaupt nicht miteinander gesprochen,
sondern es werden eigene Interessen der Mehr-
heitsgesellschaft über die Minderheiten gestülpt
und Anforderungen und Verbote formuliert, ohne
deren Interessen, ohne deren Bedürfnisse, ohne
deren Wünsche tatsächlich ernst zu nehmen.

Da kommen wir tatsächlich mal auf die wirklichen
Gründe für Verschleierung, denn diese können
ganz unterschiedlich sein: religiös oder kulturell ver-
standene Pflichten, Glaubens- oder Lebenseinstel-
lungen, als bewusster Akt, um die Sexualisierung
des eigenen Körpers zu vereiteln, als Ausdruck ei-
ner Rebellion, als Folge einer Sozialisierung in
männlich dominierten, frauenfeindlichen, patriar-
chalen, repressiven Familien- und Gesellschafts-
strukturen.

Die Verschleierung von Frau Muhsal passt dazu al-
lerdings nicht, denn sie missachtet einfach genau
die Vielschichtigkeit und Differenziertheit der Grün-
de. Die Verschleierung von Frau Muhsal ist auch
nicht Ausdruck von Religiosität, sie ist Ausdruck
von großer Dummheit.

(Beifall DIE LINKE)

Und das wird eben auch im Gesetzentwurf der AfD-
Fraktion sehr deutlich, wenn sie in ihrem Begrün-
dungsteil eine Ausnahme für das Verschleierungs-
gebot festschreiben will, nämlich den Fasching.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Nicht nur!)

Präsident Carius:

Für den Vorwurf der Dummheit erteile ich Ihnen
einen Ordnungsruf, Herr Dittes.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Nein, das ist nicht nett!)

Doch.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Sie formulieren in Ihrem Gesetzentwurf als Ausnah-
me vom Verbot der Vollverschleierung Brauchtums-
feste, insbesondere den Fasching. Das zeigt doch
deutlich, welchen Stellenwert die Grundrechte in
Artikel 2, Persönlichkeitsentfaltung, und das Grund-
recht auf freie Religionsausübung in Artikel 4 des
Grundgesetzes bei Ihnen haben. Der Fasching hat
bei Ihnen eine verfassungsrechtlich höhere Wichtig-
keit als genau eben diese Grundrechte. Das ist
eben der Punkt, wo wir Ihnen auch immer wieder
deutlich machen, dass das, was Sie an Politik be-
treiben, gegen den Grundkonsens der Bundesrepu-
blik Deutschland und gegen die im Grundgesetz
verankerten Grundrechte spricht.

Ich will Ihnen zu dieser Differenziertheit von Moti-
ven, Vollverschleierung zu tragen, ein Argument
hinzufügen, vielleicht auch als Denkanstoß, um die
Debatte in Deutschland ein Stück weit einordnen zu
können. Die Islamwissenschaftlerin Lamya Kaddor
hatte vor wenigen Tagen in der „Märkischen Allge-
meinen Zeitung“ darauf hingewiesen, dass der
größte Teil der Frauen, die in Deutschland eine
Vollverschleierung tragen, nicht etwa aus den Län-
dern des Nahen Ostens sind, von denen Sie glau-
ben, dass sie islamistisch geprägt sind, sondern es
sind Konvertiten mit deutscher Staatsbürgerschaft.
Vielleicht denken Sie darüber mal nach, wenn Sie
die kulturelle Debatte und auch die politische De-
batte in diesem Land führen, denn dann kommen
Sie nämlich zu ganz anderen Wertungen, zu ganz
anderen Beiträgen als denen, die Sie hier gehalten
haben.

Meine Damen und Herren, ja, wir haben Probleme
mit fehlender Gleichberechtigung, mit Frauenfeind-
lichkeit und mit mangelnder Selbstbestimmung in
Gesellschaften im Nahen Osten genauso wie in
Deutschland oder in anderen Teilen der Welt. „Die
Unterdrückung der Frau ist fast immer ökonomisch
begründet. Ein weiterer Grund ist die Kontrolle der
Sexualität, die es im Westen in anderen Formen
auch gibt. Religion ist nie der einzige und auch
nicht der bestimmende Faktor für Genderrollen.“,
meint etwa die Islamwissenschaftlerin Juliane Ham-
mer. Obwohl Artikel 3 des Grundgesetzes fest-
schreibt, dass Männer und Frauen gleichberechtigt
sind, werden Frauen in Deutschland millionenfach
schlechter bezahlt als Männer. Auch, meine Damen
und Herren – und nehmen Sie das mal wirklich
ernsthaft als Gedankenanregung mit –, ist es gera-
de einmal einen Monat her, dass in der Bundesre-
publik ein Nein einer Frau auch tatsächlich ein Nein
bedeutet. Die Ereignisse der Silvesternacht in Köln
mögen der Auslöser der letzten Sexualrechtsreform
gewesen sein. Doch die Millionen Fälle von sexuali-
sierter Gewalt, von Frauenverachtung und -diskri-
minierung in Deutschland haben bis dato auch im
Strafrecht nicht zum Umdenken geführt. Das ist
meines Erachtens der eigentliche Skandal.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die AfD erwähnt in ihrem Gesetzentwurf patriarcha-
lisch ausgerichtete Strukturen, verschweigt aber,
dass sie durch ihre Programmatik und ihr Handeln
selbst patriarchalische Strukturen manifestiert. Gin-
ge es nach der AfD, gehören Frauen an den Herd
und hätten keine Chance, selbstbestimmt zu leben.
Jetzt kommt gleich der Zwischenruf,

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das ist
doch ein Quatsch!)

das ist Quatsch, lesen Sie doch mal im Grundsatz-
programm nach. – Das habe ich vorsorglich ge-
macht und kann Ihnen dann sagen, in Ihrem Grund-
satzprogramm aus diesem Jahr, was Sie beschlos-
sen haben, stellen Sie die Erwerbsarbeit gegen die
Erziehungsarbeit. Bei der letzteren sagen Sie, sie
soll ausschließlich von Müttern geleistet werden.
Sie lehnen von Frauen selbst gewählte Lebensmo-
delle ab und fordern das Ende der Unterstützung
von alleinerziehenden Frauen.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Sie reden
einen Quatsch, Herr Dittes!)

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE:
Quatsch ist Ihr Programm!)

Das ist Ihr tatsächliches Frauen- und Familienbild,
was Sie in Ihrem Grundsatzprogramm verankert
haben. Das ist ein Frauenbild, das vorhin in der De-
batte als ein Frauenbild der 50er- und 60er-Jahre
charakterisiert worden ist.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen sage ich Ihnen ganz deutlich: Ihnen geht
es gar nicht um die Interessen und die Rechte von
Frauen, erst recht nicht um die Interessen von mus-
limischen Frauen. Ihnen geht es um die Islamopho-
bie und darum, die Stimmung in diesem Land in
diesem Teil in diese Richtung weiterzutreiben. Da
werden wir uns sehr stark widersetzen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, wenn Frauen aus freien
Stücken aufgrund ihres Glaubens ein Kopftuch, ei-
ne Burka oder – wie wir heute alle in einer E-Mail
lesen konnten – auch als Jüdin eine Frumka tragen
möchten, sollen sie das tun dürfen. Artikel 2 und Ar-
tikel 4 garantieren ihnen das, das hatte ich ausge-
führt. Wenn Zwang im Spiel ist, gibt es selbstre-
dend keinen freien Willen mehr. Einem solchen
Zwang gilt es entgegenzutreten und dann auch voll-
kommen unabhängig davon, ob die Anzahl der be-
troffenen Frauen eine, zweihundert oder zehn Mil-
lionen ist. Zwang und Unterdrückung von Frauen
können verschiedenste Ausprägungen haben. Sie
können subtil wirken, sie können physische Gewalt,

aber auch psychische Gewalt beinhalten. Die ent-
scheidende Frage in diesem Moment ist doch, wie
begegnet man Zwang. Herr Scherer, ein Verbot löst
keinen Zwang auf, es ersetzt ihn lediglich durch
einen anderen.

Dann will ich doch auch zu Ihrer Debatte noch mal
ausführen: Sie haben die Berliner Erklärung der
CDU-Innenminister und -Innensenatoren mit einem
Zitat von Wilhelm von Humboldt eingeleitet, „Ohne
Sicherheit ist keine Freiheit.“, ein Zitat, das in der
CDU/CSU sehr beliebt ist. Dieses Zitat stammt aus
dem Werk von Wilhelm von Humboldt „Ideen zu ei-
nem Versuch, die Grenzen der Wirksamkeit des
Staates zu bestimmen“. Allein schon aus dem Titel
des Werks wird deutlich, dass Wilhelm von Hum-
boldt möglicherweise für eine Sache missbraucht
wird, für die er eigentlich gar nicht gestanden hat.
Dann will ich Ihnen ein weiteres Zitat aus dem Werk
mit auf den Weg geben, wo es um die Frage der
Wirkung von Zwang im Wechselverhältnis von
Staat und Bürgerinnen und Bürgern geht. Da
schreibt Wilhelm von Humboldt: „Die Freiheit erhöht
die Kraft und führt, wie immer die größere Stärke,
allemal eine Art der Liberalität mit sich. Zwang er-
stickt die Kraft ‚und‘ führt zu allen eigennützigen
Wünschen und allen niedrigen Kunstgriffen der
Schwäche.“ Ich glaube, wenn Sie den Humboldt in
Gänze zur Kenntnis nehmen würden, würde sich
auch Ihre Sicherheitspolitik etwas in Richtung mehr
Liberalität bewegen und Sie hätten es nicht nötig,
sich bei neun Seiten über Sicherheit und Zusam-
menhalt in Deutschland allein auf einer Seite dem
Thema der Verschleierung zuzuwenden.

Ich will Ihnen auch deutlich sagen und ich denke,
es ist deutlich geworden, dass es natürlich auch ab-
lehnenswerte Gründe für das Tragen einer Vollver-
schleierung gibt. Aber ablehnenswerte Gründe, ei-
ne Burka oder ein Niqab zu tragen, lassen sich
nicht per Gesetz verbieten, schon gar nicht, indem
man ein Textil stellvertretend für diese Gründe ver-
bieten will. Was wären denn die Folgen? Astrid Ro-
the-Beinlich ist darauf eingegangen. Betroffene
Frauen würden möglicherweise ihr Zuhause nicht
mehr verlassen, sie würden aus dem öffentlichen
Raum heraus verdrängt werden, der soziale Druck
würde zunehmen und die Isolation würde steigen
und Kontrolle und Durchsetzung des Verbots schaf-
fen eine Art von Religionspolizei.

Meine Damen und Herren, die AfD enttarnt sich in
diesem Zusammenhang wieder einmal als die Par-
tei der Verbote. Hier geht es darum, Moscheen zu
verbieten, Minarette sollen verboten werden, das
Schächten soll verboten werden. Herr Höcke wollte
gerade den Volksverhetzungsparagrafen im Straf-
gesetzbuch wieder verbieten.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Die Grünen
wollen ja … verbieten lassen!)
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Und schließlich will Herr Höcke der TAZ auch noch
ein Bild von sich selbst verbieten, so etwas kenne
ich eigentlich nur aus dem Koran.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, nicht alles, was einem
nicht passt, kann in einer freien Gesellschaft verbo-
ten werden. Derartige Verbote kennen nur selbster-
nannte Tugendwächter. Da sind sich die sogenann-
te Scharia-Polizei und die AfD wieder sehr nahe. Zu
den großen Errungenschaften der Aufklärung ge-
hört es eben, dass jeder mündige Bürger machen
kann, was er möchte, solange er nicht die Rechte
anderer verletzt. Selbst solche Handlungen, die ihm
zum Nachteil oder zum Schaden gereichen, recht-
fertigen keine direkten Eingriffe des Staats in das
Handeln der einzelnen Personen. Grundrechte sol-
len Menschen in ihrer Eigenständigkeit, in ihrer In-
dividualität vor dem Zugriff des Staats schützen und
nicht Kleidervorschriften legitimieren.

Die AfD versucht regelmäßig, individuelle Freiheits-
rechte zu torpedieren. Hier im Thüringer Landtag
greift sie besonders gern das Recht auf Religions-
freiheit an und arbeitet dabei mit Unterstellungen,
Unsachlichkeiten und Halbwahrheiten. Ich denke,
allein der Begründungstext des Gesetzentwurfs
macht dies deutlich. Ich hatte es schon einmal kurz
angesprochen. Sie sprechen im Kontext von Zu-
wanderern, einmal aus „islamistisch geprägten Ge-
sellschaften“, ein anderes Mal sprechen Sie vom
„islamisch geprägten Nahen Osten“. Ich glaube, da-
ran wird schon deutlich, wie wenig sachkundig Sie
sich über die tatsächlichen Lebensbedingungen,
Lebensgesellschaften und Lebensverhältnisse ma-
chen wollen, aus denen Menschen auch nach
Europa kommen, um hier Schutz zu suchen.

Dass der verfassungsrechtliche Rahmen ein ganz
anderer ist als das, was Sie uns hier weißmachen
wollen, hat Astrid Rothe-Beinlich mit dem Verweis
auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts und
auf die Ausarbeitung des Wissenschaftlichen
Dienstes sehr deutlich gemacht.

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf der
AfD hätte möglicherweise noch ganz andere Kon-
sequenzen. Diejenigen, die sich aus den Reden der
AfD-Demonstrationen bereits ihre Legitimation für
Hasskommentare und Gewalt ziehen, erhielten da-
mit die höchstmögliche Rechtfertigung für ihre Ta-
ten. Wie das in der Praxis aussieht, will ich Ihnen
an drei Beispielen benennen.

Das Thüringer Innenministerium hat jüngst auf eine
Kleine Anfrage geantwortet, dass allein in Erfurt
während der AfD-Demonstrationen seit Herbst
2015 über 43 politisch rechts motivierte Straftaten
gezählt wurden, darunter mehrere Körperverletzun-
gen, gefährliche Körperverletzungen, Landfriedens-
brüche, Verstöße gegen das Waffen- und Spreng-

stoffgesetz sowie das Verwenden von Kennzeichen
verfassungswidriger Organisationen. Sie können
sich selbst den Anteil ausrechnen, wie viele rechts-
extremistische Straftaten in dem jährlichen Bericht
der Polizei zur politisch motivierten Kriminalität al-
lein auf das Konto der AfD-Demonstrationen gehen.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Da
klatscht keiner!)

Das ist auch kein Grund, zu klatschen, Herr Brand-
ner. Das ist genau der Unterschied, den Sie in der
Wahrnehmung haben.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Zitieren
Sie mal die Frage!)

Ein weiteres Beispiel: Im Juni dieses Jahres haben
zwei junge Männer in Gera von einem Balkon zu-
erst Naziparolen gegrölt. Dann beschossen sie eine
nicht deutsch aussehende Frau mit Kopftuch und
Kind an der Hand, die vorbei ging, mit einer Pistole
und riefen rassistische Sprüche hinterher, während
diese die Flucht ergriff.

Am Tag der Aktuellen Stunde, die die AfD hier im
Mai 2016 gegen den geplanten Bau einer Moschee
in Erfurt beantragt hatte, veröffentlichte ein Erfurter
ein Internetvideo, in dem er Mitglieder der islami-
schen Ahmadiyya-Gemeinde als „Kanakenschwei-
ne“ beschimpfte und zum geplanten Moscheebau
wörtlich sagte: „Nehmt euch einfach, wenn ihr in Er-
furt wohnt, nehmt euch Öl und ein bisschen Benzin
und geht da auf die Baustelle in der Nacht und
brennt sie ab. Und wenn die Schweine wieder be-
ginnen sie zu bauen, dann brennt sie aufs Neue ab.
Wir brennen dieses Dreckshaus ab!“

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Kümmern Sie
sich um Linksextreme … da haben Sie ge-
nug zu tun!)

Das, meine Damen und Herren, sind die Früchte
der Ressentiments, die die AfD schürt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Herr Dittes, Ihre Redezeit ist zu Ende.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Gott sei
Dank!)

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Ich will mit einem abschließenden Satz enden:
Wenn es uns tatsächlich um die Rechte von Frauen
geht, dann müssen wir die Debatten stärken, die in
der migrantischen Community geführt werden. Wir
müssen Bildung und Aufklärung statt Verbote und
Zwang integrieren und wir müssen mit Menschen
reden und nicht über sie und in jedem Fall müssen
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wir diese rassistischen Ressentiments mit aller
Deutlichkeit zurückweisen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Als Nächster hat Abgeordneter Höcke für die AfD-
Fraktion das Wort.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Sehr verehrter Herr Präsident, sehr verehrte Kolle-
gen Abgeordnete, sehr verehrte Besucher auf der
Tribüne, ja, jetzt hätte ich natürlich gern die Rede-
zeit der CDU-Fraktion – ich glaube, es sind über
20 Minuten. Vielleicht wird das ja nach der Wahl
2019 was.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Sie wollen
doch in den Bundestag!)

Die Möglichkeit ist ja durchaus gegeben. Nein, ich
hätte die Redezeit wirklich gern – Herr Emde, ich
wollte Sie jetzt gar nicht angreifen –, um auf den
blühenden Unsinn, den der Kollege Dittes hier ver-
zapft hat, wirklich auch adäquat reagieren zu kön-
nen. Leider kann ich das jetzt nicht. Die gesamte
Rede war so unterirdisch und niveaulos, dass es
eben doch länger als die 12 Minuten 40 dauern
würde, das Ganze noch mal geradezurücken, zu
erklären, was Herr Dittes hier an Unordnung am
Rednerpult zurückgelassen hat.

Präsident Carius:

Herr Höcke, jetzt bitte ich Sie, sich etwas zu mäßi-
gen. Ich muss das rügen. Man muss das Gegen-
über nicht so angreifen.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Wenn man keine Sachargumente hat!)

Abgeordneter Höcke, AfD:

Gut. Herr Dittes, ich will nur darauf hinweisen, dass
Sie hier von 0,0001 Prozent Burkaträgerinnen,
glaube ich, gesprochen haben. Verzeihen Sie mir,
wenn ich jetzt irgendeine Ziffer hinter dem Komma
falsch zitiert habe. Ich weiß nicht, wie viele Mörder
wir in Deutschland haben, hoffentlich sind es auch
etwa nur so wenige.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist kriminell!)

Aber wir sehen doch – Herr Adams, hören Sie doch
erst mal zu – hier an diesem Beispiel, dass es zwei-
fellos – ich denke, das ist Konsens im Hohen
Haus –, dass es sicherlich einen Regelungsbedarf
für Mord im Strafgesetzbuch gibt, nicht wahr?

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ja, das ist Kriminalisierung, was
Sie machen!)

(Beifall AfD)

Man kann doch nicht argumentieren, weil es nur
0,001 Prozent Mörder im Land gibt, gibt es keinen
Regelungsbedarf für Mord. Diese krude Logik, Herr
Dittes, die Sie leitet, haben Sie mit diesem Beispiel
wunderbar entsprechend dargestellt.

Frau Rothe-Beinlich, auch über Ihre Ausführungen
bin ich mehr oder weniger entsetzt. Sie haben mir
ein Loblied, nein, Sie haben eine Verteidigungsrede
auf die Burka gehalten – auf nichts anderes. Sie
haben hier das Hohelied der Unterdrückung der
Frauen in Deutschland gesungen. Anders kann das
nicht bezeichnet werden.

(Beifall AfD)

Wie Sie reagiert haben, als eine Niqab-Trägerin
das Hohe Haus mal betreten wollte – diese Kopfbe-
deckung oder Kleidung, Verkleidung ist ja noch
nicht mal eine Burka, die ist ja noch wesentlich rigi-
der in ihrem Erscheinen –, spricht eigentlich Bände.
Ich ermuntere alle Abgeordneten, alle Fraktionen
mal zu einem Selbstversuch: Wir haben uns natür-
lich, bevor wir diese Provokation gesetzt haben, in
der Fraktion darüber ausgetauscht, wollen wir diese
Provokation setzen oder wollen wir sie nicht setzen.
Es gab auch Gegenstimmen. Sehr verehrte Kolle-
gen Abgeordnete, als ich zum ersten Mal in einem
Raum mit einer entsprechend bekleideten Niqab-
Trägerin zusammensaß – und das war in dieser
Fraktionsversammlung –, ist es mir wirklich wie
Schuppen von den Augen gefallen, dass sich durch
diese Bekleidung das Wesen des Menschen funda-
mental verändert.

(Beifall AfD)

Ich rate jedem und ich rate jeder Fraktion, machen
Sie mal diesen Selbstversuch, kleiden Sie Ihre
weiblichen Mitglieder mal in so ein Kleidungsstück
und führen Sie eine Fraktionsversammlung durch.

Sehr verehrte Damen und Herren, in ganz Europa
wird über Verschleierung diskutiert. Belgien und
Frankreich haben das Burka-Verbot und keiner im
Hohen Haus wird wohl argumentieren, dass Frank-
reich und Belgien keine demokratischen Rechts-
staaten wären.

(Beifall AfD)

Die überwiegende Mehrheit der Deutschen lehnt
die Vollverschleierung ab. Die Menschen in
Deutschland spüren, dass auch durch den Asyl-
Tsunami, der sich seit 2015 über unserem Land be-
findet, die realen Lebensverhältnisse einer radika-
len Veränderung unterworfen sind. Der Einwande-
rungsstrom aus islamistisch geprägten Ländern
führt dazu, dass die freiheitliche Lebensordnung,

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 60. Sitzung - 01.09.2016 4923

(Abg. Dittes)



wie sie von der Thüringer Verfassung und dem
Grundgesetz konstituiert wird, allmählich in eine
Ordnung der Unfreiheit und der Ungleichheit umge-
wandelt zu werden droht. Augenfällig ist dieser Ero-
sionsprozess jetzt schon – und er wird auch, wenn
wir diese Entwicklung nicht verhindern, bald schon
in Thüringen augenfällig werden – in den westdeut-
schen Ballungsgebieten und in Berlin. Dort breiten
sich vor unseren Augen islamisch geprägte Paral-
lelgesellschaften aus. Dort wird an erster Stelle
nicht die säkulare Rechtsordnung des demokra-
tischen Staats als die entscheidende Verhaltens-
orientierung erfasst, sondern das islamische Reli-
gionsgesetz der Scharia.

(Beifall AfD)

Die Scharia, sehr verehrte Kollegen Abgeordnete,
ist als direkter Ausfluss Gottes höchstes Recht für
den gläubigen Muslim. Und in der Kairoer Erklärung
1990 – ich möchte daran noch einmal erinnern –
haben 45 Außenminister islamischer Staaten ein-
deutig erklärt, dass die Scharia, dieses göttliche
Recht, eine Suprematie gegenüber beispielsweise
den universalen Menschenrechten entsprechend
zugebilligt bekommen muss. Das hat die Kairoer
Außenministerkonferenz entsprechend klargestellt.
Wenn aber Allah Ausfluss aller Gesetze und damit
aller Staatsgewalt ist, sehr verehrte Kollegen Abge-
ordnete, dann kann nicht im selben Atemzug das
Volk Ausfluss aller Gesetze und aller Staatsgewalt
sein. Das geht nicht.

(Beifall AfD)

Die Frage ist: Scharia oder Volkssouveränität? Die-
se Frage müssen wir beantworten. Wir als AfD ha-
ben für uns diese Frage beantwortet. Wir sagen Ja
zur Volkssouveränität.

(Beifall AfD)

Ein krasser Ausdruck der entsprechend religiösen
Überzeugung besteht im Tragen der Burka oder
des Niqab, das heißt in der Verschleierung des Ge-
sichts. Die Gesichtsverschleierung ist ein beson-
ders augenfälliges Symbol jener islamischen Paral-
lelgesellschaften, mit denen sie sich demonstrativ
von den Prinzipien und den Anforderungen unserer
offenen republikanischen Ordnung nicht einfach nur
abgrenzen, nein, die Gesichtsverschleierung be-
deutet vielmehr die dezidierte Ablehnung unserer
freiheitlichen Ordnung.

(Beifall AfD)

Burka und Niqab sind verfassungsfeindliche Sym-
bole.

Damit kommen wir zu den Gründen, die die Mehr-
heit der Deutschen zu Recht für ein Verschleie-
rungsverbot plädieren lässt. Das Tragen einer Ge-
sichtsverschleierung widerspricht schlicht und er-
greifend den Grundlagen und dem Selbstverständ-
nis einer freiheitlichen Ordnung. Diese Ordnung

kann nämlich nur in einem öffentlichen Raum Be-
stand haben,

(Beifall AfD)

der sich als Raum freier, erkennbarer und unver-
hüllter Menschen darstellt.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sagt wer?)

Seit jeher, sehr verehrte Kollegen Abgeordnete,
zeigt man in unserer abendländischen Kultur im öf-
fentlichen Raum sein Gesicht und das gilt aus-
drücklich auch für Frauen – selbstverständlich.

Schauen wir uns die Alltagsdarstellung frühneuzeit-
licher oder mittelalterlicher Maler an, so erkennen
wir dort selbstverständlich nur Menschen mit unver-
hülltem Gesicht. Nur mit unverdecktem Gesicht, mit
freiem Antlitz sind wir als die erkennbar, die wir
sind. Nur mit unverdecktem Gesicht sind wir als
verantwortliche Personen identifizierbar. Und ver-
antwortliche Personen sind die Subjekte unserer
Rechtsordnung. Das freie Antlitz bildet insofern –
und für Sie sicherlich auch nachvollziehbar, Herr
Adams, auch wenn Sie jetzt wieder lachen – den
Kern unserer freiheitlichen Rechtsordnung und ist
daher auch eine wesentliche und unersetzliche Be-
dingung dafür, dass es überhaupt individuelle
Rechte geben kann.

(Beifall AfD)

Sehr verehrte Kollegen Abgeordnete, es kann gar
keinen Zweifel geben – das ist die Meinung meiner
Fraktion, das ist meine persönliche Meinung –, das
Tragen einer Gesichtsverschleierung widerspricht
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung –
Punkt.

(Beifall AfD)

Das gilt umso mehr, als das religiös begründete
Tragen der Gesichtsverschleierung zugleich auf der
Vorstellung einer grundsätzlichen Ungleichheit von
Frauen und Männern beruht. Diese Vorstellung der
Ungleichheit ist fester Bestandteil der schariati-
schen Rechtsordnung, Frau Rothe-Beinlich – oder
wollen Sie das etwa leugnen? Die Gesichtsver-
schleierung ist daher zugleich ein Faktor, durch den
die freie Entfaltung der Persönlichkeit heranwach-
sender Mädchen und junger Frauen aus islamisch
geprägten Familien und Klans verhindert wird. Die-
se Gesichtsverschleierung, die entsprechend eine
Anforderung der schariatischen Rechtsordnung ist,
raubt den jungen Frauen und die raubt den Mäd-
chen nicht nur ihre Weiblichkeit – und auch das ist
für mich schon traurig genug –, nein, sie raubt ih-
nen ihr Antlitz und damit ihre individuelle Men-
schenwürde.

(Beifall AfD)

Gelegentlich wird argumentiert, dass die Mädchen
und jungen Frauen die Verschleierung aus Scham-
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gefühl freiwillig trügen. So kann man sich natürlich
auch in die Tasche lügen, denn es besteht in mei-
nen Augen gar kein Zweifel daran, dass in streng
islamistisch-patriarchalisch ausgerichteten Familien
eine freie Willensbildung zur Entwicklung eines ei-
genen Schamgefühls bei den Mädchen und jungen
Frauen kaum möglich ist. Die Mädchen und Frauen
hatten dort nie eine Wahl, weil sie sich von Beginn
an in das Korsett islamistischer Frauenverachtung
hineingezwungen finden. Die Gesichtsverschleie-
rung ist mithin ein symbolischer Akt der grundsätzli-
chen Ablehnung unserer republikanischen, auf der
gleichen individuellen Freiheit beruhenden öffentli-
chen Ordnung. Aber es ist gerade diese Ordnung,
die die Grundrechte und damit auch die Religions-
freiheit garantiert.

Deshalb, weil diese Argumente hier von verschie-
denen Fraktionen auch oft ins Feld geführt werden
und wir uns sicherlich nicht über den Wert und den
Bestand der Religionsfreiheit unterhalten müssen,
für die wir selbstverständlich eintreten, deshalb
kann man sich in diesem Kontext aber auch nicht
auf die Religionsfreiheit berufen, um der Ausbrei-
tung der Vollverschleierung tatenlos zuzusehen.
Wir sind nicht zur Tatenlosigkeit verurteilt und kön-
nen sehr wohl den aus fremden Traditionen stam-
menden autoritär-repressiven Familienstrukturen,
aus denen die Vollverschleierung resultiert, entge-
gentreten. Wir können es nicht nur, nein, wir müs-
sen es!

(Beifall AfD)

Die Religionsfreiheit, sehr geehrte Kollegen Abge-
ordnete, darf eben kein Vehikel des Islams sein, um
die politische Macht im Land zu erlangen. Diese
Gefahr besteht und diese Gefahr wird größer mit je-
der Million muslimischer Einwanderung, die wir in
Deutschland zu konstatieren haben.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sie erzählen einen dramatischen
Unfug!)

(Beifall AfD)

Nein, das ist kein dramatischer Unfug.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE:
Schwachsinn!)

Wer meint, die Vollverschleierung schütze die be-
troffenen Frauen oder sie sei als Ausdruck eines re-
ligiösen Bekenntnisses hinzunehmen, spricht einer
zynischen Gleichgültigkeit das Wort. Aber diese zy-
nische Gleichgültigkeit ist eine Gleichgültigkeit, die
den Werten unserer Verfassung schlicht wider-
spricht.

(Beifall AfD)

Eine solche Gleichgültigkeit, wie wir sie von hier
vorn leider schon des Öfteren mal artikuliert bekom-
men haben, mündet am Ende in zivilisationsmüde

Unterwerfungslust. Wir von der AfD verwechseln
Toleranz nicht mit Selbstaufgabe.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Ich darf Sie bitten, zum Ende zu kommen.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Der Gesetzentwurf der AfD-Fraktion ist ein Beitrag,
unsere freiheitliche Ordnung und unsere Kultur des
offenen Antlitzes zu verteidigen. Vielen Dank für Ih-
re Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön. Bitte schön, Frau Abgeordnete Marx.

Abgeordnete Marx, SPD:

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen,
die Einzigen, die sich über eine Rede wie die von
Herrn Höcke freuen, dürften radikale Islamisten
sein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie reden hier ja in Wirklichkeit nicht der Freiheit
das Wort, weder der Freiheit der Religionsaus-
übung noch der Freiheit des Staats, sondern Sie
möchten dies als Vorwand benutzen, um Ausgren-
zung zu betreiben. Wir wissen die ganze Zeit – und
darüber gibt es Studien –, dass die Radikalisierung
von Menschen – egal aus welcher Richtung, reli-
giös oder politisch – durch Ausgrenzung gefördert
wird.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Warum gren-
zen Sie uns dann immer aus, Frau Marx? Ihr
seid schuld!)

Stattdessen brauchen wir Integration. Es gibt auch
genügend Untersuchungen darüber, dass ein Ver-
bot der Vollverschleierung kein Befreiungsakt für
Frauen ist, sondern diese Frauen dann im Gegen-
teil möglicherweise sogar nicht mehr den Weg in
die Öffentlichkeit finden können. Das heißt, sie wer-
den ausgegrenzt. Damit ist die Gefahr der Radikali-
sierung größer und nicht kleiner. Sie führen hier
Schattengefechte. Dann muss ich mich hier auch
noch mal gegen Ihren wirklich grottigen Vergleich
mit der Statistik von Mordfällen und Burkaträgerin-
nen verwahren. Sie haben gesagt, weil es Mörder
auch nur in dem Prozentsatz wie Burkaträgerinnen
gäbe, würde deswegen sozusagen das Strafge-
setzbuch, das Mord verbietet, nicht überflüssig.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Um die Ab-
surdität der Argumentation des Herrn Dittes
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aufzuzeigen, deswegen! Was ist denn das
für eine Argumentation!)

Um Ihnen mal die Absurdität Ihres Arguments auf-
zuzeigen, möchte ich Sie darauf hinweisen, dass es
den Mordparagrafen, also den § 211 Strafgesetz-
buch, der Morden unter strenge Strafen stellt, des-
wegen gibt, damit es nur sehr wenige Mörder gibt.
Möglicherweise führt das dazu, dass wir nur diese
ganz geringe Anzahl von Mördern haben. Wir ma-
chen sozusagen ein Gesetz nicht für Mörder, son-
dern wir machen ein Gesetz für eine Gesellschaft,
der wir insgesamt sagen, den 80 Millionen hier in
diesem Land: Mord steht unter Strafe, lasst das
besser. So, und wenn es nicht unter Strafe stehen
würde, dann weiß ich nicht, ob der eine oder ande-
re …

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Sehen Sie,
genauso geht es uns bei der Burka! Wenn
wir die verbieten, setzen wir ein Signal!)

Ja, jetzt haben wir aber kein Burkaverbot. Es ist
eben andersrum, aber Logik war noch nie Ihre Stär-
ke.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Ich glaube,
Sie haben sich gerade verheddert, Frau
Marx!)

Nein, ich verheddere mich nicht. – Und die Burka-
trägerinnen sind …

Präsident Carius:

Jetzt bitte ich mal um etwas mehr Aufmerksamkeit.
Das ist hier kein Zwiegespräch. Frau Marx hat das
Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Logik, das möchten Sie nicht so gern. Und jetzt
wollen Sie die Burkaträgerinnen verbieten?

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Nein, nicht
die Burkaträgerinnen!)

Doch, Sie verbannen sie und das Tragen der Burka
ja aus der Öffentlichkeit. Das möchten Sie. Diese
Anzahl haben Sie mit der Anzahl überführter Mör-
der verglichen. Das ist doch, ich weiß nicht. Da feh-
len einem doch die Worte. Ihre ganze Argumenta-
tion …

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir treffen uns hier am Samstag wieder zu einem
Fest der Kulturen und das heißt „Achava“, Brüder-
lichkeit – man könnte es auch modern „Schwester-
lichkeit“ nennen. Da muss man in der Tat mit den
Betroffenen selbst mal reden und fragen: Wie sieht
denn überhaupt eine demokratische, eine freie Ge-
sellschaft aus? Wie ermöglichen wir religiöse Tole-
ranz und wie ermöglichen wir Leuten durch unser

Vorbild vielleicht auch, von übertriebenen religiösen
Symbolen Abstand gewinnen zu können? Das ist
eine inhaltliche Debatte. Das ist eine Debatte um
Toleranz und um Freizügigkeit, aber keine über ge-
setzliche Verbote, über die Kriminalisierung von
burkatragenden oder vollverschleierten Frauen und
über die Gleichsetzung, dass die sozusagen isla-
mistische Angriffswaffen wären. Es ist heute schon
öfter zitiert worden: Die Zeitung „DIE ZEIT“ hat im-
mer so schöne Artikel, die heißen „Torte der Wahr-
heit“. Da steht: Anteil burkatragender Frauen an is-
lamistischen Gewaltakten null, Anteil hosentragen-
der Männer 100 Prozent.

(Beifall SPD)

Was schließen wir daraus? Dass es mit der Burka
eben nicht dieses große Geheimnis und diesen
großen Hexenzauber auf sich hat, den Sie daraus
machen wollen. Wir verwahren uns auch hier sei-
tens meiner Partei gegen diese wirklich irregeleite-
ten Angriffe auf eine religiöse Symbolik, die man
nicht teilen muss – ich finde sie auch nicht toll –,
aber die man ertragen kann und ertragen sollte.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Weitere Wortmeldungen von Abgeordneten liegen
mir nicht vor, sodass ich für die Landesregierung
Herrn Minister Lauinger das Wort erteile.

Lauinger, Minister für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren Abgeordneten, nach den Rede-
beiträgen aus den Fraktionen von CDU, Grünen,
Linken und SPD kann ich mich, glaube ich, kurzfas-
sen. Die Landesregierung lehnt den Gesetzentwurf
der AfD-Fraktion zu einem Thüringer Gesetz
„Schutz des öffentlichen Raums als Sphäre der
Freiheit“ ab.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Nein!)

Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, das Tragen ei-
ner Gesichtsverschleierung im öffentlichen Raum
generell zu verbieten. Neben Burkas soll auch das
Tragen eines Gesichtsschleiers, der nur einen
schmalen Schlitz für die Augen freilässt, der soge-
nannte Niqab, verboten werden. Ausnahmen von
diesem bußgeldbewährten Verbot sollen nur in eng
begrenzten Fällen zulässig sein, etwa bei Gefahren
für Leib oder Leben oder, auch das wurde schon zi-
tiert – ich zitiere –, „für die Dauer der Ausübung re-
gional oder bundesweit verankerter volkstümlicher
Bräuche“. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ich frage Sie: Wer in Thüringen braucht derarti-
ge Vorschriften?

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Wir!)
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In dem Gesetzentwurf findet sich hierzu nichts. An
keiner Stelle wird darauf eingegangen, ob ein tat-
sächliches Bedürfnis für ein solch weitreichendes
Verbot besteht. Ausführungen zur Anzahl der Frau-
en, die in Thüringen tatsächlich eine Vollverschleie-
rung tragen, sucht man in der Begründung des Ge-
setzentwurfs vergeblich.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das machen
wir in der Ausschussarbeit!)

Zudem setzt sich der Gesetzentwurf nur höchst un-
zureichend mit der Verfassungsrechtslage ausein-
ander. Frau Rothe-Beinlich und Herr Scherer haben
dies bereits ausführlich dargestellt. Artikel 4 Grund-
gesetz und Artikel 39 der Thüringer Verfassung ga-
rantieren die Freiheit des Glaubens, des Gewissens
und des religiösen und weltanschaulichen Bekennt-
nisses, wie auch das Recht der ungestörten Reli-
gionsausübung. Zu diesen Rechten zählt die Frei-
heit, seinen Glauben, gegebenenfalls auch durch
das Tragen eines Kleidungsstücks, nach außen zu
bekunden. Die Religionsfreiheit ist ein Menschen-
recht für jedermann.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Auf sie können sich nicht nur Deutsche, sondern
auch Ausländer berufen. Sie wird von der Verfas-
sung vorbehaltlos gewährt, das heißt, Eingriffe sind
nur zum Schutz der Grundrechte anderer oder zum
Schutz von Rechtsgütern mit Verfassungsrang zu-
lässig. Auch hier schweigt sich der Gesetzentwurf
aus, welche Grundrechte Dritter durch das Tragen
einer Burka verletzt sein sollen oder welche konkre-
ten Gefährdungen sich hierdurch für Rechtsgüter
von Verfassungsrang

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das stimmt
überhaupt nicht. Das steht dezidiert drin. Sie
haben es nicht gelesen!)

ergeben könnten. Auch hierzu sucht man nachvoll-
ziehbare Ausführungen in der Gesetzesbegründung
vergeblich.

Soweit in der Begründung des Gesetzentwurfs der
AfD ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte herangezogen wird, so geht auch
dieser Verweis fehl. Dieses Urteil bezieht sich aus-
schließlich auf französisches Recht und die Maß-
stäbe der französischen Verfassung. Die französi-
sche Verfassung unterscheidet sich jedoch deutlich
vom Grundgesetz und der Verfassung des Frei-
staats Thüringen. Frankreich betrachtet die Religion
als reine Privatsache. In Deutschland dagegen ha-
ben die Bürger aufgrund Ihrer Menschenwürde indi-
viduelle Freiheitsrechte und sowohl das Grundge-
setz als auch die Thüringer Verfassung schützen
den Bürger vor staatlichen Eingriffen. Der Verfas-
sungsgeber hat sich bewusst entschieden, auch die
Religionsfreiheit als Abwehrrecht auszugestalten,
das die Bürger vor Eingriffen des Staats schützt.

Schließlich: Der freiheitliche Staat lebt davon, dass
er sich grundsätzlich – auch das hat Herr Scherer
ausgeführt – nicht darum kümmert, was seine Bür-
ger meinen, glauben, tun oder tragen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Es gibt auch
negative Religionsfreiheit!)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Nach unserer Verfassungsordnung kann jeder das
tun oder lassen, was er will, soweit er nicht die
Rechte anderer verletzt oder gegen die verfas-
sungsgemäße Ordnung verstößt. Der demokra-
tische Gesetzgeber hat das Spannungsverhältnis
zwischen den Verfassungsgütern zu lösen. Er hat
hierbei stets die Lösung zu wählen, die für alle, ge-
rade auch für Minderheiten, die größtmögliche
Wahrung ihrer Rechte bedeutet.

Wie immer der einzelne zur Religion und zu reli-
giösen Bekenntnissen in der Öffentlichkeit steht, ein
verfassungsrechtlich tragfähiger Kompromiss kann
keinesfalls darin bestehen, dass das Tragen einer
Burka oder eines Niqab im öffentlichen Raum kom-
plett zu verbieten ist. Aus Sicht der Landesregie-
rung ist der Gesetzentwurf der AfD-Fraktion daher
abzulehnen. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Ich habe jetzt keinen Antrag auf Aus-
schussüberweisung gehört – Herr Möller?

Abgeordneter Möller, AfD:

Wir beantragen die Überweisung an den Aus-
schuss für Justiz, Migration und Verbraucherschutz
und – damit der Gleichstellungsausschuss einmal
etwas Vernünftiges zu tun bekommt –

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Un-
verschämt!)

an den Gleichstellungsausschuss und da eben
auch federführend.

Präsident Carius:

Ich glaube, dass der Gleichstellungsausschuss
durchaus genug zu tun hat, aber federführend der
Gleichstellungsausschuss. Gut. Dann stimmen wir
ab. Wer für die Überweisung des Gesetzentwurfs
der AfD-Fraktion an den Ausschuss für Gleichstel-
lung ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen der AfD-Fraktion, eine Stim-
me aus der CDU-Fraktion. Gegenstimmen? Aus
den Koalitionsfraktionen und ganz viele Stimmen
aus der CDU-Fraktion. Somit mit Mehrheit abge-
lehnt.
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Wer für die Überweisung des Gesetzes an den
Ausschuss für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen der AfD-Fraktion. Gegen-
stimmen? Aus den Koalitionsfraktionen. Enthaltun-
gen? Aus der CDU-Fraktion. Damit auch mit Mehr-
heit abgelehnt.

Ich schließe damit diesen Tagesordnungspunkt und
rufe als nächsten Tagesordnungspunkt 11 auf

Fünftes Gesetz zur Änderung
der Verfassung des Freistaats
Thüringen (Gesetz zur Einfüh-
rung von Verfassungsreferen-
den)
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 6/2559 -
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Fraktion das Wort zur Begründung?
Das ist der Fall. Dann, Herr Brandner, haben Sie
das Wort.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Meine Damen und Herren, so ein ähnliches Thema
hatten wir heute schon mal. Wir hätten es gern zu-
sammen besprochen, aber das wurde von Ihnen al-
len abgelehnt.

Die Verfassungen, meine Damen und Herren, sind
die Grundlagen des Staatswesens. Man kann sich
sicherlich darüber streiten, ob über komplizierte
Fachfragen vom Volk direkt abgestimmt werden
soll. Ohne Streit lässt sich aber wohl sagen, dass
Änderungen der Grundlagen unseres Staatswe-
sens eine Entscheidung des Volks erfordern.

Der Gesetzentwurf der AfD-Fraktion zur Einführung
von Verfassungsreferenden soll genau diese Mitbe-
stimmung des Volks bei Verfassungsänderungen
statuieren und greift somit auf dem neu entdeckten
Spielfeld der CDU in diesem Sinne vor. Als die Thü-
ringer Verfassung Anfang der 90er-Jahre erarbeitet
wurde, hatte die CDU die Mitwirkung der Öffentlich-
keit ausgeschlossen, so wie die CDU bis zu ihren
desaströsen Umfragewerten und bis zur Verab-
schiedung des AfD-Parteiprogramms auch Volks-
entscheide ausgeschlossen hatte. Damals war die
CDU noch konsequenter, aber dieses Thema hat-
ten wir vorhin schon. Auf Antrag der CDU fanden
damals die Ausschusssitzungen nicht öffentlich
statt. Mir wurde gesagt, ein Herr Stauch von der
CDU wäre damals der Vorsitzende des Verfas-
sungs- und Geschäftsordnungsausschusses gewe-
sen, und der hätte gesagt: „Wir schließen die Öf-
fentlichkeit aus, denn wenn wir zu den fünf vorhan-
denen Meinungen noch 50 andere hereinbekom-
men, kommen wir zu gar keinem Ergebnis.“ Das
war damals die Auffassung der CDU von Demokra-

tie, also möglichst wenig beteiligen, damit wenig
Meinungen zusammenkommen. Das war übrigens
auch noch bis vor Kurzem die Auffassung der CDU,
was Volksabstimmungen angeht. Seit jeher beste-
hen übrigens Zweifel, wenn man sich so ein
bisschen mit der Materie beschäftigt, ob das Volk
überhaupt alle Informationen vorliegen hatte, als es
1994 über die Verfassung abstimmen durfte oder
sollte. Es gibt nämlich erhebliche Anhaltspunkte da-
für, dass nicht alle Informationen vorlagen, die hin-
ter verschlossenen Türen ausgekungelt worden wa-
ren, wo das Volk keinen Zugriff hatte. Interessanter-
weise, Herr Blechschmidt – er telefoniert gerade –,
hat auch die PDS diese Position, dass also nicht al-
le Informationen vorlagen, lange Zeit vertreten und
sprach von einem „massiven Informationsdefizit“
der Bevölkerung.

Meine Damen und Herren, auch die Änderungshis-
torie der Verfassung zeigt, warum die Bürgerbeteili-
gung bei Verfassungsänderungen notwendig ist.
Nehmen wir zum Beispiel die Einführung des Arti-
kels 105 a. Durch die Indexierung der Abgeordne-
tenentschädigung wären die Diäten bereits 1996
auf damals sagenhafte 3.800 Euro gestiegen, das
war in einer Wirtschaftsrezession. Das war damals
sogar der CDU zu üppig und deshalb musste in die
Verfassung reingeschrieben werden, ohne Bürger-
beteiligung, dass das gedeckelt wird. Was meinen
Sie, was passiert wäre, wenn die Bürger öffentlich
darüber diskutiert hätten. Es wäre ein Sturm der
Entrüstung über das Land gefahren.

Auch die vierte Verfassungsänderung drehte sich
wieder um die eigenen Befindlichkeiten hier im
Landtag und darum, eigene Pfründe zu sichern.
Wieder musste bei der vierten Verfassungsände-
rung die automatische Diätenerhöhung ausgesetzt
werden, weil die Diäten ansonsten durch die Decke
gegangen wären. Da stellt sich wieder die Frage:
Was wäre passiert, wäre das öffentlich diskutiert
worden? Die Bürger wären auf die Barrikaden ge-
gangen.

(Beifall AfD)

Wenn der Landtag, das sehen Sie daran, bisher die
Verfassung geändert hat, dann tat er es, um seine
Privilegien zu erhalten, und das hat mit Bürgernähe
nichts zu tun. Sie von den Altparteien haben alle an
der Verfassung nur herumgewerkelt und herumge-
macht, wenn es darum ging, Ihre Pfründe zu si-
chern. Das war bei den Diätenanpassungen so –
ich hatte das vorhin erwähnt – und das war auch
bei der Verlängerung der Legislaturperiode von vier
auf fünf Jahre so, wo sich zunächst die PDS dage-
gen gesträubt hatte. Nein, vier Jahre wäre die de-
mokratische Herausforderung, fünf Jahre kämen
fast einer Abschaffung des Wahlrechts gleich, so
wie das immer gehandhabt wird. Aber schwups
kam es dann zu irgendwelchem Kuhhandel und die
PDS – heute Die Linke – war plötzlich auch dafür,
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die Legislaturperiode auf fünf Jahre zu verlängern.
Aber das kennen wir ja von den alten Parteien und
Wendehälsen zur Genüge.

Meine Damen und Herren, wenn die Verfassung
demnächst wieder mal geändert werden soll, muss
also das Volk deshalb daran beteiligt werden. Ver-
fassungsänderungen sollen nur noch zusammen
mit dem Volk stattfinden und nicht hier im Landtag
ausgekungelt werden. Eine Krähe hackt der ande-
ren kein Auge aus oder der eine will Volksabstim-
mungen bzw. fakultative Referenden einführen, der
andere kommt dann mit dem Wahlalter, sodass da
gekungelt wird. Das soll ausgeschlossen werden.
Hinzu kommt, dass das Parlament auch bei der
Verfassungsänderung eine recht geringe Legitima-
tion hat. Wir haben eine Wahlbeteiligung von gut
50 Prozent beim letzten Mal gehabt. Für eine Ver-
fassungsänderung ist im Landtag eine Zweidrittel-
mehrheit erforderlich. Das entspricht dann nur un-
gefähr 30 Prozent der Wahlberechtigten. Also da ist
hier im Parlament die Legitimation auch nicht vor-
handen, wenn mit Zweidrittelmehrheit abgestimmt
wird.

Das politische System, meine Damen und Herren,
braucht erstens Neuerungen. Die sind da, die sit-
zen um mich herum in der AfD-Fraktion. Das Sys-
tem braucht zweitens mehr Mitwirkung der Bürger,
da sind wir auf gutem Wege, auch die CDU hechelt
uns da inzwischen hinterher. Es braucht drittens
mehr Legitimation, dafür sorgt unser Antrag, den
wir hier eingebracht haben. Und schließlich, vier-
tens – und damit können Sie zeigen, ob Sie es
ernst meinen mit der Bürgerteilhabe – bedarf es Ih-
rer Zustimmung zu unserem Antrag. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Brandner. Damit eröffne ich die
Beratung und als Erste erhält Abgeordnete Marx für
die SPD-Fraktion das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen,
das zentrale Argument gegen Ihren Vorschlag hat
die CDU-Fraktion schon in der Debatte zum Tages-
ordnungspunkt 8 genannt, das war der Fraktions-
vorsitzende Mike Mohring, und zwar: Es geht hier
nicht um eine Volksbeteiligung als Initiative aus der
Bevölkerung selbst heraus, indem Bürgerinnen und
Bürger sagen, ja, hier wollen wir mitbestimmen.
Das wäre auch Gegenstand des fakultativen Refe-
rendums bzw. jetzt schon bestehender Möglichkei-
ten, Volksbegehren zu machen. Sondern bei Ihnen
ist es so, dass die Bevölkerung immer abstimmen
muss, wenn die Verfassung geändert werden soll.
Für so eine Verpflichtung für die Bürger, dass die
durch repräsentative Demokratie an das Parlament

delegierte Macht eingeschränkt werden soll und
niemals gelten soll, wenn es sich um Verfassungs-
änderungen handelt, für eine solche Zurückdelegie-
rung sehen wir keine Veranlassung und keinen
Grund.

Sie haben dann wieder mal wohlfeil – denn das
macht sich ja immer gut – natürlich die Altparteien
in Gänze beschimpft und auf diese angebliche,
nicht öffentlich verhandelte Trickserei zur Indexie-
rung der Abgeordnetendiäten abgehoben. Ich
möchte auch für die Bürgerinnen und Bürger, die
uns hier oben zuhören, noch einmal sagen, dass
die Diäten der Landtagsabgeordneten im Thüringer
Landtag nicht qua willkürlichem Gesetz immer mal
wieder erhöht werden, sondern dass man einfach
mal gesagt hat,

(Zwischenruf Abg. Brandner: AfD: Natürlich
im Gesetz!)

wir koppeln das an die allgemeine Einkommensent-
wicklung und Abgeordnete kriegen deswegen nicht
mehr, aber auch nicht weniger, als allgemein die
Einkommensentwicklung ist. Das ist eine vernünfti-
ge Entscheidung gewesen, dazu stehe ich bis heu-
te

(Beifall CDU)

und die ist auch vorbildlich für viele andere Parla-
mente und auch der Bundesgesetzgeber macht
sich dazu Gedanken und selbstverständlich gab es
damals auch eine öffentliche Debatte darüber.

Also man kann der repräsentativen Demokratie hier
nicht so pauschal das Misstrauen aussprechen, wie
Sie das mit Ihrem Antrag machen. Wir leben in ei-
ner repräsentativen Demokratie, die Bürgerinnen
und Bürger sollen immer das Recht haben, sich die
Sachen auf den Tisch zurückzuholen – darüber ha-
ben wir im Tagesordnungspunkt 8 diskutiert –,
wenn sie das möchten. Aber dass Sie von vornher-
ein das Parlament entmachten wollen und sagen,
Verfassungsänderungen gibt es hier im Parlament
gar nicht mehr, dafür sehen wir keine Veranlas-
sung.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Sie haben es
nicht verstanden! Ich kann es Ihnen gleich
noch mal erklären!)

Doch, ich habe es verstanden. Sie haben gesagt,
die Altparteien, das ist alles Mist, das ist alles hier
nicht öffentlich, die mauscheln irgendwas aus und
schmieren dann auch noch in der Verfassung rum
und deswegen müssen die Bürgerinnen und Bürger
so etwas zwingend immer selbst entscheiden und
das Parlament darf das nicht. Für eine solche pau-
schale Misstrauenserklärung gibt es keine Veran-
lassung. Wir werden uns gemeinsam, wie gesagt,
mit den anderen Parteien hier zusammensetzen
und schauen, wie wir die Verfassung modernisieren
können,
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(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Sie grenzen
uns schon wieder aus!)

sodass es leichter ist, als das vorher der Fall war,
sich als Bürgerinnen und Bürger Dinge auf den
Tisch zu holen. Dafür haben wir uns in dem Bünd-
nis für mehr Demokratie schon jahrelang eingesetzt
– das habe ich bereits gesagt –, um entsprechende
Quoren abzusenken, um entsprechende Hürden zu
erweitern. Zur besseren Information der Bürger
werden wir ein Transparenzgesetz vorlegen, das
die Rechte auf Beteiligung und Einsichtnahme nicht
nur in Gesetzgebungsvorgänge, sondern überhaupt
in Behördenarbeit erweitert und damit macht eine
repräsentative Demokratie einen Sinn. Wir sind
auch in Thüringen, obwohl wir ein kleines Land
sind, ein Volk von 2 Millionen Mitbürgerinnen und
Mitbürgern, wir können uns nicht wie früher unter
der Dorflinde treffen und alles qua Urabstimmung
regeln. Deswegen gibt es die repräsentative Demo-
kratie – mal kurz zusammengefasst.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Wir sind
über 2 Millionen!)

Wenn die Bürgerinnern und Bürger sagen, wir wol-
len eine Sache selbst entscheiden, dann können
sie sich das hinholen, aber dass man von vornher-
ein diesen Bereich aus der Verfügungsgewalt des
Parlaments herausnimmt, ich sagte es bereits
mehrfach, dafür gibt es keinen Grund und keinen
Anlass. Vielen Dank.

(Beifall SPD)

Präsident Carius:

Danke schön, Frau Marx. Als Nächster erhält Abge-
ordneter Scherer für die CDU-Fraktion das Wort.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD)

Abgeordneter Scherer, CDU:

Herr Brandner, ich habe mich schon immer festge-
legt, weil ich das auch für richtig halte.

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen, das von der AfD eingebrachte Gesetz –
jetzt hören Sie zu – ist der offensichtliche Versuch,
als Trittbrettfahrer auf unsere Initiative zur Einfüh-
rung fakultativer Referenden aufzuspringen.

(Beifall CDU)

Haben Sie es gehört, Herr Brandner? Wir haben
am 23.06.2016 den Antrag zur Verwirklichung fa-
kultativer Referenden bei durch den Landtag be-
schlossenen Gesetzen eingebracht, als Grundstein
für die Erweiterung der Bürgerbeteiligung bei allen
beschlossenen Gesetzen des Landtags.

(Beifall CDU)

Der Politikwissenschaftler Werner Patzelt hat hierzu
in einem Beitrag in der TLZ herausgestellt, dass nur

die von unten nach oben herbeigeführten Referen-
den einschließlich fakultativer, gesetzesaufheben-
der Referenden wirklich zu mehr Demokratie führen
und eben gerade nicht der umgekehrte Weg, Herr
Brandner.

(Beifall CDU, SPD)

Im Gegensatz dazu stehen Referenden, die von po-
litischen Amtsträgern von oben nach unten veran-
lasst werden, denn durch solche Volksabstimmun-
gen schiebt die Politik die Verantwortung für die
Folgen weichenstellender Entscheidungen auf das
Volk ab.

(Beifall CDU)

Dazu sind wir nicht gewählt und dazu ist die parla-
mentarische Demokratie auch nicht da.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: So ist es!)

So weit dazu, dass die von uns als CDU-Fraktion
initiierte fakultative Volksbefragung nach der Verab-
schiedung eines Gesetzes tatsächlich zu einem
Mehr an Demokratie führt. Der Gesetzentwurf der
AfD weicht jedoch vom Prinzip eines fakultativen
Referendums ab, indem er bei einer Verfassungs-
änderung ein obligatorisches Referendum vorsieht.
Es ist dabei aus unserer Sicht aber zu berücksichti-
gen, dass – von der krassen Ausnahme einmal ab-
gesehen, dass die regierungstragende Mehrheit im
Landtag über zwei Drittel verfügt – es in der Regel
so ist, dass eine Verfassungsänderung ohne Mitwir-
kung der Opposition nicht möglich ist, also die Ver-
fassungsänderung eines breiten parlamentarischen
Konsenses bedarf. Schon von daher kann bezwei-
felt werden, ob es tatsächlich ein Erfordernis gibt,
zusätzlich ein Referendum vorzusehen und das
auch noch obligatorisch, denn diese Konstellation
ist eine gänzlich andere als bei der einfachgesetzli-
chen Abstimmung im Landtag, bei der eben regel-
mäßig die regierungstragenden Fraktionen – oder
man kann auch sagen, die Regierung – ihre Auffas-
sung gegen die Opposition durchsetzen können.
Zudem sollte die Realität der letzten 25 Jahre nicht
außer Betracht bleiben. Verfassungsänderungen in
Thüringen hatten jeweils gerade die Bürgerbeteili-
gung fördernde Regelungen gebracht, meines Wis-
sens aber keine Regelungen, welche irgendwelche
Bürgerrechte eingeschränkt hätten.

(Beifall CDU)

Von daher muss man natürlich auch die Frage stel-
len: Führt das vorgesehene obligatorische Referen-
dum tatsächlich zu einer von der AfD behaupteten
Kontrolle staatlicher Machtausübung oder ist es nur
den Buchstaben nach eine Stärkung von Bürgerbe-
teiligung? Das sind Fragen, die komplex sind und
noch keine Antwort darauf geben, ob es etwa auch
einen sinnvollen Mittelweg zum Beispiel durch fa-
kultative Referenden auch im Verfassungsbereich
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geben kann. Darüber kann man sich unterhalten –
über den Gesetzentwurf der AfD nicht.

(Beifall CDU, SPD)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Scherer. Als Nächste hat Abge-
ordnete Müller für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren, ich werde heute das Gefühl nicht los, dass
wir über Gesetzesvorlagen oder -initiativen der AfD
reden, die irgendwie mit Zwang und Diktatur zu tun
haben. Wir wollen dort Menschen eine Kleidungs-
vorschrift auferlegen und hier wollen wir Menschen
zwingen, ständig über alles und jeden abstimmen
zu müssen. Es ist wirklich Zwang und Diktat. Ich
weiß nicht, in welcher Demokratie oder in welcher
Staatsform Sie leben wollen.

(Heiterkeit AfD)

Das hat mit Demokratie nichts zu tun. Mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf verfehlt die AfD nach An-
sicht der Linke-Fraktion im populistischen Übereifer
das Ziel der Stärkung der direkten Demokratie. Mit
der gewählten Ausgestaltung werden die direkte
Demokratie und die Demokratie überhaupt sogar
ein Stück weit geschwächt. Die AfD will, dass zu-
künftig alle Verfassungsänderungen durch Volks-
entscheid bestätigt werden müssen, um überhaupt
wirksam zu werden. Damit ist faktisch eine Art ge-
nereller Abstimmungszwang für solche Verfas-
sungsänderungen eingeführt. Will man solche
Zwangselemente in die Demokratie einführen,
muss man sich sehr gut überlegen, ob diese weit-
reichende Festlegung sinnvoll und notwendig ist.

Zu bedenken ist aber, im Vergleich zu einem zwin-
genden Referendum – wie es die AfD will – gibt das
Modell des fakultativen Referendums den Bürgern
mehr demokratische Selbstbestimmung. Denn beim
Fakultativmodell signalisieren die Bürgerinnen und
Bürger selbst, ob sie, bezogen auf eine bestimmte
Verfassungsänderung, überhaupt die Notwendig-
keit einer besonderen zusätzlichen Bestätigung die-
ser Verfassungsänderung durch die Stimmberech-
tigten sehen. Dieses Fakultativreferendum lässt
sich auch auf Gesetzentwürfe anwenden, die Ver-
fassungsänderungen enthalten.

Nach Ansicht unserer Fraktion sollte sich der Land-
tag für die Fortentwicklung der direkten Demokratie
durch Referendum auf das Fakultativmodell kon-
zentrieren und, wie schon zu einem anderen TOP
gesagt, das möglichst ohne Finanztabu und Abga-
benvorbehalt. Der Verzicht auf Finanztabu und Ab-
gabenvorbehalt beim Referendum, auch beim fa-
kultativen, ist wichtig, damit erstens die Bürgerin-
nen und Bürger bei möglichst vielen Sachthemen

wirkliche Entscheidungsbefugnisse haben, denn
diese derzeit in Thüringen bestehenden Abstim-
mungsverbote bei Themen mit finanziellen Auswir-
kungen entziehen einen sehr großen Teil der mögli-
chen Themen der tatsächlichen Bürgermitbestim-
mung. Er ist auch wichtig, damit es zweitens die
Bürgerinnen und Bürger auch selbst in der Hand
haben, worüber sie abstimmen wollen und welche
Themen sie für nicht so entscheidend halten.

An diesem Punkt wird auch deutlich, warum sich
unsere Fraktion zu dem CDU-Gesetzentwurf zur
Einführung des fakultativen Referendums politisch
anders verhält als zum vorliegenden AfD-Gesetz-
entwurf. Deshalb ist dieser vorliegende Gesetzent-
wurf für uns nicht zustimmungsfähig.

Ein weiterer inhaltlicher Problempunkt ist: Es soll in
der Verfassung ein Zustimmungsquorum von
50 Prozent der Abstimmenden festgeschrieben
werden. Das Quorum von 50 Prozent der Abstim-
menden kann bei einer sehr niedrigen Beteiligungs-
quote zum Beispiel ein Anteil von nur 5 Prozent al-
ler Wahlberechtigten sein, dann hat die Verfas-
sungsänderung nur ein geringes Legitimationsni-
veau. Das ist für so grundlegende Bestimmungen
mit Blick auf das Demokratieprinzip problematisch.

Nicht umsonst wird im Landtag eine Zweidrittel-
mehrheit für Verfassungsänderungen verlangt. Ist
die Abstimmungsbeteiligung sehr hoch und die Mei-
nungsbildung unter den Abstimmenden ziemlich
komplex, wird es sehr schwierig, die 50 Prozent Zu-
stimmung zu erreichen. Zwar sieht Artikel 83 Abs. 2
Thüringer Verfassung derzeit auch ein Beteili-
gungsquorum von 40 Prozent auf der Ja-Seite vor,
allerdings geht es dort um Volksentscheide nach ei-
nem Volksbegehren. Nach Erfahrungen aus stärker
direktdemokratisch geprägten Ländern ist das eine
sehr hohe Legitimationshürde.

Das von der AfD vorgeschlagene Quorenkonstrukt,
verbunden mit dem Modell des Zwangsreferen-
dums zu jeder Verfassungsänderung, kann dage-
gen zu einer unguten Erstarrung und Zementierung
der Verfassung führen. Dass sich aber Verfassun-
gen gesellschaftspolitisch fortentwickeln und auch
fortentwickeln müssen, zeigt schon ein Vergleich
von Grundgesetz und der Thüringer Landesverfas-
sung, verabschiedet 1993. Anders als im Grundge-
setz ist das Grundrecht auf informationelle Selbst-
bestimmung in der Thüringer Landesverfassung
von Anfang an ausdrücklich verankert. Dieses
Grundrecht wurde schon im Volkszählungsurteil
des Bundesverfassungsgerichts im Jahr 1983 ent-
wickelt. Anders als im Grundgesetz ist in der Thü-
ringer Landesverfassung ein Diskriminierungsver-
bot bezogen auf die sexuelle Orientierung enthal-
ten.

Die Linke-Fraktion lehnt daher aus den oben ge-
nannten Gründen den vorliegenden AfD-Gesetzent-
wurf ab und favorisiert stattdessen die Einführung
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eines fakultativen Referendums auch für Verfas-
sungsänderungen. Ich danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsident Carius:

Danke schön, Frau Müller. Als Nächster erhält Ab-
geordneter Adams für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen das Wort.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren, liebe Kollegen hier im Haus!
Ich kann das relativ kurz machen. Der Kernsatz bei
Frau Müller ist ja der, dass das nicht zustimmungs-
fähig ist. Dem schließt sich auch die Fraktion von
Bündnis 90/Die Grünen an.

(Beifall Abg. Fiedler, CDU)

Aus fast dem gesamten Haus habe ich dazu viel
Vernünftiges gehört. Ein Gedanke scheint mir aller-
dings noch wichtig, hier mit einzubringen. Das, was
die AfD im Augenblick tut, ist ja ein diskreditieren-
der Parlamentarismus, wenn zum Beispiel Herr
Brandner sagt, dass selbst eine Zwei-Drittel-Ent-
scheidung nur eine geringe Legitimation ausdrückt.
Was wir brauchen, und darum müssen wir alle
kämpfen, ist eine Belebung des Parlamentarismus,
additiv dazu, das ist ganz wichtig, den Ausbau der
direkten Demokratie. Daran wollen wir gern mit Ih-
nen gemeinsam arbeiten, aber dieser Gesetzent-
wurf nützt dem überhaupt nicht. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Und nun hat Kollege Kießling für die
AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren des Hohen Hauses, liebe Abgeordnete,
liebe Zuhörer und Zuschauer, man könnte der An-
sicht sein, der Gesetzgeber in diesem Haus fürchtet
nichts so sehr wie das Volk, das ihn gewählt hat.
Das zeigt sich bei allen alteingesessenen Parteien
hier in der Runde. So hat die CDU seit Jahrzehnten
eine unglaubliche Angst vor den Bürgern. Die Angst
der Christdemokraten war so groß, dass man die
Initiative für mehr demokratische Mitwirkung mit al-
len parlamentarischen Kniffen zu verhindern ver-
suchte.

(Beifall AfD)

Man muss nur zurückblicken und schauen, wie die
CDU damals mit den zwei Volksbegehren umge-
gangen ist. Und, Herr Scherer, ich muss sagen: Die
CDU ist der eigentliche Trittbrettfahrer der AfD-
Grundsätze.

(Beifall AfD)

(Unruhe CDU)

Genauso ist das. Wenn Sie so anfangen, dann
muss ich das hier mal richtigstellen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Und Ihr seid
die Steuerverfolgungspartei!)

Ja, ja, ja. – Und, wie gesagt, die Verfassung ist ja
auch das Grundprogramm als solches, das Grund-
gesetz, hier die Thüringer Verfassung, und die
braucht nun mal die Legitimation der Thüringer Bür-
ger. Deswegen sind auch Verfassungsänderungen
vom Bürger zu legitimieren. Das hat auch nichts mit
Zwang zu tun, liebe Damen und Herren von der
Linken.

Aber auch die Rot-Rot-Grünen haben eine ausge-
prägte Skepsis gegenüber den Bürgern, denn dem
Bürgerwillen auf Landesebene zu mehr Geltung zu
verhelfen, wird von der Regierungsmehrheit abge-
lehnt. Mit Blick auf die zahlreichen Initiativen, die
vor allem von den Linken in der Oppositionszeit ein-
gebracht wurden, muss daher das eher zaghafte
Engagement in diesem Politikfeld überraschen.

(Beifall AfD)

Es drängt sich der Verdacht auf, dass die direkte
Demokratie für einige hier im Haus nur zu Opposi-
tionszeiten interessant war. Diese Skepsis gegen-
über der direkten Demokratie erwächst aus dem
Unwillen des Parlaments, nach der Wahl auf das
Volk zu hören und diesen Volkswillen zu respektie-
ren. Denn wenn dem so wäre, gäbe es keine Ba-
sta-Politik des Ministers Poppenhäger, der die Ge-
bietsreform sowieso durchsetzen will. Es gäbe auch
keine Windkraftpolitik der sogenannten Umweltmi-
nisterin Siegesmund, die die einzigartige Land-
schaft Thüringens dem Planungsbüro als Spielwie-
se überlässt. Es gehört aber auch einer längst
überholten Sichtweise an, die demokratische Teil-
habe auf den Wahlakt alle vier oder fünf Jahre mit
dem Wurf der Stimme in die Urne zu reduzieren.
70 Prozent der Bürger unterstützen die Demokratie
als beste Staatsform – was sie auch ist –, aber im
Osten Deutschlands sind nur 50 Prozent mit der
Funktionsweise zufrieden. Die Menschen wollen
stärker eingebunden werden, sie wollen die Mög-
lichkeit haben, aktiv und in allen Fragen mitzuwir-
ken, also auch in Finanzfragen. Welche Themen
und Gesetze für den Bürger wichtig sind, diese Fra-
ge kann nur jeder einzelne für sich selbst beantwor-
ten. Deswegen steht derzeit in der Debatte, mit ei-
ner bestimmten Mindestanzahl an Stimmen ein fa-
kultatives Referendum zu starten. Ob es zum Refe-
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rendum kommt, entscheiden die Bürger dann
selbst, je nachdem, für wie wichtig sie das Gesetz
halten.

Etwas anderes ist es aber, wenn die Verfassung
geändert wird. Verfassungsänderungen sind die
wichtigsten Gesetze, da sie die Grundlagen des
Staatswesens berühren. Derzeit kann das Volk bei
diesen bedeutenden Gesetzgebungsverfahren kein
Mitspracherecht ausüben und nicht als Korrektiv
wirken. Ohne das Votum des Volkes fehlt jedoch
die Kontrolle von parlamentarischen Entscheidun-
gen durch den Souverän und somit die echte Legiti-
mation dieser Verfassung.

(Beifall AfD)

Der Grundsatz der Volksherrschaft fordert eine Be-
teiligung der Bürger an allen Verfassungsänderun-
gen. Damit bettet sich die von der AfD beantragte
Verfassungsänderung stringent in die Geschichte
des Landes Thüringen ein. Im Oktober 1994 hatten
die Thüringer über die Verfassung abgestimmt.
Wenn die Thüringer Verfassung geändert werden
soll, dann muss das Volk auch darüber wieder ab-
stimmen. Die AfD ist der Meinung, dass das Volk in
Verfassungsfragen ebenso wie im Jahre 1994 im-
mer ein Stimmrecht ausüben muss, meine Damen
und Herren,

(Beifall AfD)

nicht als Zwang, sondern hier, um das Gesetz zu
legitimieren. Erst mit dem verpflichtenden Verfas-
sungsreferendum ist der Gesetzgeber gezwungen,
die Wünsche des Volks in seiner Gesetzgebung zu
respektieren. Solche respektlosen Verfassungsän-
derungen, wie sie mein Kollege Herr Brandner vor-
hin erwähnte, die sich nur um die eigenen Pfründe
drehen, müssen sich dann dem Votum des Volks
stellen, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD)

Gerade das Beispiel des Stopps der automatischen
Diätenerhöhung zeigt, dass das Votum des Volks in
wichtigen Gesetzgebungsprozessen notwendig ist,
denn in solchen Fragen handelt es sich um ein so-
genanntes Gesetz in eigener Sache. Es gibt nie-
manden, der einen Machtmissbrauch bei Gesetzen
in eigener Sache unterbinden könnte, außer den
Bürger. Da es in solchen Fragen meist um eigene
Pfründe geht, findet sich auch immer eine willfähri-
ge Oppositionspartei, die an solchen Verfahren mit-
wirkt.

(Beifall AfD)

Die Bürger können nicht dagegen klagen, weil sie
nicht betroffen sind. Das einzige Gegengewicht zu
diesem Kartell aus Parteien und Regierung kann
der Souverän bilden, der den Abgeordneten in sol-
chen Fällen auf die Finger schauen kann.

Es gibt einen weiteren wichtigen Grund, warum mit
dieser Verfassungsänderung das verpflichtende
Verfassungsreferendum eingeführt werden soll:
Das ist schlicht die Debatte um fakultative Referen-
den. Das Ziel der Einführung fakultativer Referen-
den liegt in einer besseren Bürgerbeteiligung bei
Gesetzgebungsverfahren. Genau diese Bürgerbe-
teiligung soll unsere Verfassungsänderung sofort
garantieren. Wenn wir die Thüringer Verfassung
jetzt ändern und die verpflichtende Mitwirkung des
Volks bei Verfassungsänderungen einführen, dann
können die Thüringer Bürger bereits über die Ein-
führung fakultativer Referenden abstimmen. Jeder
in diesem Hohen Haus, der das Volk zukünftig stär-
ker an den Gesetzgebungsverfahren partizipieren
lassen will, so wie es das Grundgesetz vorsieht,
und der über die Einführung fakultativer Referen-
den debattiert, kann dem Volk mit unserem Verfas-
sungsänderungsantrag die Mitwirkung sofort eröff-
nen. Wir müssen also nicht warten, bis fakultative
Referenden eingeführt werden, um dem Volk die
Mitsprache zu ermöglichen. Wenn Sie heute zu-
stimmen, werden die Bürger sofort bei allen zukünf-
tigen Verfassungsänderungen eingebunden sein
können. Das heißt, dass das Volk sein Stimmrecht
bereits bei der Einführung von fakultativen Referen-
den ausüben kann. Indem das Parlament das Volk
an der Gesetzgebung mitwirken lässt, können wir
sofort ein Zeichen gegen die Politikverdrossenheit
setzen. Denn so lässt sich sicherstellen, dass zu-
künftig die Belange der Bürger in der Gesetzge-
bung berücksichtigt werden müssen.

Wir von der AfD-Fraktion eröffnen hier in dem Be-
reich den Dialog. Und vor allem: Wir müssen damit
nicht warten, bis fakultative Referenden eine Bür-
gerbeteiligung bei der Gesetzgebung erlauben. Hier
und heute können wir dem Bürger ein Stimmrecht
bei Verfassungsfragen einräumen. Denn dann kann
das Volk seine Rechte, die derzeit zur Diskussion
stehen, sofort nutzen und sich in seiner Gesamtheit
an der Einführung fakultativer Referenden beteili-
gen. Nun zeigt sich bei der Abstimmung, ob Rot-
Rot-Grün und die CDU es ernst meinen mit der di-
rekten Demokratie. Wir bitten zur weiteren Bera-
tung um Überweisung an den Ausschuss für Justiz.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Kollege Kießling. Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Doch! Bitte, Herr
Brandner.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Meine Damen und Herren, ich muss noch mal den
Kollegen Scherer direkt ins Visier nehmen. Sie bil-
den ja mit dem Kollegen Mohring zusammen heute
so ein richtig begnadetes Schauspielerduo. Beide
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erzählen irgendwas und werden nicht rot dabei, und
das Irgendwas ist was, was Sie noch nie gesagt ha-
ben.

(Unruhe CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Herr Scherer, Sie haben es hier wirklich wunderbar
in den Zeitablauf gebracht. Ihr Auftritt hier vorn war
wirklich imposant.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Das können
Sie sich sparen, Herr Brandner!)

Am 01.05. – ich kann das nur immer wiederholen,
sodass es auch der Letzte bei Ihnen versteht –, am
01.05.2016 verabschiedet die AfD ein Grundsatz-
programm, in dem die fakultativen Referenden ste-
hen, ganz am Anfang unter Punkt 1 – ganz wichtig,
ganz oben. 01.05.2016, wir rechnen, wir schreiben
einmal mit.

(Zwischenruf Abg. Scherer, CDU: Ich habe
es gelesen!)

Am 23. Juni 2016 – haben Sie, glaube ich, gesagt –
kommt die CDU auf diese Idee. Herr Scherer, und
da erkennen Sie keinen Zusammenhang? Da stel-
len Sie sich tatsächlich hier hin und sagen, wir wür-
den Ihnen nachlaufen? Läuft bei Ihnen die Zeit
rückwärts oder wie hat man das zu verstehen?

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Ihr Zeug liest
doch keiner!)

Das ist vielleicht der Grund. Sie haben es nicht ge-
lesen. Das ist eine ehrliche Antwort. Das verstehe
ich dann, Sie haben es nicht gelesen, okay. Aber
ich kann Sie beruhigen, noch mehr übertroffen wird
das hier von der Dame von der Linken, wir wären
die Partei des Zwangs. Das muss man sich einmal
auf der Zunge zergehen lassen. Wir wären die Par-
tei des Zwangs, weil wir Volksabstimmungen ein-
führen würden.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Schrecklich!)

Alle Leute müssten dann sozusagen abstimmen.
Also jetzt im Ernst, das mit dem Abstimmenmüssen
– wahrscheinlich bedauern Sie das –, das war in
der untergegangenen DDR so, dass alle da hin-
mussten. Wahrscheinlich läuft bei Ihnen die Zeit
auch rückwärts.

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Nein,
Sie wollen das!)

Wir haben nicht da reingeschrieben, dass Sie ab-
stimmen müssen. Mit dem gleichen Argument kön-
nen Sie auch die Bundestagswahlen abschaffen.

(Unruhe DIE LINKE)

Wir zwingen die Leute nicht, wählen zu gehen. Das
wünschen Sie sich vielleicht, aber ich habe es vor-
hin hier durch einen Zwischenruf deutlich gemacht.

Ich bin froh, keinen Ordnungsruf dafür bekommen
zu haben.

(Heiterkeit AfD)

Ich kann das nur noch einmal unterstreichen. Was
Ihnen da aufgeschrieben wurde, ist so weit von der
Realität entfernt, das ist nicht in Worte zu fassen.
Ganz ehrlich nicht. Das muss ich Ihnen sagen.

Präsident Carius:

Danke schön. Weitere Wortmeldungen liegen mir
nicht vor, sodass wir die Aussprache schließen. Es
ist die Überweisung an den Ausschuss für Migra-
tion, Justiz und Verbraucherschutz beantragt wor-
den. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um sein Hand-
zeichen. Das sind die Stimmen aus der AfD-Frak-
tion. Gegenstimmen? Aus den Koalitionsfraktionen
sowie der CDU-Fraktion. Damit mit Mehrheit abge-
lehnt. Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und
unterbreche diese Sitzung für eine Mittagspause
bis 13.36 Uhr. Danke schön.

Vizepräsident Höhn:

Meine Damen und Herren, ich setze die Sitzung
fort.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 29

Fragestunde

Die erste Anfrage hat Herr Abgeordneter Schaft,
Fraktion Die Linke, mit der Drucksachen-
nummer 6/2512.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Vielen Dank.

Einsatz des Strategie- und Innovationsbudgets an
Thüringer Hochschulen.

Mit der zwischen dem Freistaat Thüringen und den
Thüringer Hochschulen geschlossenen Rahmen-
vereinbarung IV wurde als ein Bestandteil der Fi-
nanzierung der Thüringer Hochschulen das Strate-
gie- und Innovationsbudget etabliert. Damit sollen
besondere Projekte und Maßnahmen durch das für
Hochschulwesen zuständige Ministerium gefördert
werden. Das veranschlagte Budget wächst jährlich
an, beginnend mit 3.824.000 Euro im Jahr 2016.
Insgesamt stehen den Hochschulen damit Mittel in
Höhe von circa 16,2 Millionen Euro von 2016 bis
2019 für solche Projekte zur Verfügung. Die Mittel
werden den Thüringer Hochschulen auf Antrag ge-
währt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Projekte wurden jeweils von den Thü-
ringer Hochschulen mit welchem Antragsvolumen
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seit Inkrafttreten der Rahmenvereinbarung IV aus
dem Strategie- und Innovationsbudget beantragt?

2. Wie viele dieser Projekte konnten für welche
Thüringer Hochschulen bereits bewilligt werden?

3. Welche Zielstellungen verfolgen die bereits be-
willigten Projekte aus dem Strategie- und Innova-
tionsbudget?

4. Wie hoch ist die bisherige Ausschöpfungsquote
des Strategie- und Innovationsbudgets für die Lauf-
zeit der Rahmenvereinbarung IV angesichts des
aktuellen Bewilligungsstandes in absoluten und
prozentualen Zahlen?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesell-
schaft, Herr Staatssekretär Hoppe.

Hoppe, Staatssekretär:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Schaft be-
antworte ich für die Thüringer Landesregierung wie
folgt:

Zu den Fragen 1 und 2 antworte ich zusammenge-
fasst: Entsprechend den Festlegungen der Rah-
menvereinbarung IV werden aus dem Strategie-
und Innovationsbudget besondere Projekte und
Maßnahmen durch das für das Hochschulwesen
zuständige Ministerium gefördert. Dafür stehen von
2016 bis 2019 insgesamt 16,23 Millionen Euro zur
Verfügung. Die Mittel können formlos beantragt
werden. Schwerpunkt der Anträge sind unter ande-
rem die Unterstützung der Universitäten bei Anträ-
gen zur Förderung aus der Exzellenzstrategie von
Bund und Ländern, die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses oder besondere Maß-
nahmen für Geflüchtete. Darüber hinaus werden
Vorhaben berücksichtigt, die von den Hochschulen
in den Verhandlungen zu den Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen 2016 bis 2019 benannt wurden.
Bisher wurden neun Projekte im Umfang von
4,5 Millionen Euro bewilligt. Darüber hinaus wurde
die Förderung von Vorhaben im Umfang von
2,8 Millionen Euro, deren Bewilligung noch Abstim-
mungen im Detail erfordert, bereits vorgemerkt. Ab-
gelehnte Anträge liegen bisher nicht vor.

Zu Frage 3: Die Unterstützung der FSU Jena bei
der Antragstellung für die Exzellenzstrategie mit cir-
ca 1 Million Euro soll dabei helfen, möglichst erfolg-
reich ein oder zwei Exzellenzcluster zu beantragen.
An der FSU werden außerdem der Aufbau der „For-
schungsstelle Weimarer Republik“ und die wissen-
schaftliche Begleitung der Implementierung des
„Thüringer Bildungsplans bis 18 Jahre“ gefördert.
Schließlich wird eine Befragung in Höhe von rund
13.600 Euro mit dem Titel „Integration“ gefördert,

um Handlungsoptionen und Empfehlungen für poli-
tische Planungs- und Entscheidungsprozesse zur
Integration von Flüchtlingen und Asylbewerbern zu
erhalten.

Mit dem Aufbau von Schülerforschungszentren in Il-
menau und Nordhausen soll die Vernetzung von
Schule und Hochschule im MINT-Bereich verbes-
sert werden, um mehr Schülerinnen und Schüler für
ein Studium in diesen Fächern zu begeistern. An
der TU Ilmenau wird die Einrichtung einer Tenure-
Track-Professur unterstützt, um die Karrierewege
von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
besser planbar und transparenter zu gestalten.

Die Mittel für den Forschungsverbund Gotha in Hö-
he von circa 1 Million Euro an der Universität Erfurt
dienen dazu, das herausragende Forschungspoten-
zial des Standorts gemäß den Empfehlungen des
Wissenschaftsrats durch engere Zusammenarbeit
der Akteure – nämlich Forschungsbibliothek, For-
schungszentrum, Stiftung Schloss Friedenstein –
zu erschließen.

Der Ernst-Abbe-Hochschule Jena wird zum Aufbau
neuer Studiengänge im Gesundheitsbereich eine
Anschubfinanzierung in Höhe von 1,7 Millionen
Euro gewährt, um mit diesen drei ausbildungsbe-
gleitenden Studiengängen einen wesentlichen Bei-
trag zur Deckung des Fachkräftebedarfs in diesem
wichtigen Bereich zu leisten.

Schließlich zu Frage 4: Gegenwärtig sind 16 kon-
krete Vorhaben mit einem Gesamtvolumen von
7,3 Millionen Euro bewilligt oder vorgemerkt. Dies
entspricht einer Bewilligungsquote von 28 Prozent,
mithin 4,5 Millionen Euro, und einer Vormerkungs-
quote von 17 Prozent, mithin 2,8 Millionen Euro,
der im Zeitraum 2016 bis 2019 verfügbaren Mittel.

Soweit meine Antwort.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Gibt es Nachfra-
gen? Das sehe ich nicht. Dann kommen wir zur
nächsten Anfrage. Fragestellerin ist Frau Abgeord-
nete Leukefeld, Fraktion Die Linke, und ihre Frage
trägt die Drucksachennummer 6/2540.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Herzlichen Dank.

Zukunft der Flüchtlingseinrichtung in Suhl

Im Jahr 2013 wurde in Suhl auf dem Friedberg eine
Erstaufnahmeeinrichtung (EAE) für Geflüchtete zu-
nächst als Außenstelle der EAE Hermsdorf ge-
schaffen. Infolge der wachsenden Anzahl geflüchte-
ter Menschen wurden insbesondere durch die jetzi-
ge Landesregierung die Kapazitäten auf 1.900 er-
weitert und viel investiert, in Abstimmung mit dem
Bund eine Außenstelle des Bundesamts für Migra-
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tion und Flüchtlinge sowie der Arbeitsagentur ein-
gerichtet. Als Teil eines Modellprojekts haben eine
Metallwerkstatt sowie eine Nähstube ihren Platz ge-
funden. Es gibt einen guten medizinischen Stütz-
punkt, eine neue Großküche wurde eingebaut, es
gibt große Kapazitäten an Schulungsräumen, einen
Hörsaal sowie eine Kindereinrichtung.

Seit dem Jahr 2015 arbeitet erfolgreich ein Runder
Tisch mit gesellschaftlichen Akteuren, kurzum: Es
ist eine sehr gute Einrichtung entstanden, die Will-
kommenskultur ausstrahlt. Darüber wurde immer
wieder in der Presse berichtet, zuletzt in einem aus-
führlichen Beitrag im „Wochenspiegel“ am 27. Juli
2016. Dort wird die Frage aufgegriffen, welche Per-
spektive diese Einrichtung hat, wenn, wie jetzt aktu-
ell, weniger als 200 Flüchtlinge in dieser Einrich-
tung sind.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Perspektive hat diese Einrichtung und
wie soll sie zukünftig genutzt werden, sollten nicht
mehr so viele Geflüchtete nach Thüringen kom-
men?

2. Welche Position vertritt die Landesregierung zu
dem Vorschlag, diese Einrichtung als Bildungs- und
Qualifizierungszentrum weiterzuentwickeln, um die
vorhandenen Potenziale effektiv zu nutzen?

3. Wie viele finanzielle Mittel wurden seit dem
Jahr 2013 in die Einrichtung erfolgreich investiert,
um menschenwürdige und funktionstüchtige Bedin-
gungen für circa 1.800 Menschen zu schaffen (bitte
getrennt nach Jahresscheiben ausweisen)?

4. Warum wurde die erst im Herbst 2015 erfolgreich
eingesetzte Einrichtungsleitung trotz des weiterhin
hohen Koordinierungsbedarfs und der nach wie vor
zu erfüllenden hoheitlichen Aufgaben wieder abge-
zogen?

Herzlichen Dank.

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet der Minister für
Migration, Justiz und Verbraucherschutz, Herr
Lauinger.

Lauinger, Minister für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau
Leukefeld, Ihre Mündliche Anfrage beantworte ich
für die Landesregierung wie folgt:

Antwort auf Frage 1: Die Erstaufnahmeeinrichtung
in Suhl ist seit Sommer 2014 in Betrieb. Im letzten
Jahr waren hier zeitweise bis annähernd
2.000 Flüchtlinge untergebracht. Herzlichen Dank
an dieser Stelle noch mal allen Verantwortlichen
vor Ort für die sehr gute Zusammenarbeit, um den
Betrieb der Einrichtung zu gewährleisten. Bereits

mit der Inbetriebnahme der Erstaufnahmeeinrich-
tung wurde ein runder Tisch eingerichtet, an dem
sich alle örtlichen Akteure regelmäßig beteiligt ha-
ben. Im Frühjahr dieses Jahres wurde im Rahmen
des integrierten Flüchtlingsmanagements durch das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in Suhl ein
sogenanntes Ankunftszentrum eingerichtet. Dies
führt zu einer beschleunigten Bearbeitung der Asyl-
anträge. Seit den letzten Monaten ist tatsächlich ein
starker Rückgang an Asylbegehrenden zu verzeich-
nen. Von den teilweise zehn Erstaufnahmeeinrich-
tungen des Landes sind derzeit nur noch die Erst-
aufnahmeeinrichtungen in Suhl und in Gera-Ernsee
in Betrieb. Innerhalb der Landesregierung wird ge-
genwärtig die künftige konzeptionelle Ausrichtung
der Erstaufnahmeeinrichtungen besprochen und
darüber nachgedacht. Diese Planungen sind zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen.

Antwort auf Frage 2: In der Erstaufnahmeeinrich-
tung in Suhl wurde bereits im Oktober 2015 ein Be-
ratungsbüro unter Federführung der Agentur für Ar-
beit Suhl eingerichtet, um mittels standardisierter
Fragebögen eine Kompetenzerfassung der dort le-
benden Menschen vorzunehmen. Das Land stellt
die Räumlichkeiten zur Verfügung, die Agentur für
Arbeit das entsprechende Fachpersonal. Darüber
hinaus wurden in der Erstaufnahmeeinrichtung in
Suhl Erstorientierungskurse für alle Asylbewerber
angeboten. Nach Einschätzung der Landesregie-
rung besteht derzeit jedoch kein Bedarf, die Erst-
aufnahmeeinrichtung in Suhl generell zum Bil-
dungs- und Qualifizierungszentrum für den Bereich
der beruflichen Bildung weiterzuentwickeln.

Antwort auf Frage 3: Die Liegenschaft in Suhl wur-
de im Jahr 2014 angemietet. Seitdem ist eine Viel-
zahl von Baumaßnahmen durchgeführt worden.
Nach den zwischen dem Land und dem Vermieter
der Liegenschaft in Suhl geschlossenen Verträgen
ist der Vermieter für die Ertüchtigungsmaßnahmen
verantwortlich, die zur Einhaltung der entsprechen-
den brandschutzrechtlichen, bauordnungsrechtli-
chen und sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten erforderlich sind. Vor diesem Hintergrund hat
der Vermieter der Erstaufnahmeeinrichtung die ge-
mieteten Gebäude insgesamt saniert und dabei ins-
besondere die Sanitäreinrichtungen erneuert und
erweitert, eine Zahlstelle eingerichtet und das Ge-
lände der Erstaufnahmeeinrichtung umzäunt. Das
Land zahlt seit Beginn des Mietverhältnisses im Ju-
li 2014 für die Erstaufnahmeeinrichtung in Suhl Mie-
te in Höhe von rund 1,6 Millionen Euro. Hinzu
kommt eine Investitionsmiete von bislang rund
98.000 Euro. Diese Investitionsmiete diente zur
Einrichtung einer modernen und leistungsstarken
Küche. Das Land hat auch direkt in die Liegen-
schaft investiert. Nach den Mietverträgen ist das
Land verpflichtet, bei allen angemieteten Flächen
die Instandhaltungskosten zu tragen, die zur Erhal-
tung des übernommenen Ausstattungsstandards
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notwendig sind. Weiter trägt das Land die Kosten
für außerordentliche Ertüchtigungsmaßnahmen, die
nicht vom Vermieter vorgenommen werden müs-
sen. Neben baulich bedingten Ausgaben fielen
auch Kosten für die Ausstattung der Einrichtung mit
Inventar und Ähnlichem an. Weitere Ausgaben sind
auch absehbar. In Kürze wird zum Beispiel ein Kin-
derspielplatz fertiggestellt und danach auch abge-
rechnet.

Antwort auf Frage 4: Die mit dem Betrieb der Ein-
richtung anfallenden Aufgaben werden derzeit in
erster Linie vom DRK wahrgenommen. Soweit be-
hördliche und hoheitliche Aufgaben anfallen, wer-
den diese von Mitarbeitern des Landesverwaltungs-
amts vom Behördenzentrum in Suhl aus wahrge-
nommen. Der bisherige Leiter der Einrichtung wur-
de vom Landesverwaltungsamt mit Aufgaben aus
dem Bereich der Integration für das ganze Land
Thüringen betraut.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Höhn:

Es gibt eine Nachfrage durch die Fragestellerin. Bit-
te schön.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Erst mal herzlichen Dank. Ich habe nur eine kleine
Nachfrage. Sie haben zu Punkt 4 gesagt, das DRK
und, ich glaube, auch der ASB, sind dort beide mit
der Leistungserbringung beauftragt. Haben beide
Träger oder insbesondere das DRK eine abge-
schlossene Leistungsvereinbarung? Das wäre mei-
ne Frage.

Lauinger, Minister für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:

Nach meinem Wissensstand ist es so, dass es zwi-
schen Landesverwaltungsamt und DRK Vereinba-
rungen gibt, welcher Umfang der Tätigkeiten durch
das DRK wahrzunehmen ist.

Vizepräsident Höhn:

Weitere Nachfragen kann ich nicht erkennen. Vie-
len Dank, Herr Minister. Wir kommen zur nächsten
Frage in der Drucksache 6/2561 und sie wird durch
Herrn Abgeordneten Gentele gestellt.

Abgeordneter Gentele, fraktionslos:

Vielen Dank, Herr Präsident. Meine Mündliche An-
frage ist:

Situation in der Feuerwehr in Kahla

Nach dem Fragesteller vorliegenden Informationen
hat sich die personelle Situation innerhalb der Feu-
erwehr Kahla geändert. So wird berichtet, die Er-
nennung des bisherigen Stadtbrandmeisters sei

rechtswidrig gewesen. Vielmehr sei der Stadtbrand-
meister durch Wahl zu bestimmen. Der gegenwärti-
ge Stadtbrandmeister war hauptamtlich bei der
Stadt Kahla tätig; sowohl im Ordnungsamt als auch
für die Feuerwehr mit Aufgaben eines Stadtbrand-
meisters. Infolge der Wahl gehen die Aufgaben des
Stadtbrandmeisters auf den nunmehr ehrenamtlich
tätigen Amtsinhaber über. Die Stadt Kahla unter-
liegt der Rechtsaufsicht des Landes.

lch frage die Landesregierung:

1. Welche Voraussetzungen für einen hauptamtli-
chen Stadtbrandmeister in einer Gemeinde/Stadt
müssen vorliegen?

2. Ist die Landesregierung der Auffassung, dass die
Ernennung des bisherigen Stadtbrandmeisters
rechtswidrig gewesen ist und wie begründet sie ihre
Auffassung?

3. Weshalb wurden seit diesem Zeitpunkt keine
Maßnahmen zur Personalentwicklung getroffen, ob-
gleich dies mehrfach gegenüber den Aufsichtsbe-
hörden geäußert wurde?

4. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung
dazu, eine hauptamtliche Stelle, die es seit über
26 Jahren bei der Stadt Kahla gibt, wegfallen zu
lassen, und sieht die Landesregierung weiteren
Handlungsbedarf seitens der Stadt Kahla, um die
mit Aufgaben eines Stadtbrandmeisters versehene
Stelle zu halten?

Vielen Dank.

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Inneres und Kommunales, Herr Staatssekretär
Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Gentele beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Gemäß § 2 des Thüringer Brand- und
Katastrophenschutzgesetzes sind die Gemeinden
Aufgabenträger für den Brandschutz und die Allge-
meine Hilfe. Sie nehmen diese Aufgabe als Pflicht-
aufgabe im eigenen Wirkungskreis wahr. Gemein-
den in der Größenordnung von Kahla mit seinen
rund 7.000 Einwohnern können im Rahmen der
kommunalen Selbstverwaltung entsprechend den
Bedürfnissen vor Ort selbst darüber entscheiden,
ob der Orts- bzw. Stadtbrandmeister haupt- oder
ehrenamtlich tätig sein soll.

Eine entsprechende Regelung, die auch alternativ
beide Optionen beinhalten kann, wird in der Feuer-
wehrsatzung der jeweiligen Kommune getroffen. In
der Satzung der Stadt Kahla über die Freiwillige
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Feuerwehr der Stadt Kahla vom 10. Oktober 2013
sind entsprechend den gesetzlichen Regelungen in
§ 15 Abs. 2 des Thüringer Brand- und Katastro-
phenschutzgesetzes beide Möglichkeiten eröffnet.
Eine Kommune in der Größe der Stadt Kahla kann
im Rahmen ihrer kommunalen Selbstverwaltung
auch einen Wechsel von einer hauptamtlichen zu
einer ehrenamtlichen Aufgabenwahrnehmung oder
umgekehrt vornehmen.

Für den Fall, dass die Stadt Kahla sich für eine
hauptamtliche Wahrnehmung der Aufgaben des
Stadtbrandmeisters entscheidet, hat sie die Rege-
lung des § 18 Abs. 1 der Thüringer Feuerwehrorga-
nisationsverordnung zu beachten. Danach müssen
die hauptamtlichen Angehörigen der Einsatzabtei-
lungen der freiwilligen Feuerwehren mindestens die
Befähigung für den mittleren feuerwehrtechnischen
Dienst besitzen. Da der Stadtbrandmeister immer
Mitglied der Einsatzabteilung ist, muss er, wenn er
hauptamtlich tätig ist, auch die Befähigung zum
mittleren feuerwehrtechnischen Dienst besitzen.
Der hauptamtliche Ortsbrandmeister wird nach § 15
Abs. 2 Satz 4 Thüringer Brand- und Katastrophen-
schutzgesetz vom Bürgermeister bestellt.

Zu Frage 2: Nach hiesigem Kenntnisstand verfügt
der bisherige hauptamtliche Stadtbrandmeister
nicht über die notwendige Qualifikation für den mitt-
leren feuerwehrtechnischen Dienst.

Zu Frage 3: Das Landratsamt des Saale-Holzland-
Kreises als zuständige Aufsichtsbehörde stand we-
gen der fehlenden Qualifikationen des Stadtbrand-
meisters seit dessen Bestellung im Jahr 2012 im
Kontakt mit der Stadt Kahla. Seitens der Stadt wur-
de zunächst die Absicht mitgeteilt, den zum haupt-
amtlichen Stadtbrandmeister berufenen Mitarbeiter
nachzuqualifizieren. Auf Aufforderung der Kommu-
nalaufsicht, die notwendigen Schritte zur Qualifizie-
rung einzuleiten, teilte die Stadt Kahla der Kommu-
nalaufsicht mit, die Ausbildung des bestellten Stadt-
brandmeisters für den mittleren feuerwehrtechni-
schen Dienst nicht finanzieren zu können. Nach
weiteren Gesprächen hat sich die Stadt Kahla nun-
mehr entschieden, nach § 15 Abs. 2 Satz 1 des
Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetzes
einen ehrenamtlichen Stadtbrandmeister wählen zu
lassen.

Zu Frage 4: Wie in der Antwort zu Frage 1 darge-
legt, entscheidet die Stadt Kahla im Rahmen der
kommunalen Selbstverwaltung im eigenen Wir-
kungskreis darüber, ob die Stelle des Stadtbrand-
meisters haupt- oder ehrenamtlich besetzt wird. Es
ist rechtlich zulässig, auch nach einer längeren
Phase der Hauptamtlichkeit der Aufgabenwahrneh-
mung diese zukünftig ehrenamtlich wahrnehmen zu
lassen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Höhn:

Ich sehe keine Nachfragen. Vielen Dank, Herr
Staatssekretär.

Auf vielfachen Wunsch eines einzelnen Abgeordne-
ten und in Absprache mit dem zuständigen Ministe-
rium ziehe ich jetzt eine Frage vor. Fragesteller ist
Herr Dr. Voigt, CDU-Fraktion. Die Frage trägt die
Drucksachennummer 6/2584.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Herr Präsident, recht herzlichen Dank.

Ausfall von klassenübergreifenden Projekten im
Rahmen „Lernen am anderen Ort“ am Ernst-Abbe-
Gymnasium Jena

Vor einigen Wochen wurden die Bestimmungen für
Klassenfahrten und Wandertage neu geregelt. Bei
der Erstellung der sogenannten Prioritätenlisten für
das Schuljahr 2016/2017 wurde explizit darauf hin-
gewiesen, dass für klassenübergreifende Veran-
staltungen noch eine Präzisierung erfolgt und diese
Maßnahmen explizit nicht mit aufzuführen seien.
Bislang gab es eine solche Präzisierung jedoch
nicht.

Klassenübergreifende Projekte im Rahmen „Lernen
am anderen Ort“ gehören seit über 20 Jahren zum
Schulprofil des Ernst-Abbe-Gymnasiums Jena. Da-
zu gehören unter anderem Skilager, Chorlager,
Fahrradtouren, Austauschfahrten zu Partner-
schulen im Ausland und vieles mehr. Bisher trugen
Schüler und Lehrer die Kosten für diese Aktivitäten
selbst. Zum Entsetzen der Schüler, Eltern und Leh-
rer finden die klassenübergreifenden Aktivitäten
nun nicht mehr statt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wann und wie können die Thüringer Schulen
klassenübergreifende Maßnahmen wie Chorlager,
Skilager, Fahrradtouren oder Austauschfahrten zu
Partnerschulen im Ausland beantragen?

2. Wird für diese Maßnahmen noch eine Präzisie-
rung des Antragsverfahrens erfolgen und wenn ja,
wann und in welcher Form?

3. Wie bewertet die Landesregierung, dass diese
Maßnahmen ausfallen werden, wenn kurzfristig kei-
ne Präzisierung erfolgt und damit langjährige Tradi-
tionen an den Schulen zerstört werden?

4. Welche Möglichkeiten gibt es, dass das jahr-
gangsübergreifende Skilager der 8. bis 12. Klassen
am Ernst-Abbe-Gymnasium, welches bisher unter-
stützend in die Sportnote einging, trotzdem stattfin-
den kann?
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Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Bildung, Jugend und Sport, Frau Staatssekretä-
rin Ohler.

Ohler, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Herr Präsident, die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Dr. Voigt beantworte ich na-
mens der Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Maßnahmen, an denen nur eine Aus-
wahl von Schülerinnen und Schülern auf freiwilliger
Basis teilnimmt, können jederzeit beim zuständigen
Schulamt beantragt werden. Sobald eine Lehrkraft
aus dienstlicher Veranlassung an einer solchen
Maßnahme teilnimmt, handelt es sich wie bei einer
Klassenfahrt oder einem Wandertag um eine
Dienstreise. Die Freigabe der Haushaltsmittel er-
folgt hier durch das Schulamt im Zuge der Dienst-
reisebeantragung im Rahmen des dem Schulamt
für Reisekosten der Lehrkräfte insgesamt zur Verfü-
gung stehenden Gesamtbetrags. Demzufolge be-
antragen die betreffenden Lehrkräfte die Dienstrei-
se beim Schulleiter oder der Schulleiterin für In-
landsfahrten oder beim staatlichen Schulamt für
Auslandsfahrten. Die Genehmigung kann – vorbe-
haltlich anderer dienstreiserechtlicher Vorausset-
zungen – nur dann erteilt werden, wenn Haushalts-
mittel zur Verfügung stehen. Die Einschätzung, ob
Haushaltsmittel zur Verfügung stehen, obliegt dem
Schulamt. Für Schülerbegegnungen im Rahmen
von internationalen Schul- und Projektpartnerschaf-
ten erfolgt die Beantragung und Genehmigung von
Auslandsfahrten im Rahmen dieser Partnerschaften
wie bisher auch beim zuständigen staatlichen
Schulamt. Bei Vorliegen der fachlich-pädagogi-
schen Genehmigungsfähigkeit werden im jeweili-
gen Haushaltsjahr die erforderlichen Haushaltsmit-
tel für die Erstattung der Auslagen für die Dienstrei-
sen der Begleitlehrkräfte durch das TMBJS bereit-
gestellt. Entsprechende Hinweise sind auf der Inter-
netseite des TMBJS veröffentlicht. Sie unterliegen
einer regelmäßigen Aktualisierung. Die Schulleitun-
gen wurden bzw. werden – acht Veranstaltungen
fanden bereits statt, ein oder zwei finden heute
noch statt – in Informationsveranstaltungen zu Be-
ginn des Schuljahrs 2016/2017 über diese Verfah-
ren informiert und konnten bzw. können sich dort
mit den anwesenden Vertreterinnen und Vertretern
des TMBJS austauschen.

Zu Frage 2: Nein, dies ist nicht vorgesehen. Weiter-
gehende Regelungen zu Maßnahmen des „Lernens
am anderen Ort“, an denen nur eine Auswahl von
Schülern auf freiwilliger Basis teilnimmt, werden
vom TMBJS derzeit nicht geplant. Die Beantragung
von Dienstreisen im Rahmen der genannten klas-
senübergreifenden Aktivitäten erfolgt analog dem
normalen Antragsverfahren für Dienstreisen. In den
erwähnten Informationsveranstaltungen ist das

auch so mit den Schulleitungen besprochen wor-
den. Das heißt, es wird keine weitere schriftliche
Präzisierung geben, sondern es wurde mündlich
darüber unterrichtet.

Zu Frage 3: Die zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmittel sind für Maßnahmen des „Lernens am
anderen Ort“ einzusetzen, die allen Schülerinnen
und Schülern zugutekommen und keine Schülerin-
nen und Schüler ausgrenzen. Wandertage und
Klassenfahrten sind Maßnahmen des „Lernens am
anderen Ort“, an denen alle Schülerinnen und
Schüler einer Klasse/eines Kurses verpflichtend
teilnehmen. Das entspricht dem Bildungsauftrag für
die Thüringer Schulen. Deswegen wurden alle zum
30. April 2016 für das Schuljahr 2016/2017 von den
Schulen angemeldeten Klassenfahrten freigege-
ben. Soweit darüber hinaus Haushaltsmittel zur
Verfügung stehen, können auch Maßnahmen des
„Lernens am anderen Ort“, an denen nur eine Aus-
wahl von Schülerinnen und Schülern auf freiwilliger
Basis teilnimmt, finanziert werden. Neben dem übli-
chen Verfahren zur Beantragung einer Dienstreise
im Zusammenhang mit einer solchen Maßnahme,
wo auch eine Prüfung des Vorhandenseins von
Haushaltsmitteln erfolgt, wird ein weiteres Geneh-
migungsverfahren speziell für diese Maßnahmen
nicht für notwendig erachtet, siehe auch Antwort zu
Frage 2. Dem TMBJS sind traditionelle Schülerfahr-
ten, insbesondere zu regional bedeutsamen, histo-
rischen und kulturellen Städten wichtig. Für winter-
sportliche Aktivitäten sollten regionale Wintersport-
angebote von den Thüringer Schulen genutzt wer-
den. Eine Fahrt nur ausgewählter Schülerinnen und
Schüler beispielsweise nach Österreich bewerten
wir nicht unbedingt als profilbildend für eine Thürin-
ger Schule. Das TMBJS unterstützt gern die Tradi-
tionspflege des Ernst-Abbe-Gymnasiums Jena, die
wohl durchaus mit dem Namensgeber in Verbin-
dung stehen sollte. Es ist davon auszugehen, dass
die Orientierung auf „MINT“ eher ein besonderes
Profil gibt als ein Skilager für ausgewählte Schü-
lerinnen und Schüler außerhalb von Thüringen in
Österreich.

Zu Frage 4: Soweit die Prüfung im Schulamt ergibt,
dass die zur Finanzierung der Reisekostenvergü-
tung der begleitenden Lehrkräfte notwendigen
Haushaltsmittel nicht vorhanden sind, kann diese
Maßnahme als Dienstreise der Lehrkräfte nicht ge-
nehmigt werden, sind sie vorhanden, ist dies mög-
lich. Alternativ kann das Skilager, da es sich um ei-
ne freiwillige traditionelle Veranstaltung handelt, au-
ßerhalb der Schulzeit stattfinden. Für die gegebe-
nenfalls daran teilnehmenden Lehrkräfte würde es
sich dann aber nicht um eine dienstlich veranlasste
Maßnahme handeln. Wintersport, dazu zählen auch
Schulskikurse, ist alternativ verbindlicher Bestand-
teil des Lehrplans Sport Gymnasium aus 2016, des
Lehrplans Regelschule Sport in der Erprobungsfas-
sung von 2012 sowie des Lehrplans Sport der
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Grundschulen aus 2010. Dabei können die
Schulskikurse sowohl innerhalb des aktuellen Stun-
denplans als auch in Kursen, Projekten bzw. als
Skilehrgang geplant werden. Entsprechend dem Al-
ter der Teilnehmerinnen und Teilnehmer und den
Zielen des Kurses empfiehlt sich die Auswahl des
Skigebiets. So ist für Anfänger des Alpin- und Ski-
fahrens sowie für Anfänger und Fortgeschrittene im
Skilanglauf bei Vorliegen der entsprechenden
Schneesicherheit ein Mittelgebirge durchaus eine
überlegenswerte Alternative.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Was träu-
men Sie eigentlich nachts so?)

Wie bitte?

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Das war nur
eine Anmerkung!)

Einen Sportnote besteht generell immer aus Teilno-
ten der einzelnen verbindlichen und alternativ ver-
bindlichen sowie obligatorischen – für die Regel-
schule – bzw. schulintern ergänzend verbindlichen
– für das Gymnasium – Lernbereiche. Kann ein Ski-
lager aufgrund fehlender Rahmenbedingungen
nicht stattfinden, weil hier keine Klasse oder Lern-
gruppe in engerem Sinne oder eine nur geringe An-
zahl an Schülern am Skilager teilnehmen, kann für
diesen einzelnen Lernbereich auch keine Benotung
erfolgen. Sollte die Schule dagegen zum Beispiel
eine obligatorische Projektwoche Sport – auch jahr-
gangsübergreifend – organisieren, bei der die
Schüler Einwahlmöglichkeiten in verschiedene
sportliche Lernbereiche, unter anderem auch in ein
alpines Skilager, haben, ist eine Benotung möglich,
da alle Schülerinnen und Schüler in die Projektwo-
che einbezogen sind. Für diese auf das Projekt be-
schränkten festen Lerngruppen ist auch die Form
des „Lernens am anderen Ort“ – und dazu gehören
Klassenfahrten – möglich. Die Beantragung als
Klassenfahrt kann demnach erfolgen. Danke für Ih-
re Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Höhn:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller. Bitte
schön, Herr Dr. Voigt.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Recht herzlichen Dank, Frau Staatssekretärin. Ich
habe zwei Nachfragen. Das eine: Ich habe richtig
verstanden, wenn Geld im Topf ist, dann kann auch
die Dienstreise finanziell unterstützt werden. Ich ha-
be mich im Vorfeld erkundigt, es ist kein Geld mehr
im Topf. Also erste Frage: Ist vom Ministerium ge-
plant, andere Haushaltstitel umzuwidmen, um die-
sen Haushaltstitel wieder so zu befüllen, dass die
Chance besteht, auch tatsächlich Anträge bewilligt
zu bekommen? Das ist Frage 1.

Der zweite Punkt: Wir können mit der Kollegin Kel-
ler bestimmt mal im Mittelgebirge Harz Schlitten
und Ski fahren, wissen da, ab wann da Schnee liegt
und wie skifest das ist. Denn mich würde interessie-
ren – Sie haben auch Regelungen aufgenommen
zum Thema „Spenden und Drittmittelverwen-
dung“ –: Können auch Eltern, die das mitfinanzie-
ren, dieses Skilager oder andere etwaige Aktionen
des Lernens am anderen Ort, das als Spenden gel-
tend machen oder wird das von Ihrem Haus abge-
lehnt?

Ohler, Staatssekretärin:

Wenn ich da gleich zur zweiten Frage antworten
kann: Das ist keine Frage, ob wir das ablehnen
oder nicht; es geht ja bei der Finanzierung von
Klassenfahrten um die Dienstreisekosten, dafür
darf nicht speziell gespendet werden – im Sinne der
Staatsanwaltschaft. Das haben wir uns so nicht
ausgesucht. Das heißt, wenn unterstützt wird, dann
wird für Kinder unterstützt, aber nicht für Lehrer.
Lehrer dürfen auch keine Freifahrten mehr anneh-
men, weil das unter das Korruptionsgesetz fällt.

Was die erste Frage anbelangt: Im Moment wird
erst mal nach Ausgleichstiteln für die Fahrten ge-
sucht, die „Lernen an einem anderen Ort“, also re-
guläre Klassenfahrten sind. Da schauen wir im
Haus, wenn die 800.000 Euro in dem Jahr 2016/
2017 so nicht ausreichen, wie da ausgeglichen wer-
den kann. Darüber hinaus kann ich die Frage jetzt
im Moment nicht beantworten, da muss ich mir
noch mal die Anmeldungen ansehen.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Das wür-
den Sie nachreichen?)

Vizepräsident Höhn:

Das heißt, das wird nachgereicht?

Ohler, Staatssekretärin:

Ich weiß gar nicht, ob ich das jetzt schon nachrei-
chen kann; wir müssen erst mal insgesamt die An-
meldungen sehen. Und wenn Sie wissen, dass kein
Geld mehr da ist – mir wurde gesagt, dass wir das
so noch nicht wissen.

Vizepräsident Höhn:

Können wir uns darauf verständigen, dass nach
Vorliegen der entsprechenden Informationen die
Mitteilung erfolgt?

Ohler, Staatssekretärin:

Ja.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Die pla-
nen ein Skilager!)
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Vizepräsident Höhn:

Herr Dr. Voigt, bis zum Skilager sind es noch ein
paar Tage Zeit.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Da liegst du
aber falsch, Uwe! Wenn die ein Skilager mit
80 Mann planen, ist die Zeit fast rum!)

Die Wetterlage hängt nicht von der Anzahl der Teil-
nehmer ab.

Herr Tischner, Sie haben eine weitere Nachfrage.
Bitte schön.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Also dass das Geld nicht reicht – nur als Anmer-
kung, Frau Staatssekretärin – hat mir Ihre Ministe-
rin auf meine Kleine Anfrage mitgeteilt, wo drin-
steht, dass 1,5 Millionen Euro beantragt sind, aber
nur 800.000 Euro im Haushalt stehen. Vielleicht
können Sie das noch mal eben im Leitungsstab klä-
ren.

Meine Frage: Frau Staatssekretärin, Sie haben
eben ausgeführt, dass die Lehrer mit den Schü-
lerinnen und Schülern die Skilager dann machen
können, wenn das die Lehrer in ihrem Urlaub ma-
chen, nicht in den Ferien, sondern wenn die Lehrer
das in ihrem Urlaub machen. Ich frage Sie deshalb:
Wie ist das dann mit der Haftung der Lehrer?

Ohler, Staatssekretärin:

Ich habe, glaube ich, nicht „Urlaub“ gesagt, ich ha-
be, glaube ich, „in der Freizeit“ gesagt.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Ja, dann frage ich: In der Freizeit, wie ist das dann
mit der Haftung?

Ohler, Staatssekretärin:

Das müsste ich auch nachliefern.

Noch mal kurz zu den angemeldeten 1,4 Millionen
Euro. Da hat die Ministerin auch im Ausschuss be-
richtet, dass es da deckungsfähige Titel in unserem
Haus gibt, also nicht die 800.000 Euro, sondern da-
rüber hinausgehende Mittel zur Verfügung stehen.

Vizepräsident Höhn:

Gibt es eine weitere Nachfrage? Herr Tischner.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Die zweite Nachfrage wäre: Wann können die
Schulen die Anträge für die Praktikumsbetreuung
stellen? Weil, wenn die Lehrer zu den Schülern hin-
fahren, sie auch dann Dienstreisekosten geltend
machen müssen, wann können hierfür die Anträge

gestellt werden, weil das ja auch aus der Richtlinie
herausgenommen wurde?

Ohler, Staatssekretärin:

Die Anträge können immer dann gestellt werden,
wenn die Dienstreisen geplant sind. Und wenn sie
jetzt geplant sind, dann müssen sie die Anträge
stellen.

Vizepräsident Höhn:

Es sind keine weiteren Fragestellungen möglich.
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Wir kommen
zur nächsten Anfrage, eine des Herrn Abgeordne-
ten Henke, AfD-Fraktion, in Drucksache 6/2562.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Herr Vorsitzender.

Anschaffungen für den Hörsaal der Landeserstauf-
nahmestelle Suhl

Der Antwort auf die Kleine Anfrage 1212 des Abge-
ordneten Brandner zufolge ist in der Landeserstauf-
nahmestelle Suhl die „Anschaffung eines Beamers
nebst DVD-Spieler, Lautsprechern und Zubehör“
geplant.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Kosten entstehen durch die Anschaffung
eines Beamers, des DVD-Spielers, der Lautspre-
cher und des Zubehörs?

2. Bis wann sind die Anschaffungen aus Frage 1
geplant?

3. Welche Kosten entstehen durch die Entwicklung
von Präsentationen oder Filmen, die in Eigenver-
antwortung entwickelt werden?

4. Sind ähnliche Anschaffungen wie für die Landes-
erstaufnahmestelle Suhl auch für andere Landes-
erstaufnahmestellen geplant?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Minister
Lauinger.

Lauinger, Minister für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:

Sehr geehrter Herr Präsident, die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Henke beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt, und zwar kann ich in
dem Fall alle vier Fragen zusammen beantworten:

Das Landesverwaltungsamt hatte tatsächlich beab-
sichtigt, den in der Erstaufnahmeeinrichtung Suhl
befindlichen Hörsaal insbesondere zur Vermittlung
von Informationsangeboten für Asylbewerber zu
nutzen. Hierzu sollte auch die notwendige techni-
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sche Ausstattung angeschafft werden. Tatsächlich
ist die Anschaffung bislang nicht erfolgt und derzeit
auch nicht geplant. Damit erübrigt sich die Beant-
wortung der Fragen. Ebenfalls derzeit nicht vorge-
sehen ist die Anschaffung entsprechender Technik
für die Erstaufnahmeeinrichtung in Gera-Ernsee.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Tja,
schlecht recherchiert!)

Vizepräsident Höhn:

Gibt es Nachfragen? Das sehe ich nicht. Herzlichen
Dank, Herr Minister. Wir kommen zur nächsten Fra-
ge. Die trägt die Drucksachennummer 6/2563 und
Fragesteller ist Herr Abgeordneter Walk, CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Walk, CDU:

Danke, Herr Präsident.

Landesgartenschau 2024

Am 31. August 2016 endet die Frist der ersten Pha-
se im Bewerbungsverfahren für die Landesgarten-
schau 2024.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Gebietskörperschaften haben sich zum
Stichtag beworben (bitte einzeln benennen)?

2. Welche Bedingungen müssten seitens potenziel-
ler Bewerber für eine Fristverlängerung erfüllt sein?

3. Wie schätzt die Landesregierung Mehrwert und
Chancen einer Bewerbung für die Gebietskörper-
schaften ein, auch wenn diese nach Abschluss des
Verfahrens nicht erfolgreich ist?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet die Ministerin für
Infrastruktur und Landwirtschaft, Frau Keller.

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrter Herr
Abgeordneter, die Mündliche Anfrage beantworte
ich für die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Für die Bewerbung zur Durchführung
der fünften Landesgartenschau im Jahr 2024 wurde
nach den mit Kabinettsbeschluss vom 9. Februar
2016 gebilligten Grundsätzen für die Durchführung
von Landesgartenschauen in Thüringen ein zwei-
stufiges Bewerbungsverfahren eingeführt. Der Auf-
ruf zur Bewerbung um die Ausrichtung der fünften
Thüringer Landesgartenschau erfolgte im Thüringer
Staatsanzeiger Nummer 13/2016 als Bekanntma-
chung des Thüringer Ministeriums für Infrastruktur
und Landwirtschaft. Im Aufruf ist festgelegt, dass
die erste Stufe der Bewerbung am 31. August 2016

endet. Die Vorlage der in der ersten Stufe geforder-
ten Unterlagen erfolgt an die Fördergesellschaft
Landesgartenschauen Hessen und Thüringen mbH.
Diese sichtet die geforderten Unterlagen und leitet
sie an das Thüringer Infrastrukturministerium wei-
ter. Je nach Anzahl der Bewerbungen kann dies bis
zu vier Wochen dauern.

Zu Frage 2: Das mit der amtlichen Bekanntma-
chung im Thüringer Staatsanzeiger Nummer 13/
2016 festgeschriebene Bewerbungsverfahren gibt
vor, dass die Vorlage der Bewerbungsunterlagen in
der ersten Stufe bis 31.08.2016 zu erfolgen hat und
dass das Datum des Poststempels gilt. Fristverlän-
gerungen sind hier nicht vorgesehen.

Zu Frage 3: Eine Einschätzung zu Mehrwert und
Chancen für eine im Bewerbungsverfahren nicht er-
folgreiche Gebietskörperschaft kann nicht vorge-
nommen werden. Ich verweise aber in dem Zusam-
menhang darauf, dass die Landesregierung 2017
die abschließende Entscheidung über die Vergabe
der Landesgartenschau für das Jahr 2024 unter
Einbeziehung der fachlichen Argumente einer
durch Herrn Staatssekretär Dr. Sühl geleiteten
Kommission aus Vertretern der verschiedenen Res-
sorts, des Berufsstands, der Thüringer Tourismus
GmbH, des Beauftragten für Menschen mit Behin-
derungen und anderen trifft. Die Kommission ist
ebenfalls in der Bekanntmachung im Thüringer
Staatsanzeiger nachzulesen.

Vielen Dank.

Vizepräsident Höhn:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller. Herr
Walk, bitte.

Abgeordneter Walk, CDU:

Danke. Frau Ministerin, wenn ich die erste Frage
oder besser gesagt die Antwort richtig interpretiert
habe, haben Sie jetzt keine Gebietskörperschaften
benannt, weil das ja die Frage war, sondern haben
darauf verwiesen, dass es sozusagen einen Nach-
lauf gibt und dass es noch bis zu vier Wochen dau-
ern kann. Deswegen meine Frage: Wie viele Be-
werbungen liegen denn bisher vor?

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Datum des Poststempels heißt nichts anderes, als
dass der Poststempel von gestern gilt und wir des-
halb noch keine Aussagen machen können. Ich sa-
ge Ihnen aber zu, wenn die Sondierung erfolgt ist,
können Sie das gern einsehen, ich stelle Ihnen das
gern zur Verfügung.

(Zuruf Abg. Walk, CDU: Danke!)

Bitte schön!
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Vizepräsident Höhn:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Nächster Fra-
gesteller ist Herr Abgeordneter Matschie, SPD-
Fraktion, und die Frage hat die Drucksachen-
nummer 6/2571.

Abgeordneter Matschie, SPD:

Ja, ich frage die Landesregierung:

Einbindung des Jenaer Nahverkehrs zur Thügida-
Demonstration am 17. August 2016 in Jena

Am 17. August 2016 fand im Jenaer Damenviertel
ein Fackelmarsch der der rechten Szene zuzuord-
nenden Thügida statt. 120 Neonazis stand an die-
sem Tag ein breites Spektrum zivilgesellschaft-
lichen Protests gegenüber, an dem sich über
3.500 Menschen beteiligten. Die Polizeieinsatzlei-
tung forderte zum Transport der Neonazis einen
Bus des Jenaer Nahverkehrs an. Im Vorfeld des
17. August 2016 soll es eine Abstimmung zwischen
Polizei und Nahverkehr gegeben haben, bei der ein
möglicher Buseinsatz besprochen wurde.

Ich frage die Landesregierung:

1. Gab es im Vorfeld des 17. August 2016 eine Ver-
ständigung zwischen Polizei und der Stadt Jena
zum Einsatz des Nahverkehrs und wenn ja, wel-
chen Inhalt hatte diese?

2. Von wem wurde auf welcher Rechtsgrundlage
der Einsatz des Busses veranlasst beziehungswei-
se wenn es keine Rechtsgrundlage gab, welche
Konsequenzen werden gezogen?

3. Warum wurde die Thügida-Versammlung nicht
im Rahmen der Gefahrenabwehr aufgelöst, als Teil-
nehmer damit drohten, sich den Weg durch Blocka-
den selbst zu bahnen, insbesondere mit Blick da-
rauf, dass sich darunter unter anderem der vorbe-
strafte Gewalttäter und Neonazi Michel Fischer be-
fand?

4. Ist die Landesregierung der Auffassung, dass es
einen Zusammenhang zwischen den Thügida-
Fackelmärschen in Jena am 20. April, 17. August
und 9. November (geplant) und den jeweils korre-
spondierenden historischen Ereignissen Hitler-Ge-
burtstag, Hess-Todestag und Beginn der Novem-
berprogrome 1938 gibt?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatsse-
kretär Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Matschie beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Die Antwort zu Frage 1: Ja, im Vorfeld der Ver-
sammlung des 17. August 2016 in Jena gab es
Kontakte zwischen der Landespolizeiinspektion Je-
na und dem Jenaer Nahverkehr. Inhalt dessen war
die mögliche Anforderung eines Busses für denkba-
re Transporte.

Die Antwort zu Frage 2: Der Bus des Jenaer Nah-
verkehrs wurde durch den Polizeiführer der Lan-
despolizeiinspektion Jena angefordert. Die Rechts-
grundlagen hierfür bildeten die §§ 12 und 10 Thü-
ringer Polizeiaufgabengesetz. Die Anforderung ziel-
te sowohl auf die fortwährende Trennung der ge-
gensätzlichen politischen Lager zur Verhinderung
von Auseinandersetzungen als auch auf die Ge-
währung der Versammlungsfreiheit aller Versamm-
lungsteilnehmer unter strikter Beachtung der Ver-
hältnismäßigkeit ab. Vor diesem Hintergrund er-
schien die Inanspruchnahme des Jenaer Nahver-
kehrs als mildestes geeignetes polizeiliches Mittel.

Die Antwort zu Frage 3: Die Teilnehmer der Thügi-
da-Versammlung wurden mit einem Gelenkbus
vom Jenaer Paradies-Bahnhof zur Arvid-Harnack-
Straße, von wo aus der Ort der Auftaktkundgebung
der Thügida-Versammlung ohne weitere Blockaden
erreicht werden konnte, transportiert. Der Transfer
war erforderlich, weil alle anderen Zugänge zum
Versammlungsort der Thügida durch Gegende-
monstranten blockiert waren. Insofern war zu die-
sem Zeitpunkt keine Versammlung aufzulösen. Das
Grundrecht der Versammlungsfreiheit nach Arti-
kel 8 Abs. 1 Grundgesetz und Artikel 10 Abs. 1
Thüringer Verfassung verpflichtet die Polizei zum
Schutz nicht verbotener Versammlungen. Dieser
Schutzanspruch umfasst nach einschlägiger Recht-
sprechung auch die Gewährleistung des ungehin-
derten Zugangs zum Ort einer öffentlichen Ver-
sammlung. Im hier vorliegenden Fall erwiesen sich
die von der Jenaer Polizei ergriffenen Maßnahmen
– darunter der Bustransfer von 132 Teilnehmern
der Thügida-Versammlung – als geeignet und ver-
hältnismäßig, um den Bestimmungen des Grundge-
setzes und der Thüringer Verfassung zu entspre-
chen.

Die Antwort zu Frage 4: Ein äußerlich sichtbarer
Zusammenhang zwischen den Aufzügen der Thügi-
da in Jena am 20. April, am 17. August sowie dem
geplanten Aufzug am 9. November besteht hin-
sichtlich ihrer jeweiligen Daten. Für eine Versamm-
lungsbeschränkung gemäß § 15 Abs. 1 Versamm-
lungsgesetz bedarf es jedoch der konkreten Prü-
fung und Würdigung im Einzelfall durch die zustän-
dige Versammlungsbehörde. Mit Blick auf die hier
genannten Versammlungen ist im Übrigen darauf
hinzuweisen, dass bei einem der genannten Daten
eine gerichtliche Überprüfung durch das Verwal-
tungsgericht Gera erfolgte, die zu einer Aufhebung
von getroffenen Auflagen führte und die Durchfüh-
rung der Versammlung insgesamt bestätigte.
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Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Höhn:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller. Bitte
schön, Herr Matschie.

Abgeordneter Matschie, SPD:

Zunächst eine Nachfrage zur Anforderung des Bus-
ses durch die Polizeieinsatzleitung. Heißt das, dass
der Nahverkehr rechtlich gezwungen war, den Bus
zur Verfügung zu stellen oder hätte der Nahverkehr
auch die Zurverfügungstellung verweigern können?

Meine zweite Frage zum dritten Punkt: Sie haben
ausgeführt, dass das eine angemessene Maßnah-
me war, die Thügida-Versammlung nicht aufzulö-
sen bei der Androhung, sich mit Gewalt einen Weg
zu bahnen. Ich frage noch mal vor dem Hinter-
grund, dass wir in Jena auch schon anderes Han-
deln erlebt haben. In den 90er-Jahren beispielswei-
se hat die Polizei auch Busse des Jenaer Nahver-
kehrs in Anspruch genommen, allerdings um die
Neonazis zum Stadtrand zu befördern,

(Beifall Abg. König, DIE LINKE)

um damit eine Gefahrenabwehr zu verbinden. Wäre
dies aus Sicht der Landesregierung auch eine ge-
eignete Maßnahme gewesen?

Götze, Staatssekretär:

Das betrifft immer den konkreten Einzelfall. Was die
Anforderung des Busses angeht, gehe ich davon
aus, dass das einvernehmlich erfolgt ist. Ob eine
zwangsweise Inanspruchnahme dieser Busse hätte
erfolgen können, werde ich prüfen lassen und diese
Nachfrage dann schriftlich beantworten. Ansonsten
gilt natürlich das, was von der Versammlungsbe-
hörde beauflagt wurde. Ich denke, man hat hier im
Vorfeld Kooperationsgespräche durchgeführt, hat
sich auf diese Aufzugsstrecke verständigt und dann
obliegt es der Polizei, mit konkreten Maßnahmen
darauf zu reagieren, wenn zum Beispiel Zugänge
zu dieser Aufzugsstrecke versperrt werden. In dem
Fall hat man sich dafür entschieden, mittels Bussen
die Kundgebungsteilnehmer genau an den Platz zu
bringen, wo sie ihren Aufzug abhalten konnten.

Vizepräsident Höhn:

Es gibt eine weitere Nachfrage durch Frau Abge-
ordnete König, Fraktion Die Linke.

Abgeordnete König, DIE LINKE:

Noch mal Bezug nehmend auf die Äußerung, dass
es sozusagen das niedrigschwelligste Mittel des
Eingriffs gewesen wäre, den Bus herbeizuholen.
Heißt das, wenn Neonazis drohen, ihre Veranstal-
tung, ihre Versammlung mit Gewalt durchzuführen,

dann ist für die Polizei das adäquate niedrigste Mit-
tel, mit Bussen dafür zu sorgen, dass sie diese Ver-
anstaltung durchführen können anstatt beispiels-
weise – wie Herr Matschie schon betont hat – auf-
grund der Gefährdungslage einen alternativen Ver-
sammlungsraum zu suchen? Das verstehe ich, ehr-
lich gesagt, nicht.

Götze, Staatssekretär:

Das eine ist das Einsatzkonzept der Polizei, mit
welchem sie dafür sorgen muss – das hatte ich er-
läutert – entsprechend Artikel 8 das Grundrecht auf
Versammlungsfreiheit zu schützen und dann ent-
sprechende Maßnahmen trifft. In dem Fall war das
das Einsetzen dieses Busses. Das andere ist das
Verbieten einer Kundgebung oder Auflösen einer
Kundgebung nach § 15 Versammlungsgesetz. Und
da braucht es eine Gefährdung für die öffentliche
Sicherheit oder Ordnung. Das heißt, wenn zum Bei-
spiel Kundgebungen gewalttätig verlaufen und sich
das Gesamtgepräge dieser Kundgebung so dar-
stellt, könnte die Polizei verbieten. In dieser Phase
sind wir hier nach meiner Wahrnehmung noch nicht
gewesen.

Vizepräsident Höhn:

Es gibt eine weitere Nachfrage. Frau König, bitte
schön.

Abgeordnete König, DIE LINKE:

Das heißt, die Gewaltandrohung der Neonazis führ-
te nicht dazu, dass es durch die Polizei eine ent-
sprechende Gefährdungsanalyse und dann mögli-
cherweise auch Konsequenzen gegeben hat, son-
dern es wurde sozusagen der Aufmarsch der Neo-
nazis durchgesetzt, obwohl es auch die Möglichkeit
gegeben hätte, einen alternativen Versammlungs-
raum zu wählen?

Götze, Staatssekretär:

Da wiederhole ich mich noch einmal: Das sind kon-
krete Maßnahmen, die vor Ort durch die Versamm-
lungsbehörde bzw. durch die Polizei getroffen wer-
den. Auch andere Versammlungsorte werden durch
die Versammlungsbehörde beauflagt, nicht durch
die Polizei, die ist dafür nicht zuständig. Die Polizei
hat ein Einsatzkonzept und sie reagiert auf Blocka-
den, die in dem Fall auch nicht rechtmäßig gewe-
sen sind, und versucht dann die Versammlungsteil-
nehmer – wie in dem Fall geschehen – an den an-
gemeldeten Kundgebungsort zu bringen.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das
ist aber nicht Aufgabe der Polizei, sorry!)
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Vizepräsident Höhn:

Die Fragekontingente sind erschöpft. Herzlichen
Dank, Herr Staatssekretär. Wir kommen zur nächs-
ten Frage durch Frau Abgeordnete Mitteldorf, Frak-
tion Die Linke, mit der Drucksachen-
nummer 6/2574.

Abgeordnete Mitteldorf, DIE LINKE:

Vielen Dank.

Zukünftige Funktion der Landesbibliothek in Bezug
auf Kulturgutdigitalisierung

Die „Thüringer Allgemeine“ berichtete am 24. Au-
gust 2016 über einen Kooperationsverbund der
Hochschulbibliotheken in Thüringen und darüber hi-
naus über die Etablierung von Bibliotheksservice-
centern. In diesem Artikel wurde allerdings auch
deutlich, dass die künftige Funktion des landesbi-
bliothekarischen Teils der Thüringer Universitäts-
und Landesbibliothek (ThULB) gerade in Bezug auf
die Kulturgutdigitalisierung noch nicht geklärt sei.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche konkreten Aufgaben haben die beiden
Teile (Landesbibliothek und Universitätsbibliothek)
der ThULB aus Sicht der Landesregierung bis dato
wahrgenommen?

2. In welchem Zeitrahmen und in welche Richtung
mit welcher Begründung soll sich aus Sicht der
Landesregierung die noch ausstehende Klärung zur
künftigen Funktion der Landesbibliothek ergeben?

3. Liegen die Plattform „Universal Multimedia Elec-
tronic Library“ (UrMEL) und die damit verbundenen
Aufgaben und personellen wie finanziellen Res-
sourcen im Bereich der Landesbibliothek oder der
Universitätsbibliothek und wie begründet dies die
Landesregierung?

4. Wird UrMEL zukünftig als Dienstleistung gehand-
habt, wobei Kooperationen mit Kulturverbänden
und -institutionen demnächst kostenpflichtig werden
und wie begründet dies die Landesregierung?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatsse-
kretär Hoppe.

Hoppe, Staatssekretär:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die
Mündliche Anfrage der Abgeordneten Mitteldorf be-
antworte ich für die Thüringer Landesregierung wie
folgt:

Zu Frage 1: Die Aufgaben der Thüringer Universi-
täts- und Landesbibliothek Jena (ThULB) als Uni-
versitätsbibliothek sind in § 38 des Thüringer Hoch-
schulgesetzes festgelegt. Wie alle Hochschulbiblio-
theken stellt sie die für Lehre, Forschung und Stu-

dium erforderliche Literatur und andere Informa-
tionsmedien bereit. Eine genaue gesetzliche Defini-
tion der landesbibliothekarischen Aufgaben in Thü-
ringen gibt es neben der Ablieferungspflicht nach
§ 12 Abs. 1 des Thüringer Pressegesetzes bislang
nicht. § 2 Abs. 1 des Thüringer Bibliotheksgesetzes
überträgt der ThULB lediglich die Wahrnehmung
planerischer und koordinierender Aufgaben. Die Ar-
beitsgruppe von Land und Hochschulen, die das
Konzept des Kooperationsverbunds der Hochschul-
bibliotheken erarbeitet hat, empfahl, eine transpa-
rente Unterscheidung der Leistungsbereiche Lan-
desbibliothek einerseits und Universitätsbibliothek
andererseits in der ThULB vorzunehmen. Ein ent-
sprechender landesbibliothekarischer Aufgabenka-
talog liegt nun vor.

Zu diesen Aufgaben gehören demnach:

1. die Sammlung, Erschließung und Archivierung
der über Thüringen veröffentlichten Literatur, ein-
schließlich der Erstellung der Thüringen-Bibliogra-
fie,

2. die Aufnahme der analogen und digitalen Pflicht-
exemplare gemäß § 12 Thüringer Pressegesetz,

3. der Unterhalt eines wissenschaftlichen Bestands-
zentrums außerhalb des hochschulspezifischen Be-
darfs,

4. die Archivierung von für den Freistaat Thüringen
unverzichtbarem Bibliotheksgut aus staatlichem Be-
sitz,

5. die Unterstützung kleinerer wissenschaftlicher
und Behördenbibliotheken,

6. der Betrieb eines Kompetenz- und Servicezen-
trums für Bestandserhaltung,

7. die Digitalisierung, Archivierung und Präsentation
von Kulturgut aus Sammlungsbeständen im Frei-
staat Thüringen sowie

8. die Koordinierung von Bibliotheksprojekten im
Freistaat Thüringen, insbesondere im Rahmen des
Kooperationsverbunds der Hochschulbibliotheken.

Zu Frage 2: Wie Sie aus meinen Ausführungen zu
Frage 1 entnehmen konnten, ist die Funktion der
ThULB als Landesbibliothek grundsätzlich geklärt.
Darüber hinaus erarbeitet derzeit die zuständige
Fachabteilung meines Ministeriums mit der FSU Je-
na eine Methodik, die alle landesbibliothekarischen
Aufgaben der ThULB auch monetär untersetzt. So-
mit erhalten wir die angestrebte Transparenz auch
bei der Finanzierung der landesbibliothekarischen
Funktion der ThULB. Auf dieser Grundlage sollen
Aufgabenwahrnehmung und Finanzierung bis Ende
des Jahres in geeigneter Weise für die kommenden
Jahre dokumentiert werden. Einzelheiten hierzu
müssen noch mit der Thüringer Staatskanzlei in
den nächsten Wochen abgestimmt werden. Im Zu-
ge der Novellierung des Hochschulgesetzes wird zu
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prüfen sein, ob die Aufgabenpräzisierung der
ThULB auch gesetzlich im Thüringer Hochschulge-
setz oder im Thüringer Bibliotheksgesetz erfolgen
soll.

Zu Frage 3: Die von der ThULB entwickelte und be-
triebene Universal Multimedia Electronic Library –
kurz: UrMEL – ist eine zentrale Plattform für die
multimediale Präsentation ausgewählter Quellen
und Sammlungen aus den Thüringer Bibliotheken,
Archiven und Museen. Die UrMEL zugrunde liegen-
de Software kommt aber auch bei dem Betrieb von
Plattformen für das elektronische Publizieren sowie
die Archivierung und Präsentation von Forschungs-
daten zum Einsatz. Somit wird UrMEL in beiden
Leistungsbereichen der ThULB genutzt.

Zu Frage 4: Gemäß der für die Jahre 2016 bis 2019
abgeschlossenen Ziel- und Leistungsvereinbarung
mit der FSU Jena stellt das Land der FSU einen
jährlichen Zuschuss zur Finanzierung der landesbi-
bliothekarischen Aufgaben zur Verfügung. Ein Teil
dieser Mittel ist für die Grundfinanzierung der Kul-
turgutdigitalisierung unter Nutzung von UrMEL vor-
gesehen. Darüber hinaus werden auch weiterhin
Fördermittel und Drittmittel für die Kulturgutdigitali-
sierung eingesetzt. Damit ist es möglich, auch in
Zukunft die Digitalisierung von Kulturgut in Koope-
ration mit Kultureinrichtungen durchzuführen, ohne
– so weit jedenfalls mein Informationsstand – Ent-
gelte zu erheben. So weit meine Antwort.

Vizepräsident Höhn:

Es gibt keine Nachfragen. Vielen Dank, Herr
Staatssekretär. Wir kommen zur nächsten Anfrage
in der Drucksache 6/2575. Fragestellerin ist Frau
Abgeordnete Skibbe, Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Skibbe, DIE LINKE:

Rechte von Mitgliedern des Kreistags

Die PRG Personen- und Reiseverkehrs GmbH
Greiz und die RVG Regionalverkehr Gera/Land
GmbH sind Tochtergesellschaften des Landkreises
Greiz, zu 100 Prozent. Als Aufsichtsratsvorsitzende
fungiert jeweils die Landrätin des Landkreises. Der
Landkreis Greiz unterliegt der Rechtsaufsicht des
Landes.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Rechte haben die Mitglieder des Kreis-
tags in Bezug auf Auskünfte, Einsichtnahmen und
Besuche in diesen Gesellschaften?

2. Inwieweit besteht eine Auskunftspflicht des Auf-
sichtsrats dieser Gesellschaften gegenüber der Ge-
sellschafterversammlung und wie begründet die
Landesregierung ihre Auffassung?

3. Gelten die gleichen Regeln bei der Einberufung
der Gesellschafterversammlungen wie zur Einberu-

fung einer Kreistags- oder Stadtratssitzung und wie
begründet die Landesregierung ihre Auffassung?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatsse-
kretär Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
der Abgeordneten Skibbe beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Antwort zu Frage 1: Wollen Mitglieder des Kreis-
tags unmittelbar in den kreislichen Gesellschaften
Auskünfte erlangen oder Einsichtnahmen und Be-
suche durchführen, ist dies zunächst davon abhän-
gig, ob die konkrete Ausgestaltung der vereinbarten
Gesellschaftsverträge dies zulässt. Den Rechtsrah-
men für die Gestaltung des Gesellschaftsvertrags
gibt dabei das Gesellschaftsrecht vor. Dies gilt
auch, soweit eine Gemeinde oder – wie hier – der
Landkreis von der gesetzlichen Möglichkeit Ge-
brauch macht, sich für die Erfüllung seiner Aufga-
ben eines Unternehmens zu bedienen und es sich
bei diesem Unternehmen um eine GmbH handelt.
Im konkreten Fall haben Kreistagsmitglieder gegen-
über den genannten Verkehrsgesellschaften keinen
unmittelbaren Informationsanspruch. Unabhängig
von einem solchen unmittelbaren Informationsan-
spruch kommen nach der Rechtsprechung des
Thüringer Oberverwaltungsgerichts jedoch zur An-
gelegenheit der Gesellschaft mittelbare allgemeine
Auskunftsansprüche der einzelnen Mitglieder des
Kreistags gegenüber dem Landrat in Betracht, der
seinerseits den Gesellschafterkreis in der Gesell-
schafterversammlung vertritt.

Antwort zu Frage 2: Auch das Verhältnis der Ge-
sellschaftsorgane, Gesellschafterversammlung und
Aufsichtsrat, zueinander bestimmt sich nach den
gesellschaftsrechtlichen und gesellschaftsvertragli-
chen Regelungen. Dabei ist in einer GmbH ein Auf-
sichtsrat nicht von vornherein zwingend, findet sich
wie hier aber im Regelfall bei kommunalen GmbHs.
Ausdrücklich regelt das GmbH-Gesetz einen Aus-
kunftsanspruch des Aufsichtsrats gegenüber der
Gesellschafterversammlung nicht. Es statuiert je-
doch eine Allzuständigkeit der Gesellschafterver-
sammlung, daneben gewährt es den Gesellschaf-
tern umfassende Einsichts- und Auskunftsrechte
entsprechend § 51 a GmbH-Gesetz. Vorliegend
enthalten die Gesellschaftsverträge beider Gesell-
schaften Regelungen, wonach der Aufsichtsrat über
seine Beschlüsse an den Gesellschafter zu berich-
ten hat.

Antwort zu Frage 3: Nein, das ist nicht der Fall. Die
Einberufung einer Kreistags- oder Stadtratssitzung
bestimmt sich nach dem Kommunalrecht. Für die
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Einberufung der Gesellschafterversammlung einer
GmbH hingegen gelten die Regeln des GmbH-Ge-
setzes und gegebenenfalls ergänzend die Regeln
des Gesellschaftsvertrags.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Höhn:

Die Fragestellerin hat eine Nachfrage. Bitte schön,
Frau Abgeordnete Skibbe.

Abgeordnete Skibbe, DIE LINKE:

Ich hätte eine Nachfrage. Sie sagten, dass der Auf-
sichtsrat auch berichtet. Die Frage ist die: Die Zeit-
punkte sind so, dass das einmal jährlich stattfindet.
Wenn es aber zu besonderen Vorkommnissen in so
einer Gesellschaft kommt, haben dann nicht die
Mitglieder des Kreistags die Möglichkeit, zum Bei-
spiel durch Einsichtnahme in Protokolle, diesen
Dingen auf den Grund zu gehen?

Götze, Staatssekretär:

Das kann ich Ihnen aus dem Kopf nicht beantwor-
ten. Ich würde die Antwort aber schriftlich nachrei-
chen wollen.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank. Weitere Nachfragen sehe ich nicht.
Die nächste Frage stellt Herr Abgeordneter Bühl,
CDU-Fraktion, in der Drucksache 6/2576.

Abgeordneter Bühl, CDU:

Anschluss der Gemeinde Neusiß an den Gera-Rad-
weg

Mit dem Gera-Radweg wurde ein sehenswerter und
touristisch wertvoller Radweg vom Rennsteig über
Erfurt bis nach Gebesee geschaffen. Anliegerge-
meinden möchten von dieser Radverbindung profi-
tieren. So plant die Gemeinde Neusiß den An-
schluss an diesen Radweg. Hierfür ist ein kurzer
Verbindungsradweg als Lückenschluss nötig.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie bewertet die Landesregierung einen An-
schluss der Gemeinde Neusiß an den Gera-Rad-
weg und wie begründet sie ihre Auffassung?

2. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung,
um die Gemeinde Neusiß bei der Schaffung eines
Lückenschlusses zum Gera-Radweg zu unterstüt-
zen?

3. Welche Fördermöglichkeiten bestehen hierfür
und welche Anträge sind unter welchen Vorausset-
zungen von der Gemeinde zu stellen?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Frau Ministerin
Keller.

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Bühl beantworte ich für die Lan-
desregierung wie folgt:

Zu Frage 1 – Wie bewertet die Landesregierung
einen Anschluss der Gemeinde Neusiß an den Ge-
ra-Radweg und wie begründet sie ihre Auffas-
sung? –: Der Gera-Radweg verläuft etwa 1,5 Kilo-
meter von Neusiß entfernt westlich der Gera durch
Angelroda. Zwischen Neusiß und Angelroda
besteht eine Kreisstraßenverbindung, die K 18 des
Ilm-Kreises, die auch von Radfahrern genutzt wer-
den kann. Ob es auf diesem Straßenabschnitt Pro-
bleme bei der Benutzung durch Radfahrer gibt, ist
der Landesregierung nicht bekannt und müsste bei
dem zuständigen Baulastträger der Straße, dem
Ilm-Kreis, erfragt werden. Die Erforderlichkeit, zu-
sätzlich zu dieser vorhandenen Straße einen sepa-
raten Radweg zu bauen, ist nach meiner Kenntnis
bisher nicht geprüft worden. Es liegen hierzu auch
keine Förderanfragen bei den zuständigen Stellen
vor.

Zu Frage 2 – Welche Möglichkeiten sieht die Lan-
desregierung, um die Gemeinde Neusiß bei der
Schaffung eines Lückenschlusses zum Gera-Rad-
weg zu unterstützen? –: Wenn durch die betroffe-
nen Gemeinden oder den Landkreis Bedarf für eine
Radfahrverbindung nachgewiesen wird, gibt es
mehrere Möglichkeiten, diesem Bedarf Rechnung
zu tragen. Neben dem Neubau eines straßenbe-
gleitenden oder selbstständigen Radwegs ist zu
prüfen, ob Radfahrer auch auf vorhandenen Wegen
fahren können. Möglicherweise ist der Aufwand für
eine Instandsetzung oder Herrichtung vorhandener
Wege geringer als für einen Neubau. Durch den
Landkreis als Baulastträger der K 18 könnte auch
geprüft werden, ob bereits durch verkehrsrechtliche
Maßnahmen eine Verbesserung der Situation für
Radfahrer auf der Kreisstraße möglich ist.

Zu Frage 3 – Welche Fördermöglichkeiten beste-
hen hierfür und welche Anträge sind unter welchen
Voraussetzungen von der Gemeinde zu stellen? –:
Eine Grundlage für die Fördermöglichkeiten wird
das derzeit in Überarbeitung befindliche Radver-
kehrskonzept darstellen. Detaillierte Aussagen, ins-
besondere zu einer Bewertung des Anschlusses
der Gemeinde Neusiß an den Gera-Radweg sind
derzeit noch nicht möglich. Wenn ein Bedarf für den
Bau eines überwiegend touristisch genutzten Rad-
wegs zwischen Neusiß und Angelroda nachgewie-
sen wird, kann die Gemeinde beim Thüringer Minis-
terium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Ge-
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sellschaft prüfen lassen, ob die gewünschte Rad-
wegeverbindung Bestandteil des touristischen Rad-
routennetzes ist und eine entsprechende Förder-
möglichkeit besteht. Ein entsprechender Förderan-
trag wäre dann über die Thüringer Aufbaubank ein-
zureichen. Besteht der Bedarf in einer überwiegen-
den Nutzung durch den Alltagsradverkehr, kann ei-
ne Förderung des Radwegs im Rahmen der Richtli-
nie des Freistaats Thüringen zur Förderung des
kommunalen Straßenbaus geprüft werden. Ein För-
derantrag wäre hierbei an das Straßenbauamt Mit-
telthüringen zu richten.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Ministerin. Ein kleiner Hinweis in
eigener Sache, Frau Ministerin. Der Fragesteller
hat die Fragen schon einmal gestellt. Zur Arbeitser-
leichterung müssen wir die bei der Beantwortung
nicht noch einmal wiederholen.

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Das werde ich das nächste Mal berücksichtigen.

Vizepräsident Höhn:

Einfach aus Zeitgründen. – Es gibt keine Nachfra-
gen, wie ich sehe. Dann herzlichen Dank, Frau Mi-
nisterin. Wir kommen zur letzten Anfrage. Jetzt
muss es einen fliegenden Wechsel hier im Präsidi-
um geben. Der nächste Fragesteller ist Herr Abge-
ordneter Tischner. Seine Frage trägt die Drucksa-
chennummer 6/2585.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Umstrukturierung der Lehrerbildung für das Lehr-
amt an Grundschulen seit Februar 2016

Mit der Umstrukturierung der Lehrerbildung für das
Lehramt an Grundschulen an der Universität Erfurt
und der Einführung eines komplexen Schulprakti-
kums wird es bei Anrechnung dieser Praktika nach
§ 25 Abs. 1 Satz 2 Thüringer Lehrerbildungsgesetz
künftig zu einer Verkürzung des Vorbereitungs-
dienstes für das Lehramt an Grundschulen von 18
auf zwölf Monate kommen. Die Thüringer Landes-
regierung kündigte in der Antwort auf meine Mündli-
che Anfrage, Drucksache 6/1321, an, dass ein
zwölfmonatiger Vorbereitungsdienst aus didakti-
schen und methodischen Gründen zu kurz sei. In
diesem Zusammenhang führte Frau Staatssekretä-
rin Ohler unter anderem aus: „… Bis zur Änderung
des Thüringer Lehrerbildungsgesetzes kann auf
dieser Grundlage für jeden einzelnen Lehramtsan-
wärter der Vorbereitungsdienst für das Lehramt an
Grundschulen verlängert werden, wenn er oder sie
dieses wünscht.“ Außerdem sieht die Thüringer

Verordnung über die Ausbildung und Zweite Staats-
prüfung für die Lehrämter auf Antrag die Möglich-
keit der Ausbildung in einem zweiten Fach vor. Mit
der Novellierung der Verordnung fiel jedoch die da-
für notwendige mündliche Prüfung weg.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Lehramtsanwärter haben jeweils in den
einzelnen für das Lehramt an Grundschulen zu-
ständigen Studienseminaren einen zwölfmonatigen
bzw. 18-monatigen Vorbereitungsdienst zum Halb-
jahr bzw. zu Schuljahresbeginn aufgenommen?

2. Wie viele Anträge auf 18-monatigen Vorberei-
tungsdienst sind bisher, bezogen auf die einzelnen
Studienseminare, eingegangen und wie wurden
diese entschieden?

3. Was sind „besondere Umstände“ nach § 16
Abs. 3 der Thüringer Verordnung über die Ausbil-
dung und Zweite Staatsprüfung für die Lehrämter,
die eine Verlängerung des Vorbereitungsdienstes
auf 18 Monate ermöglichen?

4. Sind die Zeugnisse mit Prüfungsnachweis und
die ohne abgelegte mündliche Prüfung, bezogen
auf das 4. Fach, gleichwertig und wenn ja, gilt die
Lehrbefähigung im 4. Fach im Fall der nicht abge-
legten mündlichen Prüfung dann auch bundesweit
oder ausschließlich nur in Thüringen?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Frau Staatsse-
kretärin Ohler.

Ohler, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Tischner beantworte ich namens
der Landesregierung wie folgt:

Bevor ich zur Beantwortung der einzelnen Fragen
komme, gestatten Sie mir noch eine Vorbemerkung
zu der Ausbildungsverordnung, die den Fragestel-
lungen zugrunde liegt.

Die aktuell gültige Thüringer Verordnung über die
Ausbildung und Zweite Staatsprüfung für die
Lehrämter – gestatten Sie mir einmal die Abkür-
zung zu nennen –, die ThürAZStPLVO, vom
26. April 2016, veröffentlicht im GVBl. Seite 180, ist
am 27. Mai 2016 in Kraft getreten. Sie bildet damit
die Grundlage für den Vorbereitungsdienst, der im
August 2016 begonnen hat. Für den im Februar
2016 begonnenen Vorbereitungsdienst gilt noch die
Vorgängerregelung. Die Änderung der Verordnung
ist eine Folge der in der KMK beschlossenen Maß-
nahme zur Erhöhung der Mobilität von Lehrkräften
und Lehramtsanwärtern, die unter anderem eine
Vereinheitlichung der Zulassungsvorschriften zum
Vorbereitungsdienst beinhalteten. Nach der aktuell
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gültigen Thüringer Verordnung über die Ausbildung
und Zweite Staatsprüfung für die Lehrämter erfolgt
die Ausbildung im Lehramt an Grundschulen in drei
statt bisher in vier Fächern, was auch einen zwölf-
monatigen Vorbereitungsdienst realistisch macht.
Jetzt zu den einzelnen Fragen.

Zu Frage 1: Zum Einstellungstermin Februar 2016
wurden für das Lehramt an Grundschulen
110 Lehramtsanwärterinnen und -anwärter ein-
gestellt. Davon fünf für einen 18-monatigen und
105 für einen zwölfmonatigen Vorbereitungsdienst.
Zum Einstellungstermin August 2016 wurden für
das Lehramt an Grundschulen 32 Lehramtsanwär-
terinnen und -anwärter eingestellt. Davon sie-
ben Lehramtsanwärterinnen und -anwärter für
einen 18-monatigen und 25 für einen zwölfmonati-
gen Vorbereitungsdienst.

Zu Frage 2: Für den Einstellungstermin Febru-
ar 2016 stellt sich die Situation an den Studiense-
minaren wie folgt dar: Im Staatlichen Studiensemi-
nar für das Lehramt an Grundschulen in Gera wur-
den 42 Anträge auf Verlängerung des Vorberei-
tungsdiensts gestellt. Im Staatlichen Studiensemi-
nar in Erfurt wurden ebenfalls 42 Anträge auf Ver-
längerung des Vorbereitungsdiensts gestellt und im
Seminarschulverbund in der Region Nordthüringen
waren es elf Verlängerungsanträge. Alle 95 Anträge
auf Verlängerung des Vorbereitungsdiensts wurden
vom TMBJS genehmigt. Zum Einstellungstermin
August 2016 wurden bis jetzt drei Anträge auf Ver-
längerung des Vorbereitungsdiensts, davon zwei in
Gera und einer im Seminarschulverbund in Nord-
thüringen, gestellt. Die zwei in Gera gestellten An-
träge wurden zunächst abgelehnt. Dies wird jedoch
im Haus noch einmal überprüft.

Zu Frage 3: Nach § 16 Abs. 3 der Thüringer Ver-
ordnung über die Ausbildung und Zweite Staatsprü-
fung für die Lehrämter vom 26. April 2016 kann der
Vorbereitungsdienst um bis zu sechs Monate ver-
längert werden. Neben Krankheit, Mutterschutzzei-
ten, Elternzeit oder Erholungsurlaub können auch
sogenannte besondere Umstände Gründe für eine
Verlängerung des Vorbereitungsdiensts sein. Eine
Verlängerung des Vorbereitungsdiensts wegen be-
sonderer Umstände ist auf Antrag des Seminarlei-
ters oder des Lehramtsanwärters/der Lehramtsan-
wärterin sowie von Amts wegen nach pflichtge-
mäßem Ermessen nach Anhörung des Seminarlei-
ters/der Seminarleiterin und des Schulamts durch
das Ministerium möglich. Besondere Umstände lie-
gen demnach vor, wenn der Prüfungs- und Ausbil-
dungsverlauf des Lehramtsanwärters oder der
Lehramtsanwärterin in zeitlicher Hinsicht etwa
durch Unterbrechungen in atypischer Weise, also
nicht durch Krankheit, Mutterschutzzeiten, Eltern-
zeit oder Erholungsurlaub, abweicht. Möglich wäre
eine Verlängerung aufgrund besonderer Umstände
auch, wenn ein regelhafter Ausbildungs- und Prü-
fungsverlauf im Hinblick auf die Chancengleichheit

nicht mehr gewährleistet werden kann. Bei solchen
Anträgen muss immer eine Einzelfallprüfung statt-
finden, da es keinen detaillierten Katalog mit beson-
deren Umständen gibt. Bei den Lehramtsanwärte-
rinnen und -anwärtern für das Lehramt an Grund-
schulen, die im Februar 2016 ihren Vorbereitungs-
dienst nach der damals noch geltenden Thüringer
Verordnung über die Ausbildung und Zweite Staats-
prüfung für die Lehrämter aufgenommen haben und
einschließlich Zweiter Staatsprüfung aus Vertrau-
ensschutzgründen auch beenden, wurde auf Antrag
eine Verlängerung des Vorbereitungsdiensts in der
Regel um sechs Monate von zwölf auf 18 Monate
aus diesem Grund – besondere Umstände – vorge-
nommen. Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst
für das Lehramt an Grundschulen nach der bisheri-
gen Verordnung erfolgte obligatorisch in vier Fä-
chern und erfordert in der Regel einen Vorberei-
tungsdienst von 18 Monaten. Hinzu kommt für die-
se Lehramtsanwärter, dass im Rahmen der Zweiten
Staatsprüfung in einem Zeitraum von sechs Wo-
chen eine Hausarbeit anzufertigen ist. Lehramtsan-
wärter für das Lehramt an Grundschulen, die nach
Inkrafttreten der neuen Verordnung im August 2016
die Ausbildung begonnen haben, werden in drei Fä-
chern ausgebildet und die Hausarbeit entfällt auch.
Die besonderen Umstände für eine Verlängerung,
die bei den Lehramtsanwärterinnen und -anwärtern,
die im Februar 2016 ihren Vorbereitungsdienst be-
gonnen haben, noch vorlagen, liegen somit bei den
Lehramtsanwärterinnen und -anwärtern, die im Au-
gust 2016 begonnen haben, nicht vor.

Zu Frage 4: Auch hier sei eine Vorbemerkung ge-
stattet: Mit der Novellierung der Thüringer Verord-
nung über die Ausbildung und Zweite Staatsprü-
fung für die Lehrämter vom 26. April 2016 ist die
mündliche Prüfung bei einer genehmigten Ausbil-
dung in einem weiteren Fach nicht weggefallen.
Zwar erfolgt die Ausbildung obligatorisch in drei Fä-
chern, ein weiteres Fach kann aber auf Antrag des
Lehramtsanwärters vom TMBJS genehmigt wer-
den. Ist dies der Fall, dann muss der Lehramtsan-
wärter oder die -anwärterin im Rahmen der Zweiten
Staatsprüfung eine mündliche Prüfung in diesem
weiteren Fach ablegen, die auch in das Ergebnis
der Zweiten Staatsprüfung eingeht.

Nun zur Antwort auf die Frage: Lehramtsanwärte-
rinnen oder -anwärter bzw. Lehrerinnen und Lehrer
mit Zweiter Staatsprüfung für das Lehramt an
Grundschulen, die eine Erweiterungsprüfung oder
einen gleichwertig anerkannten Abschluss in einem
weiteren Fach nachweisen, verfügen in Thüringen
über die Lehrbefähigung in diesem Fach, ohne
dass es dazu einer genehmigten Ausbildung in ei-
nem weiteren Fach im Vorbereitungsdienst oder ei-
ner mündlichen Prüfung im Rahmen der Zweiten
Staatsprüfung für ein Lehramt bedarf. Vergleichba-
re landesrechtliche Regelungen gibt es beispiels-
weise in Nordrhein-Westfalen. Vereinbarungen der
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Kultusministerkonferenz über die wechselseitige
Anerkennung von Erweiterungsprüfungen oder
gleichwertig anerkannten Prüfungen gibt es derzeit
nicht. In der Kommission Lehrerbildung der KMK
soll deshalb diese Thematik behandelt werden.
Weitergehende Aussagen sind zum gegenwärtigen
Zeitpunkt nicht möglich. Die wechselseitige Aner-
kennung von Lehramtsprüfungen und Lehramtsbe-
fähigungen und damit auch des Masterabschlusses
für das Lehramt an Grundschulen der Universität
Erfurt mit vier Fächern ist nach Maßgabe der Be-
schlüsse der Kultusministerkonferenz aber bundes-
weit gewährleistet.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Gibt es den
Wunsch einer Nachfrage? Herr Tischner, bitte
schön.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Ja, vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Eine erste
Nachfrage: Ministerin Klaubert und Sie haben in der
Vergangenheit mehrfach erklärt, dass die zwölf Mo-
nate zu kurz sind, dass 18 Monate bei den Grund-
schullehrämtern wichtig und notwendig wären – der
Ansicht können wir völlig folgen –, und Sie haben
immer davon gesprochen, dass es im Rahmen der
Überarbeitung des Thüringer Lehrerbildungsge-
setzes eine Anpassung geben soll. Wann wird die-
se Anpassung erfolgen?

Ohler, Staatssekretärin:

Das kann ich Ihnen jetzt nicht genau auf den Monat
und Tag sagen. Wir sind an der Erarbeitung.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Dieses
Jahr oder nächstes?)

Sie wissen ja, wie die parlamentarischen Vorgänge
so sind. Das kann sich schon noch ins nächste Jahr
hineinziehen.

Vizepräsident Höhn:

Eine weitere Nachfrage.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Dann noch eine Nachfrage, die können Sie gege-
benenfalls auch nachreichen: Sie haben so einen
Satz gesagt, dass im Februar 110 Referendare für
das Lehramt angefangen haben und im Sommer
nur 32. Was sind die Gründe dafür, dass das so
massiv eingebrochen ist?

Ohler, Staatssekretärin:

Das müsste ich nachreichen.

Vizepräsident Höhn:

Gut, das ist damit vereinbart und ich bedanke mich,
Frau Staatssekretärin. Wir haben damit alle einge-
reichten Fragen abgearbeitet und ich schließe den
Tagesordnungspunkt 29, Fragestunde.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 12

Stärkung des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes in Thürin-
gen
Antrag der Fraktion der CDU
hier: Nummer II
- Drucksache 6/988 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Soziales,
Arbeit und Gesundheit
- Drucksache 6/2259 -

dazu: Alternativantrag der Frak-
tionen DIE LINKE, der
SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
- Drucksache 6/2307 -

Zunächst erteile ich Frau Abgeordneter Jung aus
dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesund-
heit das Wort zur Berichterstattung.

Abgeordnete Jung, DIE LINKE:

Herzlichen Dank, Herr Präsident. Meine Damen
und Herren Abgeordneten, es ist jetzt fast ein Jahr
her, dass die CDU-Fraktion den Antrag mit der
Drucksachennummer 6/988 hier in den Thüringer
Landtag eingebracht hat; er wurde in der Plenarsit-
zung am 11.09.2015 beraten. Es gab einen Bericht
der Ministerin, die Abgeordneten beschlossen die
Fortberatung des Berichts im Ausschuss für Sozia-
les, Arbeit und Gesundheit und der Überweisung
der Nummer II des Antrags wurde zugestimmt. In
insgesamt fünf Sitzungen hat der Ausschuss für
Soziales, Arbeit und Gesundheit den Antrag bera-
ten, am 24.09.2015 in öffentlicher Sitzung die Fort-
beratung des Berichts und in nicht öffentlicher Sit-
zung hat er eine mündliche Anhörung beschlossen.
Dazu gab es einen umfangreichen Fragenkatalog
der Fraktionen, es wurden insgesamt zehn Stel-
lungnahmen der Anzuhörenden ausgewertet. Dazu
gab es eine umfangreiche Synopse der Landtags-
verwaltung. Der Ausschuss hat sich dafür auch
sehr herzlich bei der Landtagsverwaltung bedankt.
In einer der weiteren Beratungen gab es eine um-
fangreiche Diskussion. Es ging vor allem um zwei
Punkte, die diskutiert wurden – wie man die Quali-
tätssicherung im Öffentlichen Gesundheitsdienst
weiter qualifizieren kann und wie sie erreicht wer-
den kann und es ging um die Frage, wie erreicht
werden kann, dass die Ärzte im Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst entsprechend anderen Ärzten ver-
gütet werden können. Der Ausschuss hat in seiner
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Beratung am 9. Juni beschlossen, zu empfehlen,
dass der Antrag der CDU-Fraktion abgelehnt wird.
Das ist die Beschlussempfehlung für die heutige
Beratung.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Gibt es den
Wunsch aus den Fraktionen Die Linke, SPD oder
Bündnis 90/Die Grünen auf Begründung zum Alter-
nativantrag? Das kann ich nicht erkennen. Dann er-
öffne ich die Aussprache und erteile Abgeordnetem
Zippel, CDU-Fraktion, das Wort.

Abgeordneter Zippel, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, der ÖGD-Antrag verfolgt uns
jetzt schon eine ganze Weile und ich bin froh, dass
wir es schaffen, ihn heute im Plenum zu beraten. Er
ist ja schon ein paar Mal nach hinten gewandert.
Ich denke, es wird Zeit, dass wir heute mal zu ei-
nem guten Ende kommen.

Das Thema „ÖGD“ ist weiterhin ganz aktuell. Es hat
sich nichts geändert. Es ist eher so, dass die Pro-
blemlagen, die wir in den Debatten davor schon
aufgezeigt haben, nicht weniger geworden sind,
dass die Themen wie Globalisierung und grenz-
überschreitender Warenverkehr, Produktsicherheit
und anderes immer noch aktuell sind und den ÖGD
fordern. Auch Infektionskrankheiten durch Reisen,
die dadurch schneller verbreitet werden, auch das
Thema ist weiterhin präsent, wie wir das in weiteren
Debatten zuvor auch schon kundgetan haben.

Ich will an der Stelle auch noch mal auf weitere Din-
ge hinweisen, die den ÖGD aktuell ganz besonders
fordern. Das ist zum einen auch das Thema „Klima-
wandel“, neue Gesundheitsgefahren, die auch in
unseren Regionen zum Tragen kommen, neue
Mückenarten, Hitzewellen und anderes. Auch das
Thema der Migration spielt hier eine Rolle. Die Mi-
granten benötigen besondere gesundheitliche Hilfe.
Auch da greift der ÖGD. Nicht zuletzt auch beim
Thema „Heimaufsicht“ spielt der Öffentliche Ge-
sundheitsdienst eine große und tragende Rolle,
wenn es um die Qualitätssicherung innerhalb der
stationären Pflege geht. Der Ausgleich von Defizi-
ten der ambulanten Versorgung ist ebenso in Re-
gionen mit stark sinkender Bevölkerungszahl Auf-
gabe des Gesundheitsdiensts.

Dann kommen wir eben zu der Problemlage, dass
wir aktuell in den Gesundheitsämtern in Thüringer
Landkreisen und kreisfreien Städten 77 Arzt- und
21 Zahnarztstellen haben. Das ist Stand Juli 2015
und – wie wir alle wissen und wie es in den Debat-
ten auch deutlich wurde – zu wenig. In den nächs-
ten zehn Jahren gehen nach den Prognosen des

Sozialministeriums mindestens 31 in Vollzeit be-
schäftige Mediziner im Öffentlichen Gesundheits-
dienst in den Ruhestand. Die aktuelle Situation in
den Thüringer Gesundheitsämtern ist schon etwas
bedenklich. Derzeit haben wir nur noch 14 Fachärz-
te für den Öffentlichen Gesundheitsdienst und le-
diglich drei Ärzte streben momentan den Facharzt
für den Öffentlichen Gesundheitsdienst an. Wenn
es aktuellere Zahlen gibt, lasse ich mich da gern
korrigieren. Das war der letzte Informationsstand,
den wir hatten.

Auch ein Problem, das wir haben, ist der Flaschen-
hals in der Ausbildung bei den Fachärzten für den
Öffentlichen Gesundheitsdienst. So haben nur fünf
Ärzte insgesamt die Befugnis, Ärzte für dieses
Fachgebiet weiterzubilden – Quelle: die Landesärz-
tekammer. Die Pflichtaufgaben im Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst im Bereich des Infektionsschutzes
sind kaum noch abzudecken, wie man vielerorts
hört. Die Ausweitung der Meldepflichten für be-
stimmte Krankheitserreger mit Resistenzen stellt
den Öffentlichen Gesundheitsdienst vor weitere He-
rausforderungen. An der Stelle will ich auch noch
mal die Anhörung loben, die wir im Ausschuss hat-
ten, eine sehr gute und erfolgreiche Anhörung. Ich
denke, da sind wir fraktionsübergreifend einig, dass
da viele wichtige Erkenntnisse herausgekommen
sind. Wir als Fraktion haben da auch einiges mitge-
nommen und ich denke, wir können hier auch allen,
die zugearbeitet haben, noch mal einen separaten
und großen Dank aussprechen. Als wesentliche Er-
gebnisse der Anhörung nehmen wir als CDU-Frak-
tion vor allen Dingen mit, dass das größte Problem
aktuell für die personelle Besetzung im Öffentlichen
Gesundheitsdienst schlichtweg die Bezahlung ist.
Das Monatseinkommen von Ärzten im öffentlichen
Gesundheitsdienst liegt unter dem von Klinikärzten.
Das mag auf einem bestimmten Niveau für viele
nicht die Problemlage sein. Wir haben aber da-
durch einfach die Probleme, eben diese Stellen zu
besetzen, wenn wir von Gehaltsunterschieden von
bis zu 1.000 Euro monatlich sprechen. 1.000 Euro
monatlich ist eine Diskrepanz, die einen jungen Me-
diziner schon entscheiden lässt, nicht in den Öffent-
lichen Gesundheitsdienst zu gehen, sondern in eine
Klinik.

Als zweites Problem wurde uns in der Anhörung
auch kundgetan, dass das Thema des mangelnden
Ansehens eine große Rolle spielt. Es ist ein Fakt,
dass junge Ärzte sagen: Wenn ich schon Medizin
studiert habe und diesen angesehenen Berufsstand
ausüben möchte, dann nicht als graue Maus im Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst, sondern an der Front
der Wissenschaft, an der Front des medizinischen
Fortschritts in Kliniken oder vielleicht auch als nie-
dergelassener Arzt mit dem entsprechenden Anse-
hen als Hausarzt oder als Arzt im ländlichen Raum.

Als dritter Punkt wurde uns dargestellt, dass die be-
schränkten Entwicklungsmöglichkeiten im Öffentli-
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chen Gesundheitsdienst der Nachwuchsgewinnung
sehr abträglich sind.

Was sind nun unsere Forderungen in unserem An-
trag? Ich will sie noch mal kurz darlegen. Wir for-
dern, dass mehr junge Mediziner für den Öffentli-
chen Gesundheitsdienst begeistert werden. Insbe-
sondere ist nach unserer Einschätzung ein frühzei-
tiger Kontakt mit den Gesundheitsämtern für die
Medizinstudenten von großer Bedeutung. So soll-
ten die Gesundheitsämter als anerkannte Stellen
zur Ableistung eines Tertials des praktischen Jahrs
im Rahmen der Arztausbildung etabliert werden.

Und wir fordern, dass in Kooperation mit dem Uni-
versitätsklinikum Jena zu prüfen ist, welche Mög-
lichkeit einer Facharztausbildung für den Öffentli-
chen Gesundheitsdienst in Thüringen eben am UKJ
möglich ist.

Weiterhin ist unsere Forderung, weitere Möglichkei-
ten zu eruieren, Ärzte in den Öffentlichen Gesund-
heitsdienst zu bringen, auch über Mediziner in der
Ausbildung hinaus. Und wir sollten einmal genau
prüfen, inwieweit die Landesmittel für den Öffentli-
chen Gesundheitsdienst dem tatsächlichen Bedarf
entsprechen und dass diese angepasst werden. Al-
so keine Zahl einfach nur in den Raum hinaus ge-
sprochen, sondern uns ist wichtig, dass vorher ge-
nau geprüft wird und wir mal schauen, wie sieht der
tatsächliche Bedarf aus.

Wir haben einen Alternativantrag der Regierungs-
koalition vorliegen, den wir zumindest in der Hin-
sicht begrüßen, dass das zeigt, dass die Regie-
rungsfraktionen die Wichtigkeit des Themas er-
kannt haben. Ich komme nicht umhin zu betonen,
dass unser Antrag natürlich der erste Antrag war
und dann die regierungstragenden Fraktionen
einen nachgereicht haben. Das ist natürlich ihr gu-
tes Recht, aber wir sind gewissermaßen stolz da-
rauf, dass wir die Thematik erst mal aufs Podium
gehoben haben.

Nun soll nach dem Antrag der regierungstragenden
Fraktionen gleich ein Thüringer Gesetz über den
Öffentlichen Gesundheitsdienst kommen. Das ist
natürlich – ich will nicht das Wort „Aktionismus“ in
den Mund nehmen –, aber es wirkt doch schon
sehr engagiert. Plötzlich wird hier gleich noch Grö-
ßeres gefordert und man muss noch etwas drauf-
satteln. Ich bin gespannt, wie diese Geschichte
ausgeht. Auf jeden Fall sehen wir hier die große
Begeisterung der regierungstragenden Fraktionen,
ausgelöst durch unseren Antrag. Darauf können wir
schon etwas stolz sein.

(Beifall CDU, SPD)

Die Forderungen von Rot-Rot-Grün offenbaren
aber auch eine gewisse Hilflosigkeit. Ich befürchte,
jetzt kriege ich keinen Applaus mehr. Der Satz: „[…]
die Tarifvertragsparteien bitten, eine Tariferhöhung
für Ärztinnen und Ärzte im öffentlichen Gesund-

heitsdienst zur Angleichung an die Tarife der Ärztin-
nen und Ärzte in kommunalen Krankenhäusern zu
erreichen“ wirkt schon etwas – wie soll ich sagen –
hilflos.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Tarifautonomie!)

Genau, das Thema der Tarifautonomie ist eben hier
der Punkt, deswegen können Sie natürlich an der
Stelle schreiben und bitten, dass Sie das machen
wollen, aber aufgrund der Tarifautonomie – das ha-
be ich mir extra hingeschrieben – werden Sie da an
Probleme stoßen. Das ist ein zahnloser Tiger, den
Sie da machen. Ich wünsche Ihnen ja viel Erfolg
beim Bitten, aber leider sehe ich da begrenzte Mög-
lichkeiten.

(Zwischenruf Werner, Ministerin für Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:
Ich habe da offene Ohren!)

Wenn Sie die offenen Ohren finden, auf jeden Fall,
dann wäre ich hellauf begeistert. Ich habe da nur so
ein bisschen meine Sorgen.

Wie gesagt, wir werden Sie unterstützen, wenn Sie
produktive Gespräche führen wollen. Wir sind an-
derer Überzeugung. Wir denken, ein anderer Weg
ist ein besserer. Das können Sie unserem Antrag
entnehmen, zumal uns auch noch die Fantasie
fehlt, wo das Geld für diese finanziellen Forderun-
gen herkommen soll.

Für Zulagenzahlungen ist natürlich Geld im Haus-
halt eingestellt, aber da kommen noch verschiede-
ne Fragen auf: Was ist zum Beispiel mit der Unter-
stützung der Gebietskörperschaften bei den prä-
ventiven Angeboten bei Ihrem Punkt 10? Was ist
mit dem Thema „Fortbildung“? Was sind Konse-
quenzen des neuen ÖGD-Gesetzes, was haben wir
da für finanzielle Auswirkungen zu erwarten? Das
ist alles noch nicht geklärt. Frau Ministerin, viel-
leicht können Sie da für Klärung sorgen. Ich freue
mich auf Ihren Redebeitrag.

Letztlich lässt sich zusammenfassen, dass die Re-
gierungsfraktionen unseren Antrag mit Wortgirlan-
den ausgeschmückt haben. Die Zielsetzung scheint
mir kaum eine andere zu sein, aber Sie haben noch
ein paar schöne Formulierungen dazu gebracht.
Das ist wiederum Ihr gutes Recht. Aber nur pro for-
ma und ohne finanzielle Unterfütterung finde ich
doch unseren Antrag den etwas besseren. Ich wer-
be hier um Zustimmung für den originalen Antrag
und nicht für das Plagiat. Ich werbe für den Antrag
der CDU-Fraktion. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächster erteile ich Frau Abgeordneter Pfeffer-
lein, Bündnis 90/Die Grünen, das Wort.
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Abgeordnete Pfefferlein, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, sehr geehrte Gäste! Lieber
Herr Zippel, ich fand es ein bisschen befremdlich,
dass man die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Öffentlichen Gesundheitsamts als „graue Mäuse“
bezeichnet.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Also für uns Grüne ist der Öffentliche Gesundheits-
dienst, die sogenannte dritte Säule, eine immens
wichtige Säule des Gesundheitswesens. Diese
Säule wurde und wird zunehmend durch das vielfäl-
tige und sehr anspruchsvolle Aufgabenspektrum
beansprucht. Diese vorrangigen Aufgaben des
ÖGD liegen im Bereich der Bevölkerungsmedizin,
der Prävention und der Gesundheitsförderung. Und
diese Säule erfuhr auch, aber nicht nur, durch die
Aufgabe der Betreuung von mehr Flüchtlingen in
den Gemeinden und Städten eine Aufgabenerwei-
terung. Der Öffentliche Gesundheitsdienst als wich-
tige Säule des Gesundheitswesens stellt vor allen
Dingen durch seine Aufgaben in der Prävention und
Gesundheitsförderung eine direkte Brückenfunktion
zur Bevölkerung dar, die sonst nur schwer erreicht
werden kann. Die Gesundheitsämter sind die An-
sprechpartner für Bürgerinnen und Bürger, aber
auch die Schnittstelle zwischen den verschiedenen
Akteuren vor Ort. Der ÖGD hat sich über die Jahr-
zehnte zu einem wichtigen Moderator in der Ge-
sundheitsversorgung der Bevölkerung entwickelt. In
den letzten Jahren wurden die Aufgaben des ÖGD
zunehmend im Bereich des Umwelt- und Verbrau-
cherschutzes und durch die fortschreitende Ge-
sundheits- und Sozialgesetzgebung geprägt.
Dementsprechend erfuhr dieser zunehmend eine
inhaltliche Neuorientierung zu einem aufsuchenden
Gesundheitsservice, um alle Zielgruppen, insbe-
sondere auch soziale Randgruppen, zu erreichen.
Folgende Schwerpunkte sind hier besonders her-
vorzuheben, einige wurden auch schon genannt:
die Gesundheitsplanung, die Gesundheitsberichter-
stattung, gesundheitlicher Umweltschutz, Seuchen-
hygiene, Sozialmedizin, kinder- und jugendzahn-
ärztlicher Dienst – um nur einige zu benennen. Ge-
rade diese Kompetenz aus vielen Disziplinen in den
Gesundheitsämtern in Thüringen muss aus Sicht
der Grünen mehr genutzt und in die Entscheidungs-
prozesse gerade im Bereich Gesundheitsplanung
um Prävention in den Kommunen mit einbezogen
werden. Dafür wollen wir Mittel vom Land bereitstel-
len. Wir wollen die Mittel vor allem bereitstellen, da-
mit genügend adäquates Personal eingestellt wer-
den kann.

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss – das wur-
de eben von Herrn Zippel auch schon gesagt – hat
am 14. April dieses Jahres eine umfangreiche An-

hörung durchgeführt. In dieser Anhörung wurde be-
sonders deutlich, wie schwer es ist, geeignetes
Personal für diese vielfältigen Bereiche zu finden.
Auch hier hat die rot-rot-grüne Koalition heute einen
umfangreichen Änderungsantrag vorgelegt, der ver-
sucht, den aktuellen Bedürfnissen in Thüringen
Rechnung zu tragen.

Das Ziel der Koalition ist, den Öffentlichen Gesund-
heitsdienst, also die dritte Säule des Gesundheits-
wesens, grundsätzlich zu stärken und weiterzuent-
wickeln. Dazu gehört für uns natürlich die Wert-
schätzung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
sowohl durch fachliche Anerkennung als auch bei
grundsätzlichen kommunalen Verwaltungsprozes-
sen um Fragen in der Gesundheitsvorsorge einzu-
binden sind. Um die Qualitätssicherung und Quali-
tätsentwicklung beim Öffentlichen Gesundheits-
dienst inklusive einer Anpassung an die bestehen-
den Herausforderungen zu gewährleisten, ist es
notwendig, den ÖGD einer Bestandsanalyse und
einer Analyse der Aufgabenerfüllung sowie des
Aufgabenumfangs zu unterziehen. Damit die grund-
sätzliche Attraktivität der Arztstellen gewährleistet
werden kann, sollen verschiedene Maßnahmen zur
Tarifangleichung, die Vereinfachung möglicher Zu-
lagen und neue Modelle der Anstellung für Thürin-
gen geprüft werden. Es ist wichtig, dass schon im
Medizinstudium die Verbesserung des Images und
der Bekanntheitsgrad des Öffentlichen Gesund-
heitsdiensts vorangebracht werden. Dabei sollen
fachliche Inhalte schon früh im Studium integriert
werden. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Öffentlichen Gesundheitsdiensts sollen von Fort-
und Weiterbildungsmöglichkeiten profitieren. Die
Zugänge zu Fort- und Weiterbildung sollen gemein-
sam mit den Gebietskörperschaften attraktiver ge-
staltet werden. Mittelfristiges Ziel muss nach der
grundsätzlichen Bestandsanalyse und der Analyse
der Aufgabenerfüllung des Öffentlichen Gesund-
heitsdiensts die Modernisierung der gesetzlichen
Grundlagen durch die Schaffung eines Thüringer
Gesetzes über den Öffentlichen Gesundheitsdienst
sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zentrales Ziel des Landesgesundheitsgesetzes
könnte es sein, die kommunale Ebene besser in die
Diskussion über medizinische Versorgungsfragen
und Fragen der Prävention und Gesundheitsförde-
rung einzubinden. Zumindest wäre das unser
Wunsch.

Sie lesen in diesem Antrag auch viele Prüfaufträge
und natürlich zeitnahe Berichterstattung hier im Ple-
num. Damit wird klar, wie wichtig unserer Koalition
dieses Thema ist.

Zum Ende meiner Rede möchte ich noch etwas zu
den zukünftigen Herausforderungen im Öffentlichen
Gesundheitsdienst in Thüringen sagen. Zu nennen
ist hier: erstens die problematische Abdeckung der
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Krisenintervention bei psychisch Kranken, zweitens
die Stärkung der Qualitätssicherung im Interesse
der Patientinnen und Patienten und drittens ein ver-
nünftiges Gesundheitsmanagement für Menschen
mit und ohne Migrationshintergrund zu entwickeln.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir Grünen set-
zen uns seit Jahren dafür ein, dass der ÖGD an
Bedeutung gewinnt. Denn wir sagen: Nur mit einem
starken und reformierten ÖGD kann die Gesund-
heitsversorgung in den Kommunen und Landkrei-
sen sichergestellt werden. Diese Stärkung kann
aus unserer Sicht nur durch eine adäquate ärztliche
Personalausstattung, die Aufwertung des Fachs
„Öffentliches Gesundheitswesen“ in der medizini-
schen Ausbildung und eine angemessene Bezah-
lung aller im ÖGD tätigen Ärztinnen und Ärzte erfol-
gen.

Wir bitten, den Antrag unserer Koalition zu unter-
stützen und Sie, Herr Zippel, Sie hatten die Mög-
lichkeit, unseren Antrag mit zu unterstützen, dann
hätten wir hier heute einen gemeinsamen Antrag
eingereicht, so ist es.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Sie hatten
die gleiche Möglichkeit in unserem Antrag!)

Ich bitte um Unterstützung für unseren Antrag.
Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Als Nächster ertei-
le ich Frau Abgeordneter Herold, Fraktion der AfD,
das Wort.

Abgeordnete Herold, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, liebe Zuschauer auf der
Tribüne, im Internet, die Stärkung des Öffentlichen
Gesundheitsdiensts ist – wie so vieles im Landes-
politischen – eine Frage des Geldes. Der Öffentli-
che Gesundheitsdienst hat vordergründig Probleme
in der Entlohnung der darin Beschäftigten. Darin
sind sich alle einig. Der Deutsche Ärztetag hat die-
se Position bestätigt ebenso wie alle, die hier im
Thüringer Landtag an der Anhörung teilgenommen
haben. Der Verband der Ärzte im ÖGD spricht be-
zeichnenderweise von einer Chancenlosigkeit, die
aus der niedrigen Entlohnung hervorgeht. Die
schwindende personelle Ausstattung des Öffentli-
chen Gesundheitsdiensts hat inzwischen dazu ge-
führt, dass man nicht mehr von einer dritten Säule
des Gesundheitssystems sprechen kann. Das zei-
gen schon die reinen Zahlen, die in der Anhörung
genannt wurden: 2013 arbeiteten bundesweit
2.432 Ärzte in den Gesundheitsämtern. Das ist ein
sehr geringer Anteil an den mehr als 360.000 Ärz-

ten in Deutschland. Es handelt sich hier also nicht
mehr um eine Säule, sondern höchstens noch um
einen schon etwas angeknabberten und maroden
Fuß. In der Anhörung wurden ebenso die Fehlstel-
len benannt. Jede siebte Facharztstelle in den Ge-
sundheitsämtern ist länger als ein halbes Jahr un-
besetzt. In den kommenden Jahren wird sich die-
ses Problem verschärfen. Bis 2020 wird die Hälfte
der bisher tätigen Ärzte im ÖGD in den Ruhestand
gehen und jede zweite Stelle wird unbesetzt blei-
ben.

Sicher steht der ÖGD nicht derart in der medialen
Wahrnehmung wie zum Beispiel die vertragsärztli-
che Versorgung, die Folgen des finanziellen und
persönlichen Aderlasses sind nichtsdestotrotz deut-
lich zu spüren. Das lässt sich an einem der größten
Missstände des ÖGD und des Gesundheitssystems
verdeutlichen, und zwar an der mangelhaften Um-
setzung der Hygienevorgaben in medizinischen
Einrichtungen. Es ist unter anderem eine Aufgabe
des ÖGD, das Hygienemanagement in Arztpraxen
und Krankenhäusern und Dialysestationen zu über-
wachen. Die Ausbreitung der Keimbelastung und
die zunehmend hohe Zahl nosokomialer Infektionen
in diesen Einrichtungen zeigen aber, welche Pro-
bleme erwachsen, wenn die Gesundheitsämter per-
sonell unterbesetzt sind und ihrer Kontrollfunktion
nur unzureichend nachkommen können.

Eine durchgängige und wirksame Kontrolle des Hy-
gienemanagements der Krankenhäuser ist unter
den jetzigen Verhältnissen gar nicht möglich. So
verfügen die Gesundheitsämter nicht nur über zu
wenige Ärzte, um die Ausbreitungswege der Kran-
kenhausinfektionen nachzuzeichnen, zugleich zu
unterbinden. Nach dem Infektionsschutzgesetz ob-
liegt es den Gesundheitsämtern, die Kontrollen in
Krankenhäusern, in den Einrichtungen für ambulan-
tes Operieren, in Dialyseeinrichtungen und Tages-
kliniken zu gewährleisten. Schon an der bloßen An-
zahl dieser Einrichtungen müssen die wenigen Ärz-
te scheitern. Die Folgen sind unter anderem die
kontinuierliche Ausbreitung verschiedener Erreger;
daran ist es für alle sichtbar. Aus diesem Problem
erwächst ein weiteres, nämlich der sich immer wei-
ter ausbreitende Einsatz von Antibiotika, von Resis-
tenzen und der Einsatz teurer Reserveantibiotika.
Das zieht eine Kostensteigerung im Krankenversi-
cherungssektor nach sich, die auch von der Allge-
meinheit zu tragen ist. Gerade da sollten wir versu-
chen, präventiv tätig zu werden, da wir alle seit vie-
len Jahren unter der steigenden Beitragslast leiden
bzw. von unseren Wählern dazu angemahnt wer-
den, dieses Problem einmal anzugehen.

Der Personalmangel ist im Wesentlichen auf die
schlechtere Vergütung der Ärzte zurückzuführen.
Wenn Ärzte im ÖGD 10 bis 20 Prozent weniger ver-
dienen als ihre Kollegen in Krankenhäusern, dann
hat dieser Berufsweg einfach eine geringere Attrak-
tivität. Die Anhörung hat die Differenzen im Lohnge-
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füge dargelegt: Die Ärzte im ÖGD verdienen im
Vergleich zum Krankenhaus je nach Position und
Zugehörigkeit, Dienstzugehörigkeit, im Schnitt 250
Euro weniger. Vor allem zu Beginn der Laufbahn
macht es über 400 Euro aus – da überlegt sich je-
der Absolvent, welche Laufbahn er einschlägt, um
in Zukunft das Auskommen für sich und seine Fa-
milie zu sichern. Bei Fachärzten beträgt dieser
Lohnunterschied zwischen Klinikärzten und Öffentli-
chem Gesundheitsdienst dann bis zu maximal
1.500 Euro. Daraus schlussfolgern wir, dass es
überhaupt nicht verwunderlich ist, dass Personal-
mangel auftritt.

Die Lösungen wurden bereits aufgezeigt. Es könn-
ten zum Beispiel extra Vergütungen gezahlt wer-
den, mit denen sich die Attraktivität dieser Arbeits-
plätze steigern ließe, zum Beispiel die Arbeits-
marktzulage. Allerdings liegt hier der Ball im Feld
der Landesregierung, denn die Arbeitsmarktzulage,
die die Kommunen zahlen sollten, müsste als Mehr-
belastungsausgleich vom Land getragen werden.
Und wir wissen nun alle, wie speziell das Land Thü-
ringen die Kommunen knapp hält.

Mögen vor allem finanzielle Aspekte für die derzei-
tig schwierige finanzielle Situation ausschlagge-
bend sein, gibt es auch strukturelle Ansätze, um
das Problem zumindest ein wenig zu mildern: Das
Fach könnte aufgewertet werden, was hier schon
angesprochen wurde, mit der Ausbildungsinitiative.
Wir haben hier eine Universitätsklinik, die diesen
Gang verstärkt bewerben und anbieten könnte. Wir
könnten die Ausbildungsdauer verkürzen lassen
und das Aufgabengebiet der Ärzte im ÖGD neu
strukturieren. Dabei wäre auch eine Frage, zu er-
mitteln, ob man nicht einfach bestimmte Aufgaben
an vertragsärztliche oder stationäre Einrichtungen
ausgliedern könnte. Nicht allein die Vertragsärzte
entsprechen nicht mehr dem traditionellen Ärztebild
und fordern eine bessere Vereinbarkeit von Beruf
und Familie, das ist im öffentlichen Dienst genauso.
Hier sollte auch massiv verbessert werden und mei-
ner Auffassung nach eignen sich solche Stellen im
Öffentlichen Gesundheitsdienst hervorragend für
Teilzeit und Jobsharing, für familienfreundliche Ar-
beitszeiten. Aber dazu müssten die Kommunen in
die Lage versetzt werden, die Mehrkosten für diese
Stellenteilungen auch zu schultern. Auch da ist das
Land gefordert, die Kommunen großzügiger zu un-
terstützen. Doch all das sind eigentlich nur flankie-
rende Lösungen. Die ÖGD-Ärzte müssen mit den
Klinikärzten vergütungstechnisch gleichgestellt wer-
den. Die Landesregierung möge die Kommunen
stärken, denn nur finanzstarke Kommunen können
sich einen starken Öffentlichen Gesundheitsdienst
leisten. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächster erteile ich Frau Abgeordneter Pelke,
Fraktion der SPD, das Wort.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Sehr geehrter Herr Zippel, selbstverständ-
lich schätze ich Ihre Diskussion und Ihre Mitarbeit
und Unterstützung im Ausschuss mit Ihren Kollegen
und Kolleginnen – auch was das Thema „Öffentli-
cher Gesundheitsdienst“ angeht. Aber ich bitte ein-
fach auch noch einmal darum festzuhalten: Es ist
nicht das erste Mal, dass wir aufgrund Ihres An-
trags zum Thema „Öffentlicher Gesundheitsdienst“
hier im Thüringer Landtag diskutieren. Das hatten
wir schon an der einen oder anderen Stelle. Inso-
fern kann ich mich nur den Worten von Frau Pfef-
ferlein anschließen, dass wir nach wie vor sagen,
was die koalitionstragenden Fraktionen angeht,
dass der Öffentliche Gesundheitsdienst eine der
drei tragenden Säulen unseres Gesundheitswesens
ist – gar keine Frage – und dass die engagierten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der öffentlichen
Hand tagtäglich aktiven Gesundheitsschutz für un-
sere Bevölkerung und damit auch einen unverzicht-
baren öffentlichen Dienst zum gesundheitlichen
Wohlergehen der Menschen in Thüringen erbrin-
gen.

Dafür ist ihnen Danke zu sagen, aber danke allein
genügt nicht. Sie haben sehr deutlich auf die unter-
schiedliche Entlohnung hingewiesen und an diesem
Punkt müssen wir etwas ändern. Jetzt noch mal zu
Ihrem Antrag, weil Sie sagten, Ihr Antrag sei der
konkretere von beiden: Sie schreiben zum Beispiel
unter II. Punkt 2: „Die Landesregierung wird aufge-
fordert, Möglichkeiten zu eruieren, mehr Ärzte für
eine Tätigkeit im öffentlichen Gesundheitsdienst zu
gewinnen.“ Ja, aber wenn es so ist, dass sie
schlechter entlohnt werden, dann hat das auch et-
was mit der Finanzierung zu tun. Dann muss ich
sagen, da sind wir, die Fraktionen Die Linke, SPD
und Bündnis 90/Die Grünen, mit unserem Antrag
konkreter. Unter Punkt 2 bitten wir die Landesregie-
rung, „die Tarifvertragsparteien zu bitten, eine Tarif-
erhöhung für Ärztinnen und Ärzte im öffentlichen
Gesundheitsdienst (ÖGD) zur Angleichung an die
Tarife der Ärztinnen und Ärzte in kommunalen
Krankenhäusern zu erreichen.“ Natürlich gibt es die
von der Ministerin angesprochene Tarifautonomie.
Aber wir wollen ja auch in der Pflege beispielsweise
schauen, dass wir moderierend eingreifen können –
Kontakte suchen, Gespräche führen –, um damit
unterstützend im Interesse der Ärzte tätig zu wer-
den.

Wir wollen unter Punkt 3 weiterhin prüfen, ob die
Zahlung der Arbeitsmarktzulage für Ärztinnen und
Ärzte im Öffentlichen Gesundheitsdienst analog der
Fachärzte-ÖGD-Richtlinie generell genehmigt wer-
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den kann. Unter Punkt 4 wollen wir prüfen, ob die
Zahlung möglicher Zulagen zur Angleichung der
Einkommen im Öffentlichen Gesundheitsdienst an
die Einkommen der Ärztinnen und Ärzte in kommu-
nalen Kliniken aus Landesmitteln unterstützt wer-
den kann. Das Ganze endet dann in Punkt 13 in
unserem Antrag, dass wir bitten, dem Landtag bis
zum Ende des I. Quartals 2017 einen Zwischenbe-
richt zu den aktuellen Entwicklungen im Öffentli-
chen Gesundheitsdienst in Thüringen zu geben und
dabei natürlich insbesondere auf die vorhergehen-
den Punkte entsprechend einzugehen.

Ich finde, all das waren Themen in der Anhörung,
die Sie ja auch dankenswerterweise unterstützt ha-
ben und sich mit eingebracht haben, wo ganz deut-
lich gemacht worden ist, es geht um die Finanzie-
rung, es geht um eine Weiterentwicklung der Quali-
tät des Öffentlichen Gesundheitsdiensts durch Fort-
und Weiterbildung, es geht um personelle Leis-
tungsfähigkeit, Zukunftssicherung, was die Ärzte im
Öffentlichen Gesundheitsdienst angeht. Da brau-
chen wir eben auch zusätzlich Partner. Es geht wei-
terhin darum, den Öffentlichen Gesundheitsdienst
mit der kommunalen Sozialplanung zu verzahnen,
um nachhaltige, an den Bedürfnissen der Men-
schen vor Ort orientierte Angebote der gesundheitli-
chen Prävention zu schaffen. Darüber hinaus ist es
unser mittelfristiges Ziel – das hat Kollegin Pfeffer-
lein auch schon erwähnt –, nach einer grundsätzli-
chen Bestandsanalyse und Analyse der Aufgaben-
erfüllung sowie Aufgabenkritik des ÖGD die Moder-
nisierung der gesetzlichen Grundlagen durch
Schaffung eines Thüringer Gesetzes über den Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst nach vorn zu bringen.

Deswegen denke ich, dass es sinnvoll ist, unseren
Alternativantrag zu unterstützen, weil ich schon fin-
de, dass er mehr ins Detail geht und dass er kon-
kreter ist. Lassen Sie mich an dieser Stelle noch
mal sagen: Schade ist, dass wir den gemeinsamen
Antrag nicht hinbekommen haben, denn das läuft
dann eben nicht so, dass entweder wir drei Ihren
Antrag übernehmen oder Sie allein unseren ge-
meinsamen Antrag, sondern dass man hätte versu-
chen können, einen Kompromiss zu finden. Ich
glaube, wir sind da inhaltlich überhaupt nicht weit
auseinander. Ich schätze auch Ihre Arbeit im So-
zialausschuss sehr. Deswegen hätte ich mir ge-
wünscht, dass wir das gemeinsam hinbekommen
hätten. Das haben wir jetzt nicht und deswegen
können Sie vielleicht auch unserem etwas konkre-
ter formulierten Antrag Ihre Zustimmung erteilen.
Ich glaube, wir haben hier nicht das letzte Mal über
den ÖGD geredet und wir werden da auch gemein-
sam – denke ich – in die richtige Richtung arbeiten,
um dem Öffentlichen Gesundheitsdienst die Stel-
lung und auch die finanzielle Ausstattung zu geben,
die er verdient und die er braucht. In diesem Sinne
bitte ich um Zustimmung zum Antrag der Koalitions-

fraktionen und bedanke mich für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Nun spricht Herr
Abgeordneter Kubitzki, Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, nach
dem Diskussionsbeitrag von Frau Herold möchte
ich erst mal feststellen, auch für alle Thüringer und
Thüringerinnen: Der öffentliche Gesundheitsdienst
in Thüringen funktioniert

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und er funktioniert gut. Das muss ich an dieser Stel-
le erst mal sagen, damit hier nicht Verunsicherung
entsteht.

Herr Zippel, nach Ihrer herzerfrischenden Rede sei
es gestattet, dass ich etwas darauf erwidere.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Danke, dan-
ke!)

Ich will jetzt nicht das wiederholen, was Birgit Pelke
gesagt hat. Jawohl, ich habe auch mit Ihnen ge-
sprochen und wir sind da einer Meinung. Unser Al-
ternativantrag, der ein Ergebnis der Anhörung ist,
ist aus unserer Sicht ein ganz konkreter und hat
auch ein paar konkrete Punkte, worauf ich noch
eingehen will, die sich in Bezug auf Ihren Antrag
unterscheiden. Aber eines wurde hier eigentlich so
deutlich auch noch nicht gesagt, was die Anhörung
verdeutlicht hat, nämlich dass die Probleme des Öf-
fentlichen Gesundheitsdiensts nicht erst entstanden
sind, wie hier festgestellt wurde, nachdem Rot-Rot-
Grün nun Regierungsverantwortung übernommen
hat. Ich kann mich an die vorherigen Legislaturpe-
rioden erinnern, in denen der Öffentliche Gesund-
heitsdienst, von unserer damaligen gesundheitspo-
litischen Sprecherin Ruth Fuchs angesprochen, öf-
ter zu Debatten hier im Landtag geführt hat. Denn
das hat die Anhörung deutlich gemacht: Auf wel-
cher gesetzlichen Grundlage arbeitet eigentlich der
öffentliche Dienst in Thüringen? Das hatte ich ei-
gentlich erwartet, dass das irgendjemand sagt. Das
kam ja in der Anhörung. Er arbeitet auf der Grund-
lage der Verordnung über den öffentlichen Gesund-
heitsdienst und die Aufgaben der Gesundheitsäm-
ter vom 8. August 1990. Also wer sich ein bisschen
in der Historie auskennt: 8. August 1990 – da wa-
ren wir noch DDR. Und diese Verordnung ist bis
heute gültig und die Arbeitsgrundlage für den Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst. Die Organisations-
struktur der Gesundheitsämter geht auf einen Kabi-
nettsbeschluss aus dem Jahr 1993 zurück. Und
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heute haben wir das Jahr 2016. Also es wäre auch
von den Vorgängerregierungen genug Gelegenheit
gewesen, dort Änderungen vorzunehmen. Hinzu
kommt, dass durch Gesetzgebungsverfahren die
Aufgaben des Öffentlichen Gesundheitsdiensts seit
dieser Zeit – und da sage ich: 1990 – gestiegen
sind. Ich möchte nur an folgende Gesetze zum Bei-
spiel erinnern: Kindertageseinrichtungsgesetz aus
dem Jahr 2005, wo festgelegt ist, dass der Öffentli-
che Gesundheitsdienst jedes Kind im Kindergarten
jährlich einmal untersuchen soll. Ich erinnere –
2001 – an das Bundesseuchengesetz, welches
dann in das Infektionsschutzgesetz überführt wur-
de, wonach zum Beispiel der Öffentliche Gesund-
heitsdienst, was die Feststellung und Erfassung
von Infektionskrankheiten betrifft, das zwei- bis
zweieinhalbfache Aufkommen zur Feststellung von
Tatbeständen hat. Auch die Landeshygieneverord-
nung von 2012 erteilt dem Öffentlichen Gesund-
heitsdienst zum Beispiel die Aufgabe: „Etablierung
von Netzwerken gegen multiresistente Keime“. Da-
rauf ist auch Frau Herold eingegangen. Jawohl, das
ist jetzt Aufgabe des Öffentlichen Gesundheits-
diensts; ich glaube, wir sollten aber alle mal da-
rüber nachdenken, ob wir gerade bei der Wichtig-
keit der Bekämpfung von diesen Keimen in Kran-
kenhäusern nicht über neue Formen nachdenken
sollten, wie wir dieser Erscheinung begegnen kön-
nen. Als Erstes sind nämlich die Krankenhäuser für
die Hygiene in ihren Häusern verantwortlich. Dazu
– und das brauchen wir und darüber sollten wir
auch im Rahmen der Krankenhausplanung nach-
denken – brauchen wir Hygieneärzte in unseren
Krankenhäusern und diese müssen ausgebildet
werden. Als Zweites könnte ich mir vorstellen, dass
nicht mehr der Öffentliche Gesundheitsdienst diese
Kontrollen übernimmt, sondern dass wir vielleicht
eine Behörde schaffen – die könnte im Landesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit
angesiedelt sein –, die diese Kontrollen in den
Krankenhäusern durchführt. Das will ich hier nur
einmal in die Diskussion mit einwerfen. Die Pro-
blemfelder, die die Anhörung gezeigt hat, wurden
hier genannt.

Erstens brauchen wir aufgrund dessen, dass wir die
Verordnung von 1990 haben, dass wir noch die
Strukturen aus dem Jahre 1993 haben, wirklich ei-
ne Aufgabenevaluierung: Was macht der Öffentli-
che Gesundheitsdienst? Was soll er machen? Was
können andere im Öffentlichen Gesundheitsdienst
machen? Die Personalsituation wurde hier genannt.
Jawohl, das Einkommen spielt hier die entschei-
dende Rolle. Aber was die jungen Ärzte betrifft, die
nach dem Studium eine Arbeit aufnehmen wollen.
Ich glaube, die sind Ärzte geworden, weil sie Men-
schen heilen wollen. Das sollten wir auch einmal
ins Auge fassen, nicht unbedingt gleich Amtsarzt zu
werden, sondern die wollen Menschen helfen. Das
bewegt junge Ärzte in erster Linie.

Deshalb geht es vor allem darum, wenn ältere Ärz-
te in den Öffentlichen Gesundheitsdienst wollen,
dass wir wirklich die Problematik, was die Bezah-
lung betrifft, ins Auge fassen. Der kommunale Ar-
beitgeber hat in der Anhörung eindeutig gesagt, sie
sind dort an Verhandlungen dran, und es wurde
auch diese Arbeitsmarktzulage erwähnt. Wir sind
uns als Koalition durchaus bewusst, dass das et-
was mit Geld zu tun hat und dass wir darüber nach-
denken müssen, wie wir zum Beispiel den Mehrbe-
lastungsausgleich für die Kommunen nutzen kön-
nen, aber auch um den Öffentlichen Gesundheits-
dienst zu stärken.

Ich will an dieser Stelle noch einmal daran erinnern,
dass wir mit dem Haushalt 2015 erstmals einen
neuen Titel im Haushalt geschaffen haben – den
Öffentlichen Gesundheitsdienst – und haben den
erstmals 2015 mit 50.000 Euro belegt und dass wir
in den Doppelhaushalt 2016/2017 Verpflichtungser-
mächtigungen aufgenommen haben, nämlich für
2016 322.800 Euro und für 2017 387.600 Euro.
Das heißt, wir haben schon erkannt und im Haus-
halt Grundlagen geschaffen, dass wir Geld in die
Hand nehmen müssen, um den Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst zu stärken. Noch etwas – Kollege
Zippel – zu unserem Antrag, was konkret drinsteht.
Das dürfte Sie freuen und deshalb wundere ich
mich, dass Sie sich nicht angeschlossen haben.
Wir werden das Thema Öffentlicher Gesundheits-
dienst weiter hier in diesem Hause und im Aus-
schuss behandeln.

Wir haben zwei Punkte drin, dass die Landesregie-
rung im I. Quartal 2017 dem Landtag zu berichten
hat – einen Zwischenbericht zu geben hat –, wie
der Stand der tariflichen Bezahlung und der Ein-
kommenssituation der Ärzte im Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst ist, und darüber berichten soll, wie
der Stand der Vorbereitung zur Erarbeitung eines
ÖGD-Gesetzes ist. Das ist das Wichtigste für mich
oder für uns aus dieser Anhörung: Wir brauchen in
Thüringen endlich ein ÖGD-Gesetz und nicht nur
eine Arbeit aufgrund einer Verordnung oder eines
Kabinettsbeschlusses von 1993. Wir brauchen ein
modernes ÖGD-Gesetz und das wollen wir ange-
hen. Bis zum IV. Quartal 2017 soll die Landesregie-
rung dem Landtag die Erkenntnisse oder die Ergeb-
nisse einer grundsätzlichen Bestandsanalyse und
Aufgabenerfüllung und Aufgabenkritik des Öffentli-
chen Gesundheitsdiensts hier im Haus vorlegen.

Das heißt, wir haben in unserem Antrag auch ganz
konkrete Zielsetzungen, was wir bis wann zur Ver-
besserung der Arbeit des Öffentlichen Gesund-
heitsdiensts tun wollen. Wir müssen auch dafür sor-
gen, dass bestimmte Aufgaben vom Öffentlichen
Gesundheitsdienst weggenommen werden, wie
zum Beispiel die Kontrolle der Krankenhäuser und
wie zum Beispiel die Durchsetzung der Hygienever-
ordnung. Dafür sollten wir an dieser Stelle etwas
extra schaffen.
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Deshalb möchte ich noch einmal für unseren An-
trag werben und bin überzeugt – Wenn diesem An-
trag zugestimmt wird –: Wir werden auf der Grund-
lage dieses Beschlusses hier in diesem Haus noch
mehrmals über den Öffentlichen Gesundheitsdienst
sprechen. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten gibt es keine
weiteren Wortmeldungen. Frau Ministerin Werner,
Sie haben das Wort.

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, die Landesregierung ist der im
Antrag der CDU-Fraktion genannten Bitte nachge-
kommen, dem Landtag zu verschiedenen Fragen
zu berichten. Des Weiteren wird die Landesregie-
rung aufgefordert, einzelne Prüfungen durchzufüh-
ren, mit dem Ziel, den Öffentlichen Gesundheits-
dienst zu stärken. Die Diskussion, über bestehende
Probleme auch öffentlich zu diskutieren, ist notwen-
dig und die entsprechende Anhörung im Ausschuss
für Soziales, Arbeit und Gesundheit – da gebe ich
Ihnen durchaus recht, Herr Zippel – war sehr hö-
rens-, bzw. für mich lesenswert. Ich denke aber, wir
sind uns einig, dass es sich nicht um neue Proble-
me handelt, sondern um solche, die sich in vielen
Jahren manifestiert haben. Es wurde zwar in der
Vergangenheit viel diskutiert, aber die Situation des
ÖGD hat sich bislang nicht verbessert. Rot-Rot-
Grün ist deswegen aktiv geworden und hat unter
anderem im Haushalt zusätzliche Finanzmittel ein-
gestellt. Wir sind dazu in der abschließenden Res-
sortabstimmung, um kurzfristig die akute Situation
zu mildern. Wir wollen die Ärztinnen und Ärzte im
Öffentlichen Gesundheitsdienst nicht im Stich las-
sen.

Aber dieser nicht unumstrittene Schritt hat natürlich
auch seine anderen Seiten. Sie haben uns in der
Berichterstattung gebeten, Informationen zu geben.
Das haben wir getan, aber sie sind aus unserer
Sicht nicht geeignet, tatsächlich der prekären Situa-
tion im Öffentlichen Gesundheitsdienst etwas ent-
gegenzusetzen, denn das bekannte Hauptproblem,
auf das der Antrag der CDU-Fraktion jedoch nicht
schwerpunktmäßig eingeht – wie wir jetzt wissen,
weil sie keine Hoffnung auf Änderung haben –, ist
seit Jahren die im Vergleich zu Klinikärzten geringe
Vergütung der im ÖGD tätigen Ärztinnen und Ärzte,
weil der kommunale Arbeitgeberverband nicht be-
reit ist, in diesem Bereich endlich die Entlohnung
anzuheben.

Herr Zippel, ich hoffe da sehr auf Ihre Unterstüt-
zung der Forderung auf allen Ebenen, denn bislang
war beispielsweise Frau Taubert da Alleinkämpferin
auf weiter Flur.

Sehr geehrte Damen und Herren, die mit dem An-
trag vorgelegten Anregungen der CDU-Fraktion
sind auch aus Sicht des Ministeriums nur unzurei-
chend geeignet, die Probleme tatsächlich wirksam
anzugehen. Lassen Sie mich auf einige wenige
Punkte eingehen. Die vorgeschlagene Etablierung
der Gesundheitsämter als anerkannte Stelle im
Rahmen des praktischen Jahrs war eine der Über-
legungen im Zuge der Diskussion zu dem mit den
Bundesländern entwickelten Masterplan. Die Be-
strebungen wurden jedoch dann zugunsten der
Schwerpunktsetzung auf die Hausarztstärkung erst
einmal zurückgestellt. Die vorgeschlagene Koope-
ration mit der Uniklinik Jena wird bereits praktiziert
und der Vorschlag, die Landesmittel des ÖGD an
den tatsächlichen Bedarf anzupassen, ist ein stän-
diges Thema der kommunalen Finanzausstattung.
Eine Überprüfung der Landesmittel des ÖGD als
Teil der kommunalen Finanzausstattung erfolgt re-
gelmäßig im Rahmen der Revision nach § 3 Abs. 5
Thüringer Finanzausgleichsgesetz. Aus diesen
Gründen haben die Koalitionsfraktionen einen Alter-
nativantrag erarbeitet, den ich sehr begrüße. Der
Alternativantrag zeigt konkrete und wirksame An-
sätze auf, wie im Einzelnen eine erfolgreiche Stär-
kung des ÖGD erreicht werden kann. Ausgehend
von der Erstellung einer belastbaren Bestandsana-
lyse mit einem Schwerpunkt in der Aufgabenkritik
kann der tatsächliche Bedarf ermittelt werden. Die-
ses Ergebnis dient dann gegenüber den Tarifver-
tragsparteien als starkes Argument für die im Alter-
nativantrag vorgeschlagene Tariferhöhung oder Zu-
lagenzahlung. Darüber hinaus kann das Ergebnis
der Bestandsanalyse Aufschluss geben, ob in der
Rechtsgrundlage Parameter oder Schwerpunkte zu
berücksichtigen oder zu ändern sind.

Die Aufnahme des Inhalts des ÖGD in die Ausbil-
dung ist wichtig. In welcher Form und in welchem
Ausbildungsabschnitt dies jedoch am besten mit
den Ausbildungsinhalten harmoniert, wird zu prüfen
sein. Sowohl die Anforderungen bezüglich der Art
und Weise der Fortbildung der Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen im ÖGD als auch ihre Durchführung
trägt ebenfalls zu einer qualitätssichernden Stär-
kung des ÖGD bei. Die vorgeschlagene Einbezie-
hung des ÖGD in präventive Angebote und Netz-
werke auch im Rahmen von Landesgesundheits-
konferenzen zeigen konkrete Lösungswege auf, um
derzeitigen Entwicklungen entgegenzuwirken. Dass
die im Alternativantrag enthaltenen konkreten
Handlungsvorschläge geeignet sind, auf eine Stär-
kung des ÖGD hinzuweisen und hinzuwirken, zeigt
auch ein Beschluss der Gesundheitsministerkonfe-
renz 2016, denn die dortigen Vorschläge, die in vie-
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len Punkten den oben genannten Vorschlägen ent-
sprechen, wurden einstimmig beschlossen.

Ich empfehle daher, dem Alternativantrag zuzustim-
men und natürlich werden wir als Regierung diesen
Auftrag, der uns gegeben wird, sehr ernst nehmen.
Ich möchte aber auch die Gelegenheit hier nutzen,
auch noch mal sehr herzlichen Dank zu sagen an
die Ärztinnen und Ärzte im Öffentlichen Gesund-
heitsdienst. Wir wissen, dass trotz einer schwieri-
gen Personalsituation immer wieder große Verant-
wortungsbereitschaft gezeigt wird, dass sehr enga-
giert gearbeitet wird. Herzlichen Dank dafür und
herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es gibt keine weiteren Wortmeldungen. Wir kom-
men daher zur Abstimmung. Abgestimmt wird direkt
über Nummer II des Antrags der Fraktion der CDU
in Drucksache 6/988. Wer dem zustimmt, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind die Fraktionen
der CDU und der AfD. Gegenstimmen? Das sind
die Koalitionsfraktionen. Enthaltungen? Das sind
die fraktionslosen Abgeordneten. Damit ist die
Nummer II des Antrags der Fraktion der CDU abge-
lehnt.

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Alter-
nativantrag der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in Drucksache 6/2307. Wer
dem zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen.
Das sind die Koalitionsfraktionen. Gegenstimmen?
Das sind die CDU- und die AfD-Fraktion. Enthaltun-
gen? Das sind die fraktionslosen Abgeordneten.
Damit ist der Alternativantrag der Koalitionsfraktio-
nen in Drucksache 6/2307 angenommen. Ich
schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 13 in den
Teilen

a) Förderung der Fortbildung
ehrenamtlicher Richterinnen
und Richter
Antrag der Fraktionen DIE LIN-
KE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 6/1766 - Neufas-
sung -
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Migration,
Justiz und Verbraucher-
schutz
- Drucksache 6/2309 -

dazu: Alternativantrag der Frak-
tion der AfD
- Drucksache 6/2588 -

b) Förderung der Fortbildung
ehrenamtlicher Richterinnen
und Richter
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/1908 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Migration,
Justiz und Verbraucher-
schutz
- Drucksache 6/2310 -

Das Wort hat Frau Abgeordnete Walsmann aus
dem Ausschuss für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz zur Berichterstattung zu beiden Tages-
ordnungspunkten.

Abgeordnete Walsmann, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich
darf Ihnen den Bericht zu den Beratungen des Aus-
schusses für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz zum Thema „Förderung der Fortbildung
ehrenamtlicher Richterinnen und Richter“ zu den
Anträgen der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 6/1766
in Form der Neufassung sowie dem Alternativan-
trag der Fraktion der CDU in der Drucksa-
che 6/1908 sowie dem Alternativantrag der AfD in
der Drucksache 6/2588 geben.

Hintergrund ist die Aufforderung zur Neufassung
der im Jahr 2013 ausgelaufenen Förderrichtlinie
des Justizministeriums für die Fortbildung von
ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern der Ar-
beits- und Sozialgerichtsbarkeit von 2010. Durch
Beschluss des Landtags in seiner 48. Plenarsitzung
am 22. April 2016 wurden der Antrag der Regie-
rungsfraktionen und der Alternativantrag der CDU
an den Ausschuss für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz zur Beratung überwiesen. Die ge-
meinsame Beratung der Anträge im Ausschuss für
Migration, Justiz und Verbraucherschutz fand in
seiner Sitzung am 13. Mai 2016 und in der Sitzung
am 17. Juni 2016 statt. Die Fraktion der AfD hat zu
dem Antrag der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in der Ausschussberatung
einen Änderungsantrag eingebracht, demzufolge
Fördermittel nicht an Institutionen, sondern direkt
als Ausbildungspauschalen individuell an ehren-
amtliche Richter gezahlt werden sollen. Außerdem
sollten vorrangig aktive oder pensionierte Richter
oder Beamte des höheren Verwaltungsdiensts die
Fortbildung durchführen (vgl. dazu den zum Ple-
num eingebrachten Alternativantrag der AfD in
Drucksache 6/2588). Die Landesregierung hat in
der 26. Sitzung des zuständigen Ausschusses am
17. Juni 2016 zu dem Antrag, dem Alternativantrag
sowie dem Änderungsantrag Bericht erstattet und
Stellung genommen. Aus Sicht des TMMJV sei die
Erneuerung der Fördertatbestände sinnvoll und ge-
boten, allerdings stelle sich die Förderung erneut
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nur auf die ehrenamtlichen Richter der Arbeits- und
Sozialgerichtsbarkeit als zielgerichtet dar.

Anschließend erfolgte die Beratung und Diskussion
dazu im Ausschuss, insbesondere zu folgenden
Fragen:

Förderung wie bisher nur der ehrenamtlichen Rich-
ter aus der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit, so
begehrten die Koalitionsfraktionen, da die gesetzli-
chen Regelungen in diesen Bereichen einem fort-
laufend starken Wandel unterworfen seien, das
ehrenamtliche Richteramt in diesen Fachgerichts-
barkeiten im Übrigen eine besondere Fachkunde
voraussetze, also nicht mit dem Schöffenamt ver-
gleichbar sei, wo gerade das Laienelement im Vor-
dergrund stehe. Oder demgegenüber die Förde-
rung aller ehrenamtlichen Richter unabhängig von
der Gerichtsbarkeit, so die Anträge der Fraktionen
der CDU und der AfD, um für alle eine grundlegen-
de Einführung zu Verfahrensprinzipien oder auch
zu eigenen Rechten zu vermitteln.

Des Weiteren ist über entstehende Kosten gespro-
chen worden. Der ursprüngliche Antrag der Koali-
tionsfraktionen enthielt eine Obergrenze von
10.000 Euro jährlich, die in der Neufassung nicht
mehr aufgeführt wurde. Den Angaben der Landes-
regierung zufolge entstehen für die Förderung der
circa 1.200 ehrenamtlichen Richter der Arbeits- und
Sozialgerichtsbarkeit Kosten in Höhe von
10.000 Euro, während sich bei der Einbeziehung al-
ler ehrenamtlichen Richter der Kreis der Berechtig-
ten auf circa 3.600 verdreifachen würde.

Der Ausschuss für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz hat den Änderungsantrag der Fraktion
der AfD mehrheitlich abgelehnt und empfiehlt mehr-
heitlich, den Antrag der Fraktionen Die Linke, der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen in Drucksa-
che 6/1766 – Neufassung – anzunehmen. Er emp-
fiehlt mehrheitlich, den Alternativantrag der Fraktion
der CDU in Drucksache 6/1908 abzulehnen. Dan-
ke.

Vizepräsidentin Jung:

Wünscht die Fraktion der AfD das Wort zur Begrün-
dung des Alternativantrags? Das ist nicht der Fall.
Dann eröffne ich die gemeinsame Beratung. Das
Wort hat Abgeordneter Brandner, Fraktion der AfD.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Meine Damen und Herren, wir haben bereits in der
Plenarsitzung im April dieses Jahres und im Justiz-
ausschuss unsere Ablehnung zum Antrag der Re-
gierungsfraktionen ausführlich begründet. Kurz zu-
sammengefasst: Wir brauchen nicht mehr Einfluss
der Verbände, vor allem nicht des DGB mit seinem
Multifunktionär und linken Oberstrippenzieher Witt
an der Spitze und auch nicht des VWT, also des
Verbands der Thüringer Wirtschaft, mit seinem

blassen Multifunktionär Fauth als Vorsteher. Allein
diese beiden Vereinigungen haben bereits zu viel
und zu schlechten Einfluss hier in Thüringen.

Der CDU-Antrag ist – Sie werden das ahnen –
deutlich zu kurz gesprungen und typisch CDU-Wi-
schiwaschi. Dazu sage ich dann auch weiter nichts
mehr.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Machen Sie das doch auch zu Ihrem!)

Weil der Antrag der Regierungsfraktionen nicht ak-
zeptabel und der CDU-Antrag Wischiwaschi ist, ha-
ben wir einen Alternativantrag vorgelegt, der die
beiden anderen Anträge qualitativ und inhaltlich in
den Schatten stellt.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Träumen Sie weiter!)

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Berniger, DIE LINKE: Wo
kein Licht, da kein Schatten!)

Denn unser Antrag verbindet als einziger die Scho-
nung der staatlichen Finanzen, das heißt also die
Gelder der Steuerzahler, mit einer effektiven und
zielgerichteten Fortbildung von ehrenamtlichen
Richtern. Zudem päppelt er nicht pauschal nach
dem Gießkannenprinzip Funktionärsvereine, son-
dern setzt da an, wo es am besten ist. Denn wir
wollen nicht nur, dass die Fortbildung dort bleibt,
wo sie hingehört, nämlich in der Justiz, sondern wir
wollen darüber hinaus erreichen, dass Art und In-
halt der Fortbildung sich am notwendigen Zweck
orientieren, nämlich an der Schaffung und Vertie-
fung der Kenntnisse aller ehrenamtlichen Richter,
also aus allen Rechtsbereichen, über die formellen
und materiellen Bestandteile des Rechtsgebiets,
und dass die Fortbildung sich nicht darauf be-
schränken sollte, von einem Verband in eine Rich-
tung eingenordet zu werden.

Wir wissen alle – das wurde, glaube ich, auch
schon herausgestellt –, dass die Fortbildung nicht
so dringend erforderlich ist, oder sagen wir, nicht
völlig umfassend erforderlich ist, weil ein Auswahl-
kriterium der ehrenamtlichen Richter bereits deren
Fach- und Sachkunde ist, sodass man davon aus-
gehen kann, dass da schon ein bisschen etwas ist.

Wir wollen dabei nicht, meine Damen und Herren,
dass die ehrenamtlichen Richter durch Lobbyorga-
nisationen einseitig beeinflusst werden. Es ist ja
auch wenig vertrauenerweckend für die Rechtspre-
chung und die Gerichte, wenn DGB und/oder VWT
beispielsweise die Fortbildung von ehrenamtlichen
Richtern der Arbeitsgerichtsbarkeit übernehmen
und diese beiden Verbände dann nicht nur eng mit
der Regierung verzahnt sind – übrigens mit jeder
Regierung bisher –, sondern auch vielfach in wech-
selnden Positionen an diesen arbeitsgerichtlichen
Verfahren beteiligt sind. Sowohl der DGB als auch
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die Wirtschaftsverbände, also der VWT, zumindest
seine Mitgliedsverbände, stellen regelmäßig
Rechtsbeistände in arbeitsgerichtlichen Verfahren,
also unterstützen Parteien eines Rechtsstreits. Ge-
werkschaften und von diesen dominierte Betriebs-
räte sind zudem häufig auch Parteien des Rechts-
streits.

Das Ergebnis einer forcierten Förderung der Fortbil-
dung durch eben diese Beteiligten an den Rechts-
streitigkeiten wäre und ist eine Gefahr für die Unab-
hängigkeit der Justiz, denn Sie wissen alle: Nie-
mand darf Richter in eigener Sache sein.

(Beifall AfD)

Das voraussehbare Argument, wenn sich dann
noch einer von den Altparteien gleich in dieser
sachpolitischen Frage äußert – das ist so ein
bisschen wie gestern, wenn es wieder um Sachpoli-
tik geht, dann machen Sie sich gerne ein bisschen
rar. Also das voraussehbare Argument, was kom-
men könnte, ist, dass das ausgewiesene Fachper-
sonal ja auch durch den DGB bereitgestellt wird.
Wenn das so wäre, meine Damen und Herren, wä-
re dieses Argument nur ein Scheinargument, denn
es wäre nicht zu verstehen, wenn schon die von
uns erwähnten qualifizierten pensionierten Richter
oder Verwaltungsbeamten tätig werden sollen,
warum dann ein DGB oder ein VWT dazwischenge-
schaltet werden soll, der daran auch noch eigennüt-
zig verdient und das Ganze weniger kontrollierbar
macht.

Wir wollen also die Fortbildung personenbezogen,
also an der Basis fördern und damit ohne jeglichen
Zwischenhändler, der daran auch noch verdient
und seinen Apparat finanzieren kann.

Wir wollen diejenigen fördern, die ein wirkliches und
eigenes Interesse daran haben, sich fortzubilden
und dafür bereit sind, einen gewissen Aufwand in
Kauf zu nehmen. Dieser finanzielle Aufwand, der
dann entsteht, würde auch erstattet.

Durchgeführt werden soll – Frau Walsmann hat es
angesprochen – die Fortbildung möglichst auch
durch pensionierte Richter oder Verwaltungsbeam-
te. Deren Wunsch und Bereitschaft, nach langen
Berufsjahren angesammeltes, unideologisches
Wissen weiterzugeben, dürfte vorhanden sein, zu-
mal für diese auch eine gewisse finanzielle Ent-
schädigung vorgesehen ist. Die Justizverwaltung –
davon sind wir auch überzeugt – wird in der Lage
sein, den nötigen überschaubaren möglicherweise
Mehraufwand durch einige Belege abzuarbeiten,
um die Fortbildungen personell und organisatorisch
zu initiieren. Ich glaube nicht, dass ein großer Un-
terschied dazwischen besteht, ob die ehrenamt-
lichen Richter ihre Belege direkt selbst einreichen
oder ob es dann über Verwendungsnachweise über
die Verbände läuft. Also wenn da ein Argument
kommen sollte, es würde alles zu bürokratisch und

das würde alles nicht funktionieren – auch das wäre
ein Scheinargument.

Schließlich, meine Damen und Herren, liegt ein
ganz entscheidender Vorteil unseres Antrags darin,
dass sämtliche ehrenamtlichen Richter auf allen
Rechtsgebieten – und die gibt es nun mal in vielen
Rechtsgebieten, nicht nur im Arbeitsrecht, im So-
zialrecht, im Finanzbereich, im Strafrecht – da hei-
ßen sie Schöffen –, im Handelsrecht – da heißen
die Handelsrichter, glaube ich –, also es gibt in vie-
len Rechtsbereichen ehrenamtliche Richter und die
sollen alle gefördert werden und nicht nur punktuell
die, für die sich die zwei, drei Verbände starkge-
macht haben.

Meine Damen und Herren, Sie haben gesehen und
gehört, mit unserem Vorschlag ist allen gedient, al-
len voran den Rechtssuchenden, der Gerichtsbar-
keit, den ehrenamtlichen Richtern, den Ausbildern
und nicht zuletzt dem Steuerzahler. Davon habe ich
Sie, glaube ich, jetzt überzeugt, sodass Sie dann
nichts mehr davon abhalten wird, unserem Antrag
zuzustimmen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat Abgeordnete Marx
das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen, es gab schon mal eine entsprechende
Förderung auf Grundlage einer Verwaltungsvor-
schrift des Thüringer Justizministeriums von 2010
bis 2013, die ist dann ausgelaufen und hat wohl
auch nicht so eine große Nachfrage erfahren. Seit
dem Auslaufen der Verwaltungsvorschrift gab es
dann eine punktuelle Förderung durch Lottomittel.
Die betroffenen Verbände, das waren die in der Ar-
beits- und Sozialgerichtsbarkeit vorgesehenen Ver-
bände bzw. die eingebundenen Verbände, die dort
ein Vorschlagsrecht für ehrenamtliche Richterinnen
und Richter haben, haben dann darum gebeten,
dass wir uns doch dafür starkmachen sollten, dass
es wieder eine Verwaltungsvorschrift geben soll.
Wir haben uns dann dieses Anliegens angenom-
men und haben einen entsprechenden Antrag
gestellt, beschränkt auf die Fortbildung durch Ver-
bände und Organisationen mit Vorschlagsrecht.
Damit wollten wir nicht irgendjemanden bevorzugen
oder andere benachteiligen oder irgendwelche
Klüngeleien fördern, sondern es handelt sich hier
um Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit, um die So-
zialpartner, die praktisch als ehrenamtliche Beisit-
zer zu den Berufsjuristen aufgrund ihrer Sach- und
Fachkunde Recht sprechen und da eben dann ihr
spezielles Wissen einbringen. Wir halten diese För-
derung auch durchaus für ausreichend.
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Die CDU hat, das ist in der Berichterstattung der
Kollegin Walsmann bereits angesprochen worden,
dann gesagt, wir wollen das auf alle Gerichtsbarkei-
ten ausdehnen und die AfD möchte nun anders als
SPD und CDU keine Verwaltungsvorschrift bzw.
schon eine Verwaltungsvorschrift, aber keine gene-
relle Förderung bestimmter Bereiche, sondern eine
individuelle Förderung auf Antrag des einzelnen
ehrenamtlichen Richters und die Fortbildung soll
durch pensionierte Richter und Beamte erfolgen.
Also erst einmal muss man positiv hervorheben,
dass sich sozusagen alle Landtagsfraktionen krea-
tiv und im Grunde zustimmend auch mit dem Anlie-
gen der Fachverbände auseinandergesetzt haben.
Aber wird haben dann doch als Koalitionsfraktionen
in der Beratung erfahren oder uns erarbeitet, dass
wir doch bei unserem Vorschlag bleiben wollen.

Die ehrenamtlichen Richter und Richterinnen in der
Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit haben eine spe-
zielle Rolle. Sie sollen im Arbeitsleben erworbene
Kenntnisse und Erfahrungen in die Urteilsfindung
einfließen lassen, sie kennen die betriebliche Praxis
und die vielen kleinen Besonderheiten und Stim-
mungsbilder und Stimmungsmöglichkeiten besser
als hauptamtliche Richter und sie sollen deswegen
durch ihre Praxisnähe für eine lebensnahe Recht-
sprechung sorgen. Die Fortbildung ist deswegen
hier besonders wichtig, damit sie sich auch zielfüh-
rend in die Rechtsstreitigkeiten einbringen können.

In der ordentlichen Gerichtsbarkeit sieht es anders
aus. Die Schöffen sollen eigentlich gerade nicht
spezifische Qualifikationen mitbringen, sie werden
ja aus der möglichst breiten Menge von Bevölke-
rungskreisen mehr oder weniger nach dem Zufalls-
prinzip ausgewählt. Es sollen Leute jeden Alters, je-
den Standes, von möglichst vielfältigen Berufen
dort vertreten sein. Es ist also gerade nicht er-
wünscht oder erwartet, dass sie spezielle Lebens-
erfahrung zu dem Rechtsgebiet, bei dem sie als
Laienrichter eingesetzt werden, mitbringen, son-
dern dass sie quasi wie ein Bürger, denn die Recht-
sprechung geht ja vom Volke aus, mit ihrem un-
verstellten Blick praktisch einfach den gesunden
Menschenverstand, an dem es ja Juristen auch
nicht mangeln sollte, aber der manchmal durch ihr
juristisches Formelwerk etwas verstellt wird, hier
einbringen. Aus diesem Grund haben wir gesagt,
die sollen gerade nicht in ihrer Einschätzung durch
eine besondere, spezifische Qualifikation als Hilfs-
richterin und Hilfsrichter beeinflusst werden.

Die AfD will auch alle einbeziehen – warum wir das
nicht für erforderlich halten oder sogar nicht für
zweckmäßig, haben wir eben gesagt – und möchte
eine individuelle Auszahlung auf Antrag. Da hätten
wir natürlich dann einen entsprechend hohen Ver-
waltungsaufwand. Da müssen wir wieder eine Stel-
le schaffen, die solche Fortbildungsmaßnahmen or-
ganisiert und bewilligt und wie die Landesregierung
dann pensionierte Richter und Beamte finden soll,

damit diese die Fortbildung durchführen, ist auch
nicht gesagt. Das ist dann auch eine sehr zufällige
und schwierige Auswahl.

Im Fazit wollen wir noch einmal hervorheben, dass
wir die Arbeit aller ehrenamtlichen Richterinnen und
Richter der verschiedenen Gerichtsbarkeiten hoch
einschätzen

(Beifall SPD)

und dass alle besonderen Respekt und Dank von
uns verdienen und den möchten wir hier auch deut-
lich aussprechen. Es ist eine große Belastung,
auch wenn man entsprechend freizustellen ist bei-
spielsweise von der Arbeit, wenn in größeren Ge-
richtsverfahren, Strafsachen mit unendlich vielen
Fortsetzungsterminen Laienrichterinnen und Laien-
richter dort sitzen müssen. Eine fachspezifische
Fortbildung ist aber insbesondere für ehrenamtliche
Richterinnen in der Arbeits- und Sozialgerichtsbar-
keit sinnvoll, denn da ändern sich auch ständig ir-
gendwelche Regelungen. Diese Fortbildung durch
Verbände, die auch bisher schon stattgefunden hat,
wollen wir speziell und finanziell fördern. Deswegen
halten wir doch nach wie vor unseren Antrag für
vorzugswürdig gegenüber dem breiter gefassten
Antrag der CDU-Fraktion, der diesen Laiengedan-
ken eben nicht mehr berücksichtigt, und auch ge-
genüber dem individuellen Ansatz im Alternativan-
trag der AfD, der schlicht nicht realisierbar ist bzw.
hohen Verwaltungsaufwand erfordern würde. Wir
bitten deswegen in unserem Antrag die Landesre-
gierung, im Einzelplan des TMMJV in der nächsten
Haushaltsplanung dann wieder Mittel für eine ent-
sprechende Richtlinie vorzusehen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Abge-
ordnete Rothe-Beinlich das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ich bin meiner Kollegin Do-
rothea Marx sehr dankbar, dass sie jetzt noch ein-
mal sehr ausführlich dargestellt hat, warum wir uns
darauf verständigt haben, diese Förderung tatsäch-
lich nicht weiter auszudehnen. Ich will noch einmal
das Hauptargument benennen: Wir sehen durchaus
grundsätzliche Unterschiede zwischen den ehren-
amtlichen Richtern von Arbeits- und Sozialgerichts-
barkeit auf der einen Seite und den ehrenamtlichen
Richtern der ordentlichen Gerichtsbarkeit anderer-
seits. Das drückt sich ja schon darin aus, wie dieje-
nigen berufen werden können, wer welche Qualifi-
kation dafür mitbringen kann oder muss oder eben
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auch gerade nicht. Bei den Schöffen ist es eben
nicht erforderlich, dass bestimmte Qualifikationen
mitgebracht werden, sondern da wird ganz ursäch-
lich quasi auf die eigene Einschätzung abgestellt –
deswegen sehen wir große Unterschiede –, wäh-
rend in der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit eben
ein großes Fachwissen, insbesondere mit Blick auf
die geltenden Regularien, immer wieder zu beach-
ten ist.

Wir haben das sehr lange, sehr umfänglich und
auch immer wieder diskutiert. Ich möchte nicht
noch einmal auf die despektierlichen Äußerungen
des Herrn Brandner von der AfD eingehen müssen,
dem es, glaube ich, wieder einmal nur um Diskredi-
tierung ging. Wir jedenfalls als Koalitionsfraktionen
waren und sind uns einig, dass wir hiermit eine gute
Unterstützung für diejenigen schaffen, die tatsäch-
lich von berufenen Gremien in diese wichtige Funk-
tion entsandt werden. Wir bitten deshalb um Zu-
stimmung zu unserem Antrag. Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Das Wort hat nun Abgeordnete Walsmann, Fraktion
der CDU.

Abgeordnete Walsmann, CDU:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen Abgeordnete, sehr geehrte Zuschauer am
Livestream! Meine Damen und Herren, nach unse-
rem Grundgesetz und der Verfassung des Frei-
staats Thüringen geht alle Gewalt vom Volke aus,
auch in der Rechtsprechung, die ihre Gerichtsurtei-
le im Namen des Volkes verkündet. Es ist daher
richtig und es entspricht gewachsener demokra-
tischer Tradition, dass die dritte Gewalt nicht nur
Berufsrichterinnen und Berufsrichtern anvertraut ist,
sondern auch ehrenamtlichen Richterinnen und
Richtern. In unserer Landesverfassung heißt es da-
her in Artikel 86 Abs. 3: „An der Rechtsprechung
wirken Frauen und Männer aus dem Volk mit.“
Ehrenamtliche Richterinnen und Richter sind in den
verschiedenen Bereichen der Justiz tätig, wie zum
Beispiel in der ordentlichen Gerichtsbarkeit als
Schöffinnen und Schöffen, bei den Strafgerichten
bzw. in den Kammern für Handelssachen, aber
auch in der Verwaltungs-, Arbeits-, Sozialgerichts-
barkeit wie auch in der Finanzgerichtsbarkeit.

Und an dieser Stelle mal einen herzlichen Dank an
alle, die sich ehrenamtlich auch für diese Tätigkeit
zur Verfügung stellen. Ihnen allen ein Dankeschön!

(Beifall im Hause)

In den – relativ gesehen – jüngeren Gerichtszwei-
gen der Sozialgerichtsbarkeit und der Arbeitsge-

richtsbarkeit, die ja ihre Wurzeln in der Bis-
marck’schen Sozialgesetzgebung haben, hat man
diese Mitwirkung darauf angelegt, dass die ehren-
amtlichen Richterinnen und Richter neben ihrer all-
gemeinen Lebenserfahrung zum Beispiel ihre
Kenntnisse von der Arbeitswelt oder ihre Erfahrun-
gen als sozialrechtlich Betroffene in die gerichtli-
chen Verfahren einbringen. Beiden Gerichtsbarkei-
ten – der Arbeits- und der Sozialgerichtsbarkeit – ist
auch ein besonderes Berufserfahren für die ehren-
amtlichen Richterinnen und Richter eigen. Und die
Berufung erfolgt aufgrund von Vorschlagslisten, die
von Vereinigungen aufgestellt werden, die jeweils
einen Bezug zu dem Gebiet des Arbeits- oder So-
zialrechts haben, auf dem die ehrenamtlichen Rich-
ter tätig werden sollen. So schlagen zum Beispiel
im Arbeitsförderungsrecht Gewerkschaften und Ar-
beitgebervereinigungen ehrenamtliche Richter vor.
Im Vertragsarztrecht sind es die ärztlichen Vereini-
gungen und die Zusammenschlüsse der Kranken-
kassen. Ehrenamtliche Richterinnen und Richter in
den übrigen, nur in den übrigen Gerichtszweigen
werden ohne Ansehen ihres Berufs, ihrer Position
oder irgendwie gearteter Verbandszugehörigkeit
ausgewählt. Bei ihnen ist, ich sagte es schon, die
allgemeine Lebenserfahrung maßgeblich und wich-
tig. Diese sollen sie in die gerichtliche Entschei-
dungsfindung mit einbringen. Das führt uns zu der
Frage, welchen Inhalt Fortbildungen für ehrenamt-
liche Richterinnen und Richter haben sollten. Eine
juristisch geprägte Fortbildung ist hier sicher fehl
am Platz. Diese würde zu dem von der Verfassung
vorgegebenen Laienelement in einem problemati-
schen Spannungsverhältnis stehen. Männer und
Frauen aus dem Volk, so die Thüringer Verfassung,
sollen mit ihrer Lebenserfahrung und nicht mit einer
irgendwie vermittelten juristischen Fortbildung
Recht sprechen. Wichtig, meine Damen und Her-
ren, ist dagegen eine hinreichende Vorbereitung
auf die Rechte und Pflichten des Ehrenamts. Die
Sensibilisierung für das Amt als Richter, die Ver-
deutlichung der besonderen Pflichten der Unpartei-
lichkeit, der Verschwiegenheitspflicht, die insoweit
erforderliche Fortbildung wurde in der Thüringer
Justiz durch die jeweiligen Gerichte in der Vergan-
genheit in hervorragender Weise gewährleistet. Es
sind die Berufsrichterinnen und -richter, die ihren
ehrenamtlichen Kolleginnen und Kollegen die
Rechte und Pflichten des Ehrenamts vermittelt ha-
ben. Selbstverständlich wurden die Gerichte bei der
Organisation derartiger Maßnahmen durch das Jus-
tizministerium unterstützt. Es gab und gibt ja Geld
und Hilfe für die Fortbildung. Ich hoffe, dass dies
auch heute noch der Fall ist. Besondere finanzielle
Aufwendungen an Dritte oder gar eine Verwal-
tungsvorschrift, die Zuwendungen und gegebenen-
falls deren Rückforderung bei Zweckverfehlung re-
gelt, brauchte man zumindest bis zum Jahr 2010
nicht. Gleiches gilt in der Arbeits- und Sozialge-
richtsbarkeit. Damit offenbart sich der Antrag der
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Regierungsfraktionen als die Mogelpackung, die er
in Wirklichkeit ist, meine Damen und Herren. So-
weit in diesen Gerichtszweigen ein gesteigerter
fachbezogener Fortbildungsaufwand abzudecken
ist, sind dafür gerade die Vereinigungen und Ver-
bände zuständig, die die jeweiligen ehrenamtlichen
Richterinnen und Richter benannt haben. Es ist
ganz einfach. Dem Recht auf Interessenwahrung
und Interessenvertretung folgt die Pflicht zur Beglei-
tung bis hin zur Fortbildung. Was passierte nun
2010? Damals gab der sozialdemokratische Amts-
inhaber im Justizministerium dem schon seit Jahren
vorgetragenen Drängen einer dieser Vereinigungen
nach. Wir wissen, über wen wir hier sprechen, denn
der Deutsche Gewerkschaftsbund Hessen-Thürin-
gen wird ja in Ihrem Antrag explizit benannt. Um die
Kosten für die Schulung

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Der ist aber vorschlagsberechtigt!)

seiner Interessenvertreter bei den Gerichten nicht
aus eigenen Mitteln abdecken zu müssen, forderte
dieser schon immer Zuschüsse des Justizministe-
riums und eine Regelung ein, die diese Zuschüsse
absichert. Es war für jeden Justizminister dieselbe
Erfahrung, sich mit diesem Ansinnen auseinander-
setzen zu dürfen. Ich selbst durfte das auch genie-
ßen. Bis zum Jahr 2010 gab es diese allerdings
nicht. Über seine damaligen Beweggründe mag uns
Herr Dr. Poppenhäger zu gegebener Zeit vielleicht
berichten. Übrigens unterscheidet er sich auch von
einem sozialdemokratischen Vorgänger in dieser
Frage. Allerdings trat die damals von ihm veran-
lasste Verwaltungsvorschrift ja im Jahr 2013 wieder
außer Kraft. Die Sondernummer war – nach mei-
nem Dafürhalten zu Recht – beendet.

Nunmehr fordern die die rot-rot-grüne Landesregie-
rung tragenden Fraktionen diese Landesregierung
auf, für die Vereinigungen und Verbände, die
ehrenamtliche Richterinnen und Richter in der Ar-
beits- und Sozialgerichtsbarkeit benennen, eben
diese Sonderförderung wieder aufleben zu lassen.
Meine Damen und Herren, ein bisschen merkwür-
dig ist das schon. Rot-Rot-Grün ist in der Regie-
rungsverantwortung und für das Verlangte da benö-
tigt man nicht einmal ein Gesetz. Es müsste also
noch nicht einmal die zahlenmäßig dünne Regie-
rungsmehrheit in diesem Hohen Haus bemüht wer-
den. Warum also müssen die Regierungsfraktionen
die eigene Regierung, den eigenen Justizminister,
der für eine Umsetzung zuständig wäre, im Wege
eines Landtagsbeschlusses auffordern zu handeln?
Stimmt da die Kommunikation bei denen, die nicht
alles anders, aber vieles besser machen wollten,
noch? Ist der Justizminister mit dienstlichen, halb-
dienstlichen und anderen Angelegenheiten so aus-
gelastet, dass es eines Landtagsbeschlusses – mit
eingebracht durch die eigene Fraktion – bedarf?

(Beifall CDU)

Muss der Jagdhund zum Jagen getragen werden?
Das, meine Damen und Herren der Koalitionsfrak-
tionen, sollten Sie uns schon erklären. Oder haben
wir es bei diesem Antrag mit einer Art Spiegelfech-
terei zu tun, die von Wichtigerem ablenken soll?
Soll mal so getan werden, als bemühe sich Rot-
Rot-Grün um die Justiz? Denn es gibt wirklich
Wichtigeres und Dringlicheres in der Thüringer Jus-
tiz als die Förderung gewerkschaftlicher Interessen-
vertreter. Ich nenne nur das Thüringer Richterge-
setz. Wo bleibt es? Der Gesetzentwurf wurde uns
zu Beginn der letzten Legislaturperiode angekün-
digt. Herr Minister Lauinger wollte dann hier auch
nicht alles anders, aber auch diesen Gesetzentwurf
noch besser machen. Die Berufsverbände laufen
Sturm, aber im Ministerium ruht still der See. Viel-
leicht sollten die Koalitionsfraktionen auch hierzu
einen Antrag einbringen. Vielleicht hilft ein Antrag
der Regierungsfraktionen, mit dem die Landesre-
gierung aufgefordert wird, einen Gesetzentwurf zur
Änderung des Thüringer Richtergesetzes vorzule-
gen. Vielleicht besinnt sich der Justizminister dann
auf seine eigentlichen Amtspflichten, solange er
das Amt noch hat und dazu in der Lage ist.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, nicht nur
das Verfahren lässt stutzen, auch der sachliche In-
halt des Antrags kann so nicht stehen bleiben. Ich
habe eingangs nicht ohne Grund die rechtliche Ver-
ankerung der ehrenamtlichen Richterinnen und
Richter in unserer Verfassungstradition hervorgeho-
ben. Und ich habe dargelegt, dass für die Mitwir-
kung von Frauen und Männern aus dem Volk an
der Rechtsprechung eben keine juristische Fortbil-
dung notwendig ist, sondern es ist wichtig, sie mit
den besonderen Rechten und Pflichten ihres Amts
vertraut zu machen. Ich habe auch dargelegt, dass
unsere Berufsrichterinnen und Berufsrichter diese
Aufgabe bislang hervorragend gemeistert haben.

Wenn, meine Damen und Herren, nunmehr eine
solche Fortbildung mit besonderen Haushaltsmit-
teln aus dem Justizhaushalt aufgelegt werden soll,
warum soll sie denn nur der Arbeits- und Sozialge-
richtsbarkeit zugutekommen?

(Beifall CDU)

Schon klar, es sind die besonderen Anforderungen
im Arbeits- und Sozialrecht. Das ist es doch, worauf
Sie als rot-rot-grüne Koalitionäre abheben. Ich da-
gegen bezeichne das, was Sie hier vorhaben, als
pure Klientelpolitik. Und das hat unsere Justiz, hat
unsere Rechtsprechung nicht verdient.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, unsere Justiz hat keinen
Justizminister nötig, der vollauf damit beschäftigt
ist, sich im Amt zu halten und dazu die aktive Un-
terstützung fast der gesamten Landesregierung be-
nötigt.
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(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Bleiben Sie mal beim Thema!)

Sie hat keine einseitige Klientelpolitik aus den Re-
gierungsfraktionen nötig.

Für die CDU sage ich: Wenn schon gefördert wer-
den soll, dann, meine sehr geehrten Kolleginnen
und Kollegen, soll dies auch im gleichen Maße in
allen Gerichtsbarkeiten geschehen.

(Beifall CDU)

Worin unterscheiden sich denn die ehrenamtlichen
Richterinnen in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, die
zunehmend mit Asylverfahren belastet ist, von
ehrenamtlichen Richtern in der Arbeits- und Sozial-
gerichtsbarkeit? Ist das Amt des Schöffen in
Strafsachen so viel einfacher zu bewältigen als das
eines durch einen Verband benannten Ehrenamt-
lichen in der Arbeitsgerichtsbarkeit?

Wenn Sie es also mit Ihrem Anliegen ernst meinen,
dann nehmen Sie Ihren Antrag zurück! Seien Sie
ehrlich, tun Sie etwas für die gesamte Thüringer
Justiz! Stimmen Sie für den Antrag der Fraktion der
CDU!

Ach ja, und etwas bleibt dann zum Schluss noch zu
sagen: Der Antrag der Regierungsfraktionen offen-
bart neben dem offenkundigen Versuch der Klien-
telpolitik, welche lässige Haltung zum geltenden
Recht im Thüringer Ministerium für Migration, Justiz
und Verbraucherschutz Einzug gehalten hat. Im An-
trag vom 24. Februar dieses Jahres findet sich so
nebenbei die Feststellung, dass im Jahr 2015 ein
Teil des finanziellen Bedarfs, unter anderem des
Deutschen Gewerkschaftsbunds Hessen-Thürin-
gen, durch Lottomittel gedeckt worden sei. Meine
Damen und Herren, den Bewilligungsbescheid und
die zugrunde liegende Projektbeschreibung würde
ich gern mal sehen. Danke schön.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke hat Abgeordnete Bernin-
ger das Wort.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ich wollte eigentlich nur
ganz kurz sprechen, weil ich dachte, es sei das
meiste schon gesagt, bloß noch nicht von mir, und
das kann ich Ihnen ersparen, dass von mir alles
noch mal wiederholt wird.

(Beifall CDU)

Ich habe den Text unseres Antrags mit nach vorn
gebracht, weil ich dachte, ich müsse den nur noch
mal genau vorlesen, um zu verdeutlichen, was für
unsachliche Dinge hier vonseiten der AfD vorgetra-

gen wurden. Aber ich muss es jetzt noch mal vorle-
sen, weil gerade auch von meiner Vorrednerin hier
Unsachlichkeiten vorgetragen worden sind. Ich lese
mal unseren Antragstext vor, der heißt: „Der Land-
tag fordert die Landesregierung auf, eine neue Ver-
waltungsvorschrift zur Gewährung von Zuwendun-
gen für die Fortbildung ehrenamtlicher Richterinnen
und Richter an Verbände und Organisationen bzw.
Körperschaften, die ein Vorschlagsrecht für die Be-
rufung ehrenamtlicher Richterinnen und Richter ha-
ben, zu erlassen.“ Ein solches Vorschlagsrecht ist
geregelt in den Regelungen zur Sozialgerichtsbar-
keit und zur Arbeitsgerichtsbarkeit, das ist einmal
das Sozialgerichtsgesetz und zum Zweiten das Ar-
beitsgerichtsgesetz. Ich finde es wirklich traurig,
wenn ich hier am Pult einer ehemaligen Justizmi-
nisterin den Unterschied dieser beiden Fachge-
richtsbarkeiten zu den anderen Fachgerichtsbarkei-
ten erklären muss.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das ist wirklich traurig und sehr, sehr bezeichnend,
Frau Walsmann. Der CDU-Antrag bezieht sich als
Alternativantrag auf alle Schöffinnen und Schöffen,
aber weder in der Plenardebatte zur Einführung un-
seres Antrags – ich glaube, im April war das – noch
im Ausschuss, noch jetzt hat die Rednerin – in der
Plenardebatte und im Ausschuss war es eher ein
Redner der CDU – das Argument entkräften kön-
nen, warum wir die Arbeitsgerichtsbarkeit und die
Sozialgerichtsbarkeit sozusagen – wie Sie es mei-
nen – bevorzugen wollen. Das sind zwei Rechtsge-
biete, wo sich – und das habe ich im April hier in
der Plenardebatte relativ ausführlich dargelegt – die
Rechtsgrundlagen ständig verändern. Ich will das
nicht alles noch mal wiederholen. Sie können das
und auch das Argument der Landesregierung nach-
lesen, dass bei den anderen Gerichtszweigen eben
nicht die Sachkunde sondern das Laienelement im
Vordergrund steht, das sozusagen unbeeinflusst
von juristischen Vorkenntnissen den Menschenver-
stand, unter anderem in einer Sprache, die Nicht-
Juristinnen verstehen, widerspiegelt und in die Ge-
richtsbarkeiten einbringen soll.

Die CDU-Fraktion hat in ihrem Alternativantrag ge-
fordert und Frau Walsmann hat das eben auch
noch mal gesagt, dass es bei Ihrer Vorstellung von
Fortbildung für Schöffinnen und Schöffen um die
hinreichende Vorbereitung auf das Amt geht. Im
Antrag selbst steht, es sollen Informationen über
Status, Rechte und Pflichten, über die Prinzipien
des jeweiligen Verfahrens und des materiellen
Rechts gefördert werden. Da muss ich sagen: Da-
für braucht es aber keine extra Fortbildung. Wir ha-
ben einerseits solche Materialien wie diese Bro-
schüre, die es vom Justizministerium gibt, „Das
Schöffenamt in Thüringen“. Da ist der überwiegen-
de Teil der Sachen, die Sie für die Fortbildung for-
dern, geregelt. Sie haben es selbst gesagt, die Be-
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rufsrichterinnen und Berufsrichter übernehmen bei
der Einleitung in das Amt, wenn die Schöffinnen
und Schöffen das Amt antreten, und auch während
der Amtszeit sehr gern und sehr gut, meines Erach-
tens, die Vermittlung von Kenntnissen in diesem
Bereich.

Bei den ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern
in der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit geht es
eben auch um die sich ständig verändernde aktuel-
le Rechtsprechung und auch die Rechtsentwick-
lung, dass sich also Gesetze verändern.

Ich wollte eigentlich – zu Beginn Ihrer Rede dachte
ich, ich könne das – noch mal positiv hervorheben,
Frau Walsmann, dass Sie schon selbst die Beson-
derheiten dieser verschiedenen Gerichtszweige
dargestellt haben, aber dann sind Sie deutlich ge-
worden und haben den eigentlichen Grund der Ab-
lehnung unseres Antrags benannt, dass nämlich
2010 ein Sozialdemokrat namens Dr. Poppenhäger
die Verwaltungsvorschrift eingeführt hat. Man hört
richtig noch, welche Abneigung Sie persönlich auch
gegen dieses Verfahren gehegt haben. Und wenn
Sie hier von einer Sondernummer sprechen, dann
finde ich das infam, auch gegenüber denen, die
sich ehrenamtlich in der Arbeits- und Sozialge-
richtsbarkeit engagieren. Die Argumente, die sie
vortragen, sind an den Haaren herbeigezogen. Man
merkt, dass Sie auch gerade heute wieder dieses
Thema dazu benutzen, um einen Minister zu dis-
kreditieren, und völlig sachfremd hier auf andere
Verfahren, auf das, was Sie gerade als einziges in
der CDU-Fraktion zu beschäftigen scheint, zurück-
kommen und behaupten, wir würden von Wichtige-
rem ablenken, als hätten wir im April schon ge-
wusst, was Sie jetzt hier in Bezug auf die Person
des Justizministers für einen Tanz veranstalten.

Wenn Sie hier süffisant fragen, wo denn das Thü-
ringer Richtergesetz bleibe, dann muss ich mal den
Blick auf die letzte Legislaturperiode lenken, wo wir
zu Beginn der Legislaturperiode parlamentarische
Initiativen zum Thüringer Richtergesetz vorgelegt
haben. Die Landesregierung – da waren Sie nicht
ganz unbeteiligt, Frau Walsmann – hat gesagt: Wir
bringen einen eigenen Gesetzentwurf zum Richter-
gesetz. Darauf haben wir bis zum Ende der Legisla-
tur gewartet – das ist leider nicht passiert. Ich kann
mich nicht erinnern, dass Sie so die Rolle der Vor-
kämpferin eingenommen haben, wie Sie das jetzt
vorgeben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich muss jetzt einmal mit Ihren eigenen Worten sa-
gen: Eine solche Justizpolitik hat die Thüringer Jus-
tiz tatsächlich nicht verdient. Und dass Sie sich jetzt
hier aufspielen, das finde ich einfach unerhört.
Wenn Sie dann auch noch Klientelpolitik vorwerfen,
muss ich sagen, Sie haben offensichtlich überhaupt
keine Ahnung von der Materie.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Würden Sie
sich mal ein bisschen mäßigen!)

Wenn Sie wüssten, wie ich reden würde, wenn ich
mich nicht mäßigte, Herr Emde.

(Beifall und Heiterkeit DIE LINKE)

Denn Sie ignorieren, dass in § 20 des Arbeitsge-
richtsgesetzes, und zwar in Absatz 2 – und das ist
keine Erfindung von Rot-Rot-Grün –, drinsteht,
dass die ehrenamtlichen Richterinnen von den „im
Land bestehenden Gewerkschaften, selbstständi-
gen Vereinigungen von Arbeitnehmern [...] und Ver-
einigungen von Arbeitgebern sowie von den in § 22
Abs. 2 Nr. 3 bezeichneten Körperschaften oder de-
ren Arbeitgebervereinigungen“ vorgeschlagen wer-
den, das sind beispielsweise die Kammern.

Auf die unterschiedlichen Voraussetzungen – ein
höheres Lebensalter beispielsweise, die Sachkun-
de – ist schon eingegangen worden. Ich will aber
noch einmal am Beispiel der Sozialgerichtsbarkeit
deutlich machen, was für komplizierte Materie es
ist, mit der sich die ehrenamtlichen Richterinnen
und Richter dann – herumschlagen will ich nicht sa-
gen, sie machen es ja freiwillig, dankenswerterwei-
se. Aber das wird in § 12 des Sozialgerichtsge-
setzes deutlich, wo die Kammern aufgeführt sind.
Es gibt einmal bei den Sozialgerichten Kammern
für die Angelegenheiten der Sozialversicherung und
der Grundsicherung für Arbeitsuchende. Es gibt
Kammern für Vertragsarztrecht. Es gibt Kammern
für soziales Entschädigungsrecht und Schwerbe-
hindertenrecht und schließlich Kammern für die An-
gelegenheiten der Sozialhilfe und des Asylbewer-
berleistungsgesetzes. Und gerade letztes Stich-
wort: Wir wissen, wie viele Änderungen es allein im
letzen Jahr im Asylbewerberleistungsgesetz gege-
ben hat, und da will ich ehrenamtlichen Richterin-
nen und Richtern nicht zumuten, da in der Verhand-
lung zu sitzen wie der Ochs vorm Tor und nicht zu
wissen, wovon die Berufsrichterinnen und -richter
sprechen.

Ein paar Worte noch zum Alternativantrag der
rechtspopulistischen Fraktion hier im Haus: Da hat
doch der „Justizexperte“ dieser Fraktion davon ge-
sprochen, der Antrag stelle alles andere, was hier
vorgelegt worden sei, in den Schatten.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: So ist es!)

Meine Damen und Herren, wo kein Licht, da auch
kein Schatten!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mir ist eher eine andere Redewendung in den Sinn
gekommen: „einen Schatten haben“. Herr Brandner
hat hier behauptet, es würde – von der Schimäre
von den Lobbyverbänden mal abgesehen – damit
das Fortbildungsangebot für alle erweitert, aber im
Prinzip ist es eine Einschränkung für ehrenamtliche
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Richterinnen und Richter. Denn nimmt man den An-
trag der AfD und beschließt ihn, dann würde das
bedeuten, dass den ehrenamtlich engagierten Rich-
terinnen und Richtern noch zusätzliche Aufwände
aufgebürdet würden, nämlich dadurch, dass sie An-
träge stellen müssten, dass sie sich Fortbildungs-
angebote raussuchen müssten, dass diejenigen,
die Fortbildung anbieten, wie in einem Markt funk-
tionieren müssten. Also gäbe es weniger Angebot,
es gäbe weniger fachspezifisches Angebot und die
ehrenamtlichen Richterinnen und Richter hätten zu-
sätzlich zu dem verantwortungsvollen Amt noch da-
mit zu tun, sich um Fortbildungsangebote zu küm-
mern und dann auch noch darum, dass diese
durchgeführt und auch finanziert werden.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Das ist
selbstverständlich!)

In Artikel 86 Abs. 3 – Frau Walsmann hat es schon
angeführt – steht: „An der Rechtsprechung wirken
Frauen und Männer aus dem Volk mit.“ Es steht
dort kein Halbsatz dahinter, dass das die Steuer-
zahlerinnen und -zahler wenig kosten und dass
man daran sparen soll. Deswegen bitte ich, unse-
rem Antrag zuzustimmen, und danke für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir jetzt
keine Wortmeldungen vor. Minister Lauinger, Sie
haben das Wort für die Landesregierung.

Lauinger, Minister für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, ich danke ganz aus-
drücklich den Abgeordneten der Fraktionen Die Lin-
ke, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen, dass sie
mit diesem Antrag das wichtige Thema der Fortbil-
dung der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter
aufgegriffen haben. Für die Landesregierung begrü-
ße ich es ausdrücklich, dass Sie, die Parlamenta-
rierinnen und Parlamentarier, das Ehrenamt in der
Justiz noch besser unterstützen wollen. Wir sind
uns alle bewusst, welche Bedeutung gerade dem
Ehrenamt für die Rechtspflege im Freistaat zu-
kommt. Den Bürgerinnen und Bürgern, die sich zur
Übernahme dieser verantwortungsvollen Tätigkeit
bereit erklären, gebührt unser Dank, den ich von
dieser Stelle noch einmal ausdrücklich ausspreche.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Neben dieser Anerkennung brauchen ehrenamt-
liche Richterinnen und Richter aber auch unsere
Unterstützung. Zu diesem Zweck gab es bereits

einmal eine Verwaltungsvorschrift meines Hauses
zur Gewährung von Zuwendungen für die Fortbil-
dung von ehrenamtlichen Richtern der Arbeits- und
Sozialgerichtsbarkeit. Gemäß den Forderungen der
Thüringer Landeshaushaltsordnung war die Förder-
richtlinie befristet und ist 2013 ausgelaufen. Diese
Förderrichtlinie sah keine generelle Förderung von
Fortbildungsveranstaltungen vor. Vielmehr war sie
aus gutem Grund speziell auf den Bereich der
ehrenamtlichen Richterinnen und Richter der Ar-
beits- und Sozialgerichtsbarkeit zugeschnitten. Eine
Erneuerung der Richtlinie ist aus Sicht der Landes-
regierung sinnvoll. Sie sollte auch wieder auf die
Förderung der Fortbildung der circa 1.200 ehren-
amtlichen Richterinnen und Richter in der Arbeits-
und Sozialgerichtsbarkeit gerichtet sein. Diese Ziel-
setzung ist insbesondere deshalb sinnvoll, weil die
Gruppe der ehrenamtlichen Richterinnen und Rich-
ter an den Arbeits- und Sozialgerichten Besonder-
heiten aufweist und eben nicht jeder Bürger, der alt
genug und unbescholten ist, berufen werden kann.
Bereits das Arbeitsgerichts- und Sozialgerichtsge-
setz knüpfen das Richteramt in diesen beiden
Fachgerichtsbarkeiten an eine ganze Reihe von
Bedingungen. Insbesondere muss es sich um Per-
sonen handeln, die wegen ihrer besonderen Sach-
kunde von den Vorschlagsberechtigten benannt
werden. Diese Sachkunde muss bereits zum Zeit-
punkt der Berufung vorliegen. Deshalb, und genau
deshalb soll mit der Förderung von Fortbildungsver-
anstaltungen keine Ausbildung im Sinne einer
grundlegenden Erstqualifizierung beabsichtigt wer-
den, sondern die Fortentwicklung der vorhandenen
Fähigkeiten. Die Fortbildungsveranstaltungen sol-
len insbesondere der Weiterentwicklung der aktuel-
len Rechtsprechung und der gesellschaftlichen
Rechtsentwicklung dienen sowie dem fortschreiten-
den Verständnis für gerichtliche Abläufe und Struk-
turen.

Der Alternativantrag der Fraktion der CDU ist hin-
gegen auf eine Fortbildung aller ehrenamtlichen
Richterinnen und Richter gerichtet und bezieht da-
mit auch die Schöffinnen und Schöffen in der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit ein. Ganz abgesehen
davon, dass damit der Kreis der Fortzubildenden
verdreifacht würde und die Anforderungen an die
Fortbildung deutlich wachsen würden, weil völlig
unterschiedliche Gruppen von Ehrenamtlichen zu
schulen wären, ist die Einbeziehung der Schöffin-
nen und Schöffen nach meiner Einschätzung auch
nicht sinnvoll. Denn bei den Schöffinnen und Schöf-
fen steht das Laienelement im Vordergrund. Die
Tätigkeit als Schöffe erfordert dem Gesetz nach ge-
rade keine besondere Qualifizierung. Schöffinnen
und Schöffen sollen vielmehr ihre Lebenserfahrung
und ihren von juristischen Kenntnissen möglichst
unbeeinflussten klaren Verstand in die strafrechtli-
che Hauptverhandlung einbringen. Insofern besteht
kein Bedarf, Schöffinnen und Schöffen in eine För-
derrichtlinie einzubeziehen.
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Der Alternativantrag der Fraktion der AfD sieht so-
gar vor, dass Fördermittel nicht direkt an Institutio-
nen geleistet werden, sondern direkt als Ausbil-
dungspauschale an ehrenamtliche Richterinnen
und Richter. Gleichzeitig soll nach dem Willen der
AfD-Fraktion darauf hingewirkt werden, dass vor-
rangig Richter oder Beamte des höheren Verwal-
tungsdienstes die Fortbildung durchführen. Eine
solche Einzelförderberechtigung der ehrenamt-
lichen Richter und Richterinnen würde jedoch den
Verwaltungsaufwand maximieren. Jeder Antrag
müsste gesondert beschieden werden. Zudem
bleibt bei diesem Antrag außen vor, ob und wie
Richterinnen und Richter, Beamtinnen und Beamte,
die neben ihrer Belastung im Hauptamt als Fortbil-
dungsreferenten fungieren sollen, gewonnen wer-
den können.

Meine Damen und Herren, gute Argumente spre-
chen für eine erneute Förderung der Fortbildung
der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter der
Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit durch eine ent-
sprechende Förderrichtlinie. Im laufenden Haushalt
sind dafür keine Mittel der entsprechenden Förde-
rung vorgesehen. Deshalb kann die Neuschaffung
einer Förderrichtlinie auch erst mit dem nächsten
Haushalt in Angriff genommen werden.

Gestatten Sie mir zum Schluss noch einige Bemer-
kungen, Frau Walsmann, zu dem, was Sie gesagt
haben: Ja, es gibt tatsächlich Wichtigeres in der
Thüringer Justiz als diese Förderrichtlinie. In die-
sem Punkt würde ich Ihnen in Ihrer Rede sogar
recht geben. Es gibt nämlich Wichtigeres. Wichtiger
ist zum Beispiel, endlich die demografische Situa-
tion in der Thüringer Justiz anzugehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wichtiger ist, dafür zu sorgen, dass wir tatsächlich
wieder junge Richterinnen und Richter und junge
Beamtinnen und Beamte im mittleren Dienst ein-
stellen. Genau das tun wir seit zwei Jahren in ei-
nem Maß,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

wie es die ganzen Jahre zuvor nicht geschehen ist.
Sie haben auch recht, es gibt Wichtigeres, endlich
das Richter- und Staatsanwältegesetz reformieren.
Aber da frage ich Sie, warum ist in der ganzen letz-
ten Legislaturperiode, fünf Jahre, nichts gesche-
hen?

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es ist nichts geschehen, weil Sie den Vorschlag
aus dem SPD-Ministerium fünf Jahre lang blockiert
haben.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir haben uns tatsächlich auf den Weg gemacht,
haben Vorschriften erarbeitet, haben die auch mit
den Verbänden diskutiert, haben Vorschläge von
Verbänden und Vereinen bekommen, die wir jetzt
einarbeiten. Sie können sich sicher sein, es wird
von dieser Koalition rechtzeitig ein Richter- und
Staatsanwältegesetz geben. Wir werden das auch
verabschieden, ganz im Gegensatz zu dem, was
Sie in der letzten Legislatur gemacht haben. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir
kommen zur Abstimmung direkt über den Antrag
der Fraktionen Die Linke, der SPD und Bündnis
90/Die Grünen in Drucksache 6/1766 in der Neu-
fassung. Wer dafür stimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen der Koalitions-
fraktionen. Gegenstimmen? Der Fraktionen der
CDU und der AfD. Enthaltungen? Kann ich nicht er-
kennen, damit ist der Antrag angenommen.

Wir kommen dann zur Abstimmung direkt über den
Antrag der Fraktion der CDU in Drucksache 6/1908.
Wer dem zustimmt, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. Das ist die Fraktion der CDU. Gegenstim-
men? Das sind die Koalitionsfraktionen. Enthaltun-
gen? Das ist die Fraktion der AfD. Damit ist der An-
trag der Fraktion der CDU in Drucksache 6/1908
abgelehnt.

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 14

Entwicklung und Perspektiven
einer eigenständigen Jugend-
politik in Thüringen
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/1970 -

Die CDU-Fraktion wünscht das Wort zur Begrün-
dung. Herr Abgeordneter Tischner, Sie haben das
Wort.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Besonders: Liebe Jugendliche auf der
Tribüne und gegebenenfalls am Livestream! Unse-
re Gesellschaft unterliegt einem stetigen Wandel.
Neue Ideen treten hinzu, bewährte Konzepte wer-
den fortgeführt, überholte Auffassungen werden ab-
gelegt. Neue und zukunftsweisende Ideen kommen
nicht selten von der jungen Generation. In diesem
Sinn haben wir mit vielen Thüringer Jugendverbän-
den, Einrichtungen und Experten einen langen und
sehr konstruktiven Dialog geführt. Im Ergebnis wur-
de erneut herausgearbeitet, dass die aktive Beteili-
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gung junger Menschen stets zu unterstützen und zu
fördern ist. Nicht die Diagnose dieses Umstands ist
Gegenstand und Ziel des Antrags der CDU-Frak-
tion, sondern die Beschreibung von Wegen und
Perspektiven.

Aktive Jugendbeteiligung soll gleiche Chancen am
Start schaffen, ohne Ergebnisgleichheit am Ziel zu
verordnen. Jugendpolitik muss aus unserer Per-
spektive immer als Querschnittsaufgabe und gleich-
zeitig eigenständiges Politikfeld betrachtet werden.
Es ist schon besorgniserregend, welches Randda-
sein die Jugendpolitik im TMBJS derzeit fristet. Ei-
nige Betroffene sagen uns allerdings: Gott sei Dank
haben wir dieses Randdasein. Dennoch müssen ju-
gendorientierte Beteiligungsformen weiter kontinu-
ierlich ausgebaut werden. Das Verständnis für de-
mokratische Prozesse soll durch unsere Vorschlä-
ge gestärkt und gefördert werden, um so zuallererst
Politikinteresse zu fördern, demokratisches, politi-
sches Bewusstsein zu entwickeln und demokra-
tischen Diskurs zu stärken. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Ich eröffne die Beratung und als Erster hat Abge-
ordneter Schaft, Fraktion Die Linke, das Wort.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Besucherin-
nen und Besucher auf der Zuschauertribüne, werte
Kolleginnen und Kollegen und auch Zuhörer am Li-
vestream, die CDU-Fraktion ruft heute ein großes
Thema auf die Tagesordnung, die eigenständige
Jugendpolitik. Das klingt erst mal ganz gut, man
könnte fast meinen, alle Parteien hier im Hohen
Haus wären sich darin einig, dass die Interessen
junger Menschen zu achten und sie auf allen Ebe-
nen und in allen Lebenslagen zu unterstützen sind
und auch einzubeziehen sind – und vor allem wich-
tig dabei, auf Augenhöhe. Aber Herr Tischner, Sie
haben es gerade gesagt, eigenständige Jugendpo-
litik bedeutet zum einen, Jugendpolitik als Quer-
schnittsaufgabe, aber auch als eigenständiges The-
menfeld zu betrachten. Dann würde ich zwei Bei-
spiele heranziehen, wo wir das momentan als Frak-
tion seitens der CDU-Fraktion vermissen, das ist
zum einen auf Bundesebene.

(Beifall DIE LINKE)

Dazu gehört nämlich auch zu betrachten, dass Ju-
gendliche seit 2005 genauso von den Sanktionen
der Hartz-IV-Gesetzgebung betroffen sind. Kurzes
Beispiel: Die Hartz-IV-Gesetzgebung hält Jugendli-
che ab dem 15. Geburtstag für erwerbsfähig und
kann deswegen Ausbildungsplätze oder auch Maß-
nahmen vielfach einfach anweisen. Die Sanktions-
möglichkeiten sind teils strenger als bei den Er-
wachsenen. Vergessen Jugendliche einen Termin,

können ihnen die Bezüge schon beim ersten Mal
um 10 Prozent gekürzt werden. Brechen sie eine
Ausbildung oder Maßnahme ab, kann das Jobcen-
ter ihnen schon beim ersten Mal die komplette Re-
gelleistung streichen. Laut Bundesagentur bestraf-
ten die Jobcenter vergangenes Jahr 16.109 Ju-
gendliche zwischen 15 und 17 Jahren, also Minder-
jährige, für das Fehlverhalten mit Kürzung oder
Streichung der Existenzsicherung. Junge Erwach-
sene zwischen 18 und 19 Jahren waren noch häufi-
ger betroffen. Das wäre das erste Beispiel, wo ich
frage, wo hier der Einsatz für die Jugendlichen in
der Bundesrepublik ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das zweite Negativbeispiel – da müssen wir auf
das letzte Jahr zurückschauen, wenn es darum
geht, wie Jugendliche hier im Freistaat behandelt
werden auch mit Blick auf das Verhalten der CDU-
Fraktion, wenn wir über die Frage „Wahlalter ab 16“
sprechen. Denn auch da war die Debatte seitens
Ihrer Fraktion wenig progressiv besetzt. Wer im
letzten Jahr einen zentralen Bestandteil der eigen-
ständigen Jugendpolitik, nämlich eine frühere politi-
sche Partizipation – in dem Fall durch Wahlen – auf
Landesebene blockiert und jetzt nach mehr eigen-
ständiger Jugendpolitik schreit, der verfolgt in unse-
ren Augen mit diesem Antrag erst mal nur Schau-
fensterpolitik.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es überrascht nicht, dass die CDU nun plötzlich
das Thema für sich entdeckt, aber auch das
scheint, wie in vielen anderen Belangen, die neu
entdeckte Oppositionsrolle zu sein. Aber diese De-
batte – es ist zunächst erst noch mal wichtig zu klä-
ren, worüber wir hier eigentlich reden, wenn wir von
der eigenständigen Jugendpolitik sprechen. Wir ha-
ben es vorhin schon angedeutet, Herr Tischner, die
eigenständige Jugendpolitik ist ein Politikansatz,
der die Bedürfnisse und Anforderungen von Ju-
gendlichen in den Fokus stellt, und zwar die Ju-
gendphase als Ganzes in den Blick nehmen will.
Die bisherige isolierte Betrachtung von einzelnen
Themenfeldern, beispielsweise der Bereich Bil-
dung, Familie oder Arbeit, soll aufgehoben werden,
die Gestaltung jugendlicher Lebenslagen soll als
politische Gesamtaufgabe und als Querschnittsthe-
ma verstanden werden. Die Entwicklung einer ei-
genständigen Jugendpolitik ist dabei ein Prozess,
der darauf abzielt, dass die Jugendpolitik auch als
dieses selbstständige Politikfeld mit einem eigenen
Selbstverständnis, aber auch als Querschnittsauf-
gabe zu etablieren ist. Und mit der eigenständigen
Jugendpolitik würden dann die Jugendlichen auch
endlich ernstzunehmende Partnerinnen und Partner
der Politik werden. Uns als Linksfraktion ist es da-
bei aber wichtig, dass der Begriff der „eigenständi-
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gen Jugendpolitik“ nicht zum Modebegriff ver-
kommt, wie es derzeit, wenn man sich das bei-
spielsweise anguckt, auch mit Blick auf die Koordi-
nierungsstelle auf Bundesebene geschieht. Es ist
zwar lobenswert, dass dort 16 Modellprojekte für
die Länder und Kommunen als Nachfolgeprojekte
des bis 2014 finanzierten „Zentrums eigenständige
Jugendpolitik“ ausgelobt werden. Aber aus unserer
Sicht besteht hier die Gefahr, wie es so oft bei Mo-
dellprojekten ist, dass hier kurzzeitig Strukturen vor
Ort in den Kommunen und Ländern geschaffen
werden, die dann nach Auslaufen des Modellpro-
jekts keine nachhaltige Zukunft haben. Hier müssen
wir auch den Punkt mit in den Blick nehmen, wie
diese Strukturen, die im Rahmen dieser Projektlauf-
zeit entstehen, dann nicht verloren gehen.

Eine gute Jugendpolitik setzt aus unserer Sicht dort
an, wo die Jugendlichen leben, wo sie Räume und
Unterstützung benötigen und da geht es nämlich an
die Wurzel ihrer Probleme. Viel zu oft sind es auch
die Angebote für Jugendliche, die leider zuerst dem
Rotstift zum Opfer fallen, wenn Kommunen auf ihre
klammen Kassen gucken. Es ist oft nur den Mitglie-
dern der Jugendhilfeausschüsse zu verdanken,
dass hier Folgen dieser Finanzpolitik der letzten
25 Jahre, die dazu geführt haben, abgemildert wer-
den. Daher auch noch mal einen Dank an alle Akti-
ven in den Jugendhilfeausschüssen und den ent-
sprechenden Gremien.

Übersehen wird aber noch ein anderer Punkt, und
da komme ich noch mal zurück auf das, was ich an-
fangs thematisiert habe, die massive Armut von
Kindern und Jugendlichen, denn diese hindert sie
letztendlich auch daran, sich in ausreichendem Ma-
ße am gesellschaftlichen Leben zu beteiligen. Erst
in dieser Woche bzw. in den letzten Tagen gab es
Zahlen, dass in Deutschland rund 1,9 Millionen Kin-
der in Haushalten leben, die auf den Bezug von
Hartz-IV angewiesen sind. Schuld daran ist auch,
dass es kaum eine Bevölkerungsgruppe gibt, die in
der Politik so wenig wahr- und ernst genommen
wird wie die Jugendlichen.

In diesem Kontext hat Thomas Krüger, der Präsi-
dent des Kinderschutzbunds, erklärt – ich zitiere –:
„Kinder haben nach den Vorgaben der UN-Kinder-
rechtskonvention das Recht auf ein soziokulturelles
Existenzminimum, das ihnen die Teilhabe an unse-
rer Gesellschaft ermöglichen soll. Wir müssen fest-
stellen, dass weder die notwendige Einführung ei-
ner Kindergrundsicherung noch Maßnahmen in der
Gesundheits- und Bildungspolitik zur Bekämpfung
der Kinderarmut derzeit auf der bundesdeutschen
Regierungsagenda stehen.“ Und dann ist im Kon-
text Ihres Antrags besonders wichtig seine Aussage
dazu: „Es fehlen Maßnahmen zur Stärkung der Kin-
der- und Jugendarbeit ebenso wie eine Stadtent-
wicklungsplanung zur Unterstützung benachteiligter
Stadtquartiere oder Initiativen für mehr Bildungsge-
rechtigkeit in Deutschland.“

Die rot-rot-grüne Koalition in Thüringen will sich
aber dieser Verantwortung stellen und versucht da-
her, den Begriff der „eigenständigen Jugendpolitik“
mit Inhalten zu füllen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

So sind die Stärkung und die bedarfsgerechte Aus-
gestaltung der Jugendarbeit, der Jugendverbands-
arbeit sowie der Jugendsozialarbeit für uns ebenso
wichtige Themenbereiche, wenn wir über die Frage
der sozialen Daseinsfürsorge sprechen, und zentra-
le Elemente der eigenständigen Jugendpolitik,
ebenso wie die Verstärkung und die Verbesserung
der Mitbestimmungsmöglichkeiten von Kindern und
Jugendlichen.

Partizipation, Empowerment und Lebensweltorien-
tierung verstehen wir als zentrale Bestandteile der
Jugendarbeit. Unser Bestreben ist es, für ein Ange-
bot in Thüringen zu sorgen, welches dazu bedarfs-
gerecht ausgestattet ist, Städte und ländliche Ge-
biete umfasst und Jugendliche in allen Gesell-
schaftsschichten mit einbezieht, denn die Lebens-
bedingungen von Jugendlichen werden bekanntlich
in ihrem unmittelbaren sozialräumlichen Umfeld ge-
prägt, das heißt, von der örtlichen Verkehrspolitik,
vom Vorhandensein der Nutzbarkeit örtlich verfüg-
barer Freizeit- und Bildungsangebote sowie von
den Kulturangeboten oder den sportlichen Betäti-
gungsmöglichkeiten, auf die sie zurückgreifen kön-
nen.

Auch wenn einige dieser Felder in der grundlegen-
den Ausrichtung vielleicht nicht allein durch die
kommunale Politik gesteuert werden, so zeigt sich
doch deutlich, dass es ein Fehler ist, auf der kom-
munalen Gestaltungsebene leider noch zu oft Ju-
gendlichen und ihren Interessen keine Beachtung
zu schenken. Genau hier setzt auch unsere Kritik
am CDU-Antrag zum Teil an. Er versteht nämlich
die eigenständige Jugendpolitik nicht als das, was
vorhin in der Einbringung zumindest mal kurz
durchschimmerte, wo ich noch Hoffnung habe,
dass es doch so verstanden wird, nämlich als einen
gemeinsamen Prozess von unten mit Kindern und
Jugendlichen.

Der Antrag suggeriert, dass eben hier die weitere
Arbeit eines Landesprogramms in der Landesstra-
tegie von oben stattfinden soll. Auch das sehen wir
anders. Auch hier braucht es das Einbeziehen zum
einen bestehender Konzepte und Aktivitäten der
partizipativen und eigenständigen Jugendpolitik in
die Weiterentwicklung dessen, was sich Rot-Rot-
Grün als Ziel gesetzt hat, und es braucht natürlich
die Einbeziehung von Kindern und Jugendlichen in
diesen Prozess.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Denn wichtig ist uns, dass Jugendpolitik nicht etwas
Neues, von oben Aufgestülptes sein soll, sondern
eben hier der Politikansatz der eigenständigen Ju-
gendpolitik tatsächlich ernst genommen wird, ein
Ansatz, der sich durch alle Ressourcen, alle Ver-
waltungsebenen ziehen muss, der alle Beteiligten
an den Tisch holt und dessen Ergebnis dann am
Ende ein Landesprogramm ist, wobei alle Protago-
nisten einer eigenständigen Jugendpolitik bereits
bei der Erarbeitung von Anfang mit einbezogen
wurden und werden. Hier weist der Antrag der
CDU-Fraktion dann doch noch erhebliche Schwä-
chen auf.

Da im CDU-Antrag vielleicht doch an der einen
oder anderen Stelle zumindest – so war es gerade
auch angedeutet – noch diskussionswürdige Ansät-
ze zu finden sind wie beispielsweise die intensivere
Begutachtung der Lage junger Menschen in Thürin-
gen oder die Frage, wie im Vorfeld von Verordnun-
gen, Gesetzentwürfen eine Art Jugend-Check, so
wie es im Antrag steht, durchgeführt werden kann,
plädieren wir dafür, den Antrag und das Thema im
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport weiter zu
diskutieren. Ich bin gespannt auf die Debatten da-
zu.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat Abgeordnete Muhsal
das Wort.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, meine Rede
wird sich relativ knapp halten, denn zu Ihrem An-
trag gibt es leider gar nicht so viel zu sagen.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Ja, weil Sie
ihn nicht verstehen!)

Ich vermute mal, gerade weil jetzt auch wieder
Landtagswahlen anstehen, haben Sie alle die
Landtagswahlergebnisse aus Sachsen-Anhalt rezi-
piert. Bekanntermaßen ist die CDU dort mit 29 Pro-
zent der Wählerstimmen stärkste Partei geworden.
Auf dem zweiten Platz folgte mit 23 Prozent die Al-
ternative für Deutschland. Alle anderen Parteien
waren demgegenüber recht weit abgeschlagen.

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE:
Rechts!)

Interessant für den heutigen Tagesordnungspunkt
der Jugendpolitik wird dieses Wahlergebnis, wenn
man es sich bezogen auf die jungen Leute ansieht.
In der Altersgruppe der 25- bis 34-Jährigen wurde
die CDU nur von 22 Prozent aller Wähler dieser Al-
tersgruppe gewählt. Die AfD wurde demgegenüber
von 28 Prozent der Wähler dieser Altersgruppe ge-

wählt. Noch drastischer wird dieser Unterschied,
wenn man sich die jüngsten Wähler, also diejeni-
gen, die man entweder selbst noch als Jugend be-
zeichnen kann oder die zumindest die Wähler sind,
die an der Jugend am nächsten dran sind, an-
schaut. In dieser Altersgruppe, also im Alter von 18
bis 24 Jahren, wurde die CDU nicht mehr von
29 Prozent gewählt, auch nicht von 22 Prozent,
sondern von sage und schreibe nur noch 15 Pro-
zent aller Wähler dieser Altersgruppe. Die AfD hat
hier gegenüber den anderen Parteien mit riesigem
Abstand die meisten Stimmen bekommen, nämlich
25 Prozent.

Vizepräsidentin Jung:

Frau Abgeordnete Muhsal, wir haben einen Tages-
ordnungspunkt und ich bitte Sie, auch dazu zu
sprechen.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Selbstverständlich spreche ich dazu. Als ich Ihren
Antrag zur Jugendpolitik gesehen –

(Unruhe CDU, DIE LINKE)

Sie müssen sich jetzt schon das Ende anhören, da-
mit Sie wissen, warum ich das sage. Herr Tischner,
Sie haben gleich noch Gelegenheit, nach mir zu
sprechen. Sie müssen jetzt nicht meine Redezeit
nutzen, um hier reinzugrölen.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Ihre Rede
beginnt am Ende!)

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Dann re-
den Sie doch mal dazu!)

Als ich Ihren Antrag zur Jugendpolitik gelesen ha-
be, drängte sich mir unmittelbar der Eindruck auf,
dass es sich mal wieder um einen typischen Antrag
der Symbolpolitik von der CDU handelt.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Wer
macht denn hier Symbolpolitik?)

Sie wollen, wie es in Ihrem Antrag heißt, eine ei-
genständige Jugendpolitik in Thüringen entwickeln,
weil Sie die Jugend durch Ihre verfehlte Politik nicht
mehr erreichen. Verständlich, dass Sie das aufregt,
Herr Tischner.

Demgegenüber vertreten wir als AfD einen ganz-
heitlichen Ansatz, einen Ansatz, der auch die Ju-
gend in den Fokus rückt, aber nicht eine Genera-
tion gegen die andere ausspielt. Dementsprechend
finden Sie beispielsweise auch in unserem Wahl-
programm die Forderung, alle Gesetze, Verordnun-
gen und Verwaltungshandlungen einer Familienver-
träglichkeitsprüfung zu unterziehen, damit die Be-
dürfnisse von Familien wieder in den Mittelpunkt
staatlichen Handelns gerückt werden. Die Jugend,
die jungen Leute sind Teil unserer Familien und
sollten als Teil der Gemeinschaft gewürdigt werden.
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Einen einseitigen Jugend-Check, wie er von der
CDU gefordert wird, lehnen wir ab. Er ist vollkom-
men überflüssig. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat Abgeordnete Leh-
mann das Wort.

Abgeordnete Lehmann, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, liebe Gäste, die
CDU setzt sich in ihrem Antrag dafür ein, dass wir
eine konsequente Jugendpolitik im Land einsetzen.
Jetzt könnte ich es mir ganz einfach machen und
sagen, es gab noch nie eine so konsequente Ju-
gendpolitik in Thüringen wie in den vergangenen
sechs oder sieben Jahren, nämlich unter der So-
zialministerin Heike Taubert bzw. jetzt unter Rot-
Rot-Grün. Ich könnte auch sagen, die 20 Jahre, in
denen die CDU allein Verantwortung für Kinder-
und Jugendpolitik getragen hat, haben sich vor al-
len Dingen dadurch gekennzeichnet, dass wir mas-
sive Kürzungen in der Jugendarbeit und in der Ju-
gendverbandsarbeit hatten und dass es dadurch
kein Mehr an Beteiligung von Kindern und Jugendli-
chen gab und keine Stärkung der Beteiligung.

Gut, wenn die Direktwahl der Schülersprecher das
Einzige ist, aber Kinder und Jugendliche bewegen
sich in noch mehr Räumen als in der Schule. Ich
würde es trotzdem gern noch ein bisschen ausführ-
licher sagen, und zwar davon ausgehend, was wir
eigentlich in der Kinder- und Jugendpolitik wollen.
Unser Ziel ist es, Jugendpolitik als Querschnittsthe-
ma zu verstehen: Jugendpolitik ist mehr als Ju-
gendarbeit. Es geht da auch um Integration in Aus-
bildung und Arbeit. Da geht es aber auch um Sa-
chen, die möglicherweise auf den ersten Blick gar
nicht so nahe liegend erscheinen, zum Beispiel
städtebauliche Entscheidungen. Es geht auch da-
rum, dass wir die Belange und die Interessen von
Kindern und Jugendlichen immer bedenken und als
Jugendpolitikerin sehe ich mich auch als Vertreterin
von Kindern und Jugendlichen, die dafür Sorge zu
tragen hat, dass die Interessen dieser Gruppe aus-
reichend berücksichtigt werden.

Das ist insbesondere deshalb wichtig, weil wir auf-
grund des demografischen Wandels inzwischen
weniger Kinder und Jugendliche haben. Es sind
nicht nur weniger, sondern sie sind auch weniger
laut als andere Gruppen in dieser Bevölkerung, das
heißt, wir müssen uns umso mehr dafür einsetzen,
dass sie gehört werden.

(Beifall SPD)

Das ist auch deshalb wichtig, weil die Anforderun-
gen, mit denen Kinder und Jugendliche konfrontiert

sind, heute viel komplexer sind als noch vor ein
paar Jahren. Da haben wir auf der einen Seite die
Situation, dass wir wohl keine Generation hatten,
die so viele Möglichkeiten hatte wie die heutige jun-
ge Generation, wenn wir an die Grenzöffnung durch
die Wende 1989, aber auch an die europäische Öff-
nung denken, wenn wir darüber reden, welche be-
ruflichen Möglichkeiten Kinder und Jugendliche ha-
ben, dass es eben nicht mehr der normale Weg ist,
dass man einfach den Beruf der eigenen Eltern er-
greift. Wenn wir überlegen, welche Freizeitmöglich-
keiten Kindern und Jugendlichen heute zur Verfü-
gung stehen, dann ist das tatsächlich eine Welt, die
ein breites Bild eröffnet. Wenn wir aber gleichzeitig
sehen, dass vor Ort Jugendklubs, Freibäder und Bi-
bliotheken schließen, dass ich vom Dorf nicht mehr
in die nächste Stadt komme, weil es keinen ÖPNV
mehr gibt oder der ÖPNV so schlecht ist, dass er
unattraktiv ist, dann ist diese Freiheit nicht beson-
ders viel wert.

Wenn ich sehe, unter welcher Unsicherheit diese
Generation nach wie vor leidet, wenn wir über Be-
rufswahlentscheidungen oder auch über Integration
in Arbeit sprechen, darüber, wie sicher der Job ist,
den ich habe, wie gut bezahlt er ist, wenn ich über
den Druck nachdenke, dem viele Kinder und Ju-
gendliche ausgesetzt sind, wenn wir über Schulent-
scheidungen sprechen, dann zeigt auch das, dass
Lebensrealitäten hier immer weiter auseinanderfal-
len und dass Jugendpolitik hier eine wichtige Rolle
spielt.

All das prägt die jungen Menschen, die in diesem
Land leben. Unser Ziel muss es sein, gute Möglich-
keiten für sie zu schaffen, sodass sie hier eine gute
Zukunft haben, weil die jungen Menschen in die-
sem Land auch die sind, die diese Gesellschaft in
Zukunft tragen werden.

Deshalb sind wir gut beraten, Rahmenbedingungen
zu schaffen, die genau das ermöglichen und die
Frage, die wir uns stellen müssen, ist, ob dieser An-
trag dazu einen Beitrag leisten kann.

So fordern Sie zum Beispiel ein jugendpolitisches
Programm. Jetzt ist es wichtig – das habe ich ein-
gangs schon gesagt –, dass wir die Jugend als ei-
genständige Lebensphase in den Blick nehmen,
weil klar ist, dass die Jugend eine tragende Säule
für die Zukunft ist. Ich frage mich aber, ob tatsäch-
lich ein jugendpolitisches Programm, das mit den
Jugendverbänden erarbeitet wird, dafür weitrei-
chend genug ist. Denn wenn wir Jugendpolitik als
Querschnittsthema verankern wollen, dann reicht
es nicht, mit den Akteuren der Jugendverbandsar-
beit zu reden. Das ist wichtig, das will ich überhaupt
nicht in Abrede stellen. Da müssen wir aber auch
über ganz andere Bereiche reden. Da müssen wir –
das hat Christian Schaft schon angedeutet – auch
über die Bundesagentur für Arbeit, über die Job-
center, über die Schulen, über Kindertagesstätten
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und über andere Sozialeinrichtungen reden, die wir
zum Beispiel vor Ort haben. Wenn wir tatsächlich
eine eigenständige Jugendpolitik erreichen wollen,
dann müssen wir über diesen Bereich der klassi-
schen Jugendarbeit hinausgehen.

Dann gibt es den Wunsch danach, einen Lebensla-
genbericht junger Menschen zu haben. Das ist im-
mer die Frage, wenn wir über Sozialberichterstat-
tung reden, ob es jetzt besser ist, einen Schwer-
punktbericht zu machen oder einen Lebenslagen-
bericht. Die rechtliche Verpflichtung zu einem sol-
chen Bericht gibt es. Im Thüringer KJHG ist die ein-
deutig verankert. Dieser Berichterstattung wird
auch nachgekommen. Wir haben darüber hinaus –
auch das ist ein Teil, der uns einen Überblick über
die Lebenslage der jungen Menschen in diesem
Land gibt, den Landesjugendförderplan, der die Si-
tuation junger Menschen beschreibt. Und ich bin
der Meinung, dass das, worüber wir perspektivisch
reden müssen, eher ein Sozial-Monitoring ist, weil
Kinder- und Jugendpolitik auch ein Teil von einem
großen Komplex „Sozialpolitik“ ist. Jugendpolitik
muss da eingebettet sein. Es geht hier um Vernet-
zung mit anderen Strukturen, mit anderen sozialen
Angeboten. Die Voraussetzungen dafür haben wir
in der vergangenen Legislatur zum Beispiel mit der
Schaffung der Stabsstelle Strategische Sozialpla-
nung im Sozialministerium geschaffen. Es geht
meiner Meinung nach jetzt weniger um die Frage
eines weiteren Berichts, sondern eher darum zu
fragen: Wie realisieren wir eigentlich auf Grundlage
der Erkenntnisse, die wir haben, tatsächlich Ver-
besserungen für Kinder und Jugendliche? Der Koa-
litionsvertrag, den wir mit Rot-Rot-Grün haben,
zieht hier sehr eindeutige Schlüsse und wird, wie
gesagt, schon an vielen Stellen umgesetzt. Dass
wir die Mitbestimmung von Kindern und Jugendli-
chen verbessern müssen, ist unstrittig. Deswegen
haben wir im Koalitionsvertrag die Landesstrategie
„Mitbestimmung“ verankert. Die Erarbeitung der
Landesstrategie wird auch derzeit erarbeitet. Ein
anderer Beitrag, wenn wir über Mitbestimmung
sprechen, ist die Absenkung des Wahlalters, auch
die haben wir vor gar nicht allzu langer Zeit hier im
Plenum diskutiert. Das ist nur ein Aspekt der Stär-
kung von Beteiligung von Kindern und Jugendli-
chen, aber wenn Ihnen die Beteiligung so wichtig
ist, dann nehmen Sie Ihre Blockadehaltung, heben
Sie die auf, stimmen Sie mit uns für eine Absen-
kung des Wahlalters – nicht nur auf kommunaler,
sondern auch auf Landesebene –, da hätten wir
einen Mehrwert für die Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen geschaffen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wie gesagt, auch das ist ein Punkt, der bettet sich
ein in diese Landesstrategie „Mitbestimmung“.
Warum machen wir die eigentlich? Weil es eine
ganze Reihe von Maßnahmen zur Beteiligung von

Kindern und Jugendlichen gibt, auf kommunaler
Ebene, auf Landesebene, bei Jugendverbänden,
bei Trägern. Wir haben in einigen Kommunen Kin-
der- und Jugendparlamente. Wir haben zum Bei-
spiel das Kinderbüro in Weimar, wir haben den Kin-
dergipfel, den die Naturfreundejugend alle zwei
Jahre macht. In der letzten Legislatur hat der Lan-
desjugendhilfeausschuss Empfehlungen zur Stär-
kung von Mitbestimmung in der Jugendarbeit und
der Jugendverbandsarbeit erarbeitet und es gab
zum Beispiel auch Beteiligungsveranstaltungen im
Rahmen der Fortschreibung des Landesjugendför-
derplans. Das ist alles noch keine Gesamtstrategie.
Das sind einige Punkte, die wir haben und das, was
die Landesstrategie machen soll, ist, genau das zu
systematisieren und zu sagen, wie funktioniert ei-
gentlich Kinder- und Jugendbeteiligung so gut, dass
Kinder und Jugendliche ausreichend berücksichtigt
werden. Da geht es nicht nur um klassische politi-
sche Entscheidungsprozesse – darum geht es na-
türlich auch –, aber es geht auch darum, wie, wenn
Verwaltungen entscheiden, die Belange von Kin-
dern und Jugendlichen berücksichtigt werden. Wie
in Jugendklubs, in Kindertagesstätten, in Jugend-
verbänden, in Schulen oder auch im Betrieb die In-
teressen von jungen Menschen ausreichend be-
rücksichtigt werden und wie ich sie auch in Ent-
scheidungen einbeziehen kann. Denn es darf nicht
zufällig sein, ob es eine Beteiligung gibt oder nicht,
und die muss auch an die Situation angepasst sein,
in der die Menschen leben. Die Beteiligung muss
meiner Meinung nach vor allem vor Ort passieren,
weil da, wo die jungen Menschen leben, nicht ab-
strakt die Landesebene ist, sondern die leben in ei-
nem Ort, gehen dort zur Schule, in den Jugendklub,
sind in einem Verein aktiv und genau danach müs-
sen wir schauen. Wir müssen es anpassen an das
Alter, an die Voraussetzungen, die die jungen Men-
schen mitbringen, denn – und das ist das Besonde-
re – es gibt bei der Beteiligung von Kindern und Ju-
gendlichen nicht den einen richtigen Weg – wir
müssen nicht das Instrument schaffen und dann
haben wir Beteiligungsmöglichkeiten erreicht. Es ist
nicht so, dass wir Parlamentarismus einfach eins zu
eins auf junge Menschen übertragen können. Wir
könnten das natürlich schon, aber dann wird diese
Beteiligung nicht besonders erfolgreich sein. Son-
dern die Frage ist: Wie schaffe ich für junge Men-
schen einen Rahmen, in dem sie sich äußern kön-
nen zu den Themen, zu denen sie Interesse haben,
und wie schaffe ich es, dass sie ihre Interessen dort
gut artikulieren können?

Ein anderer Punkt ist, dass die Entscheidungen, die
Kinder und Jugendliche dort treffen, natürlich auch
verbindlich sein müssen. Wir müssen sie ernst neh-
men. Es braucht keine Schaufensterpolitik. Wenn
Kinder und Jugendliche Entscheidungen treffen,
müssen die auch umgesetzt werden. Auch dann,
wenn es uns als Erwachsenen möglicherweise mal
nicht passt. Das bedeutet nicht, dass man Abstim-

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 60. Sitzung - 01.09.2016 4973

(Abg. Lehmann)



mungen nicht auch mal verlieren kann – auch das
gehört zur Demokratie, auch das muss man lernen,
dass man mal unterliegen kann. Aber es ist not-
wendig, dass es einfach eine gewisse Verbindlich-
keit gibt. Es muss eine Verbindlichkeit geben und
ich muss auch eine verlässliche finanzielle Unter-
setzung haben. Die SPD-Fraktion und auch ich per-
sönlich setzen uns seit vielen Jahren dafür ein,
dass es eine Stärkung gibt, aber ich bin da zuver-
sichtlich, dass wir auf einem guten Weg sind.

Der letzte Punkt ist der Jugend-Check. Es gibt ge-
rade eine Initiative im Bund, innerhalb von Verwal-
tungen zu stärken, dass Interessen von Kindern
und Jugendlichen berücksichtigt werden. Das heißt,
es geht hier vor allem um ein Umdenken, dass bei
politischen Entscheidungen auch darüber nachge-
dacht wird, welche Konsequenzen das eigentlich
für Kinder und Jugendliche hat oder es überhaupt
Konsequenzen für Kinder und Jugendliche hat, und
darauf dann auch einzugehen. Das ist ein Prozess,
den wir meiner Meinung nach begleiten müssen.
Wir müssen mal schauen, was da vom Bund
kommt. Ich glaube nicht, dass es uns hilft, wenn wir
dann eine Liste haben, wo man zu jedem Gesetz-
entwurf oder jedem Gesetzesvorhaben noch einmal
einen Haken macht und sagt, hier sind Interessen
und Belange betroffen oder nicht. Sondern das
muss dann schon ein bisschen stärker untersetzt
werden. Aber das ist sicherlich ein Instrument, über
das man noch einmal diskutieren kann.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, ich
bin wie gesagt froh, dass die CDU das Thema jetzt
für sich entdeckt hat. Ich wäre froh, wenn wir uns
da gemeinsam starkmachen können, weil das,
glaube ich, für die Kinder und Jugendlichen in un-
serem Land einfach notwendig ist. Es ist in ihrem
Interesse, dass wir hier auch über Parteigrenzen
hinweg eine konstruktive Arbeit leisten und dass wir
eine dauerhafte und verbindliche Förderung und
Unterstützung ihrer Arbeit garantieren.

Ich würde aber gern die Gelegenheit nutzen – wir
reden immer über die jungen Menschen –, den jun-
gen Menschen noch mal zu sagen: Setzt euch für
eure Interessen ein, macht deutlich, was ihr wollt!
Seid laut! Lasst euch nicht erzählen, dass ihr das
nicht könnt! Erwachsene haben nicht immer recht.
Wir brauchen euch bei den Entscheidungen, die
euch betreffen.

Ich würde mich freuen, wenn wir diesen Antrag im
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport weiterbe-
raten und dann damit hoffentlich eine Verbesserung
für junge Menschen in diesem Land erreichen kön-
nen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Das Wort hat nun Abgeordneter Bühl, Fraktion der
CDU.

Abgeordneter Bühl, CDU:

Liebe Präsidentin, sehr verehrte Abgeordnete, auch
liebe junge Leute auf der Tribüne

(Beifall CDU, AfD)

und natürlich auch alle, die sonst zuschauen! Erst
mal wollte ich noch etwas zu den Vorrednern sa-
gen: Einmal möchte ich mich für den Beitrag von
Frau Lehmann bedanken, der, wie ich finde, erste
Beitrag, der sich überhaupt inhaltlich mit unseren
Vorstellungen auseinandersetzt,

(Beifall CDU; Abg. Becker, SPD)

im Vergleich zu den beiden davor. Ich glaube, das
liegt auch daran, weil wir uns gemeinsam auf dem
Feld der Jugendpolitik, auch in Sachen Landesju-
gendförderplan usw., intensiv mit den Thematiken
auseinandersetzen. Nichts gegen Herrn Schaft,
aber er ist ja überwiegend auf anderen Feldern un-
terwegs. Die Kollegin konnte ja heute nicht dazu
sprechen. Aber ich muss sagen, zu den anderen
beiden Rednern vorher, also zum einen zu Herrn
Schaft: Wenn er sagt, Streichungen bei Kommunen
erfolgen durch den Druck, den die Kommunen in
Sachen Finanzen haben, und dann wird zuerst bei
Jugendlichen gestrichen. Ja, warum ist das so?
Wenn ich im letzten Jahr sehe, dass 100 Millionen
Euro allein durch diese Regierung noch mal gestri-
chen wurden, dann befeuern Sie mit, dass dort ge-
strichen wird.

(Beifall CDU)

Dann sind Sie mit schuld an diesen Streichungen.
Dann sollten Sie sich hier nicht hinstellen und soll-
ten irgendwas anderes erzählen. Auch Sie haben
leider kaum zum Antrag gesprochen, denn unsere
Punkte, denke ich, sind überparteilich diskutierbar.
Wenn Sie sagen, Sie wollen die Jugendpolitik be-
darfsgerecht ausgestalten, dann muss ich Ihnen lei-
der sagen: Bei der Aufstellung des Landesjugend-
förderplans können wir jetzt schon absehen, dass
das nicht bedarfsgerecht ist, was im Haushalt ist.
Dann würde ich Ihnen mitgeben, dass Sie sich
auch mit dafür einsetzen, dass das entsprechend
auch so abgebildet wird, wie es gebraucht wird.

(Zwischenruf Abg. Lehmann, SPD: Das ma-
chen wir!)

Zu Frau Muhsal will ich eigentlich gar nichts groß
sagen.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Bühl, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Abgeordneten König?
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Abgeordneter Bühl, CDU:

Ich würde die Frage gern erst zum Ende zulassen.

Zu Frau Muhsal: Frau Muhsal führt ja hier nur ihre
Wahlstatistiken aus, hat sich mit dem Thema an
sich – glaube ich – kaum auseinandergesetzt, ist
auch noch nie bei den Planungstreffen Landesju-
gendförderplan dabei gewesen. Wir sind jetzt fertig.
Sie war kein einziges Mal dabei, obwohl sie für ihre
Fraktion dort Mitglied ist.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Hört,
hört!)

Sie hat also scheinbar überhaupt kein Interesse da-
ran, sich mit jungen Leuten auseinanderzusetzen.
Dann sollte sie hier auch entsprechend ihre Wort-
meldungen zügeln und dann lieber nicht zu dem
Punkt sprechen, wenn sie es in den Gremien, die
nicht öffentlich tagen, auch nicht tut.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Nun zum Antrag: Ich freue mich, dass wir heute
überhaupt dazu kommen, ihn zu besprechen. Er ist
ja schon seit April/Mai hier im Plenum auf der Ta-
gesordnung. Unsere Tagesordnung hat es bis jetzt
nicht zugelassen, dass wir zur Jugendpolitik spre-
chen konnten. Deswegen finde ich es erst mal gut,
dass wir uns heute hier intensiv damit auseinander-
setzen.

Was an eigenständiger Jugendpolitik wichtig ist,
das ist heute auch schon gut gesagt worden. Dem
lässt sich auch wenig zusätzlich entgegnen, außer
dass man natürlich über den Weg, wie man es
macht, diskutieren kann und dass wir da sicherlich
unterschiedliche Auffassungen in den Details ha-
ben. Aber für uns ist klar: Junge Leute sollen sich
einmischen, sollen Lust an Demokratie bekommen.
Wenn wir selbst unsere Biografien durchleuchten,
können wir alle sehen, wie wir zur Politik gekom-
men sind. Das ist in den Gremien, in den Kommu-
nen, wo wir Lust auf Politik hatten, bzw. auch über
die Schülervertretungen, wo wir Lust gemacht be-
kommen haben. Das ist auch ein Ansatz, den wir
stärken wollen und mit dem wir hier mit diesem An-
trag auch einen Beitrag leisten wollen. In den letz-
ten Jahren ist da schon einiges passiert. Frau Leh-
mann hat es angesprochen. Allerdings müssen wir
auch selbstkritisch feststellen – ich habe mal durch-
geschaut, wie viele Anträge es denn in den letzten
Jahren zur Jugendpolitik gab; das ist eigentlich
fraktionsübergreifend ziemlich mau. Von daher fin-
de ich das sehr gut, dass wir hier auch einen Vor-
stoß machen. Und diesen Vorstoß machen wir
auch in Übereinstimmung mit dem Landesjugend-
ring, der in seiner 39. Vollversammlung ohne Ge-
genstimmen einen Antrag zur eigenständigen Ju-
gendpolitik beschlossen hat. Dieser Antrag zeichnet
im Wesentlichen voraus, was Jugendpolitik partei-
übergreifend ausmacht, und diesen wollen wir mit

unserem Antrag in den politischen Raum tragen
und hier zur Diskussion stellen, wo er unserer Mei-
nung nach hingehört.

Wichtige Grundlagen waren für uns, für diese Erar-
beitung – und wir haben das letzte Woche auch
noch mal in einem Jugendforum bei uns in der
Fraktion mit vielen, vielen Vertretern, vielen jungen
Menschen aus Vereinen, Verbänden und auch Ver-
tretern aus dem Landesjugendring bzw. aus dem
Landesjugendhilfeausschuss diskutiert: Was ist für
junge Menschen wichtig? Ich habe mich gefreut,
dass wir über 70 Teilnehmer hatten und die haben
auch alle gesagt: Es ist zum ersten Mal, dass so
was gemacht wurde. Da müssen wir uns auch
selbstkritisch fragen, warum so was vorher noch
nicht gemacht worden ist. Ich habe mir auf jeden
Fall vorgenommen, wir wollen so ein Forum auch in
Zukunft wieder machen, weil es einfach gut ist, zu
diskutieren. Und da sind wir auch noch mal auf un-
sere Grundlagen eingegangen, die für uns wichtig
sind. Das ist zum einen, dass wir gute Jugendpolitik
als starkes Politikfeld weiterentwickeln wollen und
vor allen Dingen ernsthaft mit den Interessierten ins
Gespräch kommen und ihre Forderungen, ihre Be-
denken ernst nehmen und in die Politik einbringen
wollen. Außerdem ist gute Jugendpolitik für uns
wichtig, weil wir Perspektiven für junge Menschen
schaffen wollen. Da ist der Jugend-Check, glaube
ich, auch eine wichtige Sache, der auf Bundesebe-
ne gerade in der Diskussion ist, der vom Bundesju-
gendring angestoßen wurde und den es im Übrigen
in Österreich auch schon erfolgreich gibt, wo wir
auch schauen können, was wir von diesen Erfah-
rungen dort lernen können, um unsere Gesetze
noch besser für junge Leute auszurichten. Vor allen
Dingen sollten wir die Selbstbestimmung von jun-
gen Menschen ernst nehmen und die Selbstorgani-
sation in Verbänden und Vereinen achten und för-
dern. Da sind wir bei dem Punkt, der sicherlich eine
breite Querschnittsaufgabe ist, wie wir es schaffen
können, dass wir Vereine stärken, dass wir Ehren-
amt stärken, dass wir jungen Menschen Lust auf
Ehrenamt machen und dass sie auch Lust haben,
sich in den Vereinen einzubringen, sich in den Gre-
mien einzubringen, dort Erfahrungen mit demokra-
tischen Prozessen zu sammeln. Das ist eine Aufga-
be, die wir voranbringen wollen.

Jugendpolitik darf auch nicht an Ländergrenzen
aufhören. Wir müssen schauen, was in anderen
Bundesländern passiert, was aber auch in Europa
passiert. Da haben wir zum Beispiel auch nach
Sachsen-Anhalt geschaut, wozu ich gleich noch
komme, zu dem Landesprogramm Jugendpolitik,
was dort sehr gut und erfolgreich läuft. Da können
wir uns, denke ich, vielleicht ein bisschen was ab-
schauen.

Kurz und knapp: Alle profitieren von einer starken
und guten Jugendpolitik. Kommunale Strukturen
müssen eindeutig auch für junge Leute in dem Sin-

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 60. Sitzung - 01.09.2016 4975



ne geöffnet sein, dass man Jugendbeiräte ernst
nimmt, dass man Jugendbeiräte stärkt. Da müssen
wir sicherlich auch selbst schauen, inwieweit wir
das in der Kommunalordnung stärker verankern
müssen. Ich weiß, das wird auch in meiner Fraktion
nicht einfach, solche Ideen mit einzubringen. Aber
ich finde, dass es sich lohnt und dass man es auf
jeden Fall andiskutieren muss.

Das Wahlalter ab 16 ist heute schon angesprochen
worden. Wir hatten unsere Gründe, hier nicht mit
Ihnen mitzugehen. Dieser Antrag, den wir heute
vorlegen, ist auch eine Folge dessen, weil wir nicht
einfach sagen: Nein, wir wollen das Wahlalter ab 16
nicht, sondern wir fügen auch an, was man dem
Ganzen entgegnen kann, wie man nämlich aktive
Beteiligung an Politik stärken kann und nicht passi-
ve Beteiligung, so wie Sie sie mit einer einfachen
Absenkung des passiven Wahlalters einführen woll-
ten – aktives Wahlalter, das haben Sie sich ja nicht
getraut. Für uns ist ganz wichtig, dass man junge
Leute mitnimmt, dass man ihnen Lust macht, dass
man auch in der Schule anfängt. Auch da habe ich
bis jetzt noch nichts gehört, wie man in der Schule
früher anfängt mit der Sozialkunde, mit Politikunter-
richt, um entsprechend auch junge Leute auf die
Wahlentscheidung vorzubereiten.

(Beifall CDU)

Auch hier sollte, denke ich, mehr von der Bildungs-
ministerin kommen. Da habe ich bis jetzt noch nicht
viel gehört.

Deswegen greift es für uns viel zu kurz, einfach pla-
kativ irgendetwas abzusenken und im Endeffekt
keine Effekte zu erzielen. Das haben Sie schnell
gemacht. Ihre Beteiligungsstrategie, die Sie vorle-
gen wollen, ist bis jetzt noch nicht vorgelegt. Das
dauert ein bisschen länger als plakative Vorhaben.
Ich finde, deswegen sollte man es sich nicht zu ein-
fach machen und sollte immer nur auf dieses Wahl-
alter abzielen.

(Beifall CDU)

Nun noch mal zu unserem Antrag: Zum einen finde
ich es ganz wichtig, dass wir ein jugendpolitisches
Landesprogramm entwickeln, weil ich glaube, dass
das auch noch deutlich weiter geht als das, was Sie
als Landesstrategie für die Verbesserung der Mit-
bestimmung vorlegen wollen. Ich finde es richtig,
dass Sie das machen wollen. Das sollten Sie auch
zügig machen, deswegen haben wir das als Forde-
rung mit aufgelegt. Aber dieses Landesprogramm
geht deutlich weiter, weil es nämlich, wie Sie schon
ausgeführt haben, Frau Lehmann, darstellen soll,
was Jugendpolitik als Querschnittsaufgabe aus-
macht. Das muss man in so einem Landespro-
gramm zusammenfassen. Da haben unsere Nach-
barn in Sachsen-Anhalt wirklich gute Erfahrungen
gemacht. Sie haben das dort den Landesjugendring
machen lassen und in einem Ein-Jahres-Programm

auch entsprechend so etwas aufgestellt. Sie haben
wirklich viel Beteiligung von vielen jungen Men-
schen bekommen, die sich direkt eingebracht ha-
ben.

Das ist doch auch eine Erfahrung, die wir jetzt aus
der Aufstellung des Landesjugendförderplans mit-
nehmen sollten. Die Beteiligungswerkstätten sind
angesprochen worden. Diese haben – ich habe
selbst an einer teilgenommen – viele Themen und
Fragen aufgeworfen, die in einem Landesjugendför-
derplan überhaupt keinen Platz haben, weil sie
nicht die Aufgabe eines Landesjugendförderplans
sind und entsprechend dort auch nicht abgebildet
werden können. Dafür muss man doch eine Platt-
form finden, um diese Ziele, diese Wünsche auch in
einem Programm abzubilden und das zusammen-
zufassen.

Deswegen ist gerade dieser Prozess, den man jetzt
in dem Landesjugendförderplan neu begonnen hat
für mich Anreiz, zu sagen, wir sollten das fortfüh-
ren, wir sollten das in eine weitere Ebene tragen
und dann auch nicht nur für eigene Verbände inklu-
dieren, sondern das Ganze breiter in der Anhörung
machen. Wir sollten auch neue Formen, wie zum
Beispiel digitale Beteiligung und Online-Debatten
mit einfließen lassen. Wir sollten Konferenzen dazu
machen, Mikroprojekte – was es alles für Möglich-
keiten gibt, um eine möglichst breite Beteiligung zu
haben.

Ich hätte mir das jetzt schon für den Landesjugend-
förderplan gewünscht, dass man auch mehr an
Schulen herantritt, wo junge Leute sind und dort in
den Gremien zur Beteiligung aufruft, wo man viel-
leicht auch die erreicht, die nicht unbedingt in Verei-
nen engagiert sind, die nicht sowieso schon in ir-
gendwelchen Vorständen aktiv sind, sondern dass
wir wirklich die Jugendlichen erreichen, die sonst
vielleicht in solchen Prozessen keine Stimme ha-
ben. Das ist – glaube ich -- ein ganz großes Ziel,
das wir verfolgen sollten.

Ein eigener Kinder- und Jugendbericht ist wichtig,
weil aktuell im Grunde nur eine Kommentierung des
Bundesberichts kommt. Wir sollten wirklich mehr
auf den Fokus junger Menschen in Thüringen ab-
zielen und sollten diese Fragestellungen aufwerfen
und bei uns diskutieren. Deswegen ist es eine wich-
tige Forderung, dass wir auch das hier aufmachen,
dass wir es uns da nicht zu einfach machen, ein-
fach nur den Bundesbericht zu kommentieren.

Zum Jugend-Check habe ich schon etwas gesagt.
Das ist eine wichtige Sache, um entsprechend Ge-
setze auch für junge Leute vorzubereiten. Insge-
samt denke ich, ist unser Beitrag, den wir hier leis-
ten, ein guter – ein Beitrag, der die Jugendpolitik in
Thüringen voranbringen soll. Ich bitte Sie deswe-
gen, diesen Antrag zur gemeinsamen Diskussion
und dann vielleicht auch zur Diskussion mit allen
Beteiligten, die wir dann auch anhören können, an
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den Bildungs-, Jugend- und Sportausschuss zu
überweisen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Bühl, Sie hatten eine Zwischen-
frage der Abgeordneten König gestattet.

Abgeordnete König, DIE LINKE:

Herr Bühl, vielleicht darf ich Ihnen ja auch zwei Fra-
gen stellen, weil sich im Zuge Ihrer Rede eine wei-
tere ergeben hat. Fangen wir mit der ersten an und
dann entscheiden Sie.

Sie hatten ausgeführt, dass die finanzielle Ausstat-
tung im Bereich der Jugendarbeit und Jugendpolitik
so schwierig wäre. Ist Ihnen bekannt, dass unter
den vergangenen Regierungen, an denen die CDU
immer beteiligt war, kontinuierlich die Mittel für die
Jugendarbeit und Jugendverbandsarbeit gekürzt
wurden? Als ein Verweis sei an der Stelle nur die
Richtlinie „Örtliche Jugendförderung“ genannt, die
erst, seitdem es Rot-Rot-Grün gibt, wieder finanziell
aufgestockt wird, in diesem Jahr zum Beispiel mit
einer ersten Million zusätzlich und im kommenden
Jahr auch. Ist Ihnen das bekannt?

Abgeordneter Bühl, CDU:

Ist Ihnen bekannt, dass sich unsere Fraktion perso-
nell jünger aufgestellt hat, sich entsprechend auch
Themensetzungen zum Glück gut weiterentwickeln
und wir dementsprechend auch unsere Politik im-
mer den aktuellen Gegebenheiten anpassen?

(Beifall CDU)

Abgeordnete König, DIE LINKE:

Ich nehme Ihre Selbstkritik freudig zur Kenntnis,
weise Sie aber darauf hin, dass man eine Frage
nicht mit einer Gegenfrage beantwortet.

Abgeordneter Bühl, CDU:

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass ich ent-
scheide, wie ich antworte, wenn ich am Pult stehe.
Vielen Dank.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Jawohl, so
sieht es aus!)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächste Rednerin hat Abgeordnete Rothe-Bein-
lich, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, liebe Gäste! Am letzten
Samstag – Sie erinnern sich vielleicht – war es,
draußen jedenfalls, ziemlich heiß. Aber auch hier
drin in diesem Plenarsaal ging es an dem Samstag
heiß her, und zwar im wahrsten Sinne des Wortes.
Hier haben sich nämlich die Vertreterinnen und
Vertreter der Kinder- und Jugendparlamente aus
ganz Thüringen getroffen. Es waren, glaube ich, um
die 60 Jugendliche, die seit Freitag schon gemein-
sam gearbeitet hatten, dieses Jahr auf Einladung
der Stadt Sömmerda – es lädt jedes Jahr eine an-
dere Stadt dazu ein –, und am Samstag kamen
dann die Vertretungen dieser Jugendlichen schon
traditionell in den Thüringer Landtag, um dort über
politische Fragen zu diskutieren und sich auch mit
Abgeordneten, mit Ministerinnen und mit Staatsse-
kretären auszutauschen. Derer waren auch einige
da, Ministerin Werner war vertreten, Staatssekretär
Krückels für die Staatskanzlei war da, Christian
Schaft für die Fraktion Die Linke, Diana Lehmann
von der SPD, ich selbst war da; von der CDU ist lei-
der niemand gekommen, von der AfD auch nicht.
Ich kann Ihnen sagen, was wir da erleben durften,
das hat mich schwer beeindruckt. Die Jugendlichen
hatten nämlich 21 Fragen zu ganz unterschied-
lichen Themen vorbereitet, ganz querbeet, die ih-
nen quasi unter den Nägeln brannten. Da waren
Fragen dabei, beispielsweise, ob wir dazu stehen,
die Wehrpflicht wieder einzuführen, was wir darüber
denken. Es waren Fragen dabei, wie wir zur BLF
stehen, also zur besonderen Leistungsfeststellung,
es waren Fragen dabei, die den Bereich der Flücht-
lingspolitik betreffen, es waren Fragen dabei, die
die Arbeitsmarktpolitik betreffen, es waren Fragen
auch zur Legalisierung von Cannabis beispielswei-
se dabei. Es waren auch ganz viele Fragen zur Bil-
dungspolitik darunter. Nachdem all die 21 Fragen
beantwortet waren und wir sogar jeder ein kleines
Geschenk von den Jugendlichen bekommen hat-
ten, fragten sie: Jetzt sind uns noch mehr Fragen
gekommen, können wir vielleicht noch ein bisschen
weiterdiskutieren? Ich glaube, denjenigen, die hier
gewesen sind, hat das gezeigt, dass Jugendliche
unheimlich viel Lust darauf haben zu diskutieren,
sich einzubringen, ihre Vorstellungen zu formulie-
ren. Das war tatsächlich gelebte lebendige Demo-
kratie. Ich habe danach einen Artikel in der „Thürin-
ger Allgemeine“ aus Sömmerda gelesen, wo die Ju-
gendlichen im Nachgang berichtet und erzählt ha-
ben, dass sie das ganz besonders spannend fan-
den, tatsächlich mal mit Politikern ins Gespräch zu
kommen.

Ich glaube, das macht eines deutlich: Wir dürfen
nicht immer nur über Jugendliche reden, sondern
wir müssen mit Kindern und Jugendlichen reden.
Dazu ist das eine gute Gelegenheit, wenn sie ein-
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mal im Jahr die Chance haben, hier als Vertreterin-
nen ihrer Kinder- und Jugendparlamente in den
Thüringer Landtag zu kommen. Aber das kann na-
türlich nicht alles sein. Ich glaube, wir sollten den
Mut haben, sie öfter einzuladen, denn sie hatten
wirklich sehr konkrete Fragen und wir sind teilweise
echt ins Schwitzen gekommen, die alle umfang-
reich zu beantworten. Das war richtig großartig.

Jetzt haben wir hier einen Antrag von der CDU-
Fraktion vorliegen und, Herr Bühl, ich habe schon
sehr genau zugehört, was Sie gesagt haben. Ich
weiß da auch Ihre Selbstkritik zu würdigen. Ich woll-
te eigentlich damit beginnen zu sagen, dass es
schon interessant ist zu beobachten, dass die CDU
– eine Partei, die immerhin 25 Jahre, also ein Vier-
teljahrhundert, mit in der Landesregierung war und
auch die Funktion der Ministerpräsidentin stellte –
nun, angekommen in der Opposition, 2016 die Ju-
gendpolitik für sich entdeckt. Spät, aber vielleicht
immerhin, kann ich sagen. Wenn wir hier auf Au-
genhöhe ins Gespräch kommen, ist das nur gut,
denn – das muss ich auch sagen, Herr Bühl hat es
erwähnt und auch Diana Lehmann hat es noch mal
betont – es gab eine Arbeitsgruppe zur Erarbeitung
des Landesjugendförderplans. Das klingt erst mal
recht unscheinbar. Ich glaube, es gibt wenige Ar-
beitsgruppen, die sich wirklich in fünf- bis sechs-
stündigen Sitzungen immer und immer wieder tref-
fen, in denen wir gemeinsam gearbeitet haben, im
Gegensatz zur AfD, die da niemals aufgetaucht ist.
Diese Arbeitsgruppe hat nun einen entsprechenden
Landesjugendförderplan 2017 bis 2021 vorgelegt.
Der kann sich meines Erachtens durchaus sehen
lassen, da haben wir neue Beteiligungsformate ge-
sucht, aber nichts ist so gut, dass man es nicht
noch besser machen könnte. Ich glaube, es liegt
uns tatsächlich allen am Herzen, Kinder und Ju-
gendliche mit einzubeziehen, zumindest spreche
ich hier für vier Fraktionen – meine ich – in diesem
Haus.

Als Grüne beschäftigen wir uns schon sehr lange
mit Jugendpolitik und es war uns deshalb genauso
wie der SPD und auch der Linken besonders wich-
tig, uns bereits im Koalitionsvertrag darauf zu ver-
ständigen, dass Kinder- und Jugendpolitik genauso
wie die Kinder- und Jugendarbeit deutlich zu stär-
ken sind. Ich bin auch Kommunalpolitikerin und in-
sofern weiß ich, wie hart es immer ist – in Erfurt tun
wir das gerade, da ringen wir immer noch um den
Haushalt 2016 –, darauf zu achten, dass der be-
schlossene Jugendförderplan dann ausfinanziert
ist, damit die Angebote in der Kinder- und Jugend-
arbeit aufrechterhalten werden können.

Die zwischen Rot-Rot-Grün vereinbarten jugendpo-
litischen Zielsetzungen, wie zum Beispiel die Erhö-
hung der Jugendpauschale und die Fortschreibung
des Landesjugendförderplans, setzen wir auf Lan-
desebene Schritt für Schritt um. Dafür brauchen wir
keine zusätzlichen Anträge, aber es ist immer mög-

lich, solche zu stellen. Immerhin kommen wir dann
hier auch zu solchen Debatten. Wir haben im Koali-
tionsvertrag vereinbart, die eigenständige Jugend-
politik mit den vielfältigen Akteurinnen und Akteuren
der Jugendarbeit und Jugendverbände zu stärken.
Die Stärkung von eigenständiger Jugendpolitik be-
deutet für uns, dass wir einen Politikansatz stärken
wollen – da kann ich nur an Diana Lehmann an-
schließen –, der die Jugendlichen und die Jugend-
phase in der Gesamtheit in den Blick nimmt, also
eine umfassende Strategie, und sie tatsächlich bei
allen Entscheidungen mit berücksichtigt und die In-
teressen und Belange von jungen Menschen auch
immer wieder aufgreift. Man könnte es auch so
nennen: Wir wollen Kinder- und Jugendpolitik nicht
nur auf Kinder- und Jugendaugenhöhe, sondern
eben auch auf Kinder- und Jugendnasenhöhe ge-
stalten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dies tun wir beispielsweise durch eine intensive
Einbindung der jugendpolitischen Akteure im Rah-
men der aktuellen Neufassung des Landesjugend-
förderplans. Ich habe das erwähnt, da haben wir
mit Beteiligungsformaten gearbeitet, die es so vor-
her noch nicht gab. Außerdem wird bereits eine
Landesstrategie, die Sie in den vier Punkten Ihres
Antrags ja auch wünschen, für die Mitbestimmung
von Jugendlichen erarbeitet, welche die Initiativen
auch auf kommunaler und Landesebene zusam-
menführt. Es gibt bereits viele Mitbestimmungs-
möglichkeiten, beispielsweise Jugendparlamente,
ich habe sie gerade genannt, auch der Kindergipfel
ist hier zu nennen. Was aus diesen Gremien auch
immer wieder an uns herangetragen wird – das
Wahlalter 16 war auch so eine Frage –, das war
ganz deutlich, dass uns die Jugendlichen sagen:
Traut uns doch mehr zu! Wir wollen uns einbringen,
wir wünschen uns mehr politische Debatte, im Übri-
gen auch politische Bildung in der Schule, das war
auch ein Thema, was die Jugendlichen hier letzten
Samstag an uns herangetragen haben. Es braucht
aber auch eine Stärkung von Mitbestimmung und
die lässt sich eben nicht von oben herab verordnen,
sondern sie muss gemeinsam mit den Jugendli-
chen entwickelt werden. Darauf hat auch Christian
Schaft schon hingewiesen. Wie gesagt, dazu brau-
chen wir sicherlich nicht den Antrag der CDU, aber
wenn wir uns einig sind, kommen wir da sicherlich
ganz gut ins Gespräch.

In Ihrem vierten Punkt fordern Sie die Entwicklung
von Kriterien für den Jugend-Check und Sie, Herr
Bühl, haben das eben noch mal ein bisschen aus-
geführt. Ich will das auch noch mal sagen, weil das
ja keine Erfindung aus diesem Haus oder in diesem
Rahmen ist. Wir sehen die Forderung nach einem
Jugend-Check durchaus positiv. Er ist ja im Prinzip
eine abgeschriebene Forderung aus einem etwas
älteren Koalitionsvertrag, nämlich von SPD und
CDU im Bund. Der Jugend-Check ist ein aus meh-
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reren Modulen zusammengesetztes Instrument mit
dem Ziel – bei allen relevanten Maßnahmen der
Bundesregierung auf Bundesebene wird das ja ge-
rade diskutiert, vor allem geht es da um Gesetzge-
bungsverfahren, Verordnungen, Programme –, die
Interessen und Bedürfnisse von Jugendlichen und
jungen Erwachsenen systematisch und frühzeitig,
das heißt bereits in der Entwicklung, zu berücksich-
tigen.

Der Jugend-Check könnte damit durchaus – da
sind wir uns mal ganz nah, Herr Bühl – ein Beitrag
zu einer jugendgerechten Gesellschaft sein und be-
sonders Politik und Verwaltung für jugendgerechtes
Handeln sensibilisieren, denn da hakt es, glaube
ich, an der einen oder anderen Stelle immer mal
wieder. Im Moment wird der Jugend-Check unter
Mitwirkung von einer Reihe von Organisationen,
zum Beispiel dem Deutschen Bundesjugendring,
dem Ministerium auf Bundesebene, der Arbeitsge-
meinschaft für Kinder- und Jugendhilfe, der Bun-
desjugendkonferenz und dem Deutschen Jugend-
institut, entwickelt. Die Entwicklung auf Bundesebe-
ne soll so konzipiert werden, dass die Länder und
Kommunen jeweils für sich passende Module auf-
greifen, weiterentwickeln und dann auch entspre-
chend nutzen. Daher ist die Forderung nach der
Entwicklung von eigenen Thüringer Kriterien nicht
wirklich zielführend, denn dieses Gesamtkonzept ist
einfach anders angelegt. Wir müssen, glaube ich,
tatsächlich schauen, was dort kommt und wie wir
das für uns anwenden und nutzen können.

Zusammenfassend will ich also sagen: Die CDU
wirkt schon ein bisschen unglaubwürdig mit ihrem
plötzlichen Interesse an der Jugendpolitik, aber wir
nehmen natürlich das neu aufgeflammte Interesse
gern auf und wahr. Es wird eine Landesstrategie-
mitbestimmung gefordert, die bereits erarbeitet
wird, und Sie fordern einen Jugend-Check, der be-
reits auf Bundesebene in der Entwicklung ist.

Nichtsdestotrotz sollten wir weiter diskutieren, wie
wir die eigenständige Jugendpolitik gemeinsam
stärken können. Ich freue mich auch auf die Dis-
kussion im Ausschuss. Ich möchte Sie aber außer-
dem darauf hinweisen, dass am 8. September, ab
14.00 Uhr, ein großes Fachgespräch „Fokus Ju-
gend“ hier im Thüringer Landtag stattfindet, veran-
staltet von drei Fraktionen, Die Linke, SPD und
Bündnis 90/Die Grünen. Es ist überschrieben „Für
eine eigenständige Jugendpolitik in Thüringen“. Da
sind Sie herzlich eingeladen und wir freuen uns auf
ein gutes Miteinander.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir keine
Wortmeldungen vor. Das Wort für die Landesregie-
rung hat Staatssekretärin Ohler.

Ohler, Staatssekretärin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, sehr geehrte Gäste,
leider sind jetzt bis auf ein Kind alle Jugendlichen
nicht mehr da. Aber ich denke, sie haben vorher
noch einen Teil der Debatte mitbekommen. Alle
Rednerinnen und Redner haben es bereits gesagt:
Eigenständige Jugendpolitik ist ein wichtiges The-
ma. Aber was meint eigenständige Jugendpolitik?
Eigenständige Jugendpolitik nimmt die Sichtweise
der Jugendlichen ernst und bezieht ihre Interessen
bei Entscheidungsprozessen ein. Eigenständige Ju-
gendpolitik nimmt die Lebensphase Jugend als
Ganzes in den Blick, sie begreift Jugendpolitik als
Querschnittsaufgabe über Zuständigkeiten und
Ressortgrenzen hinweg. Eigenständige Jugendpoli-
tik will einen Perspektivwechsel zugunsten der Her-
anwachsenden herbeiführen. Das betrifft auch Fra-
gen von Bildung und Ausbildung, von gesellschaftli-
cher Teilhabe und politischer Mitbestimmung.

Die Landesregierung macht sich für die Belange
von Kindern und Jugendlichen stark. Wir wollen ein
Klima der Anerkennung und des Respekts für Ju-
gendliche und ihre spezifische Lebenssituation, un-
abhängig davon, aus welchem Land sie kommen
und ob sie Eltern haben oder keine. Wir wollen die
Belange der Jugendlichen noch mehr als zentrales
Politikfeld betrachten. Dazu braucht es eine besse-
re Zusammenarbeit all jener Akteure, die die Inte-
ressen von Jugendlichen vertreten. Wir wollen die
Strukturen stärken, die schon jetzt Mitbestimmung
von Kindern und Jugendlichen ermöglichen und wir
wollen, dass Kinder und Jugendliche nicht in Armut
leben müssen.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich kann nicht
verhehlen, dass wir in Thüringen noch am Anfang
dieses Prozesses stehen. Ich verrate Ihnen, werte
Kolleginnen und Kollegen von der CDU-Fraktion,
keine Geheimnisse, wenn ich sage, dass hier in
den vergangenen Jahrzehnten wenig geschehen
ist. Es wurde schon darauf hingewiesen. Mehr Mit-
bestimmung für Kinder und Jugendliche, das war ja
bisher nicht so Ihr Thema. Ich erinnere hier nur –
das wurde auch schon gesagt – an die Debatte um
die Herabsetzung des Wahlalters. Wer Jugendliche
ernst nehmen will, der muss ihnen eine Stimme ge-
ben, auch eine Stimme an der Urne. Dank der Re-
gierungsfraktionen können in den Kommunen Mäd-
chen und Jungen ab 16 Jahren wählen. Weil die
CDU-Fraktion damals geblockt hat, gibt es diese
Möglichkeit bei Landtagswahlen noch nicht. Sehr
geehrter Herr Bühl, nur weil man sich für aktive Mit-
bestimmung einsetzt, ist das kein Argument gegen
ein Wahlrecht.

Sehr geehrte Damen und Herren, welche Möglich-
keiten der Mitbestimmung gibt es bisher also in
Thüringen? Das Herzstück der Jugendarbeit ist die
Jugendverbandsarbeit. Die Jugendverbandsarbeit
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wird grundsätzlich von jungen Leuten organisiert,
gemeinschaftlich gestaltet und mitverantwortet. Sie
entscheiden selbst, welche Programme angeboten
und wie Räume gestaltet werden sollen. Mit der
schrittweisen Erhöhung der örtlichen Jugendförde-
rung stärken wir auch die Jugendverbandsarbeit.
Die Stärkung der Jugendverbandsarbeit war uns
bei der derzeitigen Erstellung des Landesjugendför-
derplans für die Jahre 2017 bis 2021 ein Anliegen.
In den Prozess haben wir erstmals junge Menschen
mit einbezogen. Das war höchste Zeit. Jugendliche
haben gute Ideen, wie sie ihr direktes Umfeld ver-
bessern können. Sie schätzen es sehr, wenn es
Möglichkeiten gibt, sich einzubringen.

Mitbestimmung ist auch ein wichtiger Faktor im
Landesprogramm für Demokratie, Toleranz und
Weltoffenheit. Im Rahmen dieses Landespro-
gramms fördern wir mit Unterstützung des Bundes
lokale Jugendforen. Jugendlichen steht ein Budget
zur Verfügung, mit dem sie unter eigener Regie
Projekte durchführen können. Aktuell werden über-
all im Land verteilt 22 dieser lokalen Jugendforen
eingerichtet, eben nicht nur in den Städten, sondern
auch im ländlichen Raum.

Eine wichtige Einrichtung sind die örtlichen Jugend-
parlamente, Frau Rothe-Beinlich hat schon darauf
hingewiesen. Jugendparlamente bestehen aus Kin-
dern und Jugendlichen, die sich regelmäßig treffen
und Themen diskutieren, die ihnen unter den Nä-
geln brennen. Aktuell gibt es mehr als 15 Jugend-
parlamente in Thüringen.

Tradition hat bereits der Thüringer Kindergipfel, der
seit 2007 stattfindet. Das Motto lautet: „Kinder re-
den, Erwachsene hören zu.“ Es ist gut, wenn Er-
wachsene auch einmal zuhören. Einen herzlichen
Dank an die Naturfreundejugend Thüringen für die
Initiative und Durchführung.

(Beifall CDU, DIE LINKE)

Viel Arbeit mit Jugendlichen geschieht in den Kom-
munen. Bürgermeisterinnen und Bürgermeister und
andere kommunal Verantwortliche haben immer
wieder um fachliche Unterstützung gebeten. Wir
lassen die Kommunen nicht allein. Seit wenigen
Monaten, seit November vergangenen Jahres, gibt
es ein entsprechendes Fortbildungsangebot. Aktu-
ell lassen sich 34 Fachkräfte zu Moderatoren für
Jugendbeteiligungsprozesse ausbilden. Jugendbe-
teiligungsprozesse sind für viele noch Neuland.
Handreichungen sind daher umso wichtiger. Der
Landesjugendhilfeausschuss hat zusammen mit
den kommunalen Spitzenverbänden, mit der LIGA
Thüringen und mit den Jugendverbänden eine fach-
liche Empfehlung erarbeitet. Diese Arbeitshilfe
beinhaltet umfangreiche Checklisten für die Beteili-
gung von Kindern und Jugendlichen in allen Berei-
chen der Jugendhilfe. Die Broschüre dazu ist so-
eben erschienen und wird die Arbeit vor Ort erleich-
tern.

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie sehen, es
gibt Einzelprojekte und wir haben seit Beginn der
Legislatur viel angekurbelt. Uns geht es jetzt da-
rum, diese Einzelprojekte besser zu vernetzen. Im
Koalitionsvertrag haben wir eine Landesstrategie
„Mitbestimmung“ verankert und diese Landesstrate-
gie entwickeln wir jetzt. Die Landesstrategie will Er-
fahrungen und erfolgreiche Ansätze aus der Arbeit
an Jugendbeteiligungsprozessen bündeln, den
fachlichen Austausch aus Wissenschaft und Praxis
anregen und Öffentlichkeitsarbeit für die Beteiligung
junger Menschen vorantreiben. Der Zeitplan steht.
Im November 2015 haben die „NaturFreunde Thü-
ringen“ nach einem Ausschreibungsprozess die fe-
derführende Entwicklung der Landesstrategie über-
tragen bekommen. Diese Woche endet die Bewer-
bungsphase für eine Mitarbeit in der Arbeitsgruppe
zur Landesstrategie „Mitbestimmung“. Spätestens
2019 soll dann der Implementierungsprozess abge-
schlossen sein.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir entwickeln in
Thüringen die eigenständige Jugendpolitik weiter.
Entscheidend ist, dass wir dies mit den Jugendli-
chen gemeinsam tun. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es ist Ausschussüberweisung an den Ausschuss
für Bildung, Jugend und Sport beantragt worden.
Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. Das sind die Fraktionen der Koalition und der
CDU. Gegenstimmen? Gegenstimmen der Fraktion
der AfD. Enthaltungen? Die sehe ich nicht. Damit
ist der Antrag der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 6/1970 an den Ausschuss für Bildung, Jugend
und Sport überwiesen.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt und rufe auf
den Tagesordnungspunkt 15

Gesunde Ernährung in Kinder-
garten und Schule verbessern
– regionale Lebensmittel wert-
schätzen
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/1999 -
dazu: Alternativantrag der Frak-

tion der AfD
- Drucksache 6/2601 -

Wünscht die Fraktion der CDU das Wort zur Be-
gründung ihres Antrags? Das kann ich nicht erken-
nen. Wünscht die Fraktion der AfD das Wort zur
Begründung? Frau Abgeordnete Muhsal, Sie haben
das Wort.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Nicht
schon wieder!)
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Abgeordnete Muhsal, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abge-
ordnete, es ist kein Geheimnis, dass das, was wir
essen, tiefgreifende Auswirkungen auf unsere Ge-
sundheit und unser Wohlbefinden hat. Und gerade
für Kinder hat die Ernährung nicht nur Auswirkun-
gen auf die derzeitige Gesundheit und das derzeiti-
ge Wohlbefinden, sondern auch für ihr Wachsen
und Aufwachsen, für ihr späteres Essverhalten und
für ihre Gesundheit ein Leben lang.

Von gut 900 Thüringer Schulen sind knapp 700 als
voll- oder teilweise gebundene oder offene Ganz-
tagsschulen ausgerichtet, also nehmen viele Kinder
am Mittagessen in der Schule teil. Mit unserem Al-
ternativantrag fordern wir die Landesregierung auf,
zu drei wesentlichen Themen zu berichten, die die
Gesundheit und die Verpflegung unserer Kinder in
der Schule betreffen. An erster Stelle steht dabei
die Gesundheitssituation von Kindern in Thüringen.

Um über wirkungsvolle Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Gesundheitssituation nachdenken zu kön-
nen, müssen wir uns zunächst ein Bild über die Ge-
sundheitssituation machen. Wir möchten wissen,
wie viele Kinder schon gesundheitliche Probleme
wie Übergewicht oder Mangel- oder Überflusser-
scheinungen haben und welche Maßnahmen ergrif-
fen werden, um dagegen anzugehen.

Über die Situation der Schulverpflegung konnten
wir bereits einiges in Erfahrung bringen. Aus der
Beantwortung einer Kleinen Anfrage wissen wir be-
reits, dass circa 49 Prozent aller Schüler am Mit-
tagessen an der Schule teilnehmen und dass die
Teilnahme mit zunehmendem Alter sinkt. Jedoch
sind damit noch nicht alle Fragen beantwortet.
Wichtig sind die Fragen nach der Qualität des an-
gebotenen Essens, nach der Herkunft der Produkte
und der Zusammensetzung der Speisen.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Und
nach den Klamotten, die man anhat!)

Weiterhin möchten wir gern von der Landesregie-
rung informiert werden über das EU-Schulobstpro-
gramm, seine Umsetzung und die etwaigen Proble-
me, die bei der Umsetzung entstehen.

Uns als AfD ist darüber hinaus wichtig, dass die Er-
nährung der Kinder in der Schule nicht nur gesund
ist, sondern auch regionaltypisch und auch auf re-
gionalen und saisonalen Produkten basiert.
Dementsprechend fordern wir die Landesregierung
auf, basierend auf diesen Grundsätzen der gesun-
den und regionalen Ernährung eigene verbindliche
Qualitätsstandards zu erarbeiten und für ihre Ein-
haltung Sorge zu tragen.

(Beifall AfD)

Wir wissen bereits, dass die Qualitätsstandards der
DGE kaum über Akzeptanz verfügen und sie von
keiner Schule in Thüringen umgesetzt werden. Da

aber alle Kinder in Thüringen gleichermaßen ge-
sunde, regionale und saisonale Verpflegung an
Schulen vorfinden sollen, halten wir die Erarbeitung
von eigenen Standards für notwendig, an die alle
Schulen gleichermaßen gebunden sind.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Nein!)

Außerdem möge die Landesregierung sich für eine
generelle Besteuerung des Schulessens mit dem
ermäßigten Steuersatz von 7 Prozent einsetzen
und die finanziellen Möglichkeiten schaffen, dass
alle Schulträger kinderreichen oder einkommens-
schwachen Familien einen Zuschuss zum Schules-
sen gewähren können.

Ein besonders wichtiger Punkt für alle Eltern, insbe-
sondere für solche mit vielen Kindern oder solche
mit einem geringen Einkommen, ist, wie teuer das
Schulessen pro Kind ist und insbesondere auch, in-
wieweit von entsprechend belasteten Eltern ein
niedrigerer Preis gezahlt werden kann. Nur 16 der
28 Schulträger gewähren momentan eine finanziel-
le Unterstützung für das Schulessen. Diese Situa-
tion ist unserer Ansicht nach nicht haltbar. Denn un-
sere Kinder müssen in allen Bereichen des Frei-
staats gleichermaßen die Möglichkeit haben, ein
günstiges Schulessen in Anspruch zu nehmen.

Mit unserem Alternativantrag zeigen wir Wege auf,
die Situation für viele Eltern mit schulpflichtigen Kin-
dern zu verbessern. Daher werbe ich natürlich wie
immer um Zustimmung zu unserem Antrag. Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön, Frau Muhsal. Die Landesregierung
erstattet einen Sofortbericht zu Nummer 1 des An-
trags der Fraktion der CDU. Frau Staatssekretärin
Ohler, Sie haben das Wort.

Ohler, Staatssekretärin:

Danke schön. Sehr geehrter Herr Präsident, sehr
geehrte Damen und Herren Abgeordnete, sehr ge-
ehrte Gäste, gesunde Nahrung ist wichtig, dies gilt
ganz besonders für Heranwachsende. Mit dem rich-
tigen Essen ist es gleich viel leichter, im Unterricht
wach und fit zu sein und Leistung zu erbringen. Für
die Verpflegung in den Kindertageseinrichtungen
sind die Träger der Kindertageseinrichtungen zu-
ständig, so steht es auch im Thüringer Kita-Gesetz.
Die Eltern haben das Recht, bei der Entscheidung
über die Verpflegung mitzubestimmen. Kita-Verpfle-
gung ist Aufgabe der Träger, also der Kommunen,
Kirchen und der freien Träger. Zahlen zur Verpfle-
gung liegen uns daher nicht vor. Das Land nimmt
lediglich die Aufsicht darüber wahr, dass die Träger
ihrer Verantwortung, täglich ein Essen auszurei-
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chen, nachkommen. Schulspeisung wiederum ist
eine Aufgabe der Schulen, der Schulträger und der
Kommunen. Geregelt ist das im Thüringer Gesetz
über die Finanzierung der staatlichen Schulen. Die
Schulkonferenz an der Schule entscheidet, welche
Pausenverpflegung es geben soll und orientiert sich
darin an den Grundsätzen einer gesunden Ernäh-
rung. Die Teilnahme am Mittagessen ist freiwillig.
Die meisten Tischgänge gibt es an den Grund-
schulen. Drei Viertel, 76 Prozent genau, aller
Grundschülerinnen und Grundschüler essen mit-
tags an der Schule. An den Förderschulen sind es
über die Hälfte, nämlich 54 Prozent. An den weiter-
führenden Schulen sind die Zahlen niedriger. Kin-
der, die autonomer werden, haben ihre eigenen
Vorstellungen, wie sie die Mittagspause gestalten
wollen. Ab der 7. Klasse sinken die Zahlen deutlich
– an den Regelschulen 26 Prozent, an den Ge-
samtschulen 27 Prozent und an den Gymnasien
27 Prozent –, es nimmt nur noch in etwa jeder Vier-
te das schulische Angebot an. Die Thüringer Ge-
meinschaftsschulen stechen hier hervor. Hier neh-
men rund 40 Prozent am Mittagessen teil. Insge-
samt nimmt knapp die Hälfte – 49 Prozent – aller
Schülerinnen und Schüler in Thüringen das Mit-
tagessen an der Schule ein. Jede fünfte Lehrkraft
nutzt das schulische Angebot.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Kosten für ein
warmes Mittagessen betrugen bei der letzten Erhe-
bung 2013 durchschnittlich 2,18 Euro pro Mahlzeit.
Damit liegt Thüringen mit 65 Cent unter dem Bun-
desdurchschnitt von 2,83 Euro. Schulträger können
heute schon Zuschüsse für das Schulessen gewäh-
ren. Dazu gibt es verschiedene Möglichkeiten und
Modelle, die von der Bezuschussung aller Essen
unabhängig von Elterneinkommen und Schulart
über eine Bezuschussung abhängig von Elternein-
kommen und/oder Familiengröße bis hin zu einer
indirekten Unterstützung durch die Übernahme der
Betriebskosten bei der Essensausgabe reichen.
Wichtig ist auch: Bei Kindern, deren Eltern Hartz IV
beziehen, greift die 1-Euro-Regelung. Das heißt,
egal, was das Schulessen kostet, diese Kinder zah-
len lediglich einen Eigenanteil in der Höhe von
1 Euro. Kommunen können auch diesen Eigenan-
teil bezuschussen, müssen das aber nicht. Bei der
letzten Erhebung 2013 hat über die Hälfte aller
Schulträger in irgendeiner Form Schulspeisung be-
zuschusst. Wie die Kommunen haushalten, das ist
Aufgabe der Kommunen. Kommunen wissen selbst
am besten, wofür sie ihre Mittel einsetzen. Ich sehe
hier keinen Bedarf und keine Rechtfertigung für
einen Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung.

Die Möglichkeit zur Reduzierung des Umsatzsteu-
eransatzes für Schulspeisung auf 7 Prozent exis-
tiert bereits. Je nach Ausgestaltung der Verpfle-
gungsleistung kann unter bestimmten Umständen
der ermäßigte Steuersatz oder gar eine Umsatz-
steuerbefreiung für Schulspeisung in Betracht kom-

men. Schwieriger ist die grundsätzliche Reduzie-
rung des Steuersatzes. Um diese Frage zu klären,
hat Thüringen bereits 2010 auf Betreiben des da-
maligen Sozialministeriums eine Bundesratsinitiati-
ve auf den Weg gebracht. Das Ergebnis: Eine
grundsätzliche Reduzierung würde zu einer Un-
gleichbehandlung mit vergleichbaren sozialen Ein-
richtungen wie Kitas, Krankenhäusern und Alten-
heimen führen. Insofern haben sich die Länder da-
mals für eine generelle Überprüfung des Katalogs
der Ermäßigungstatbestände in seiner Gesamtheit
ausgesprochen. Sie sehen, die Dinge sind kom-
plex.

Sehr geehrte Abgeordnete, ich erwähnte es bereits:
Die Bereitstellung eines warmen Mittagessens ist
Aufgabe der Schulträger und der Kommunen.
Schulträger und Kommunen wählen in Rückspra-
che mit der Schulkonferenz aus, woher und wie sie
das Essen beziehen. Ein Großteil der Schulen be-
zieht das Essen über Warmverpflegungssysteme,
nämlich 92 Prozent. Frischküchen gibt es vor allem
an den Internatsschulen des Landes, also an den
Spezialgymnasien. Schulträger und Kommunen
handeln verantwortungsbewusst und im Rahmen
ihrer finanziellen Möglichkeiten. Das Land leistet
dabei Unterstützung. Wir wollen eine gute Qualität
bei der Schulspeisung. Ein wichtiger Ansprechpart-
ner ist die vom Verbraucherschutzministerium ge-
förderte „Vernetzungsstelle Schulverpflegung“. Die
„Vernetzungsstelle Schulverpflegung“ unterstützt
mit Beratung, Aufklärung und Informationen. Das ist
eine Anlaufstelle nicht nur für Kommunen und
Schulen, sondern für alle, die Fragen zur gesunden
Schulverpflegung haben, also auch für freie Träger,
für Eltern und für Essensanbieter.

Mit den jährlichen Tagen der Schulverpflegung, mit
Fortbildungsveranstaltungen, Koch- und Schulaktio-
nen und mit Zukunftswerkstätten wirbt die Vernet-
zungsstelle in den Bildungsbereich hinein. Es gibt
Infoveranstaltungen für Essensanbieter und Info-
veranstaltungen für Schulträger zum Thema Quali-
tätssicherung. Bei diesen Veranstaltungen ist ein
Schwerpunkt die Vermittlung der DGE-Qualitäts-
standards, also der Standards der Deutschen Ge-
sellschaft für Ernährung. Das Ziel ist eine ausgewo-
gene und vollwertige Ernährung von Kindern auf
der Grundlage ernährungswissenschaftlicher Er-
kenntnisse. Optimale Lebensmittelauswahl, ausge-
wogene Speiseplan- und Nährstoffoptimierung sind
dabei wichtige Aspekte.

Ein wichtiges Thema der DGE-Qualitätsstandards
ist das Thema „Nachhaltigkeit“. Dazu gehören Sai-
sonalität und Regionalität. Regionalität und Ernäh-
rung, das ist eine Arbeitsaufgabe des Infrastruktur-
ministeriums. Ein wichtiger Partner ist die Deutsche
Gesellschaft für Ernährung, in diesem Fall die Sek-
tion Thüringen. Zusammen mit der Thüringer Agrar-
marketing hat sie umfangreiche Unterrichtsbegleit-
materialien entwickelt.
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Das Infrastrukturministerium setzt sich dafür ein,
dass Schulverpflegung mehr mit regionalen Pro-
dukten arbeitet. Dazu wurde im Auftrag des TMIL
2015 eine Studie durchgeführt. Ein Ergebnis: Re-
gionale Produkte müssen nicht automatisch höhere
Preise nach sich ziehen. Der nächste Schritt ist
jetzt eine bessere Vernetzung der Partner, die für
das Schulessen zuständig sind. Eine Möglichkeit
sind Infoveranstaltungen, die mit guten Beispielen
Lust auf mehr regionale Produkte in der Thüringer
Schulverpflegung machen wollen.

Das Europäische Schulobstprogramm ist nicht Teil
der Schulverpflegung. Schulverpflegung – ich er-
wähnte es eingangs – ist eine warme Mahlzeit. Das
Europäische Schulobstprogramm ist ein weiterer
Baustein der Kampagne für gesundheitsbewusste
Ernährung. Das Programm will Kinder animieren,
mehr Obst und Gemüse zu essen. Das Schulobst-
programm richtet sich nur an die Klassenstufen 1
bis 4 der Grundschulen und Förderschulen. Aktuell
nehmen 342 schulische Einrichtungen in Thüringen
an dem Programm teil. Eine erste Evaluation aus
dem Jahr 2011 zeigt, dass das Programm die Er-
nährungsgewohnheiten der teilnehmenden Kinder
positiv beeinflusst.

Sehr geehrte Damen und Herren, wie ernähre ich
mich richtig? Das ist eine Frage, die selbstverständ-
lich auch in den Lehrplänen der Thüringer Schulen
behandelt wird. Die Vermittlung von Wissen über
gesunde Ernährung ist eine Querschnittsaufgabe
und umfasst Fächer wie Schulgarten, Ethik, Biolo-
gie, Natur und Technik und Sport. Ich kann Ihnen
ein paar Beispiele nennen. Schulgarten der „Planck
Grundschule“: Der Schüler kann die Bedeutung des
Anbaus von Pflanzen für die gesunde Ernährung
erklären und kann einheimische Kulturpflanzen
auswählen. Biologie, Lehrplan für den Erwerb des
Haupt- und Realschulabschlusses: Der Schüler
kann gesunde Lebensweisen, vitaminreiche Ernäh-
rung, ausreichend Schlaf auf der Grundlage be-
stimmter biologischer Kenntnisse ableiten. Der
Schüler kann experimentieren und den Nachweis
eines Nährstoffs in Nahrungsmitteln erbringen.
Sport – Lehrplan für den Erwerb des Haupt- und
Realschulabschlusses: Der Schüler kann fächer-
übergreifende Zusammenhänge der Gesundheit
von Sport, Ernährung, Bewegung und sozialem
Wohlbefinden erklären und adäquate Ableitungen
für sich treffen.

Sehr geehrte Damen und Herren, auch im Thürin-
ger Bildungsplan für Kinder bis 18 Jahre spielt das
Thema „gesunde Ernährung und körperliches
Wohlbefinden“ eine wichtige Rolle. Dort – das hat
sich vielleicht schon herumgesprochen – geht es
nämlich nicht nur um Sexualität. Dort geht es auch
um gesunde Ernährung. Gesunde Ernährung wird
vor dem Hintergrund der fünf Modi der Weltaneig-
nung beschrieben, also vor dem Hintergrund der
basalen, der elementaren, der primaren der hetero-

nom-expansiven und der autonom-expansiven Bil-
dung erläutert. Lehrkräfte, Pädagogen, Erzieherin-
nen und Erzieher finden hier wichtige Anregungen
für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen.

Sehr geehrte Damen und Herren, Schulessen ist
wichtig – für manche Kinder ist das am Tag die ein-
zige warme Mahlzeit im Bauch. In Thüringen gibt es
an den Schulen eine flächendeckende Versorgung
mit einem warmen und bezahlbaren Mittagessen.
Vorsichtig wäre ich, einen Zusammenhang zwi-
schen Schulspeisung und Übergewicht anzuneh-
men. Schauen wir uns doch die Zahlen mal an –
rund 11 Prozent aller Kinder sind bereits bei der
Einschulung übergewichtig. Mit zunehmendem Al-
ter steigt der Prozentsatz der Übergewichtigen kon-
tinuierlich an. Gleichzeitig nimmt die Anzahl der
Schülerinnen und Schüler, die am Schulessen teil-
nehmen, mit steigenden Klassenstufen ab. Es wäre
schön – schön einfach –, wenn wir einen einfachen
Zusammenhang zwischen Schulessen und Ge-
wichtsentwicklung bei den Schülerinnen und Schü-
lern diagnostizieren könnten. So eindeutig sind die
Befunde leider nicht, hier braucht es weitere Maß-
nahmen.

Für Schülerinnen und Schüler, die zu viele Pfunde
mit sich herumschleppen, ist an Thüringer Schulen
Sportförderunterricht vorgesehen. Das sind zusätz-
liche Unterrichtsstunden, die sich an übergewichti-
ge Kinder, aber auch an Kinder und Jugendliche
mit Haltungs- und Koordinationsschwächen richten.
Mehr als 500 Sportlehrer haben bislang eine spezi-
elle Ausbildung durchlaufen. Nicht jede Schule hat
heute schon das Angebot eines zusätzlichen Sport-
förderunterrichts. Ein Ziel sollte es sein, dass alle
Schulen einmal wöchentlich so einen Unterricht an-
bieten. Klar ist aber auch, die Schule kann nicht alle
Fehler der Gesellschaft ausbügeln und Schulspei-
sung allein kann Fehlentwicklungen nicht verhin-
dern. Dazu braucht es mehr, es braucht Spaß an
gesunder Ernährung und Bewegung. Es kann hel-
fen, wenn Kinder und Jugendliche bei der Essens-
planung einbezogen werden. Es braucht das Enga-
gement vieler Partner. Schule kann vieles, aber
nicht alles bewältigen. Die Gesundheit der Kinder
und Jugendlichen in Thüringen ist eine Aufgabe,
die uns alle angeht – Schulen und Bildungseinrich-
tungen, Essensanbieter, Politiker, aber auch Eltern
und Familie. Und es braucht Aufklärung, Informa-
tion und Fortbildung. Schülerinnen und Schüler in
Thüringen erfahren viel über gesunde Ernährung.
Ressortübergreifend machen wir uns stark für ge-
sundes und erschwingliches Essen an Schulen.
Das Bildungsministerium, das Verbraucherschutz-
ministerium, das Sozialministerium und das Infra-
strukturministerium leisten zusammen mit der Ver-
netzungsstelle „Schulverpflegung“ eine gute Arbeit.
Gute Kita- und Schulverpflegung ist für die Landes-
regierung ein wichtiges Anliegen. Das haben wir

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 60. Sitzung - 01.09.2016 4983

(Staatssekretärin Ohler)



genau so im Koalitionsvertrag festgelegt und das
setzen wir um. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Ich frage: Wer
wünscht die Beratung zum Sofortbericht zu
Nummer 1 des Antrags der CDU-Fraktion? Die
CDU-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen, die SPD-
Fraktion, Die Linke und die AfD – na super, alle bei-
sammen, sodass ich die Beratung zum Sofortbe-
richt zu Nummer 1 des Antrags der Fraktion der
CDU und gleichzeitig die Aussprache zu den
Nummern 2 bis 7 des Antrags der Fraktion der
CDU und zum Alternativantrag der Fraktion der AfD
eröffne. Als Erste hat Frau Abgeordnete Rosin für
die SPD-Fraktion das Wort.

Abgeordnete Rosin, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Mitte April hat das Landesverwaltungsamt eine
Statistik zu den Schuleingangsuntersuchungen im
vergangenen Jahr veröffentlicht. Demnach sind
2015 mehr als 11 Prozent der Schulanfängerinnen
und Schulanfänger übergewichtig gewesen, davon
wiederum rund 40 Prozent adipös. Bei den Schü-
lern der Klassenstufe vier hat der Anteil der Über-
gewichtigen schon bei 18 Prozent gelegen und bei
den Schülern der Klassenstufe acht bei fast 21 Pro-
zent, davon ist die Hälfte adipös. Diese Zahlen sind
nicht nur erschreckend, sie zeigen auch zweierlei:
Falsche Ernährung und Übergewichtigkeit sind ein
gesamtgesellschaftliches Problem, das seine Initial-
zündung nicht erst in den Schulen erfährt, sondern
bereits wesentlich früher, nämlich in den Elternhäu-
sern. Denn mehr als ein Zehntel der Kinder kommt
bereits mit Übergewicht in die Thüringer Schulen.
Schule kann dieses Problem also nicht im Allein-
gang lösen, aber die Schule kann als zentraler So-
zialisations- und Lernort der Kinder und Jugendli-
chen eine hohe Verantwortung gemeinsam mit den
Eltern für diesen Bereich wahrnehmen. Es ist ja
nicht nur wichtig, dass für die gesunde und ab-
wechslungsreiche Ernährung der Heranwachsen-
den zu sorgen ist, sondern auch ganz wichtig ist ei-
ne andere Seite der Medaille, und zwar, dass man
für genügend Bewegung, Sport und Spiel sorgt.

Die Tatsache, dass der Anteil der Übergewichtigen
unter den Schülerinnen und Schülern ebenso wie
der Anteil der adipösen Kinder und Jugendlichen
von Klassenstufe zu Klassenstufe steigt, verdeut-
licht jedoch, dass Elternhäuser und Schulen hier –
um es vorsichtig zu sagen – noch erheblichen Ver-
besserungsbedarf haben.

Welche Veränderungen wären also notwendig?
Das Bildungsministerium hat in Reaktion auf die
Veröffentlichung des Landesverwaltungsamts vor-
geschlagen, künftig den Sportförderunterricht an

den Thüringer Schulen zu stärken. Das ist eine
Handlungsoption, greift aber meines Erachtens zu
kurz. Zum einen hilft der Ausbau des Sportförder-
unterrichts nicht wirklich gegen falsche Ernährungs-
gewohnheiten.

Zum anderen macht es meines Erachtens mehr
Sinn, die bereits bestehenden Einzelmaßnahmen
und Projekte im Bewegungsbereich, zu denen bei-
spielsweise die Konzepte einer bewegungsorien-
tierten Schule, das Modell „Tägliche Sportstunde“,
aber natürlich auch der Förderunterricht im Sport-
bereich zählen, zu einem Gesamtkonzept zu ver-
knüpfen und dieses dann landesweit umzusetzen,
als dies lediglich als einen Einzelaspekt in den Fo-
kus zu rücken. Das ist zu kurz gefasst. Diesen Ein-
wand will ich aber nur als eine Art Randbemerkung,
als flankierende Anregung als frühere Sportlehrerin
verstanden wissen und ihn auch gar nicht im Detail
ausführen, da die Bewegungsförderung zwar mit
dem heute behandelten Thema eng zusammen-
hängt, im Mittelpunkt der Oppositionsanträge aber
Ernährungsaspekte stehen.

Deshalb zurück zum Hauptthema: Das Bundesmi-
nisterium für Ernährung und Landwirtschaft hat im
vergangenen Jahr die Resultate einer bundeswei-
ten Studie der Deutschen Gesellschaft für Ernäh-
rung – kurz DGE – zur Qualität der Schulverpfle-
gung vorgestellt. Folgende Untersuchungsergebnis-
se scheinen mir für diese heutige Diskussion von
zentraler Bedeutung: Immer mehr Kinder und Ju-
gendliche haben Anspruch auf Schulverpflegung,
denn der Anteil an schulischen Ganztagsangeboten
an allgemeinbildenden Schulen steigt seit Jahren
bundesweit kontinuierlich an. Nach KMK-Angaben
sind im Schuljahr 2013/2014 über 35 Prozent aller
bundesdeutschen Schülerinnen und Schüler ganz-
tägig beschult worden. Damit kommt dem Schules-
sen eine immer größere Bedeutung zu. Darauf
müssen wir einfach Einfluss nehmen, weil die Ess-
gewohnheiten der Kinder auch in der Schule ge-
prägt werden.

Ein weiterer Aspekt dieser Untersuchung ist, dass
nur rund die Hälfte der bundesweit befragten Schul-
leitungen überhaupt Kenntnis von den von der DGE
entwickelten Qualitätsstandards für Schulessen hat.
In den neuen Ländern wird nicht einmal dieser we-
nig befriedigende Bundesdurchschnitt erreicht. In
Thüringen ist der DGE-Qualitätsstandard lediglich
bei 34,1 Prozent der Schulleitungen bekannt, wo-
durch der Freistaat im Bundesvergleich auf dem
vorletzten Platz vor Sachsen-Anhalt liegt. Sachsen-
Anhalt liegt bei 31,6 Prozent.

Schlimmer noch: Sofern der DGE-Standard den
Schulleitungen überhaupt bekannt ist, wird er bloß
an etwas mehr als der Hälfte der infrage kommen-
den Schulen überhaupt umgesetzt. Nur etwas mehr
als ein Viertel der Schulträger führt nach eigenen
Angaben Qualitätskontrollen bei der Schulverpfle-
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gung durch. Vertragliche, auf einem festen Leis-
tungsverzeichnis beruhende Regelungen zur Quali-
tät des Schulessens gibt es bislang flächendeckend
lediglich in den Stadtstaaten wie Berlin, Hamburg
und Bremen. Sie haben es natürlich in ihrer Dop-
pelfunktion als Bundesland und kommunaler Schul-
träger einfach. Ernährungsunterricht bzw. Ernäh-
rungsprojekte bieten im Bundesdurchschnitt
76,5 Prozent aller Schulen an, in Thüringen sind es
nur 70,7 Prozent. Aber bei fast der Hälfte dieser
Schulen finden die entsprechenden Unterrichtsein-
heiten nur einmal im Schulhalbjahr oder sogar nur
einmal im Schuljahr statt. Bei 85 Prozent der
Schulen kommt das Essen von Caterern oder ex-
ternen Lieferanten. Warm angeliefert werden die
Mahlzeiten bei 60 Prozent der Schulen. Nur 39 Pro-
zent der Schulen haben eine Mittagspause, die län-
ger als 45 Minuten dauert. Üblich ist eine Mittags-
pause in Thüringen von circa 30 Minuten. Dabei
muss man berechnen, dass die Kinder erst mal
zum Essen gehen müssen, sich beim Essen anstel-
len. Dann kann man berechnen, dass in manchen
Schulen am Ende für das Essen vielleicht 10 Minu-
ten verbleiben.

Als Lieblingsgericht der befragten Schülerinnen und
Schüler stehen auf den Plätzen 1 bis 4: Nummer 1
sind natürlich Nudeln, gefolgt von Pizza, Pfannku-
chen und Pommes frites. Als sogenannte Ätzge-
richte haben die Schüler genannt, in absteigender
Reihenfolge: Spinat, Suppen, Fisch und Kartoffeln.
Diejenigen Schülerinnen und Schüler, die in der
Mittagspause nicht an der Schulspeisung teilneh-
men, verpflegen sich nach eigenen Angaben primär
in Supermärkten, Bäckereien, Imbissen und Fast-
Food-Restaurants.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, warum
habe ich Ihnen das so detailliert vorgetragen? Weil
die Studie meines Erachtens sehr anschaulich
zeigt, dass wir es bei der Schulspeisung mit einer
komplexen Thematik zu tun haben, bei der ganz
unterschiedliche Aspekte zu berücksichtigen sind
und bei der es dementsprechend keine eindimen-
sionalen Verbesserungsansätze geben kann. Wir
haben es nach meiner Meinung mit einem Gemisch
aus weitverbreiteter Unkenntnis der Schulleitungen
und der Schulträger über die Grundprinzipien ge-
sunder Ernährung zu tun, wie sie die DGE vor-
schlägt, und zum anderen natürlich mit der unzurei-
chenden Einbeziehung von Ernährungsthemen in
den Schulalltag und falschen Essgewohnheiten der
Schülerinnen und Schüler, aber auch einer noch zu
gering ausgeprägten Esskultur an unseren
Schulen.

Ganz ähnlich wie an den Schulen sieht es übrigens
auch in den deutschen Kindertagesstätten aus.
Zum Kitabereich gibt es eine ganz aktuelle Studie
der DGE. Sie kommt zu folgenden Ergebnissen:
Wie im Schulbereich hat auch an den Kitas die Es-
sensversorgung in den letzten Jahren zunehmend

an Bedeutung gewonnen. Bundesweit bekommen
zwei Millionen Kinder, das sind zwei Drittel aller Ki-
takinder, ihr Mittagessen in ihrer Kindereinrichtung.
Damit hat sich die Inanspruchnahme von Verpfle-
gungsleistungen der Kitas binnen 15 Jahren ver-
doppelt. Mit der quantitativen Entwicklung der Kita-
verpflegung hat deren Qualität allerdings nicht
Schritt gehalten. Nicht einmal jede dritte deutsche
Kindertagesstätte, das sind 29,6 Prozent, beachtet
die DGE-Standards für gesunde und abwechs-
lungsreiche Ernährung der Essensanbieter in den
Kitas. 55,4 Prozent der Kitas werden von Caterern
mit vorgewärmtem Essen versorgt. Durch lange
Transportwege und Warmhaltezeiten kommt es bei
angelieferten Mahlzeiten oftmals zu Nährstoff- und
Qualitätsverlusten. Nur an rund 40 Prozent der Ki-
tas gibt es Mitarbeiter, die überhaupt ausdrücklich
über die Einhaltung von Hygienevorschriften bei der
Essenversorgung verantwortlich und auch ausgebil-
det sind. 21,4 Prozent der Kitas schulen ihre Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter überhaupt im Bereich
der Lebensmittelhygiene.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, an den
Ergebnissen der beiden Studien sehen Sie, dass
wir es mit einem komplexen Problem bei der Es-
sensversorgung in den deutschen Einrichtungen
der frühkindlichen und der schulischen Bildung zu
tun haben. Einfache Antworten helfen uns also an
dieser Stelle nicht weiter.

(Beifall SPD)

Eine dieser einfachen Antworten lautet, man müsse
seitens des jeweiligen Bundeslands die Schulträger
und die Eltern einfach mit mehr Geld ausstatten,
um entsprechende Investitionen zu leisten. Dies
geht in die Richtung Punkt 3 und 4 des AfD-An-
trags. Das klingt zunächst einmal logisch. Aller-
dings kommen die Experten der Deutschen Gesell-
schaft für Ernährung auf eine völlig andere Bewer-
tung. Ich zitiere aus einer Pressemitteilung der
DGE vom 23. Oktober 2012: „Teures Schulessen
ist nicht automatisch besser. Eine qualitativ hoch-
wertige Verpflegung ist nicht nur eine Frage des
Preises. Sie hängt auch von der Lebensmittelaus-
wahl, der Speisenplanung und -herstellung, den
Rahmenbedingungen in Schulen sowie von Hygie-
neaspekten und von der Qualifikation des Perso-
nals ab. Zu lange Warmhaltezeiten der Gerichte
führen nicht nur zu Vitaminverlusten und sensori-
schen Einbußen, es steigt auch das Risiko für die
Vermehrung von Mikroorganismen.“ Wenn sich ei-
nige erinnern, gab es vor geraumer Zeit auch Pro-
bleme mit Erdbeeren von einem Caterer, der bun-
desweit agiert. Sie können sich erinnern. Sie wis-
sen, was es bedeutet, wenn klassenweise die Kin-
der krank werden, weil damit Magen-Darm-Proble-
me einhergehen. Oft ist es so, das ist meine Erfah-
rung, dass man eher denkt, es ist ein Virus, dabei
liegt es am Ende am Essen, weil nämlich diese
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ganzen Punkte, die ich aufgeführt habe, oft nicht
eingehalten werden.

Daher sind Warmhaltezeiten von über drei Stunden
einfach nicht akzeptabel. Dazu gehören natürlich
auch die Anfahrtswege, die man da mit in den Blick
nehmen muss. „Richtwerte für Lager-, Transport-
und Ausgabetemperatur betragen maximal 7°C für
kalte und mindestens 65°C für warme Speisen.“ –
Da ist meistens das Problem, diese Temperatur zu
halten. – „Die Einhaltung der Hygienevorschriften
muss selbstverständlich sein [...], die Speisen müs-
sen die vorgeschriebenen Temperaturen haben
und zügig ausgegeben werden. Um Qualitätsver-
luste bei beispielsweise Zubereitung und Ausgabe
zu verhindern, ist geschultes Personal von zentraler
Bedeutung. Neben den rechtlich vorgeschriebenen
Schulungen sind auch Fort- und Weiterbildung für
alle in der Küche Tätigen zu ernährungsphysiologi-
schen Themen sinnvoll“ – so die Pressemitteilung
der DGE von 2012.

Vor dem Hintergrund, dass 85 Prozent der deut-
schen Schulen ihr Essen von Caterern oder exter-
nen Lieferanten bekommen und bei 60 Prozent der
Schulen das Essen bereits warm angeliefert wird,
kann oftmals das Essen nur durch stundenlanges
Warmhalten ausgegeben werden. Wenn man sich
dann anschaut, wie die Preisdiskussion läuft, ist es
nicht so, dass der Caterer, der am günstigsten ist,
auch der wertvollste für die Schulspeisung der Kin-
der ist. Die entscheidende Frage ist vielmehr, ob
wir die selbst benannten Parameter, die die DGE
setzt, wie die Schulen es auch selbst tun können,
um Nährstoff- und Qualitätsverluste beim Schules-
sen zu vermeiden, auch einhalten. Teures Schules-
sen ist also kein Wert an sich. Das gilt genauso für
die von der AfD gewünschte regionalorientierte
Schulspeisung.

Was nutzt mir der örtliche Metzger als Zulieferer
des Schulessens, wenn ihm unter regionaltypi-
schem Essen vor allem Thüringer Fleischspezialitä-
ten wie Rostbratwurst, Brätel, Mutzbraten oder na-
türlich auch Klöße einfallen, er aber die DGE-Vor-
gaben für eine gesunde Schulverpflegung gar nicht
kennt, nämlich täglich Gemüse, in 20 Verpflegungs-
tagen mindestens achtmal Salat oder Rohkost,
aber nur maximal achtmal Fleisch oder Wurst sowie
mindestens viermal Seefisch.

Meine sehr geehrten Damen und Herren. Für ge-
nauso wenig sinnvoll halte ich es, aus der unzurei-
chenden Bekanntheit der DGE-Qualitätsstandards
den Schluss zu ziehen, dann müsse Thüringen
eben einen eigenen Standard entwickeln und ihn
umsetzen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was soll das denn bringen, meine sehr verehrten
Damen und Herren von der AfD? Es ist nicht ziel-
führend neue Standards zu kreieren, wenn die be-

reits bekannten Standards nicht eingehalten wer-
den. Das ist nicht sinnvoll und nicht zielführend.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meinen Sie, dass diese Aspekte, die wir gerade be-
sprochen haben, dann andere Einwirkung finden?
Wir müssen doch an diesen Eckpunkten arbeiten,
die ich vorhin vorgetragen habe. Die Ergebnisse
der Bundesstudie zeigen deutlich, wo angesetzt
werden muss, um die Schulverpflegung zu verbes-
sern und damit die Ernährung und Essgewohnhei-
ten der Kinder und Jugendlichen positiv zu beein-
flussen. Wir müssen dafür sorgen, dass der bereits
bestehende DGE-Qualitätsstandard deutlich stärker
in das Bewusstsein der Schulleitungen und der
Schulträger rückt, dass die Schulträger die Einhal-
tung des DGE-Qualitätsstandards als zentralen Be-
standteil ihrer Verträge mit Caterern und Zulieferern
verstehen, dass die Schulen Ernährungsthemen
weit mehr und vor allem auch regelmäßiger in ihren
Schulalltag integrieren und nicht zuletzt, dass die
Dauer der Mittagspausen an den Schulen so ge-
staltet wird, dass dort eine vernünftige Esskultur
überhaupt erst einmal entstehen kann.

Die Institutionen, deren Aufgabe es ist, die genann-
ten Schritte einzuschlagen, haben wir bereits ge-
nannt. Da wäre innerhalb des Kabinetts das feder-
führende Ressort des Verbraucherschutzministe-
riums zu nennen, das sich laut seiner Website en-
gagiert für eine gesunde, schmackhafte, zielgrup-
pengerechte, von Kindern und Jugendlichen akzep-
tierte und wirtschaftliche Kita- und Schulverpfle-
gung einsetzt. Darüber hinaus gibt es noch die vom
Bund und vom Haus Lauinger geforderte Vernet-
zungsstelle zur Schulverpflegung, die bei der Ver-
braucherzentrale Thüringen angesiedelt ist. Dass
die Vernetzungsstelle mit vergleichsweise geringen
Personalmitteln gute Arbeit bei der qualitativen Ver-
besserung der Schulspeisung leistet, weiß ich.
Beim Verbraucherschutzministerium gehe ich na-
türlich auch davon aus. Wir Sozialdemokraten ver-
trauen daher darauf, dass mit den bundesweiten
Einrichtungen der Vernetzungsstelle der richtige
Weg eingeschlagen wurde, um die Gesamtproble-
matik „gesunde und abwechslungsreiche Schulver-
pflegung“ in all ihren Aspekten anzubieten, um
schrittweise zu ebenso umfassenden wie länder-
spezifischen Lösungsansätzen zu kommen. Wir
brauchen das Rad also nicht neu erfinden, aber wir
werden sicherlich auch noch ein wenig Geduld ha-
ben müssen, bevor die Notwendigkeit einer ausge-
wogenen und abwechslungsreichen Essensversor-
gung im Kita- und Schulbereich von allen beteilig-
ten Akteuren, den Einrichtungsträgern und -leitun-
gen, den Kindern und Jugendlichen, aber auch ih-
ren Eltern verinnerlicht ist. Mentalitätswandel brau-
chen seine Zeit.

Der vorliegende Antrag der CDU geht in dieser Hin-
sicht nicht weit genug, dennoch lohnt es sich, das
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Thema weiter intensiv in den Fachausschüssen zu
diskutieren. Wir werden daher für eine Überwei-
sung an den Bildungs- und den Verbraucheraus-
schuss stimmen und bitten, den Verbraucheraus-
schuss als federführenden Ausschuss zu wählen.
Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön, Frau Rosin. Als Nächster hat Abge-
ordneter Kowalleck für die CDU-Fraktion, das Wort.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, wir haben am Sofortbericht und an den
Ausführungen meiner Vorrednerin gehört und gese-
hen, dass es ein sehr umfangreiches Thema ist,
das uns alle angeht, das uns sicher auch allen am
Herzen liegt. Deswegen, denke ich, ist es gut, dass
Sie auch die Diskussion im Ausschuss unterstüt-
zen, so wie das Frau Rosin eben gesagt hat. Sie
hat in ihrer Rede viele Zahlen genannt. Deswegen
möchte ich Sie jetzt an dieser Stelle nicht mit den
vielen einzelnen Details quälen, möchte nur inso-
weit auch noch mal auf die aktuelle Diskussion ein-
gehen und natürlich auf die einzelnen Punkte unse-
res Antrags.

Frau Rosin ist ja intensiv auf die Studien der Deut-
schen Gesellschaft für Ernährung eingegangen. Ich
habe vor einigen Wochen in der „Bild“-Zeitung gele-
sen: „So schlecht ist unser Kita-Essen!“, hat die
„Bild“-Zeitung mit den großen Buchstaben getitelt
und auch diese Studie erwähnt, in der Essen in
1.400 Kindergärten untersucht wurden. Allerdings
ist dieses Thema nicht erst durch diese Studie auf
der Tagesordnung – das haben wir auch in der bis-
herigen Diskussion gehört – und auch nicht erst
durch bestimmte Zeitungsmeldungen, sondern wir
hatten auchden einen oder anderen Vorfall in der
öffentlichen Diskussion. Die Vorrednerin hatte die-
ses Beispiel mit den Erdbeeren aus China ange-
sprochen, wo gerade dadurch die öffentliche Mei-
nung entwickelt wurde. Es war für viele unverständ-
lich, dass man über den ganzen Erdball Erdbeeren
holt. Das ist auch ein Anliegen von uns, gerade die
regionalen Produkte einzusetzen. Wir sollten uns
gerade bei den Themen „Schulessen“ und „Kinder-
tagesstättenessen“ nicht von Pauschalurteilen lei-
ten lassen, denn es gibt durchaus viele gute und
engagierte Essensanbieter. Ich kenne das aus mei-
ner Region. Ich war vor der Sommerpause bei der
Lebenshilfe, die in Saalfeld eine Mittagessenküche
hat. Da kann man auch sehen, dass gut und
modern ausgestattete Küchen auch ein frisches
und ausgewogenes Mittagessen für Kindergärten,
Schulen und auch ältere Bürger herstellen. Gerade
in dieser Küche wird großer Wert darauf gelegt,

dass ein hoher Anteil von ökologisch produzierten
Lebensmitteln verwendet wird, vorzugsweise aus
der Region. Ich war auch beeindruckt zu sehen,
dass bei der Essenlieferung nicht dieser Plastik-
trend mitgemacht wird, sondern die Lebenshilfe
setzt da auf Porzellangeschirr, was in der heutigen
Zeit nicht selbstverständlich ist.

Meine Damen und Herren, gerade mit dem Ausbau
von Ganztagsschulen kommt einer gesunden, aus-
gewogenen und nahrhaften Schulverpflegung eine
immer größere Bedeutung zu. Gleichzeitig ist unbe-
stritten, dass viele gesundheitliche Probleme ihre
Ursache im ungesunden Ernährungsverhalten und
in mangelnder Bewegung haben. Übergewicht bei
Kindern und Jugendlichen ist in Thüringen ein Pro-
blem geworden, vor dem man nicht die Augen ver-
schließen darf. Im Kindes- und Jugendalter werden
die Grundsteine für das spätere Essverhalten ge-
legt. Das Thüringer Landesverwaltungsamt veröf-
fentlichte in diesem Jahr eine aktuelle Statistik zu
den Untersuchungen vor der Einschulung.

Frau Abgeordnete Rosin ist noch einmal intensiv
auf die Erhebung eingegangen. Ich muss auch an
dieser Stelle sagen: Eine gesunde und ausgewoge-
ne Verpflegung im Kindergarten und in der Schule,
aber auch zu Hause muss dabei ein Teil der Lö-
sung dieses Problems sein.

Die Ernährung ist ein sehr persönlicher und direkt
auf den Menschen bezogener Bereich, insofern
trägt jeder Mensch hier eine direkte persönliche
Verantwortung. Politik und Staat können hierbei nur
flankierend und hilfreich wirken, ohne jedoch die ei-
gentliche persönliche Verantwortung des Einzelnen
zu übernehmen. Das ist auch die Zielrichtung unse-
res heutigen Antrags. Entscheidend für das Ernäh-
rungsverhalten und insgesamt für eine gesunde
und ungesunde Ernährung ist die Lebenskompe-
tenz des Menschen mit seinem Wissen, seiner Bil-
dung, seinen Erfahrungen und nicht zuletzt seinen
persönlichen Veranlagungen. Der zentrale Ort für
die Entwicklung der erforderlichen Ernährungskom-
petenz ist nach unserer Meinung die Familie. Eltern
und Großeltern vermitteln ihren Kindern und Enkel-
kindern das Thema „Gesunde Ernährung“ mit ihrem
Wissen und ihrem persönlichen Vorbild. Eine hoch-
wertige und altersgerechte Schulverpflegung sowie
eine fundierte schulische Ernährungsbildung kann
Familie in dieser Aufgabe unterstützen, da Kinder
und Jugendliche über etliche Jahre hinweg tags-
über eine lange Zeit in der Schule verbringen. Es
gibt bereits verschiedene Initiativen und Program-
me in Thüringen, die sich für gesundes und regio-
nales Schulessen engagieren. Die einzelnen Pro-
gramme hat hier auch Frau Staatssekretärin Ohler
erwähnt. Dieses Beispiel des EU-Schulobstpro-
gramms hat uns gerade auch in der vergangenen
Legislaturperiode intensiv beschäftigt. Ich kann
mich gerade an die Anfänge erinnern, die doch
recht holprig waren, aber es wurde ja jetzt bestätigt,
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dass gerade dieses Programm läuft. Darauf müs-
sen wir natürlich auch weiterhin unser Augenmerk
legen. Das kann allerdings nur ein begrenzter Bei-
trag zur größeren Aufgabe, die wir haben, der ge-
sunden Ernährung, sein. Es braucht ein pädagogi-
sches Gesamtkonzept, um die Kinder und ihre El-
tern für eine gesunde Ernährung zu gewinnen. Ziel
muss es sein, das Bewusstsein für eine gesunde
Ernährung systematisch aufzubauen. Die Einstel-
lung zum Essen und die Wertschätzung für Lebens-
mittel müssen sich da teilweise auch grundsätzlich
ändern.

Mit der Verpflichtung der Thüringer Schulen zur Er-
arbeitung und Fortschreibung von Gesundheitskon-
zepten gibt es an den Schulen bereits einen An-
knüpfungspunkt, sich mit dem Thema „Gesunde Er-
nährung“ zu beschäftigen und verschiedene Maß-
nahmen aufeinander abzustimmen. Deshalb for-
dern wir mit unserem Antrag unter anderem das
Thema „Essen“ stärker in den Unterricht einzube-
ziehen und bei den Kindern ein stärkeres Bewusst-
sein für Nahrungsmittel, Herkunft, Qualität und die
gesunde Ernährung zu schaffen. Ganz wichtig ist
dabei, den Kindern den Ursprung des Essens mög-
lichst lebensnah zu vermitteln. Hier ist nach unserer
Ansicht das Thüringer Unterrichtsfach Schulgarten
das ideale Instrument, aber auch zum Beispiel die
Einrichtung von Kinderküchen, in denen Lebensmit-
tel frisch zubereitet werden können, ist dabei ein
Baustein. Aus meiner Arbeit weiß ich, dass viele
Kindergärten, viele Einrichtungen schon diese Kin-
derküchen haben und da ganz fleißig auch mit den
Kleinsten Essen zubereiten, und da gibt es dann
das gesunde Frühstück usw., wo dann Obst und
Gemüse zubereitet wird. Das ist dann vor Ort im-
mer auch eine ganz tolle Geschichte.

Meine Damen und Herren, die Qualität und der Ge-
schmack der Mittagsverpflegung müssen immer
wieder auf den Prüfstand. Seit dem Jahr 2009 gibt
es in Thüringen eine Vernetzungsstelle Schulver-
pflegung in Trägerschaft der Verbraucherzentrale
Thüringen, die vom Bundesernährungsministerium
gefördert wird. Sie unterstützt Schulen und Kinder-
gärten bei der Gestaltung eines gesunden Verpfle-
gungsangebots. Ihr Ziel ist auch die Förderung und
Verbreitung von Qualitätsstandards für die Schul-
verpflegung der Deutschen Gesellschaft für Ernäh-
rung. Zu dem Punkt, das hatte ich gesagt, haben
wir heute auch die unterschiedlichsten Zahlen ge-
hört. In unserem Antrag setzen wir uns dafür ein,
dass diese Qualitätsstandards der Deutschen Ge-
sellschaft für Ernährung als einheitliche Mindest-
standards für die Verpflegung in Kindergärten und
Schulen in den Ausschreibungsverfahren und Ver-
trägen mit den Trägern zu verankern sind. Außer-
dem soll in Zusammenarbeit mit der Vernetzungs-
stelle Schulverpflegung ein Qualifizierungssystem
für Caterer entwickelt werden.

Neben dem Essen gehört zu einer gesunden Er-
nährung aber auch die richtige Getränkewahl.

(Beifall Abg. Hey, SPD)

Deshalb wollen wir die Bereitstellung von gesunden
Getränken, zum Beispiel in Form von Milch, Tee,
oder die Einrichtung von Trinkwasserbrunnen in
den Schulen unterstützen. Aus Erfahrung weiß ich,
dass die Getränkeversorgung an den Schulen
höchst unterschiedlich gehandhabt wird. Besonders
in den warmen Monaten des Jahres, wenn Kinder
bei Sport und Spiel aktiv sind, reichen oftmals die
mitgebrachten Getränke nicht aus. Der Getränke-
automat in der Schule bietet dann mitunter auch
nicht das richtige Angebot. Auch hier sollten wir
dem berühmt-berüchtigten Colaautomaten den
Kampf ansagen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Älte-
ren von uns kennen noch die Harald-Schmidt-Show
und Harald Schmidt hatte immer als Running-Gag
gesagt: „Ich sage Ja zu deutschem Wasser.“ Viele
Abgeordnete in diesem Haus können diesen Aus-
spruch sicher unterstützen. Wir haben seit mehre-
ren Monaten vor unserem Plenarsaal im Landtags-
foyer einen Trinkbrunnen, wenn man so will. Seit
vielen Monaten wissen wir das zu schätzen. In Thü-
ringen gibt es auch bereits zahlreiche Trinkbrunnen
an den Schulen. In meiner Heimatstadt Saalfeld ha-
be ich vor zwei Jahren eine sogenannte „Trinkbrun-
neninitiative“ gegründet. Innerhalb eines Jahres ha-
ben wir mit Unterstützung von verschiedenen För-
derern erreicht, dass allein fünf Trinkbrunnen in
Saalfelder Schulen, Grundschulen, Regelschulen,
Gymnasien, eingeweiht werden konnten.

(Beifall CDU, DIE LINKE)

Das sind kleine Kunstwerke geworden, denn die
Kinder und Jugendlichen konnten die Hintergründe
selbst gestalten. Sie haben gesagt, wir möchten ein
bestimmtes Bild, das wurde dann mit örtlichen
Künstlern zusammen gestaltet. So haben wir wirk-
lich ganz individuelle Trinkbrunnen, kleine Kunst-
werke schaffen können. Zwei weitere Trinkbrunnen
entstanden in diesem Jahr in Schmiedefeld bei
Neuhaus und vor den Sommerferien haben wir
noch einen Trinkbrunnen in der Regelschule Unter-
wellenborn eröffnet. Das ist für mich auch eine
ganz tolle Sache, weil ich sehe, das wird von den
Kindern entsprechend angenommen. Die Brunnen
werden genutzt, gehegt und gepflegt, das ist eine
ganz tolle Sache.

Ich werbe auch immer dafür, dass jeder in seiner
Region aktiv für die gesunde Ernährung unserer
Kinder und Jugendlichen eintreten sollte. Dann ha-
ben wir schon viel gekonnt. Deshalb wollen wir
auch dieses vielschichtige Thema im Ausschuss für
Bildung, Jugend und Sport intensiv diskutieren. Ich
danke Ihnen an dieser Stelle für Ihre Aufmerksam-
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keit und vielleicht das eine oder andere Engage-
ment, das in Zukunft in dieser Richtung kommt,
vielleicht auch in Ihrem Wahlkreis. Wer Interesse
hat, kann auch gern noch mal auf meine Inter-
netseite schauen,

(Zwischenruf Abg. Rosin, SPD: Das war der
Werbeblock!)

da habe ich eine entsprechende Trinkbrunnenbro-
schüre und ein kleines Video. Ich finde es eine tolle
Sache. Das war noch eine kleine Werbung in der
Hinsicht.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Oh, ein Video mit Maik Ko-
walleck!)

Dann sage ich: Ja zu deutschem Wasser!

(Beifall CDU, AfD)

Präsident Carius:

Na dann, prost! Als Nächste hat Abgeordnete Skib-
be für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordnete Skibbe, DIE LINKE:

Sehr geehrter Präsident, sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete, der Antrag der CDU – so mei-
nen wir auch – macht einen Schritt in die richtige
Richtung. Ernährung in Kindergärten und Schulen
ist auch uns ein wichtiges Thema. Wir haben von
den letzten beiden Vorrednern schon eine Menge
gehört. Ich möchte seitens der Fraktion Die Linke
die Themen, die wir als wichtig erachten, die wir
auch in den vergangenen Legislaturperioden schon
entsprechend verfolgt haben und die weitergelten,
noch einmal benennen. Das sind zum einen erst
mal die Angebote zu einer täglichen Versorgung mit
gesunden und – wie wir meinen – auch hochwerti-
gen Lebensmitteln. Das ist zum Zweiten die Preis-
gestaltung, die nach unserer Ansicht sozial verträg-
lich zu gestalten ist. Das sind natürlich auch, so wie
in Ihrem Antrag bereits benannt, die regionalen,
aber auch saisonalen Lebensmittel, die in die Breite
des Angebots von Kindergärten und Schulen mit
einbezogen werden sollen. Und schließlich ist das
die Bildung der Kinder und Jugendlichen im früh-
kindlichen Bereich hin zu einer gesunden Ernäh-
rung. Diese Ziele und Aufgaben sind und bleiben
für uns wichtig und mündeten ja auch im Koalitions-
vertrag in eine sehr wichtige Aufgabe.

Frau Staatssekretärin Ohler hat in ihrem umfassen-
den Bericht, für den ich mich an dieser Stelle auch
ganz herzlich bedanken möchte, deutlich gemacht,
dass die genannten Ziele keine Wünsch-dir-was-
Formulierungen sind. Im Bericht der Landesregie-
rung wurde deutlich, dass hier nicht nur ein Ministe-

rium an einer Verbesserung der Situation arbeitet,
sondern dass das Thema „Gesunde Ernährung“ mit
drei beteiligten Ministerien erarbeitet werden muss.
Das Bildungsministerium ist ja schon benannt wor-
den, auch das Ministerium für Migration, Justiz und
Verbraucherschutz und – wie ich meine – auch das
Ministerium für Inneres und Kommunales hat zu-
mindest bei den Kommunen eine tatsächliche Ge-
meinschaftsaufgabe zu entwickeln. Dies ist gut,
denn es erhöht die Möglichkeit, die genannten Ziele
auch zu erreichen.

Die vielfältige Verteilung der Aufgaben bringt auch
den beständigen Bedarf einer guten Koordination
mit sich. Bisher – da brauche ich die Worte der Mi-
nisterin nicht zu wiederholen – wurde einiges er-
reicht. Bei den Kindertagesstätten gibt es einen
kontinuierlichen Trend, dass zunehmend Vollver-
pflegung angeboten wird und sich immer mehr Kin-
dertagesstätten an Projekten der frühkindlichen Er-
nährungsbildung beteiligen. Das können wir auch
im Jahresbericht der Deutschen Gesellschaft für Er-
nährung aus dem Jahr 2015 nachlesen. Allerdings
gibt es hier auch Unterschiede in den verschiede-
nen Kindertagesstätten und wir haben besonders
im kommunalen Bereich noch Nachholbedarf.

Die Zahlen zur Schulverpflegung wurden genannt,
die möchte ich hier nicht wiederholen. Die Anzahl
der Bildungsangebote zur Ernährung sowohl als
Querschnittsaufgabe in verschiedenen Bereichen
im Rahmen des Lehrplans als auch über außer-
schulische Projekte steigt hier in Thüringen, wobei
Experten bemängeln, dass die tatsächlich vermittel-
ten Inhalte oft nur punktuell und im Ansatz stecken
bleiben, weil, wenn wir nur punktuell – Frau Rosin
sagte es auch –, nur einmal im halben Jahr oder im
Jahr Projekte anbieten, dann hier die Frage nach
der Nachhaltigkeit zumindest gegeben ist.

Die Kosten für die Schulverpflegung wurden auch
hier benannt. Sie liegen bei durchschnittlich
2,18 Euro, wobei die Werte aus dem Jahr 2013
stammen. Ich denke, dass sich seit dieser Zeit noch
etwas entwickelt hat und dass die Schulverpflegung
teurer geworden ist. Aber das lässt sich natürlich
nicht auf die Qualität des Essens zurückführen.
Studien für Hamburg und Berlin aus den letzten
beiden Jahren haben gezeigt, dass hier ein Ausweg
aus der bekannten unguten Spirale „Preiswertes
Essen endet oft in billiger Qualität“ gefunden wer-
den muss. Ich glaube, das Thema sollten wir ange-
hen.

(Beifall DIE LINKE)

Auch die Kriterien der Deutschen Gesellschaft für
Ernährung bzw. die Forderungen hat Frau Rosin
bereits genannt. Ich möchte hier noch mal die Krite-
rien hinzufügen: besonders die Speisenfolge in vier
Wochen, zweimal in der Woche Fleisch, einmal
mindestens Fisch anzubieten, das Würzen mit fri-
schen Kräutern. Das sind alles Kriterien, die die
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Deutsche Gesellschaft für Ernährung anbietet. Hin-
zu kommt auch ein Getränk: mindestens 200 Millili-
ter und möglichst ungesüßt.

(Beifall DIE LINKE)

Das sind Dinge, die die Deutsche Gesellschaft für
Ernährung fordert. Und wie wir das umsetzen kön-
nen, ich denke, das lohnt sich, in den beiden Aus-
schüssen zumindest zu diskutieren.

Wenn wir das Ganze umsetzen, dann denke ich
auch, dass wir mit den Kosten des Essens, wie wir
sie jetzt haben und wo die Elternverbände und die
Schulen einen Höchstpreis von 3,50 Euro fordern,
das können wir dann mit diesen Forderungen nicht
erreichen. Wir müssen also auch hier die im Antrag
der CDU gestellten Forderungen nach der Qualität
der Verpflegung in Kindertagesstätten und Schulen,
wie die umgesetzt werden sollen, auch die Frage
stellen, wie die Kosten hierfür verteilt werden, wer
sie tragen soll. Denn damit die Schulträger – und
das sind in den meisten Fällen die Kommunen –
nicht allein gelassen werden, wäre das eine Forde-
rung, die einer Luftblase gleichkommt.

Ein Lösungsansatz ist ein gemeinsames Steue-
rungssystem von Mindestbedingungen für die Cate-
rer oder Schulspeisung bei gleichzeitig gerechter
Bezuschussung des Schulessens. Die Bundestags-
fraktion der Linken hat im Januar dieses Jahres im
Rahmen einer Fachkonferenz Wege aufgezeigt,
wie eine solche Steuerung aussehen könnte und
wie sich der Bund hieran beteiligen könnte.

Staatssekretärin Ohler hatte auf das Mehrwertsteu-
ersystem Bezug genommen, hatte noch einmal kri-
tisiert, dass das Kita-Essen mit 19 Prozent doch
sehr hoch besteuert wird, aber dass die Initiativen
unserer Bundestagsfraktion bisher ins Leere gelau-
fen sind. Wenn gerade das Essen von Kindern mit
19 Prozent und Tierfutter gleichzeitig mit 7 Prozent
besteuert wird, dann frage ich, wo ist hier die Ge-
rechtigkeit?

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dem müssen wir uns oder sollten wir uns dann
auch stellen.

Konkret geht es um ein notwendiges Bundespro-
gramm Kita- und Schulverpflegung. Ich denke, das
sollten wir auch gemeinsam diskutieren, wo genau
Komponenten, die bisher heute hier besprochen
wurden, umfassend diskutiert werden können bzw.
umfassend auch geklärt werden.

Es wird Sie nicht wundern, dass sich die Bundesre-
gierung bisher geweigert hat, dass dieses Pro-
gramm, das von unserer Bundestagsfraktion schon
aufgesetzt wurde, in der Diskussion noch keine
Rolle gespielt hat, aber vielleicht können wir das ja
über Thüringen anschieben. Ich würde das gut fin-
den.

Denn es ist paradox, wenn das zuständige Bundes-
ministerium für Ernährung und Landwirtschaft mit
der Kampagne „Macht Dampf: Für gutes Essen in
Kita und Schule“ lediglich aufklären will, warum gu-
tes Schulessen wichtig ist und Qualitätsstandards
möglichst an allen Schulen gelten sollen, aber die
Kosten hierfür komplett auf Länder, Kommunen
oder gar die Eltern schiebt.

So sieht unserer Meinung nach verantwortungsvol-
le Politik nicht aus und ich fordere Sie, liebe Abge-
ordnete von der CDU, auf, Minister Schmidt aus Ih-
rer Schwesterpartei – man darf sie sicherlich noch
so nennen – daran zu erinnern, dass auch er hier
gefordert ist, verantwortlich zu handeln, anstatt nur
Schaufensterparolen zu produzieren.

Lassen Sie mich abschließend noch auf fünf Punk-
te eingehen, die zu der Frage gehören, wie wir das
komplexe Thema einer gesunden Verpflegung an
Kindertagesstätten und Schulen so weiter behan-
deln, dass es nicht nur eine wichtige Aufgabe
bleibt, sondern für Eltern, Kinder und Schülerinnen
und Schüler zu spürbaren Ergebnissen führt. Min-
destanforderungen und Qualitätsstandards werden
inzwischen bereits – das haben wir heute gehört –
als geeignete Möglichkeit der Orientierung für die
Qualität des Essens akzeptiert. Um sie auch erfolg-
reich umzusetzen, braucht es neben einer dafür
notwendigen Infrastruktur auch eine Abkehr vom al-
leinigen Gebot des preiswertesten Angebots. Sie
müssten hier die Situation der Schulträger beach-
ten, die im Rahmen ihrer Kostenplanung darauf an-
gewiesen sind, die Entscheidung für den Caterer al-
lein nach der Marktlage zu treffen. Die bestimmt
sich eben nicht nach den DGE-Standards, sondern
teilweise nach abartigen Preis-Leistungs-Verhält-
nissen. Gerade bei der Verarbeitung des Essens in
Gemeinschaftsküchen finden immer noch viel zu
viele Fertigprodukte oder Halbfertigprodukte An-
wendung. Ja, das ist halt so, wenn der Wettbewerb
nach dem preiswertesten Anbieter vonstattengeht.

Dies bringt natürlich die bereits erwähnte Frage der
Kosten für Eltern und Schülerinnen und Schüler mit
sich, die diese für das Essen zu bezahlen haben
und wie diese Kosten sozial gerecht verteilt bleiben.
Das ist die Frage, die wir zuerst beantworten müss-
ten.

Sowohl geeignete Küchen und Zubereitungssys-
teme, qualitätsvolles Essen als auch die sinnvolle
Einbeziehung regionaler und saisonaler Angebote
sind nicht nur, aber vordringlich an eine gute Küche
gebunden, in der das Essen zubereitet, aber auch
aufbewahrt wird. Hierfür fehlen nicht nur in Schulen,
in Kindertagesstätten oft die Räumlichkeiten und
Kapazitäten. Selbst die Caterer kaufen in vielen
Fällen über Tiefkühlsysteme ein und bereiten nur
auf. Es ist also zu prüfen, wie die technischen und
personellen Voraussetzungen an Schulen für Kü-
chen zu verbessern sind und dass die Qualitäts-
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standards auch die Form der Zubereitung beim Ca-
terer umfassen.

Das Ganze hätte einen wichtigen Nebeneffekt: Eine
Küche vor Ort ist ein hervorragendes Mittel, Schüler
in die Essensplanung einzubinden und mit ihnen im
Rahmen von Projekttagen gemeinsam zu kochen.
Herr Kowalleck hatte ja schon mit den Schülerkü-
chen ein bisschen darauf abgehoben. Ich denke, da
sind wir gar nicht so weit voneinander entfernt. Das
könnten wir soweit hinbekommen.

Eine zweite Sache wäre die Attraktivität des Es-
sens. Hier meine ich nicht nur das Essen an sich,
sondern auch die Raumgestaltung. Viele Kinder
und besonders die Jugendlichen heben ja darauf
ab, dass gerade die Pausen zu laut und zur Raum-
gestaltung, dass es dann zu laut ist in den Räum-
lichkeiten, dass es keine Nischen gibt, wo man sich
aufhalten kann, und wollen deshalb auch woanders
essen, gehen zum Bäcker meinetwegen an der
Ecke oder zum Döner in der nächsten Straße. Das
wissen wir alle, dass gerade die älteren Kinder und
die älteren Jugendlichen das dann entsprechend
machen.

Auch Ernährungsbildung ist uns eine wichtige Sa-
che, die als Teil des sozialen Austauschs mit gebo-
ten ist. Es ist ein Grundbaustein eines erweiterten
Ansatzes von Ernährungsbildung. Gesunde Ernäh-
rung sollte nicht nur Forderung sein, sondern für die
Kinder in den Kindertagesstätten und für die Schü-
lerinnen auch als ein Anreiz dienen. Wenn die Ver-
pflegung in ihren Augen mehr ist als etwas, was
lästig ist, was vielleicht wie Rattengift schmeckt –
wie man im jugendlichen Alter spricht –, dann kön-
nen hier auch Bildungsansätze greifen, die über
Lehrplaninhalte hinausgehen.

Es gibt ganz verschiedene Pilotprojekte, die möchte
ich jetzt gar nicht mehr so aufzählen. Wir wollen,
dass auch die EU-Förderprogramme genutzt wer-
den. Ab dem kommenden Jahr werden das Schul-
milch- und das Schulobstprogramm zusammenge-
führt. Das begrüßen wir sehr und das sollten wir
auch weiter verfolgen und weiter auflegen.

Wir sind der Meinung, dass wir mit dem Antrag der
CDU mitgehen können. Den Alternativantrag der
AfD, der nach ihrem im Juni zurückgezogenen ers-
ten Antrag, der so ein Sammelsurium von verschie-
denen und sehr unausgewogenen Themen war,
lehnen wir ab. Von Kleinen Anfragen und Berichten
hätten Sie viele dieser Themen auch recherchieren
können. Der zweite Antrag scheint jetzt sowohl vom
Zeitpunkt seiner Einreichung als auch von den In-
halten so, als haben Sie jetzt von der CDU abge-
schrieben. Im Fazit habe ich den Eindruck, Sie
müssen sich erst mal in das Thema weiter einarbei-
ten und sollten dies auch tun.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Nein, nein,
wir waren zuerst am Thema dran!)

Gesunde Ernährung in Kindertagesstätten und
Schulen und die Bildung hierzu ist und bleibt ein
wichtiges Ziel der Landesregierung. Auch wir unter-
stützen die Überweisung des Antrags an die Aus-
schüsse für Verbraucherschutz und Bildung und
schließen uns den Forderungen von Frau Rosin an.
Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Herzlichen Dank. Nun hat Abgeordnete Muhsal für
die AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abge-
ordnete, die Ernährung und die Gesundheit unserer
Kinder sind ein hohes Gut. Wie ich in meiner Ein-
bringungsrede dazu schon gesagt habe, ist der Be-
such von Ganztagsschulen für viele Kinder in Thü-
ringen die Regel. Das bedeutet natürlich auch, dass
Eltern und Kinder davon abhängig sind, dass den
Kindern ein entsprechend gutes Mittagsangebot in
den Schulen gemacht wird. Besorgniserregend ist
dabei aber schon der Gesundheitszustand der Kin-
der. Im Schuljahr 2012/2013 waren in vorschuli-
schen Einrichtungen beispielsweise 10,2 Prozent
der Kinder übergewichtig, in der Klassenstufe vier
17,5 Prozent der Kinder. Und sogar 20,7 Prozent
der Kinder in der 8. Klasse waren übergewichtig.
Wie wir im April in der Zeitung lesen konnten, ha-
ben sich diese Zahlen seither nicht wirklich verän-
dert. Abgesehen davon, dass das einen erhebli-
chen Einschnitt für die Gesundheit und die Lebens-
qualität der betroffenen Kinder bedeutet, ist auch
davon auszugehen, dass das Risiko für weitere Er-
krankungen höher ist als bei normal ernährten Kin-
dern. Diesen Risiken müssen wir entgegentreten.
Wir können ihnen entgegentreten, indem wir für ei-
ne gesunde Ernährung in der Schule sorgen.

Eine Möglichkeit, dies zu tun, sei laut der Inter-
netseite des Ministeriums für Migration, Justiz und
Verbraucherschutz das EU-Schulobstprogramm.
Durch die Teilnahme an diesem Programm will die
Landesregierung einen Beitrag zur gesunden
Schulverpflegung leisten, das Wissen über regiona-
len Anbau und Zubereitung von Obst und Gemüse
steigern und dem rückläufigen Verzehr von Obst
und Gemüse bei Schülern entgegenwirken. Ein löb-
liches Ziel. Aber man muss sich doch fragen, ob
dieses Ziel durch das EU-Schulobstprogramm er-
reicht wird. Mich haben schon mehrfach Klagen von
Eltern erreicht, zum Beispiel darüber, dass Gurken-
stücke noch eingeschweißt sind, wenn sie ihren
Kindern in die Hand gegeben werden oder darüber,
dass die Kinder den Versuch gemacht haben, in
der Schule verteilte, steinharte Birnen zu essen.
Auch wenn mir erzählt wird, dass neben heimi-
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schem Obst auch grüne Bananen verteilt werden,
kann man sich schon fragen, ob die Kinder dabei
so viel über heimisches Obst lernen und ob das Es-
sen so toll ist.

(Beifall AfD)

Die beste Möglichkeit, einen Beitrag für eine gesun-
de Ernährung unserer Schulkinder zu leisten, ist al-
lerdings die Möglichkeit, dafür zu sorgen, dass mit-
tags in der Schule nicht nur eine warme Mahlzeit
angeboten wird, sondern dass diese Mahlzeit mög-
lichst gesund ist und auch aus regionalen Quellen
stammt. Was in der Schule bei den Kindern auf den
Tisch kommt, entscheidet in einer Schule die Schul-
konferenz nach den Grundsätzen einer gesunden
Ernährung – zumindest in der Theorie. Was genau
diese Grundsätze einer gesunden Ernährung sind,
ist nicht verbindlich definiert und da hapert es eben.
Die Schulen können aber beispielsweise – das ha-
be ich schon gesagt – die Standards für gesunde
Ernährung von der DGE – also der Deutschen Ge-
sellschaft für Ernährung – nutzen. Die Vernetzungs-
stelle Schulverpflegung hat unter anderem die Auf-
gabe, Schulen bei der Umsetzung der Qualitäts-
standards der DGE zu unterstützen. Allerdings wur-
de in einer Studie aus dem Jahr 2015 festgestellt,
dass nur 34,1 Prozent der Thüringer Schulleiter und
nur 63 Prozent der Thüringer Schulträger die DGE-
Standards überhaupt kennen.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das
haben wir schon gehört!)

Innerhalb einer Untersuchung der Thüringer Ver-
braucherschutzzentrale zum Thüringer Schulessen
aus dem Jahr 2009 konnte keiner der Anbieter vom
Schulessen die Grundsätze der DGE umsetzen.
Aus einer Antwort auf eine Kleine Anfrage wissen
wir, dass auch derzeit keine Thüringer Schule über
eine Zertifizierung für die Umsetzung der DGE-
Qualitätsstandards verfügt. Im Gegensatz zur CDU
glauben wir nicht, dass die DGE-Standards die Lö-
sung aller Probleme beim Schulessen sind.

Wir fordern die Landesregierung daher auf, eigene
verbindliche Qualitätsstandards zu entwickeln und
dafür zu sorgen, dass diese Qualitätsstandards im
Interesse unserer Kinder auch eingehalten werden.

(Beifall AfD)

Die Landesregierung soll insbesondere auch eige-
ne Qualitätsstandards entwickeln, weil die Stan-
dards der DGE eben keine Rücksicht auf die Regio-
nalität und Saisonalität der Produkte nehmen. Wir
wollen regionale Produkte für unsere Kinder, weil
Kinder dadurch nicht nur die Vielfalt und den Ge-
schmack der eigenen Region erkunden, sondern
auch, weil sie die jahreszeitspezifischen Obst- und
Gemüsesorten und ihre Bedeutung für die Ernäh-
rung kennenlernen. Wir wollen regionale Produkte,
weil damit regionale Wirtschaftskreisläufe gestärkt

werden und Gewinne nicht an Großunternehmen
gehen, sondern der eigenen Region nutzen.

(Beifall AfD)

Und wir wollen regionale Produkte, weil dadurch
auch die heimischen Kulturlandschaften gestärkt
werden. Gleichzeitig geht es uns nicht nur um re-
gionale, sondern auch um regionaltypische Spei-
sen, denn auch daraus resultiert eine Identifikation
mit der eigenen Umgebung und eine identitätsstif-
tende Esskultur.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ach ja!)

Ein besonderes Anliegen ist es uns auch, eine
Besteuerung des Schulessens mit dem ermäßigten
Steuersatz von 7 Prozent zu erreichen. Leider hat
sich hier noch keine andere Fraktion dazu geäu-
ßert. Ein ermäßigter Steuersatz von 7 Prozent wird
bislang nämlich immer nur dann fällig, wenn der
Verarbeiter des Essens die Speisen lediglich anlie-
fert, aber die Essensausgabe eben durch die Ein-
richtung selbst organisiert wird. In Thüringen wird
das Personal für die Ausgabe des Mittagessens al-
lerdings fast ausschließlich durch den Essensan-
bieter gestellt. Nur bei einem Schulträger wird das
Personal zur Essensausgabe vom Schulträger
gestellt und damit nur eine Mehrwertsteuer in Höhe
von 7 Prozent fällig. Wir meinen daher: Ein gesun-
des Mittagessen in der Schule gehört zur Grundver-
sorgung der Kinder. Deswegen sollte das Mittages-
sen in jedem Fall nur mit 7 Prozent und eben nicht
mit 19 Prozent besteuert werden. Dafür sollte sich
eine Landesregierung einsetzen.

(Beifall AfD)

Ein weiterer wichtiger Punkt, den wir mit unserem
Antrag aufgreifen, sind die Kosten des Schulessens
an sich und die Möglichkeit der Schulträger, für
Mehrkindfamilien oder einkommensschwache Fa-
milien das Schulessen zu bezuschussen. Im
Jahr 2013 variierte die Höhe der finanziellen Unter-
stützung des Essens je nach den finanziellen Res-
sourcen des Landkreises bzw. der Stadt. Der nied-
rigste absolute Zuschuss lag bei 26 Cent pro Por-
tion und der höchste absolute Zuschuss bei
1,90 Euro. Für die durchschnittliche minimale Un-
terstützung wurden 69 Cent ermittelt und für die
höchste 1,50 Euro. Hier ist die Landesregierung ge-
fragt, sie muss die finanziellen Möglichkeiten schaf-
fen, dass alle Träger sozial und nach der Kinder-
zahl gestaffelt das Schulessen bezuschussen kön-
nen. Ich hoffe, Sie alle teilen diese Ziele, und bean-
trage hiermit die Überweisung an den Ausschuss
für Bildung, Jugend und Sport.

(Beifall AfD)
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Präsident Carius:

Danke schön, Frau Muhsal. Als Nächste hat Abge-
ordnete Rothe-Beinlich für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, es ist jetzt schon viel gesagt
worden zum Thema „Schulspeisung“ und „Gesunde
Ernährung in Kindergarten und Schule verbessern
– regionale Lebensmittel wertschätzen“. Auch ich
möchte noch einmal an eine Debatte erinnern, die
vor einigen Jahren in diesem Haus stattgefunden
hat und die hier auch schon Erwähnung fand. Wir
erinnern uns, im September 2012 sind 11.000 Kin-
der in Berlin, Brandenburg, Sachsen-Anhalt und
Thüringen an einer akuten Gastroenteritis, einer
Magenschleimhautentzündung, erkrankt, nachdem
sie verunreinigte Erdbeeren zu sich genommen hat-
ten. In der Folge gab es hier im Thüringer Landtag
eine Diskussion, und zwar zu einem Antrag, den
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im November
eingereicht hat. Wie das so ist – wir kennen das –
dauerte es dann ein wenig, und am 13. Dezember
2012 fand schließlich die Debatte zum Antrag unter
der Überschrift „Kita- und Schulverpflegung: Ge-
sund, regional und saisonal – und zum Wohle der
einheimischen Wirtschaft“ statt. Mein damaliger
Kollege Dr. Frank Augsten hatte diesen Antrag hier
eingebracht. Aufhänger – wie gesagt – war die da-
malige Situation, dass eben 11.000 Kinder an aku-
ter Übelkeit litten, nachdem sie die entsprechenden
Speisen aus der Schulspeisung zu sich genommen
hatten.

Was aber ist mit diesem Antrag passiert? Erinnern
Sie sich daran noch, insbesondere geehrte Kolle-
gen von der CDU? Alle fanden es damals wichtig,
dazu etwas zu sagen, dass 11.000 Kinder erkrankt
sind. Unser Antrag, der aus einer Oppositionsfrak-
tion kam, wurde von Ihnen nicht mal an den Aus-
schuss überwiesen, sehr geehrte Damen und Her-
ren. Dazu waren Sie nicht bereit. Die Einzigen, die
damals der Ausschussüberweisung zugestimmt ha-
ben, war die Fraktion Die Linke. Alle anderen ha-
ben dies abgelehnt. Das muss schon zu denken
geben. Nur, weil Sie uns ja manchmal sagen, wir
würden unseren eigenen Leitgedanken nicht folgen,
vielleicht nicht alles besser, aber vieles anders zu
machen.

Wir werden Ihren Antrag von der CDU heute sehr
wohl an den Ausschuss überweisen, weil wir schon
meinen, dass es wichtig ist, zu dieser Frage zu dis-
kutieren. Dankenswerterweise wurden ja hier auch
schon sehr viele Fakten vorgetragen. Frau Rosin
hat ganz viele Zahlen genannt, auch Frau Skibbe
hat eben noch einmal vieles ausgeführt und auch
Sie, Herr Kowalleck, haben wichtige Fragen ange-

sprochen. Das wollen wir gern mit Ihnen in den zu-
ständigen Ausschüssen diskutieren. Ich will aber,
wie gesagt, noch einmal daran erinnern, wie Sie mit
solchen Anträgen verfahren sind, die sehr umfang-
reich waren. Sie waren damals nicht bereit, auch
nur in Ansätzen inhaltlich zu solchen Fragen zu dis-
kutieren, wenn ein Antrag von einer Oppositions-
fraktion eingebracht wurde.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: So waren die!)

Ernährung ist eine Frage der Haltung, und zwar in
vielerlei Hinsicht. Das wissen wir auch. Wir kennen
die Problematik, dass in den meisten Kitas und
Schulen leider die Standards der DGE nicht einge-
halten wurden. Das ist hier auch schon hinreichend
referiert worden. Die Frage ist nur, was daraus
folgt. Frau Rosin hat das schon richtig gesagt, ich
will es noch einmal betonen. Die Deutsche Gesell-
schaft für Ernährung hat es sich nicht leicht ge-
macht. Sie hat sehr umfangreiche Studien durchge-
führt und entsprechende Standards auf den Weg
gebracht. Jetzt müssen wir zur Kenntnis nehmen,
dass die wenigsten Kindertagesstätten und Schulen
diese Standards kennen, geschweige denn berück-
sichtigen. Dann kommt die AfD daher und sagt:
Dann brauchen wir eben neue Standards. Entschul-
digung, das ist wirklich nicht seriös, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren. Da sind wir eher sehr
dicht bei der CDU. Es gibt diese Standards. Sie
sind wichtig. Sie müssen eingehalten werden. Ent-
sprechend müssen sie auch bekannt gemacht wer-
den. Aber dafür brauchen wir keine neue Standard-
debatte. Die Standards sind längst da. Es hapert
leider wie so oft an der Umsetzung, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren. Das muss uns zu den-
ken geben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kinder und Jugendliche, die den ganzen Tag in der
Kindertagesstätte oder Schule verbringen, brau-
chen selbstverständlich ein gutes und auch gesun-
des Essen. Es sollte natürlich auch möglichst regio-
nal sein. Denn wir erinnern uns alle: Die verunrei-
nigten Erdbeeren, um die es damals ging, kamen
aus China. Sie wurden also von weither angekarrt.
Was das mit gesund oder regional zu tun hat, wir
wissen alle: Es hat überhaupt nichts damit zu tun.
Ich will noch kurz auf die Bertelsmann-Studie „Is(s)t
KiTa gut?“ verweisen, die festgestellt hat, dass es
etwa ein Drittel der Kitas ist, das sich an den Ernäh-
rungsstandards orientiert. Der Rest orientiert sich
an anderen Standards. Es gibt das optimix-Kon-
zept, die Bremer Checkliste. Als Grüne sagen wir,
dass wir der Diskussion darüber, wie wir mehr Ver-
bindlichkeit und auch mehr Bekanntheit bei den
Standards erreichen, sehr offen gegenüberstehen.
Wie gesagt, wir meinen nur nicht, dass man, wie
man immer so schön sagt, das Rad neu erfinden
muss, sondern es muss darum gehen, die Stan-
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dards auch ernst zu nehmen. Zur Forderung der
AfD nach einem verringerten Steuersatz, den Sie
eben noch mal vorgetragen hat, von 7 Prozent für
Schulessen hat die Staatssekretärin bereits ausge-
führt, dass diese Möglichkeit der Verringerung unter
Umständen bereits besteht. Da müssen wir mit den
Schulträgern ins Gespräch kommen, denn bei den
Schulträgern liegt es natürlich, welche Verträge ge-
staltet werden, bei den Schulkonferenzen, die sich
letztlich für den jeweiligen Anbieter entscheiden …

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Das ist richtig!
Das ist richtig!)

– Wie bitte? Das ist richtig. Wenn Herr Grob mich
mal lobt… – Jedenfalls liegt es beim Schulträger,
sich zu entscheiden. Insofern müssen wir uns das
ganz genau anschauen. Hier müssen wir nämlich
auch wieder mal die kommunale Selbstverwaltung
im Blick behalten. Das hatten wir heute auch schon
einmal an anderer Stelle. Außerdem geht es auch
nicht darum, ob alle Schulträger das Schulessen
bezuschussen, sondern es muss darum gehen –
meinen wir jedenfalls –, dass kein Kind aus finan-
ziellen Gründen vom Schulessen ausgeschlossen
bleibt. Thüringen liegt bei den Durchschnittskosten
beim Schulessen im Übrigen unterhalb des Bun-
desdurchschnitts. Für Kinder aus finanziell schwä-
cheren Familien gibt es zudem eine Ermäßigung
entsprechend § 26 SGB II. Außerdem hat die
Staatssekretärin hier auch zu weiteren Regelungen
ausgeführt. Untersuchungen zeigen auch immer
wieder, dass es nicht die Kosten für das Schules-
sen sind, die das Problem darstellen, sondern eher
die fehlende Qualität des Essens. Deswegen legen
wir sehr großen Wert darauf, dass sich tatsächlich
die Qualität des Schulessens verbessern muss. Die
Hamburger Hochschule für Angewandte Wissen-
schaften hat in einer Studie 2014 festgestellt, dass
es oft zu viel Fleisch gibt, zu wenig Obst und Ge-
müse und das Essen, das hat Frau Rosin
dargestellt, einfach zu lange warmgehalten wird.
Ob dann die 65 Grad immer eingehalten sind, ist
noch eine ganz andere Frage. Auch gibt es – auch
das ist schon von meiner Kollegin Frau Rosin ange-
sprochen worden – viel zu wenig Zeit zum Essen.
Essen verbindet. Essen braucht aber tatsächlich
auch Zeit, wenn es eben nicht nur darum geht,
Nahrung herunterzuschlingen. Das soll es nicht
sein. Schulpausen zur Mittagszeit von 30 Minuten
reichen eben nicht. Die DGE empfiehlt eine Pau-
senzeit von 60 Minuten plus minus 15 Minuten.
Auch darüber muss man nachdenken. Gerade bei
Ganztagsschulkonzepten, wo rhythmisiert gearbei-
tet wird, ist das in der Regel auch gar kein Problem.
Es muss einfach nur umgesetzt werden, meine
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir sagen aber auch ganz klar, dass es mehr Ab-
wechslung auf dem Teller braucht, wie zum Bei-
spiel Salatbars. Das machen uns andere Länder
übrigens vor. In Finnland beispielsweise gibt es in
jeder Schule eine Salatbar, statt lang gegartes Ge-
müse, und mehr Buffets, an denen die Schülerin-
nen und Schüler ihr Essen selbst zusammenstellen
können. Und da sehen wir es etwas anders als die
AfD: Gerade auch beim Essen sollte man immer
mal wieder etwas anderes probieren. Man sollte un-
terschiedliche Dinge kennenlernen, auch kosten,
erfahren, schmecken. Insofern braucht es hier auch
eine Vielfalt auf dem Teller, meine Damen und Her-
ren.

Schülerinnen und Schüler sollten auch mehr mitre-
den dürfen, was auf ihren Tellern landet. Ich kann
Ihnen eines sagen, da komme ich übrigens, Herr
Bühl, zu einem Zwischenruf aus der letzten Plenar-
sitzung, den ich noch einmal entschieden zurück-
weisen muss, Ihrerseits mir gegenüber. Es ging um
die Sonderplenarsitzung, wo ich eine Lesepause
beantragt habe und Sie dazwischengerufen haben
– ich durfte das unlängst im Protokoll korrigieren –,
ich hätte gar nicht gelesen, sondern ich hätte drau-
ßen gestanden und ein Steak gegessen. Das wäre
eine echte Überraschung, da ich seit über 30 Jah-
ren eingefleischte Vegetarierin bin, Herr Bühl.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Einge-
fleischte Vegetarierin?!)

Ich will an dieser Stelle darauf verweisen, dass es
für Kinder beispielsweise, die sich vegetarisch er-
nähren, oftmals sehr schwierig ist – ja, mit Wort-
spielen können Sie nicht so viel anfangen, jetzt ma-
chen Sie sich doch mal ein bisschen locker, Herr
Voigt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das heißt, dass ich keine Tiere esse, wenn Sie es
noch genauer wissen wollen, und Fische und Hühn-
chen sind übrigens auch Tiere. Die Frage höre ich
auch immer wieder, wenn ich frage, ob es etwas
Vegetarisches zu essen gibt. „Es gibt Fisch!“ –
„Ach, was!“ Das sind auch Tiere, ja.

Ich kann Ihnen nur sagen, dass es für Kinder oft-
mals schwierig ist, die sich beispielsweise vegeta-
risch ernähren, überhaupt ein Angebot in den
Schulen zu bekommen. Aus unserer Sicht jeden-
falls muss es das Angebot auch geben. Dort, wo es
nämlich gelingt, mehr Vielfalt anzubieten, sind auch
die Teilnahmequoten am Essen wesentlich höher.

Wir sehen allerdings auch den Bund mehr gefordert
– und jetzt sollte die CDU einmal zuhören. So hat
nämlich der Bundesernährungsminister Schmidt
2014 eine Qualitätsoffensive für gesundes Schules-
sen ausgerufen und eindringlich für eine gemeinsa-
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me Strategie von Bund, Ländern, Kommunen und
Schule geworben. Textbausteine, das ist interes-
sant, dieser Qualitätsoffensive finden sich übrigens
wortgleich im Antrag der CDU. Eine Anfrage der
Grünen-Bundestagsfraktion hat allerdings ergeben,
dass die Bundesregierung im Jahr 2014 für das
Thema „Schulverpflegung“ lediglich 1,9 Millionen
Euro ausgegeben hat. Das entspricht gerade ein-
mal 23 Cent je Schüler im Jahr. So viel zur Verant-
wortung der CDU/CSU im Bund, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wie geht es jetzt also weiter? Lassen Sie uns ge-
meinsam in den Ausschüssen diskutieren, wie wir
zu Verbesserungen kommen können. Wir würden
sehr gern darüber sprechen, wie wir den Bund
mehr in die Pflicht nehmen können, um die Länder
beispielsweise beim Bau von Schulmensen und Kü-
chen an Schulen mehr als bisher zu unterstützen.
Es braucht zudem einen weiteren Ausbau der Ver-
netzungsstellen und die Stärkung von Fortbildung.
Auch das ist ja schon umfangreich dargestellt wor-
den.

Zwei Personalstellen für etwa 1.000 Schulen und
1.300 Kitas in Thüringen können bislang nur viel zu
wenig tun, auch wenn die Kolleginnen – Ihnen sei
hier gedankt – eine sehr gute Arbeit leisten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch sollten wir schauen, inwiefern Thüringen ver-
stärkt Fragen gesunder Ernährung und Verpflegung
in Schule und Kita in der Aus- und Fortbildung bei-
spielsweise von Schulleitung verankern kann. Die
Diskussion führen wir gern in den Ausschüssen
weiter. Ich habe deutlich gemacht, es geht uns um
eine Verbesserung der Kita- und Schulverpflegung
in Thüringen. Den AfD-Antrag jedoch lehnen wir ab,
die Gründe habe ich ausgeführt. Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Rothe-Beinlich. Weitere Wort-
meldungen aus den Reihen der Abgeordneten lie-
gen mir nicht vor. Die Landesregierung wünscht
das Wort auch nicht erneut, sodass wir die Aus-
sprache schließen können.

Ich frage, ob davon auszugehen ist, dass das Be-
richtsersuchen zu Nummer 1 des Antrags der CDU-
Fraktion erfüllt ist? Da gibt es keinen Widerspruch,
sodass das der Fall ist.

Wir kommen damit zur Frage der Fortsetzung der
Beratung zum Sofortbericht im entsprechenden
Fachausschuss, soweit keine der beantragenden
Fraktionen widerspricht. Ich glaube, das ist auch

nicht der Fall, sodass wir darüber abstimmen, den
Sofortbericht und – davon gehe ich mal aus – auch
die Nummern 2 bis 7 des Antrags der Fraktion der
CDU an den Ausschuss für Bildung, Jugend und
Sport zu überweisen. Wer dafür ist, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. Das sind alle Fraktio-
nen. Danke schön.

Dann hatte ich vorhin gehört, dass auch noch der
Ausschuss für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz beantragt wurde, bin mir aber nicht mehr
ganz sicher.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ja!)

Ja. Dann stimmen wir auch darüber ab. Wer für die
Überweisung an den Ausschuss für Migration, Jus-
tiz und Verbraucherschutz ist, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. Danke schön, eine Mehrheit. Ge-
genstimmen? Enthaltungen? Etliche Enthaltungen
aus der AfD-Fraktion. Damit ist auch das überwie-
sen, sodass wir jetzt über die Federführung abstim-
men, die beim Ausschuss für Migration, Justiz und
Verbraucherschutz liegen soll.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Nein!)

Beantragt wurde die Federführung beim Ausschuss
für Migration, Justiz und Verbraucherschutz. Wer
dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen der Koalitionsfraktionen. Danke
schön. Gegenstimmen? Aus der CDU-Fraktion.
Enthaltungen? Aus der AfD-Fraktion. Damit liegt die
Federführung beim Ausschuss für Migration, Justiz
und Verbraucherschutz.

Wir kommen dann zur Abstimmung zum Alternativ-
antrag. Hier ist die Überweisung an den Ausschuss
für Bildung, Jugend und Sport beantragt worden.
Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das sind die Stimmen der AfD-Fraktion. Ge-
genstimmen? Aus den Koalitionsfraktionen. Enthal-
tungen? Aus der CDU-Fraktion. Damit ist die Über-
weisung mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen jetzt über den Antrag der AfD-Fraktion
in Drucksache 6/2601 in der Sache ab – nein, wir
lassen ihn stehen für die nächste Sitzung. Dann
schließe ich diesen Tagesordnungspunkt.

Ich schließe die Sitzung entsprechend der Verein-
barung zwischen den Parlamentarischen Ge-
schäftsführern, wünsche Ihnen allen einen schönen
Abend bei Achava. Aber ich habe noch einen Ge-
schäftsordnungsantrag, Entschuldigung, Herr
Blechschmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Herr Präsident, ich muss doch noch mal an Ihre
Gedanken anknüpfen. Der Alternativantrag würde
ja so lange stehen bleiben, bis der aus dem Aus-
schuss wiederkommt, wenn er wiederkommt. Dem-
zufolge müssten wir doch über den Alternativantrag
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der AfD abstimmen. Es könnte ja der Fall eintreten,
dass der Antrag der CDU im Ausschuss als erledigt
betrachtet wird.

Präsident Carius:

Selbst wenn er erledigt würde, würde er doch wie-
derkommen.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Nein, dann wird er im Ausschuss erledigt.

Präsident Carius:

Nein, der würde dann erneut zur Beratung hier in
den Landtag kommen. Wir gehen mal davon aus,

sodass wir jetzt dabei bleiben. Der Alternativantrag
bleibt bestehen und wird dann wieder aufgerufen,
sobald der andere Antrag aus dem Ausschuss wie-
der zurückkehrt.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Jetzt aber schließe ich die Sitzung und einen schö-
nen Abend, viel Vergnügen, bis morgen früh.

Ende: 18.56 Uhr
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